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(Beginn: 09:01 Uhr)

Präsidentin Ilse Aigner: Einen schönen guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich eröffne die 131. Vollsitzung.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die Tagesordnungspunkte 6 a und 6 b auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Bayerischen Finanzausgleichsgesetzes und der 
Bayerischen Durchführungsverordnung Finanzausgleichsgesetz
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2023) (Drs. 18/25166)
- Erste Lesung -

und

Gesetzentwurf der Staatsregierung
über die Feststellung des Haushaltsplans des Freistaates Bayern für 
das Haushaltsjahr 2023
(Haushaltsgesetz 2023 - HG 2023) (Drs. 18/25167)
- Erste Lesung -

Dazu erteile ich das Wort Herrn Staatsminister Albert Füracker.

Staatsminister Albert Füracker (Finanzen und Heimat): Hochgeschätzte Frau 
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Schönen guten Morgen! Ich danke, 
dass die Gelegenheit besteht, hier den Haushaltsentwurf vorzustellen und ganz 
formal in den Landtag einzubringen. Der Haushaltsentwurf muss sich leider erneut 
mit Krise und mit Krisenbewältigung beschäftigen. Wir hatten uns das ja alle an-
ders vorgestellt. Nachdem aber COVID-19 mittlerweile zu COVID-22 geworden ist, 
fand in Europa auch noch ein schlimmes Ereignis statt, nämlich der Krieg. Russ-
land hat die Ukraine völlig völkerrechtswidrig und unmenschlich überfallen. Die Fol-
gen sind menschliches Leid unermesslichen Ausmaßes. Außerdem hat dies natür-
lich bedeutende Folgen für die wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse nicht 
nur in Europa, aber zumindest dort. Die Experten in Deutschland sagen, wir stün-
den am Beginn einer Rezession. Das macht mir als Finanzminister und Ihnen 
allen, uns als Land keine große Freude – im Gegenteil: Wir haben große Sorge um 
die wirtschaftliche Entwicklung. Insbesondere die Energiepreise, aber auch die 
Versorgungssicherheit haben uns in den letzten Monaten und Wochen intensiv be-
schäftigt.

Die hohen Energiepreise sind auch der Haupttreiber eines Problems, das in der 
Bevölkerung gerade mit hoher Virulenz unterwegs ist. Die Inflation und die überall 
steigenden Kosten bilden sich natürlich auch in diesem Haushalt ab. Auch der 
Staat ist auf der Ausgabenseite von Inflation und Kostensteigerungen betroffen – 
das ist völlig klar.

Daher brauchen wir erneut Krisenmanagement. Wir geben in Bayern mit diesem 
Haushalt alle Möglichkeiten, die Krise ordentlich zu bekämpfen. Wir machen das 
strukturiert, gleichmäßig, Schritt für Schritt, so wie Krisenmanagement eben erfol-
gen muss, nicht wie in Berlin, wo anstatt von Handlungen, die wir dringend bräuch-
ten, vor allem der Streit und die Diskussion darüber dominieren, wie man denn ein 
Land durch eine Krise führen kann, indem man mit Geld möglichst alles repariert. 
Lassen Sie mich sagen: Wir haben ideologische Diskussionen um die Energiever-
sorgung in Deutschland, und wir in Deutschland bemühen uns zurzeit, die Folgen 
der Energiemangelsituation fiskalpolitisch zu bekämpfen. Es werden 200 Milliarden 
Euro neue Schulden gemacht, damit Energiepreise nach unten subventioniert wer-
den können, weil zu wenig Energie zur Verfügung steht. In der Marktwirtschaft ist 
es immer so: Wenn es von etwas genügend gibt, dann ist es auch günstiger. Des-
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wegen sage ich ganz sachlich: Wir werden nicht oft Energiepreise mit 200 Milliar-
den Euro nach unten subventionieren können. Wir müssen uns überlegen, wie wir 
in Deutschland wieder mehr Energie produzieren.

(Florian von Brunn (SPD): Da können wir in Bayern anfangen!)

– Ich weiß, dass wir noch mehr Windräder brauchen. Und wenn wir noch 
3.000 Windräder mehr hätten, meine Damen und Herren: Wir brauchen noch viele 
Jahre auch Treibstoffe, Öle und fossile Brennstoffe.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich kenne mich da gut aus. Ich komme aus einem Landkreis, in dem 70 Windräder 
stehen. Ich bin mit dieser Materie längst und intensiv beschäftigt. 17 % der Primär-
energie, die wir brauchen, werden regenerativ produziert. Man sollte nicht immer 
so tun, als könnte man physikalische Notwendigkeiten einfach ausblenden. Ich 
sage das nur deswegen, weil dies natürlich etwas mit dem Thema zu tun hat. Wir 
sagen ideologisch: Wir wollen Gas aus Amerika und aus Katar. Wir haben jetzt 
einen Vertrag geschlossen. Vor Kurzem haben wir uns verbeugt – nicht wir, son-
dern der eine oder andere Bundesminister –; aus Katar werden jetzt fossile Brenn-
stoffe geholt, und man freut sich darüber: Wir in Deutschland sind ja sauber; wir 
holen kein Gas aus unserem Boden, weil wir das ablehnen. Ich will das nicht be-
werten. Ich bin Finanzminister, nicht Energieminister.

Eines weiß ich aber schon, meine Damen und Herren: Man darf nicht auf Dauer 
glauben, dass alles, was dreckig ist, Schwierigkeiten macht und Belastungen her-
vorruft, irgendwo im Ausland geschehen soll, während wir dann quasi in Bullerbü 
ganz wohl leben. Wir werden uns noch alle miteinander wundern.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Deswegen auch hier mein Aufruf: Wir müssen wieder Energiepolitik betreiben. Fis-
kalpolitik kann Energiepolitik nicht ersetzen. Dies belastet unseren Haushalt 
enorm. Wir haben völlig unausgereifte Maßnahmen, ungeklärte Finanzierungen, 
Sondervermögen vorgefunden. Ich sage Ihnen ganz offen: Ich lese, dass wir klare 
Leitlinien und Grundsätze für unsere Haushaltspolitik brauchen. "Wir müssen die 
Haushaltspolitik neu ausrichten", habe ich gestern in der Veröffentlichung von 
einem großen Medienunternehmen gelesen – ich glaube, dpa hat dies getitelt. Ich 
dachte mir, Frau Köhler, Sie meinen Berlin.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Sie werden jetzt noch hören, weshalb es nicht notwendig ist, in Bayern die Ausrich-
tung der Haushaltspolitik neu erfinden zu wollen. Ich bin verwundert, mit welcher 
Verve man unterwegs ist, das, was wir in Bayern glänzend tun, so schlechtzure-
den, und das, was in Berlin zum Schaden Bayerns geschieht und nicht geschieht, 
auch noch zu verteidigen.

Wir werden Energieproduktion statt Energiesubvention brauchen, sonst sehen bald 
alle Länderhaushalte so aus wie der Bundeshaushalt, nämlich null Konzept, null 
Perspektive und Schulden ohne Ende. Das Einzige, was darin ständig steigt, sind 
die Schulden, nicht aber die Krisenbewältigung. So etwas wollen wir in Bayern 
nicht.

Da auch die Einnahmenseite zum Haushalt und zur Finanzpolitik gehört, muss ich 
schon noch sagen: Ich habe mich in den letzten Tagen in Absurdistan gewähnt. Ich 
sage dies insbesondere auch an die Freunde der FDP gerichtet. Herr Hagen ist 
heute nicht da; er hat sich sehr in die Erbschaftsteuerdebatte eingebracht. Ich 
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möchte Ihnen in aller Sachlichkeit sagen, damit es alle noch einmal hören: Der 
Freistaat Bayern kämpft seit Jahren für höhere Freibeträge und kämpft seit Jahren 
für regionalisierte Freibeträge. Der Freistaat Bayern in meiner Person hat das x-
mal vorgetragen, nämlich schon 2020 in der Großen Koalition. Es heißt ja immer: 
Ihr habt 16 Jahre regiert. Es gab keine Chance, dies mit Herrn Scholz und der 
SPD, dem Koalitionspartner durchzusetzen. Trotzdem haben wir dies weiterver-
folgt.

Im März 2022 kam dann das Schreiben des Bundesfinanzministers Lindner an den 
bayerischen Finanzminister, dass es bei der Erbschaftsteuer keine Änderungen 
geben wird; höhere Freibeträge werden nicht kommen; das wird abgelehnt; das 
steht nicht im Koalitionsvertrag der Ampel; ich solle endlich aufhören, mich in Sa-
chen Erbschaftsteuer zu engagieren.

Im Jahressteuergesetz werden nun erhöhte Bewertungen abgebildet. Herr Hagen 
sagt dazu, dass dies noch aus der CSU-Zeit stamme und sich die CSU jetzt selbst 
kritisiert. – Nein, ich habe die höheren Bewertungen überhaupt nicht kritisiert. Man 
soll doch wenigstens lesen und richtig zitieren, was wir sagen. Dann wird behaup-
tet, man wäre schon immer für höhere Freibeträge gewesen, und das sollen die 
Länder reparieren. Wissen Sie: Wir haben die Dinge vor etwa 14 Tagen im Bun-
desrat vorgelegt und dort null Komma null Zustimmung dafür bekommen. Heute 
aber sagt die Ampel: Wir wären für höhere Freibeträge, wenn dies die Länder nur 
wollten. Jetzt sage ich Ihnen eines: Der Herr Lindner will die Freibeträge um 25 % 
erhöhen.

(Zuruf der Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE) und Florian von Brunn 
(SPD))

Er weiß wohl nicht, dass sich die Preise für Immobilien in Bayern verdoppelt oder 
sogar verdreifacht haben. Wenn die Freibeträge steigen, dann müssen sie in Ana-
logie zu den Wertzuwachsraten der Gebäude steigen und nicht um weniger.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Jetzt überschlagen sich im Bund die Experten. Das Jahressteuergesetz, mit dem 
die Erbschaftsteuer neu geregelt wird, ist ein Bundesgesetz. Wenn der Herr Bun-
desfinanzminister es ernst meint, dann schreibt er in dieses Bundesgesetz hinein, 
was er für richtig hält, und sagt nicht, das müssten die Länder tun.

Wir haben im Bundesrat einen Antrag eingebracht. Alle Länder können zustimmen. 
Am Freitag kommt es im Bundesrat zum Schwur.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Am Freitag können alle zustimmen; dann geht es in den Vermittlungsausschuss. 
Ich bin gespannt, ob die GRÜNEN, die SPD und die FDP im Vermittlungsaus-
schuss das tun werden, was wir vorschlagen. Wir kämpfen weiter in Sachen Erb-
schaftsteuer, das heißt für höhere Freibeträge, wie wir es seit Jahren tun. Seit Jah-
ren!

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Arbeitsverweigerung in Berlin ist das, meine Damen und Herren. Die Ampelschal-
tungen in Berlin werden immer wilder. Die Haushaltsaufstellung wird immer schwie-
riger.

Übrigens hat bei alledem, was bisher in Berlin beschlossen wurde, der Herr Lind-
ner die Länder niemals gefragt, ob sie gern mitzahlen wollen. Das gilt für alles, was 
wir in den letzten Monaten zu bezahlen hatten.
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(Zuruf von der FDP)

Überall haben wir dann gehört: Was macht ihr in Bayern? – 4 Milliarden Euro kos-
ten uns in Bayern bisher – –

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

– Der Herr von Brunn mit einem äußerst qualifizierten Zwischenruf.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Sie haben das Thema verfehlt!)

4 Milliarden Euro haben wir in Bayern von den bisherigen Entlastungspaketen, die 
in Berlin beschlossen wurden, mitbezahlt. Und was hat man beschlossen? – Büro-
kratische Monster. Ich erinnere nur an die Energiepreispauschale. Warum sage ich 
Ihnen das? – Ich werde Ihnen gleich erklären, warum: weil das auch Auswirkungen 
auf Bayern hat, und zwar nicht nur monetäre. Die Arbeitgeber müssen es ausbe-
zahlen. Wer keinen Arbeitslohn bezieht, muss mit dem Finanzamt abrechnen. Zig-
tausende zusätzliche Steuererklärungen – völlig sinnlos! Immerhin musste man 
neun Steuerparagrafen einführen, um das exekutieren zu können.

Ein aktuelles Beispiel ist die Gaspreissoforthilfe. Die Ampel verteilt mit der Gieß-
kanne, aber die Finanzämter sollen für Zielgenauigkeit sorgen. Das ist rechtlich 
fragwürdig; immerhin mussten wir dafür "nur" drei Einkommensteuerparagrafen 
schaffen.

Warum sage ich Ihnen das? – Weil ich lese, wir würden die Steuerverwaltung über 
Gebühr belasten. Eines stimmt: Die Steuerverwaltung ist sehr hoch belastet. – Ich 
bedanke mich auch bei der Steuerverwaltung; denn es ist wirklich eine herausra-
gende Leistung, die dort seit Jahren erbracht wird, auch und gerade jetzt, bei der 
Umsetzung der Grundsteuerreform mit allem, was dazugehört.

Aber ein Witz ist es schon, dass die Ampel in Berlin Dinge beschließt, die die Steu-
erverwaltungen der Länder mit einem unglaublichen, irren Aufwand zu exekutieren 
haben, um sich dann in Bayern hinzustellen und zu sagen, die Steuerverwaltung 
sei überlastet, weshalb wir ein bisschen mehr für sie tun müssten. Ich bin ge-
spannt, was da noch alles kommt.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Das ist übrigens die Meinung aller Länderfinanzminister. Wenn ich in der Länderfi-
nanzministerkonferenz mit den Kollegen von den GRÜNEN und der SPD rede, 
dann bitten alle den Bund dringlich darum, Abstand zu nehmen von Dingen, die 
zwar in Berlin beschlossen werden, aber von den Steuerverwaltungen der Länder 
umzusetzen sind. Und dann weinen die Vertreter der Ampel vor Ort Krokodilsträ-
nen! Es ist wirklich skurril, was ich hier erlebe.

Der Bund will anschaffen, aber wir sollen zahlen und das Personal stellen. Das 
kann so nicht weitergehen. Das sage ich in aller Sachlichkeit. Ich weiß, was geleis-
tet wird.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

– Herr von Brunn, ich weiß gar nicht, was Sie heute haben. Hatten Sie bei der 
gestrigen Weihnachtsfeier ein schlechtes Erlebnis, oder was? Ich weiß es nicht 
genau.

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Sie können ja dann hier sprechen, wenn Sie wollen.

Protokoll 18/131
vom 14.12.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode 18149



(Florian von Brunn (SPD): Zu gegebener Zeit!)

– Das machen Sie zu gegebener Zeit; ich fände das wirklich sehr gut.

(Zuruf von den GRÜNEN: Ich dachte, wir sprechen hier über unseren Haus-
halt? Können wir einmal über unseren Haushalt reden? – Zuruf von der CSU: 
Einfach mal zuhören! – Unruhe)

Präsidentin Ilse Aigner: Der Herr Staatsminister hat das Wort.

(Zurufe der Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE) und Florian von Brunn 
(SPD))

Staatsminister Albert Füracker (Finanzen und Heimat): Kann man den Käfig ir-
gendwie wieder schließen?

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, wir müssen bei der Betrachtung all dieser Fragen natür-
lich das Gesamte sehen. In einer solchen Phase einen Haushalt aufzustellen ist 
eine riesige Herausforderung.

Das Jahr 2024 ist aus meiner Sicht seriös leider noch nicht planbar. Deswegen 
haben wir auch in diesem Jahr wieder einen Einjahreshaushalt vorgelegt. Wir fah-
ren in der Krise auf Sicht. Es hat sich in den vergangenen Jahren gut bewährt, 
dass wir die Krisenhaushalte so gestalten, dass sie gut "handlebar" sind und dass 
man auch in der Krise reaktionsfähig ist. Die Menschen und die Wirtschaft können 
sich auf die bayerische Haushaltspolitik verlassen. Bei uns gibt es kein ständiges 
Hin und Her, keine Intransparenz im Haushalt. Wir betreiben Politik mit Weitblick, 
das heißt auch für künftige Generationen. Wir bekämpfen die Krise, tätigen Zu-
kunftsinvestitionen und kommen ohne Neuverschuldung aus.

Meine Damen und Herren, wie kann man das nicht anerkennen, sondern sagen, 
wir bräuchten hier eine völlige Umkehr der Haushaltspolitik? Wir schaffen es in die-
ser Zeit, einen Haushalt ohne Neuverschuldung vorzulegen, während andere 
Schulden machen, Schuldenbremsen aussetzen oder "Sondervermögen" bilden. 
Das neue Lieblingswort der bundesdeutschen Haushaltspolitik lautet "Sonderver-
mögen". Was da in Berlin gemacht wird, ist kein Vermögen, sondern sind Schul-
den. Über 400 Milliarden Euro neue Schulden werden dort gemacht – 300 Milliar-
den Euro in Form von Sondervermögen, 45 Milliarden Euro im Haushalt, 
65 Milliarden Euro für das Klima.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von den Ampel-Parteien, was würden Sie 
sagen, wenn ich in Bayern einen Haushalt vorlegen würde mit mehreren unter-
schiedlichen Sondervermögen und unter Nutzung all dessen, was die verfassungs-
mäßig erlaubten – oder auch nicht erlaubten – Tricks zur Umgehung der Schulden-
bremse hergeben? Ich möchte einmal hören, was Sie sagen würden. Würden Sie 
dann auch sagen, wir bräuchten eine Umkehr der bayerischen Haushaltspolitik? In 
dieser adventlichen, vorweihnachtlichen Phase kann ich stattdessen nach Berlin 
rufen: Kehret um, meine Damen und Herren!

Wir haben nichts umzukehren.

(Florian von Brunn (SPD): Sie wollen die Menschen also nicht entlasten?)

Wir helfen. Der Härtefallfonds in Bayern wird mit eineinhalb Milliarden Euro aufge-
legt. Zusätzliche Investitionen sind im Energie- und Klimapaket vorgesehen, und 
das alles ohne Kreditermächtigungen, meine Damen und Herren. Wir helfen mit 
Entschlossenheit und mit finanzpolitischer Verantwortung.
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Ich sage es Ihnen noch einmal: Wir helfen. Wir zahlen auch für in Berlin beschlos-
sene Programme mit, auch wenn Herr von Brunn mir zum 24. Mal zuruft, dass wir 
nicht helfen wollten. Ja, wir wollen helfen, wir wollen entlasten.

(Florian von Brunn (SPD): Was haben Sie in Bayern denn bisher getan?)

Ich sage Ihnen voraus: Wenn der Energiepreis nicht nach unten gebracht werden 
kann, werden noch so viele Schulden in Berlin, noch so viele Hunderte Milliarden 
Sondervermögen nicht helfen, jedenfalls nicht auf Dauer. Die wichtigste Hilfe ist, 
den Energiepreis zu senken.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Deswegen ist der Zwischenruf von Herrn von Brunn zwar interessant; er wird des-
wegen aber nicht richtig.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Was haben Sie denn an Aggressionen heute dabei? Warum können Sie nicht ein-
mal eine halbe Stunde zuhören, ohne zu schreien? Warum nicht?

(Beifall bei der CSU – Toni Schuberl (GRÜNE): Können wir einmal über den 
bayerischen Haushalt reden? Themaverfehlung!)

Der Härtefallfonds ist nötig, weil die Bundeshilfen offensichtlich nicht alle Lücken 
schließen. Wir helfen natürlich, wenn Existenzen bedroht sind.

Die Umsetzung kann leider nicht schneller erfolgen. Fragen Sie einmal die Länder-
finanzminister von SPD und den GRÜNEN, ob sie schon irgendein Hilfspaket aus-
bezahlt haben. Alle warten auf das, was der Bund entscheidet, damit eine Ergän-
zung ordentlich stattfinden kann. Der Bund hat zum Beispiel erst in der 
vergangenen Woche entschieden, dass er keine neuen Härtefallfonds auflegt, son-
dern lieber Geld an die Länder zahlt, damit diese mit Härtefällen umgehen können. 
Der Bund hat erst gestern oder vorgestern entschieden, auch für die Nutzer von 
Pellet- und Ölheizungen etwas zu machen. Dabei mahnen wir beim Bund seit Wo-
chen an: Sagt uns doch, was ihr vorhabt!

(Toni Schuberl (GRÜNE): Können wir endlich über den bayerischen Haushalt 
reden?)

Liebe bayerische Öffentlichkeit, bitte glauben Sie nicht diese Mär. Alle Bundeslän-
der, alle Länderfinanzminister und die Ministerpräsidenten haben das gleiche Pro-
blem wie wir. Alle warten darauf, was der Bund macht. Wenn dort entschieden ist, 
kommen die Ergänzungen der Länder. Wir sind nicht die Letzten, die einen Härte-
fallfonds auflegen, sondern wir werden zu den Ersten gehören, die das tun. Das ist 
die Wahrheit, die unabhängig von dem gilt, was immer wieder kolportiert wird.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Helfen Sie deswegen mit, dass es in Berlin weitergeht.

Wir legen neben den Hilfen ein Investitionspaket von 500 Millionen Euro auf. Viele 
zusätzliche Investitionen fließen in die regenerativen Energien. Auch hier gilt, liebe 
bayerische Öffentlichkeit: Glauben Sie nicht, wenn etwas anderes erzählt wird. 
Bayern ist bei dem Ausbau und der Nutzung regenerativer Energien spitze, und 
das seit Langem! In Bayern gibt es Landkreise, in denen 70 oder sogar über 100 
Windräder stehen, auch wenn immer wieder behauptet wird, in Bayern gäbe es so 
etwas nicht. Das ist einfach nicht wahr.
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(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Die Haushaltspolitik neu ausrichten? – Ja, ich kann Ihnen sagen, dass wir das tun. 
Wir finanzieren solide. Wir hatten zwischen 2020 und 2022 Kreditermächtigungen 
von 20 Milliarden Euro. Davon haben wir nur 10 genutzt.

(Unruhe – Zurufe)

– Es wäre fair zuzuhören, aber das ist schwierig, wenn man immer dazwischen-
schreit. Aber das ist offenbar nicht der Plan. – Von diesen 10 Milliarden Euro 
Schulden, die wir gemacht haben, haben wir knapp 4 Milliarden für unterschiedli-
che Unterstützungsmaßnahmen den Kommunen zur Verfügung gestellt. Der Frei-
staat Bayern hat also für die Kommunen Schulden gemacht und zur Bewältigung 
der medizinischen Herausforderungen in besonderer Weise.

Wir haben unser Versprechen gehalten. Wir haben nicht 20 Milliarden Euro Schul-
den gemacht, sondern 10. Fast 4 davon waren für die Kommunen. Die Krediter-
mächtigung im Haushalt 2023 haben wir auf null gestellt. Wir haben keine Haus-
haltstricks, keine Sondervermögen, keine 400 Milliarden Euro Schulden. Wir haben 
all das eingehalten, was im Rahmen der Schuldenbremsen die verfassungsrechtli-
chen Grundvoraussetzungen sind.

Ich wundere mich oft, dass Kollege Lindner sagt, mit 400 Milliarden Euro neuer 
Schulden würden alle Schuldenbremsen eingehalten. Glauben Sie mir eines: Die 
Menschen durchschauen das. Die Menschen glauben nicht, dass alle Schulden-
bremsen eingehalten sind, wenn man 400 Milliarden Schulden macht. Die Men-
schen sehen darin nicht eingehaltene Bremsen, sondern gebrochene Dämme. Das 
ist die Wahrheit.

Deswegen machen wir Krisenbewältigung mit Ausgabendisziplin. Weil wir in der 
Zeit gespart haben, können wir auch in der Not etwas tun. Wir können in der Not 
zum Beispiel 2 Milliarden Euro aus der Rücklage nehmen, um die Folgen der Ukra-
inekrise für uns in unserem Land, in Bayern, abzumildern. Wir haben aber nicht nur 
Ausgaben, sondern auch Beschränkungen im Haushalt, nämlich 700 Millionen 
Euro Konsolidierungsbeitrag der Ressorts.

Meine Damen und Herren, natürlich werden auch weiterhin bestehende Steue-
rungsinstrumente im Haushaltsvollzug eingesetzt: Sperren und globale Minderaus-
gaben. All das tun wir, damit wir haushaltspolitisch solide bleiben.

Wie gesagt: Es sind 2 Milliarden Euro für die Folgen der Ukrainekrise und 1,5 Milli-
arden Deckung für die anderen Ausgaben im Haushalt, insbesondere im Bereich 
Asyl. Die Asylkosten müssen wir in 2023 mit knapp 500 Millionen höher veran-
schlagen. Wir haben im Asylbereich für Kost und Unterbringung insgesamt Ausga-
ben von 1,5 Milliarden kalkuliert. Die Energieausgaben steigen auch für uns. Wir 
haben auch für die COVID-Herausforderungen noch mal 300 Millionen im Haus-
halt, die wir dieses Mal aus der Rücklage zu bezahlen haben.

3,5 Milliarden Euro Rücklage-Entnahme, 2 Milliarden für die Folgen der Ukrainekri-
se, 1,5 Milliarden für Asyl, Ausgaben für Energie und COVID. Daran sehen Sie: Wir 
bekämpfen Krisen. Wir bekämpfen sie mit finanzieller Solidität, und das ist kein Wi-
derspruch. Das sehen wir in diesem Haushalt mit knapp 71 Milliarden Euro wie im 
vorigen Jahr und 14,6 % Investitionsquote. Ich möchte mal ein Bundesland sehen, 
in dem es so etwas gibt: ohne neue Schulden eine Investitionsquote von 14,6 %.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glaube, wir können auch hier bewei-
sen, dass die Investitionen in den letzten Jahren und auch in Zukunft ein wesentli-
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ches Krisenbewältigungsinstrumentarium sein werden. Darauf legen wir großen 
Wert.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Überall gibt es Steigerungen. Ich wurde vor Kurzem gefragt, wo wir denn jetzt spa-
ren. – Nirgendwo! In ganz Deutschland wird nirgendwo gespart. Die Behauptung, 
wir würden Einsparungen zulasten einzelner Gruppen vornehmen, ist schlicht und 
ergreifend falsch. Für den kommunalen Finanzausgleich – für die Kommunen – 
sehen wir über 11 Milliarden Euro vor. Das sind 5,8 % Zuwachs, ein Rekord. 
4,27 Milliarden Schlüsselzuweisung – Rekord! Über 20 Milliarden des gesamten 
Haushaltes des Freistaates Bayern gehen auf irgendeinem Weg an die Kommu-
nen. 28 % dessen, was wir in Bayern ausgeben, geht auf irgendeinem Weg an die 
Kommunen. Das geht also weit über den kommunalen Finanzausgleich hinaus. Es 
gibt eine Milliarde Euro nach Artikel 10 FAG für die Unterstützung Baumaßnah-
men, 643 Millionen für die Unterstützung Baumaßnahmen Krankenhäuser.

Hier wird immer behauptet, dass das nicht reicht. Fakt ist, dass die Abfinanzierung 
der Krankenhausbaumaßnahmen in Bayern inklusive des Haushaltes 2023 zeigt, 
dass es eben schon reicht. Wie kann man immer in die Welt setzen, das wäre alles 
unterfinanziert, wenn wir mit dem Geld, das wir zur Verfügung stellen, immer mit 
der Abfinanzierung dort hinterherkommen, wo investiert werden soll?

Ich finde das wirklich langsam infam, immer zu behaupten, es wäre zu wenig Geld 
da, wenn faktisch bei der tatsächlichen Abfinanzierung keine Wartezeiten entste-
hen. In den Gesprächen mit den Kommunen werden wir jedes Jahr festlegen, wie 
viel wir brauchen. Wenn es 2024 mehr sein sollte, werden wir darüber reden. Aber 
jetzt reden wir über den Haushalt 2023, und da haben wir im einvernehmlichen Ge-
spräch mit den Kommunen eruiert, dass dieser Betrag passt.

Meine Damen und Herren, wir investieren in Bildung. Wir verbessern die digitale 
Bildung. Die Privatschulen bekommen mehr Geld. Ich verweise auf 1.602 zusätzli-
che Stellen im Bildungsbereich, 1.152 Lehrerinnen und Lehrer. Wir haben rund 
100.000 Lehrerstellen in diesem Land, und wir haben weit über 100.000 Damen 
und Herren, die ausgebildete Lehrer sind, die Dienst tun, damit diese 100.000 Stel-
len alle besetzt werden können. Man kann doch nicht dauernd behaupten, wir hät-
ten zu wenige Lehrer.

(Widerspruch bei Abgeordneten der GRÜNEN und der FDP)

Vor Kurzem stand ich auf der Pressekonferenz neben Prof. Piazolo. Er hat dort ge-
sagt – das habe ich mir gemerkt, das hat mich tief beeindruckt –, es gäbe im 
Jahr 2022 etwa genauso viele Schülerinnen und Schüler wie 2016. Seitdem haben 
wir 7.000 Lehrerstellen mehr. Für die gleiche Anzahl Schülerinnen und Schüler 
haben wir 7.000 Lehrerstellen mehr. – Das ist ein Zitat von Prof. Piazolo.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Zuruf des 
Abgeordneten Dr. Helmut Kaltenhauser (FDP))

Meine Damen und Herren, da möchte ich schon mal wissen, wo hier der Vorwurf 
ist. – Herr Dr. Kaltenhauser, regen Sie sich nicht so auf. Wir haben hier keinen Kar-
diologen. –

(Unruhe – Zurufe)

Wir haben Stellenhebungsprogramme vorgesehen. Von den 34 Millionen Euro Jah-
reskosten für Stellenhebungen werden schon im Haushalt 2023 in ganz großer 
Zahl Grund- und Mittelschullehrer profitieren.
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Wir haben bei den Hochschulen Steigerungen, wohin das Auge blickt. Nirgendwo 
gibt es derartige Ausgaben im Bereich Forschung. Für die Hightech Agenda gibt es 
allein im Hochschulhaushalt 597 Millionen Euro. Wir haben erhebliche Aufwüchse 
bei Kunst und Kultur – Wolfgang Heubisch ist nicht da, der ja immer schimpft, dass 
es zu wenig ist –, und zwar zusätzliche zweistellige Millionenbeträge alleine für 
Kunst und Kultur. Die Baumaßnahmen im Hochschulbereich sind mit ganz viel 
Geld ausgestattet. Das ist die Anlage S.

Zu den Familien. Meine Damen und Herren, nur, dass das alle mal hören: Alles, 
was in Bayern mit Kitas zu tun hat, wird mit Geldern von über 3 Milliarden Euro aus 
dem bayerischen Landeshaushalt gefördert. Über 3 Milliarden Euro! Noch nie gab 
es so viel Geld für die bayerischen Kitas.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

786 Millionen Euro Familiengeld sind einmalig in Deutschland. Dazu sagt Frau 
Köhler, dass wir hier einen neuen Aufbruch brauchen und das nur noch einkom-
mensabhängig zahlen sollen. – Meine Güte, das kann man alles machen. Ist das 
aber der neue Aufbruch? Tatsache ist, dass es nirgendwo sonst in Deutschland 
überhaupt ein Familiengeld für die jungen Familien und für die Kinder gibt.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Das sind 6.000 Euro pro Kind für das erste und zweite Kind. Für das dritte Kind 
sind es 7.200 Euro, die die Familien bekommen.

Das Wirtschaftsministerium erhält für Technologieförderung 147 Millionen Euro. Für 
die Fortfinanzierung der IPCEI-Projekte, bei denen es um Mikroelektronik, Wasser-
stoff und Speicherbatterien geht, gibt es 600 Millionen über die Laufzeit. 300 Millio-
nen sind im Wirtschaftsministerium alleine für die Hightech Agenda.

Sehr geehrte Damen und Herren, wenn Sie noch ein Land kennen, wo dermaßen 
viel Geld in diese Zukunftstechnologien investiert werden kann, sagen Sie es mir. 
Ich kenne keines. Das gibt es nur in Bayern.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Zur inneren Sicherheit: 7,8 Milliarden Euro sind für Sicherheit und Rechtsschutz 
vorgesehen. Es gibt 500 neue Stellen bei der Polizei und 150 neue Stellen bei der 
Justiz. Wir geben 150 Millionen Euro für den Funk aus, 515 Millionen Euro für das 
Polizeibudget usw. Ich könnte stundenlang vorlesen, wo wir Rekorde an Ausga-
ben, an Investitionen, vorsehen. Wir sind und bleiben das sicherste Land in 
Deutschland. Darauf legen wir auch Wert.

Ich sprach an, dass die Ausgaben für die Unterbringung von Asylbewerbern 
1,5 Milliarden Euro betragen. Das sind fast 500 Millionen mehr als im letzten Haus-
halt. Auch das schultern wir. Das ist eine riesige Aufgabe, insbesondere dann, 
wenn die Menschen aus der Ukraine erwartungsgemäß im Winter nach Schutz und 
Unterkunft suchen. Auch dafür wenden wir in Bayern sehr viel Geld auf. Da 
braucht uns niemand zu belehren. Auch dafür machen wir keine Schulden.

Dann kommt ein Bereich, bei dem ich nur noch staunen kann: Infrastruktur, Ver-
kehr und Wohnen. Ich habe gelesen, wir würden beim Verkehr kürzen. Ich war er-
staunt, dass wir in diesem Haushalt zum Beispiel bei der Wohnraumförderung 
einen Zuwachs von 17 % haben. Ich habe gedacht: Das ist ein Zuwachs! So etwas 
gibt es nirgendwo sonst im gesamten Haushalt. Wissen Sie, wo wir noch mehr Zu-
wachs haben? – In diesem Haushalt gibt es einen Bereich, wo der Zuwachs so 
groß ist, wie er möglicherweise noch nie war. Ich habe das nicht überprüft, aber ich 
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kann mir nicht vorstellen, dass es das jemals schon gab. Der Haushalt des Frei-
staats Bayern wächst im Verkehrsbereich um 38 %, für den ÖPNV plus 733 Millio-
nen Euro auf 2,8 Milliarden Euro. Wer kann hier noch sagen, wir sparten beim öf-
fentlichen Nahverkehr?

(Ludwig Hartmann (GRÜNE): Die GRÜNEN!)

– Ludwig Hartmann kommt gerade. Ich verstehe nicht, wie man einen Haushalt so 
lesen kann. Offensichtlich hat man hier den Bundeshaushalt gelesen. Ich weiß es 
nicht genau.

(Heiterkeit bei der CSU)

Auf jeden Fall nur Rekord! 270 Millionen Euro für dieses Ticket,

(Ludwig Hartmann (GRÜNE): Das sind doch die Bundesmittel!)

und 22 Millionen Euro für das Jugendticket. In Bayern steigt der Haushalt im Ver-
kehrsbereich um 38 %. Ich möchte wissen, wo es das noch gibt. Meine Damen 
und Herren, im Verkehrsbereich gibt es einen Anstieg um 38 %! Die Wohnraumför-
derung steigt um 17 %, lieber Ludwig Hartmann. Man darf nicht zu spät kommen, 
sonst bekommt man das alles nicht mit. Die Mittel für die Staatsstraßen wurden kri-
tisiert.

(Zuruf des Abgeordneten Ludwig Hartmann (GRÜNE))

Ja, wir verstetigen das, was wir im letzten Jahr bei den Staatsstraßen getan haben. 
Diese 100 Millionen Euro aus dem Sonderinvestitionsprogramm werden in den 
Haushalt übernommen, sodass wieder 500 Millionen Euro zur Verfügung stehen. 
Dafür wurde aber nirgendwo im öffentlichen Personennahverkehr gekürzt, sondern 
er wurde massivausgeweitet.

(Ludwig Hartmann (GRÜNE): Mit Bundesmitteln!)

Nicht die Staatsstraßen! Deswegen, meine Damen und Herren, ist all das, was hier 
ständig behauptet wird, eine Information, die nicht einmal halb wahr ist, sondern 
die sich nicht durch Zahlen belegen lässt. Die Steigerungsraten im bayerischen 
Haushalt betragen 38 % im Verkehrsbereich. Wo hat es so etwas schon gegeben?

(Zuruf des Abgeordneten Ludwig Hartmann (GRÜNE))

Der Haushalt von Christian Bernreiter steigt insgesamt um 26,5 %. 150 Millionen 
Euro für das kommunale Wohnraumförderprogramm!

(Harald Güller (SPD): Den Regionalisierungsmitteln des Bundes sei Dank! – 
Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Man kann sich bei allen möglichen Menschen bedanken. Mit welchem Grund kann 
man bestreiten, was ich sage? Warum wird, wenn ich hier sage, der Haushalt des 
Freistaats Bayern im Verkehrsbereich steigt um 38 %, behauptet, das wäre nicht 
so? Die Opposition, Herr von Brunn, erklärt mir, es gehöre dazu, dagegen zu sein.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Florian von Brunn (SPD): 
Ich erkläre Ihnen die Transparenz!)

Fakt ist, meine Damen und Herren: Sie können meinetwegen Generäle anschrei-
en, aber Zahlen können Sie nicht anschreien, meine Damen und Herren. Das hat 
Franz Josef Strauß vor vierzig Jahren schon gewusst. Sie schreien ständig Zahlen 
an. Sie bestreiten Fakten. Sie informieren die Öffentlichkeit so, dass der Eindruck 
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entsteht, in Bayern wären wir ein verkehrspolitisches Entwicklungsland. Fakt ist, es 
gibt keinen Bereich, in dem der Freistaat Bayern nicht spitze ist. Das ärgert Sie! 
Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zurufe)

Wenn Sie mit dem Bus fahren wollen, brauchen Sie dafür eine Straße. Auch das 
sage ich Ihnen noch einmal.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Interessant ist, es wird gefordert, dass in jedem Dorf ein Bus kommt, aber wenn 
eine Straße gebaut werden soll, protestiert man dagegen, dass die Straße gebaut 
wird. Das ist eine Logik, die ich nicht verstehe, meine Damen und Herren.

(Zuruf des Abgeordneten Ludwig Hartmann (GRÜNE))

Ich bin nicht Verkehrsminister und verstehe davon zu wenig. Ich wollte nur einmal 
die Zahlen erklären.

Zum Bereich Gesundheit und Pflege: Ich nannte die Krankenhausförderung, die 
Geburtshilfe und die Pflegeplätze. 430 Millionen Euro Landespflegegeld! Hier 
wurde nirgendwo gekürzt, sondern aufgestockt.

IT: Die Digitalministerin ist anwesend. Wir tun sehr viel im Bereich IT. Ich bin für die 
technische Infrastruktur im Bereich Glasfaserförderung zuständig. Auch hier gibt es 
immer wieder die Falschbehauptung, wir hätten in Bayern irgendetwas verschla-
fen. Wir sind in Bayern mit unserem Förderprogramm spitze! Wir haben dafür seit 
2014 1,9 Milliarden Euro bayerische Gelder ausgegeben, weil es sonst keiner 
getan hätte. Zuständig dafür ist die Telekommunikationswirtschaft. Sie macht es, 
aber nur dort, wo es sich lohnt. Zuständig nach dem Telekommunikationsgesetz ist 
der Bund. Dieser hat jahrelang nichts getan. Jetzt hat er etwas getan. Nun stellt er 
fest, dass es schwierig ist, wenn man Zusagen für nicht belastbare Ausschreibun-
gen gibt und gleich wieder das Programm stoppt, um dann zu sagen: Don’t worry, 
im März gibt es ein neues Programm. – Sprechen Sie mit den Bürgermeistern, die 
vom Programmstopp betroffen sind, sprechen Sie mit denen, die jetzt Umplanun-
gen vornehmen müssen. Vor Kurzem war ich in einer Gesprächsrunde mit Planern. 
Diese sagen, das gestoppte Bundesprogramm führt jetzt zum Planungsstopp. Wie 
es dann im März weitergeht und welche neuen Maßnahmen kommen, weiß kein 
Mensch, wahrscheinlich nicht einmal der Bund selbst.

Deswegen kann ich Ihnen sagen: Wir sind spitze im Bereich digitale Infrastruktur 
und Glasfaser! Der ländliche Raum in Bayern ist mit Abstand der am besten ver-
sorgte ländliche Raum in ganz Deutschland, was Telekommunikation und Glasfa-
ser anbelangt, und wir liegen in allen Bereichen deutlich über dem Bundesdurch-
schnitt,

(Zuruf)

meine Damen und Herren. Insofern wird Bayern auch hier nur schlechtgeredet. Ich 
weiß, die Menschen glauben das Gott sei Dank nicht. Im neuen Haushalt sind er-
neut 200 Millionen Euro enthalten. Wir finanzieren zeitnah ab. Wir unterstützen die 
Kommunen, die sich bemühen. Im Übrigen haben wir zum Beispiel bei der Digitali-
sierung der Schulen schon im Juli 2018 ein Förderprogramm für Glasfaser bis in 
die Schulen mit 90 % Förderung für die Kommunen aufgelegt. Alle Kommunen, die 
die Maßnahme in 2018 oder 2019 umgesetzt haben, haben auch in der Pande-
mie 2020 und 2021 einen Glasfaseranschluss gehabt, zu 90 % bezahlt vom Frei-
staat Bayern.
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(Zuruf: Korrekt!)

Meine Damen und Herren, ich weiß, man möchte immer wieder ein Haar in der 
Suppe finden. Ich sage Ihnen, wir sind hier spitze und haben den Haushalt auch im 
Jahr 2023 mit dem notwendigen Geld ausgestattet.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir unterstützen die Bauern. Wir unterstützen mit viel Geld im Bereich Umwelt. Ich 
nenne die Klimamilliarde, das KULAP. Wir geben den bayerischen Bauern freiwillig 
Geld für Agrarumweltmaßnahmen. Hier wird hervorragende Arbeit geleistet. Ich 
glaube nicht, dass es jemanden gibt, der dem Finanzminister des Freistaates Bay-
ern unterstellen könnte, er hätte kein Herz für die Landwirtschaft. Ganz im Gegen-
teil! Ich will gar nicht so lange darüber sprechen, sonst sagen Sie wieder, Herr 
Füracker hat wieder nur darauf geachtet, dass die Bauern viel Geld erhalten. Ich 
kann nur eines sagen: Wir haben auch hier Rekorde, Rekorde, Rekorde – Investiti-
onen in Klima, in Energie, in moderne Ställe und in freiwillige Agrarumweltleistun-
gen. Insofern gilt auch hier: Dieser Haushalt hilft in der Krise, aber auch bei der In-
vestition in die Landwirtschaft zur Versorgung mit guten Nahrungsmitteln in Bayern 
und zur Pflege der Kulturlandschaft, die in Bayern so schön ist wie kaum irgendwo 
sonst.

Deswegen, meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum Schluss noch sagen: 
Ich verstehe alle Leidenschaft und die politische Debatte. Ich verstehe auch, dass 
man beweisen will, dass man in Berlin eine Regierung hat, die nicht alles falsch 
macht, und den Bayern erklären will, die Ampel sei spitze.

(Florian von Brunn (SPD): So ist es auch!)

Wissen Sie, die Menschen in Bayern haben sich längst ein Urteil darüber gebildet, 
ob die Ampel spitze ist oder nicht. Das belegen alle Umfragen. Ich bin hier gar 
nicht nervös. Was mich aufregt

(Florian von Brunn (SPD): Anscheinend doch!)

– außer den Zurufen von Herrn von Brunn, die mich nicht aufregen –, ist dieses 
ständige Schlechtreden der Situation in Bayern. Das mögen die Menschen nicht.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Die Menschen in Bayern wissen, dass es auf dieser Welt kein Schlaraffenland gibt. 
Aber ich kann Ihnen versichern, dass, wenn man eine Befragung durchführen 
würde, wahrscheinlich 102 % der Bayern sagen würden, wenn ich es mir aussu-
chen könnte, würde ich gerne auch weiterhin in Bayern leben. Auf der Welt gibt es 
8 Milliarden Menschen. Mindestens 7,5 Milliarden beneiden uns um unser Leben 
hier in Bayern. Die Einzigen, die es offensichtlich schwer finden, hier in Bayern zu 
leben, sind manche politisch Verantwortlichen auf der linken Seite.

(Zuruf der Abgeordneten Ruth Müller (SPD))

Ich weiß nicht genau, warum.

(Beifall bei der CSU)

Wir jedenfalls haben uns zu bedanken bei den Steuerzahlerinnen und Steuerzah-
lern, bei den Menschen, die arbeiten, investieren und dazu beitragen, dieses Land 
gut zu finanzieren. Ich danke allen, die in den Verwaltungen Verantwortung tragen. 
Wir haben eine supergute Beamtenschaft, auch wenn manche denken, Beamte 
müssten abgeschafft werden. Es gibt auch politische Kräfte in Bayern, die das 
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immer wieder behaupten. Wir haben in den Ministerien und in den nachgelagerten 
Behörden hervorragende Verwaltungen, die dabei helfen, dass dieses Land stabil 
bleibt, damit wir in der Lage sind, gute Politik zu machen. Bei all diesen Menschen 
möchte ich mich herzlich bedanken. Ich kann Sie nur aufrufen: Lassen Sie uns in 
der Krise weiterhin zusammenarbeiten!

Meine Damen und Herren, dieser Haushalt ist beides: ein Signal der Entschlossen-
heit und ein Signal der finanzpolitischen Verantwortung. Wir tun, was nötig ist. Wir 
helfen, wir investieren, wir gestalten aber auch die Herausforderungen der Zukunft 
– und das nicht auf Kosten unserer Kinder und Kindeskinder, meine Damen und 
Herren. An diese sollten wir bei all dem, was wir momentan diskutieren, nämlich 
auch noch denken.

Ich bin deswegen stolz darauf, diesen Haushalt in dieser Weise vorlegen zu kön-
nen – ohne neue Schulden, mit Investitionen, mit Hilfen. Ich bin stolz auf dieses 
Land. Ich bin dankbar, dass ich in diesem Land an der Stelle, an der wir stehen, 
mitgestalten darf. Ich biete allen im Landtag die Zusammenarbeit an, um diesen 
Haushalt jetzt durch die nächsten Monate zu bekommen. Ich bedanke mich beim 
Haushaltsausschuss, beim Haushaltsausschussvorsitzenden, auch bei allen, die 
das Ganze positiv begleiten und unterstützen. Ich bitte darum, bei der ganzen Dis-
kussion stets darauf zu achten, dass Zahlen nicht uminterpretiert werden können.

In diesem Sinne herzlichen Dank. Ich freue mich auf die Diskussionen im Aus-
schuss. Im März/April werden wir den Haushalt dann spätestens verabschiedet 
haben.

(Anhaltender Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Ilse Aigner: Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Die Gesamtredezeit 
der Fraktionen im Rahmen der anschließenden Debatte wurde mit 119 Minuten 
vereinbart. Jetzt wird noch gerechnet, weil der Herr Staatsminister etwas länger 
gesprochen hat. Das wird auf die Fraktionen entsprechend umgelegt. – Ich eröffne 
damit die gemeinsame Aussprache. Als Erste hat die Kollegin Köhler für BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Claudia Köhler (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Lieber Herr Minister, Arbeitsverweigerung anprangern, während man hier 
steht und am 14. Dezember den Haushalt einbringt, der eigentlich ab 1. Januar 
gelten sollte – da gehört schon was dazu.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Apropos Arbeitsverweigerung: Wo ist unser Ministerpräsident? – Der Bund hat 
längst geliefert, Herr Minister. Da ist ein Haushalt da. Es sind Richtlinien da. Es gibt 
Planungssicherheit für die Menschen.

(Hans Herold (CSU): Schuldenhaushalt!)

Der Bund ist im Januar handlungsfähig, Bayern leider erst im April. Das entspricht 
nicht der Haushaltsordnung.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Haushalt 2023 auf einen Blick: Die Steuereinnahmen steigen noch einmal von 
49,8 Milliarden Euro auf 53,8 Milliarden Euro. Das erscheint zunächst viel. Die 
Steigerung liegt aber unter der Inflationsrate.

(Lachen des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))
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Dazu ist im Haushalt überall ein bisschen gekürzt worden, obwohl ja alle Ressorts 
die Inflation spüren werden. Haushaltssperren und globale Minderausgaben kom-
men noch dazu. Trotzdem werden wieder 71 Milliarden Euro ausgegeben.

Jetzt kommt’s: Die Rücklage wird im Wahljahr endgültig geplündert. Sie planen 
eine Entnahme von 3,5 Milliarden Euro, sodass von 7,9 Milliarden Euro Ende 2021 
im Jahr 2023 nur noch 1,5 Milliarden übrig bleiben sollen. Was bekommen die 
Leute dafür? – Das ist das eigentlich Schlimme: nichts Strukturelles, was Bayern 
durch die schwierigen Jahre tragen würde.

Wo bleibt das Geld also? Wo wurde so viel ausgegeben oder soll so viel ausgege-
ben werden? – Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben die letzten Jahre doch 
alle den Spiegel vorgehalten bekommen: Wo brennt’s? Was geht? Was funktioniert 
nicht?

Ich muss Ihnen sagen: Es geht schon beim Gesundheitsministerium an. Der Minis-
ter macht populistische Öffentlichkeitsarbeit, aber im eigenen Haus macht er 
nichts. Wo sind die Erkenntnisse aus Corona?

(Zuruf des Abgeordneten Michael Hofmann (CSU))

Als Beispiel das Programm Green Hospital: Es liegt auf der Hand, Krankenhäuser 
verbrauchen enorm viel Energie. Im ganzen Haushalt gibt es für alle Krankenhäu-
ser in ganz Bayern für ein Jahr für dieses Programm eine Million Euro. Was soll 
man denn damit machen? Welche energetische Sanierung, welche Investition, wel-
che Geräte wollen Sie damit bezahlen? – Solche Pseudotitel, solche Pseudotitel-
gruppen begegnen uns im Haushaltsplan sehr oft. Es steht ein schönes Thema 
drin. Das klingt gut, aber nichts dahinter, keine Substanz.

Bei der Pflege, bei all unseren aktuellen Sorgen, wie die Menschen gepflegt wer-
den sollen bei unserer demografischen Entwicklung, finden sich konstante Ausga-
ben über alle Titel, und zwei Drittel des gesamten Pflegeetats gehen schon mal für 
das Landespflegegeld weg. Liebe Kollegen, wir brauchen Investitionen in Versor-
gungs- und Pflegestrukturen!

Stichwort Infrastruktur: Diese brauchen wir ja auch für die Energiewende, für ech-
ten Klimaschutz. Wann kommt denn da was? – Ein Gesetz verabschieden, das 
nicht einmal den Namen wert ist, wird nicht genügen. Das wertvolle Institut "Zen-
trum für Angewandte Energieforschung" – finanziell ausgetrocknet, aufgelöst. Kli-
malotsen für die Kommunen – weg.

Der Herr Aiwanger ist noch nicht da. Er kündigt aber groß Wasserstoffprojekte an. 
– Kann man machen. Schaut man dann in den Haushalt, wird mehr in die Tankstel-
len dafür – nämlich 10 Millionen Euro – als in die Wasserstoffproduktion – 5 Millio-
nen Euro – selbst investiert. Es gibt nur eine Verpflichtungsermächtigung über 
145 Millionen Euro. Das ist wieder typisch: verschieben auf nach der Wahl. Wo soll 
der Wasserstoff denn bitte herkommen? Wir brauchen den Strom. Wo kommt der 
her? – Die gestern großmächtig angekündigten Windkraftwerke müssten in Bayern 
längst stehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Geothermie: völlige Fehlanzeige. Man könnte da sofort loslegen. Die Wärme unter 
uns ist bereits da; wir sitzen drauf. Viele Anlagen laufen. Die Kommunen brauchen 
aber Unterstützung für Netze und neue Projekte. Die Kommunen stehen in den 
Startlöchern. Auch hier gilt: Minister Habeck im Bund hat geliefert. Über die BEW 
gibt es bis zu 40 % für die Anlagen und für die Netze. Das ist praktischer Klima-
schutz.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Und was machen Sie für Geothermie? – Sie lassen den alten Ansatz im Haushalt: 
7,5 Millionen Euro für Geothermie, hauptsächlich für Papierkram. Für ein ganzes 
Jahr 7,5 Millionen Euro! Ich frage Sie: Wollen Sie diese Energieerzeugung auch 
wieder ausländischen Investoren überlassen?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Lesen Sie unsere Anträge. Geothermie kann zur Wärmewende mit mehr als 25 % 
beitragen. Sie müssen aber handeln.

Verkehrswende: Endlich haben Sie wenigstens die Theorie verstanden, glaube ich. 
Letzte Woche hat Minister Bernreiter eine Verdopplung der Fahrgastzahlen des 
ÖPNV bis 2030 angekündigt. 2030 scheint eh ein magisches Datum zu sein. Da 
schiebt man alles hin, was man jetzt nicht hinkriegt, im Wahlkampf aber brauchen 
könnte. Raten Sie mal, was für diese Ankündigung einer Verdopplung des ÖPNV 
im Haushaltsplan steht – nichts!

(Staatsminister Dr. Florian Herrmann: Was erzählen Sie eigentlich für ein 
Zeug? Stimmt doch alles nicht!)

Wir werden mal schauen, was über die Nachschubliste kommt. Denn alles auf spä-
ter zu verschieben und zu sagen, machen wir nächstes Jahr, machen wir nach der 
Wahl, machen wir in zehn Jahren, mag sich bei der Stammstrecke bewährt haben. 
In aktuellen Krisenzeiten bewährt es sich nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Einfachere Tarife sind versprochen worden. – Das ist doch total absurd, nachdem 
am Donnerstag das Deutschlandticket beschlossen wurde. Eine App für Bayern 
wurde angekündigt. – Ich habe eine gute Nachricht: Es wird eine App für ganz 
Deutschland geben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Für Staatsstraßen noch mal 100 Millionen Euro draufgelegt. – Ich garantiere Ihnen 
schon jetzt: Wir werden da ganz genau hinschauen. Das gehört in die Bestandser-
haltung. Sie brauchen sich da nicht wieder neue Umgehungsstraßen im Stimm-
kreis einfallen zu lassen; denn nur Neues zu bauen und Altes verrotten zu lassen, 
bewährt sich nicht, auch nicht beim Gebäudebestand. Ein gutes Beispiel sind un-
sere Universitäten, wo wir jetzt Milliardeninvestitionen haben; vorher hat es reinge-
regnet, weil man nichts in den Unterhalt gesteckt hat.

Die Gesamtausgaben für den Bauunterhalt sinken weiterhin: 2021 noch 312,6 Mil-
lionen, jetzt im Haushaltsplan 259 Millionen Euro. – Meine Damen und Herren, das 
sind Zeitbomben für zukünftige Baukosten. Wie können angesichts der zahlreichen 
Baumaßnahmen, die wir ja alle im Haushaltsausschuss auf den Weg bringen, und 
angesichts der steigenden Baukosten überhaupt die Ausgaben für Baumaßnah-
men insgesamt von 1,48 Milliarden Euro auf 1,3 Milliarden Euro sinken? – Das ist 
Augenwischerei. Da kommt das dicke Ende zum Schluss.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Jetzt ein sehr trauriges Kapitel für Bayern: der Härtefallfonds – lange angekündigt, 
von den Menschen in unserem Land lange erwartet, von dieser Regierung lange 
nicht angepackt.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Was macht der Bund?)
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Wir haben wirklich darauf gewartet und als Erstes nachgeschaut – und dann: 
1,5 Milliarden Euro wurden in einen Sonderhaushalt 13 23 gepackt. Der Härtefall-
fonds, einfach die Überschrift und 1,5 Milliarden Euro dazugeschrieben, ist ein 
Blankoscheck!

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

Ich sage es noch mal: Das sind 1.500 Millionen Euro, keinerlei Details; in dieser 
Form jetzt einfach eineinhalb Milliarden Euro in den Plan reingeschrieben. Darauf 
hätten wir nicht drei Monate warten müssen, mehrmals. Drei Monate haben wir 
darauf gewartet,

(Staatsminister Dr. Florian Herrmann: Unfug!)

und Sie haben immer gesagt, Sie feilen noch an den Details, und Sie müssen 
schauen. Wir haben mehrmals einen Nachtragshaushalt vorgeschlagen. Das Geld 
stünde längst bereit und wäre einsatzbereit.

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

Auch gestern in der Pressekonferenz dazu: nur heiße Luft, wie es mit dem Fonds 
weitergehen soll. Nach der schlechten Presse gestern, dass der Ministerpräsident 
und Minister Aiwanger wieder nichts dazu sagen konnten, kommt jetzt der Hammer 
in Form eines Dringlichkeitsantrags morgen zum "Notbewilligungsrecht". Also das 
muss man sich schon mal geben. Drei Monate haben Sie nichts getan,

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

haben alle Anträge auf Nachtragshaushalt, auf Sonderfonds abgelehnt – alle An-
träge; das ist alles nachzulesen. Alles abgelehnt, nichts vorbereitet und jetzt Not-
bewilligung, nur damit Sie ganz allein bestimmen können, wer dieses Geld wo und 
in welchem Stimmkreis im Wahljahr bekommt.

(Beifall bei den GRÜNEN – Tobias Reiß (CSU): So ein Quatsch, die Rede!)

Ich sage Ihnen was: Der Etat des Freistaates Bayern ist kein Selbstbedienungsla-
den. Sie missbrauchen unsere Verfassungsorgane. Sie umgehen das Parlament.

(Beifall bei den GRÜNEN)

So gibt es bisher immer noch nur Entlastung aus dem Bund. Die Gasspeicher 
waren zum Winteranfang gefüllt. Die Gas- und Strompreisbremse von Minister Ha-
beck ist da. Das ist für weite Teile der Bevölkerung eine große Erleichterung, auch 
wenn Sie in derselben Zeit gerne über große Erbschaften reden. Wir müssen also 
gut schauen,

(Zuruf des Abgeordneten Tobias Reiß (CSU))

wo es Nachsteuerung braucht und wo es notwendig ist. Mit dem Bayerischen Här-
tefallfonds müssen wir nach unserer Vorstellung Familien unterstützen, kleine Be-
triebe, soziale Institutionen. Die warten alle dringend darauf. Bei den sozialen Insti-
tutionen, bei den Pflegeeinrichtungen gibt es die ersten Schließungen. Ich darf 
Ihnen gleich noch etwas mit auf den Weg geben: Ein etwas professionelleres An-
tragsverfahren als das PDF auf der Homepage zum Selberausdrucken wie beim 
letzten Mal wäre diesmal schon schön.

Es gibt aber auch gute Nachrichten. Nach langem Würgen haben Sie endlich bei 
der Berufseinstiegsbegleitung auf uns gehört und die Fortführung in den Haushalt 
geschrieben. Das Loch heuer allerdings bleibt. Die Jugendlichen könnten um diese 
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Zeit bis Weihnachten schon drei Praktika hinter sich haben. All das Gewürge 
wegen 5 Millionen Euro! Diese Jugendlichen sind die Fachkräfte von morgen. Ver-
gessen Sie das nicht!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Keine guten Nachrichten gibt es dagegen beim Gehörlosengeld. Es bleibt bei der 
Einmalzahlung von 2022, und die noch nicht mal für alle schwer Hörgeschädigten.

Als ob es nicht schon peinlich genug wäre, wenn der Ministerpräsident an einer 
Tafel Suppe ausschenkt an Menschen, die wegen seiner Politik um Gratisessen 
anstehen,

(Tobias Reiß (CSU): Das ist peinlich! Peinlich! – Staatsminister Dr. Florian 
Herrmann: Das ist eine Unverschämtheit!)

schwindelt er dann auch noch: Eine Million Euro gäbe es für die 170 Tafeln in Bay-
ern. – Schaut man genau hin, ist das echt geflunkert. Es gibt 400.000 Euro nur für 
Energiekosten, und dann gibt es noch 500.000 Euro für die Landesgeschäftsstelle 
– das ist sogar weniger als letztes Jahr –, und zusammen ist es immer noch keine 
Million. Also armselig!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber auch der Rest des Sozialhaushalts bleibt gleich trotz aller Kostensteigerun-
gen bei den Personal- und bei den Sachkosten, die ja zu erwarten sind. Geld für 
Kitas, meine Damen und Herren, darf in dieser Lage nicht gleich bleiben, wenn fast 
nirgends in Bayern die Kinderbetreuung mehr zuverlässig funktioniert. Es ist ein 
wirtschaftlicher Faktor, wenn sich junge Eltern nicht mehr drauf verlassen können, 
dass die Gruppe nicht abgesagt wird. Da muss man investieren!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Rechtsanspruch auf den Ganztag kommt. Das wollen Sie aber auch aussitzen. 
Wir brauchen jetzt mehr Geld für die Ausbildung von Erzieher*innen und bessere 
Arbeitsbedingungen. Geld für die Anlaufstelle Heimkinder – die haben Sie völlig 
herausgestrichen. Bei den Lehrkräften haben Sie A 13 versprochen; im Haushalt 
ist nichts zu finden. Und bitte, in welcher Parallelwelt soll es sein, in der Sie sagen 
können, wir haben nicht zu wenig Lehrkräfte? – Da brauchen Sie sich nur mal mit 
Eltern zu unterhalten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vielleicht noch ein kleines Schmankerl. Es gibt doch jetzt das Programm "Bay-
ern Direkt"; man könnte sagen: "Frag die Regierung!" Das finde ich eigentlich gar 
nicht schlecht: eine Servicestelle für mehr Information, in Zeiten des Angriffs auf 
die Demokratie nicht übel. Aber die Zahlen sagen dann, dass 70 % des Etats für 
die Öffentlichkeitsarbeit ausgegeben werden und für den Service selber 30 %. Wie-
der nur Selbstdarstellung dieser Regierung! Bitte zahlen Sie die doch aus der 
Wahlkampfkasse!

Das Thema Inflation kommt in diesem Haushaltsplan eh nicht vor. Kein Haushalts-
ansatz wurde angepasst, nur Ihre Fraktionsreserve für Miniprojekte im eigenen 
Stimmkreis, um die Wähler zu erfreuen. Die haben Sie sich schon kräftig erhöht 
von 60 Millionen Euro auf 70 Millionen Euro. Dazu gibt es bestimmt bald wieder 
eine Pressekonferenz, wer wo die kleinen Geldgeschenke verteilt. Liebe Abgeord-
nete der CSU und der FREIEN WÄHLER, wenn ein Thema wichtig ist, wenn die 
Kultur Geld braucht, wenn ein Kindergarten Geld braucht, wenn eine Forschung 
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gefördert werden soll, ist das in ganz Bayern wichtig. Dann schreiben Sie es or-
dentlich in den Haushaltsplan, und spielen Sie vor Ort nicht den Weihnachtsmann!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nicht mal ein Promille des Haushalts, 70 Millionen Euro von 71 Milliarden Euro, 
mitbestimmen zu dürfen, das wird Ihrer Rolle als frei gewählte Abgeordnete in die-
ser Regierungskoalition für ganz Bayern nicht gerecht. Da machen Sie sich klein. 
Mit dem undemokratischen Verfahren des Notbewilligungsrechts, das Sie jetzt 
auch noch auf den Weg bringen wollen für die Verteilung von eineinhalb Milliarden 
Euro ohne weitere Beteiligung des Landtags, wollen Sie sich und gleich noch das 
Parlament entmachten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im neuen Jahr steigen wir in die Beratungen ein. 
Es ist schon viel zu viel wertvolle Zeit vergangen. Unsere Änderungsanträge wer-
den konkrete Vorschläge für eine Energiewende aufzeigen, die den Namen ver-
dient, für Klimaschutz, für Klimaanpassung, für ein Schließen der sozialen Schere, 
für mehr Gerechtigkeit in Bayern. Sie dagegen müssen endlich ins Handeln kom-
men. Schöne Überschriften und eine kleine Studie zum Thema reichen nicht mehr. 
Umsetzung ist gefragt. Sie sind noch in Verantwortung. Je länger Sie zaudern, 
umso teurer wird es für uns alle. Handeln Sie jetzt!

(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Ilse Aigner: Der nächste Redner spricht für die CSU-Fraktion; es ist 
der Kollege Sepp Zellmeier.

Josef Zellmeier (CSU): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach 
der Rede der Kollegin Köhler, mit der ich an sich im Haushaltsausschuss gut zu-
sammenarbeite, kann ich nur sagen: Völlig daneben! Sie interpretieren den Haus-
halt wie immer aus ideologischen Gründen falsch. Vor allem, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, werden die Probleme, die uns Berlin einbrockt, hier völlig verschwiegen 
und ins Gegenteil verdreht.

(Beifall bei der CSU)

Sie werden jetzt sagen: Na ja, der Zellmeier sagt auch jedes Jahr das Gleiche.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Florian von Brunn (SPD): Stimmt!)

Es ist ja bedauerlich für Sie, dass jedes Jahr das Gleiche stimmt. Für uns ist es 
erfreulich, weil die Daten gut sind; ihr versteht das nicht. Ich sehe: Ihr fordert über-
all Mehrausgaben. Gleichzeitig sagt ihr nicht, wie es finanziert werden soll. Gleich-
zeitig beschließt die Ampel in Berlin ständig neue Ausgaben, die die Länder mitfi-
nanzieren – ohne vorherige Rücksprache mit uns. Das sind doch die Tatsachen. 
Somit leiden wir unter Ihrer Politik in Berlin. Wir machen die richtige Politik, müssen 
aber auslöffeln, was ihr in Berlin verkehrt macht.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als wir den letzten Haushalt eingebracht haben, 
hat keiner damit gerechnet, dass wir nach der Corona-Krise gleich in die nächste 
Krise, in einen Krieg in Europa, schlittern. Jetzt haben wir mit den Folgekosten zu 
kämpfen: Energie, Inflation, wirtschaftliche Unsicherheit und Aufnahme von vielen 
Hunderttausend Flüchtlingen aus der Ukraine. Das alles hatte eine zusätzliche 
Flüchtlingsbewegung aus ärmeren Ländern und Bürgerkriegsländern zur Folge, 
sodass wir auch dadurch hohe Belastungen haben. Das wird bewusst immer wie-
der verschwiegen. Auch für diese Belastungen kommen wir auf und lösen diese 
Probleme.
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Die Steuereinnahmen sind mit hohen Risiken verbunden. Frau Kollegin Köhler, 
deshalb ist es berechtigt, die Steuerschätzung abzuwarten und den Haushalt spä-
ter einzubringen. Dabei bleiben wir in einem Zeitrahmen, der rechtlich möglich ist. 
Das ist natürlich eine Sondersituation, nicht die Regel. Wir hatten aber in den letz-
ten Jahren nun einmal Sondersituationen und haben sie in diesem Jahr wieder.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben die Steuerschätzung eingearbeitet, und 
der Härtefallfonds wurde konzipiert. An dieser Stelle möchte ich eines sagen, weil 
es unglaublich ist: In Berlin, wo die Hauptzuständigkeit für den Bereich Energie 
liegt, genau dort, wo man handeln müsste, hat man über Monate hinweg nichts ge-
macht. Dort wurden sogar falsche Signale gesetzt wurde und so getan, als ob 
kaum etwas notwendig wäre. Bis heute wissen wir nicht genau, was der Bund mit 
den Mitteln machen wird. Wir sind nur subsidiär und ergänzend tätig. Wie sollen wir 
etwas ergänzen, wenn wir nicht wissen, was in Berlin genau gemacht wird? Dort 
wurde die Zeit vertan.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte eines sagen: Wir haben einen hervor-
ragenden Finanzminister, der eine exzellente Arbeit leistet, wie übrigens das ge-
samte Haus exzellente Arbeit macht. Mein Kompliment dafür! Der bayerische Fi-
nanzminister Albert Füracker ist zu Recht mit dem Sparlöwen ausgezeichnet 
worden, weil er das Geld zusammenhält und trotzdem an der richtigen Stelle inves-
tiert. Lieber Albert, meinen ausdrücklichen Glückwunsch und meine Anerkennung!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ein weiteres Beispiel: Wir haben eine Kreditermächtigung in Höhe von insgesamt 
20 Milliarden Euro für die Corona-Maßnahmen ausgegeben. Bis zum heutigen 
Tage wurden davon nur 10,1 Milliarden Euro, also etwa die Hälfte, in Anspruch ge-
nommen.

(Florian von Brunn (SPD): Weil der Bund alles bezahlt hat!)

Was haben denn der Bund und Herr Lindner gemacht? – Sie haben 60 Milliar-
den Euro für Corona-Maßnahmen in ein Sondervermögen verschoben und damit 
für die Zukunft gebunkert. Das Bundesverfassungsgericht prüft dieses Vorgehen, 
und es gibt Anzeichen dafür, dass es verfassungswidrig ist. Hier werden Sonder-
mittel, die durch eine zu Recht in Anspruch genommene Ausnahme von der Schul-
denbremse aufgenommen wurden, für die Zukunft gebunkert. Das machen wir in 
Bayern nicht!

(Beifall bei der CSU)

Ich muss jetzt in meinem Manuskript nach hinten springen, weil ich das erst später 
sagen wollte: Ich habe mir zusammengeschrieben, was die Ampel in Berlin so 
alles beschlossen hat. In Berlin darf man, anders als in den Ländern und in Bay-
ern, 0,35 % des BIP Schulden machen und hält damit die Schuldenbremse ein. 
Das sind 12 Milliarden Euro. Was tut die Ampel in Berlin? – Sie nimmt 45,6 Milliar-
den Euro netto an neuen Schulden auf. Da wird eine Konjunkturkomponente ein-
geführt. Das ist weit überzogen.

(Zuruf)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit Sie den Unterschied sehen: Wir haben eine 
Nettokreditaufnahme von 0,0 Euro. In Berlin sind es 45,6 Milliarden Euro. 200 Milli-
arden Euro werden im Sondervermögen vorgezogen für das nächste Jahr aufge-
nommen, um im nächsten Jahr offiziell eine getürkte Einhaltung der Schulden-
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bremse darstellen zu können. Das ist doch die Situation! Darunter leiden wir in 
Bayern massiv, weil wir all das mit ausbaden müssen.

(Beifall bei der CSU – Arif Taşdelen (SPD): Getürkt?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie die Tagesordnung lesen, dann sehen 
Sie, dass morgen ein Dringlichkeitsantrag auf der Tagesordnung steht, mit dem wir 
das Notbewilligungsrecht mit einem Plenarbeschluss hinterlegen, weil wir der Mei-
nung sind, dass wir aufgrund der desolaten Situation in Berlin mit Notbewilligungen 
agieren müssen. Wir tun das nicht, weil uns das gefällt, sondern weil das notwen-
dig ist.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Lauter Ausreden! Macht eure Hausaufgaben in Bay-
ern!)

Wir wissen bis zum heutigen Tage noch nicht hundertprozentig, was Sie in Berlin 
tun werden. Morgen wird es einen Plenarbeschluss geben. Damit wird auch dieses 
Verfahren rechtlich abgesichert sein.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Florian von Brunn (SPD): 
Bayern ist doch bei den ganzen Ministerpräsidentenkonferenzen dabei!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben heuer erneut von zwei prominenten 
Agenturen, nämlich Standard & Poor‘s und Moody‘s, das Spitzenrating erhalten, 
weil wir ein solides Schuldenmanagement, eine starke bayerische Wirtschaft und 
beständige rechtliche Rahmenbedingungen haben. Bei uns gibt es nicht ständig 
Änderungen. Wir haben einen stabilen Rahmen, und das wird gewürdigt, und zwar 
weltweit. Hier zeigt sich, dass Ihre kleinliche und regionale Kritik weltweit ganz an-
ders gesehen wird. Wir stehen in Deutschland, in Europa und in der Welt an der 
Spitze. Das sollten Sie einmal anerkennen. Das ist die Arbeit der beiden Koaliti-
onspartner. Gemeinsam sorgen die CSU und die FREIEN WÄHLER für Solidität. 
Wir tun das aus Überzeugung, nicht aus kleinkarierter politischer Taktik.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir haben für die Vorbereitungen der Haushaltsberatungen zehn Wochen Zeit, 
also mehr als doppelt so viel, wie der Ältestenrat beschlossen hat. Jeder kann sich 
einbringen. Natürlich werden wir Änderungsanträge stellen. Was Sie als "Fraktions-
reserve" betiteln, das sind Fraktionsinitiativen. Wir als Fraktionen haben Ideen, die 
in den Häusern bisher nicht angekommen sind, nicht so gesehen wurden. Es ist 
ein berechtigtes Vorgehen der Regierungsfraktionen, Initiativen zu starten. Sie hin-
gegen reichen wesentlich mehr Änderungsanträge ein, die aber nicht gegenfinan-
ziert sind. Unsere Änderungsanträge sind gegenfinanziert. Wir bereiten den Haus-
halt gemeinsam mit der Staatsregierung vor. Herr Kollege Pohl und ich waren auch 
in der Kabinettsklausur vertreten. Wir haben also viele Möglichkeiten, schon im 
Vorfeld einzuwirken. Das ist der richtige Weg. Damit ist die Mitgestaltung der Re-
gierungsfraktionen gewährleistet.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit dem Härtefallfonds in Höhe von 1,5 Milliar-
den Euro setzen wir genau die richtigen Zeichen; denn wir gehen genau dorthin, 
wo es Probleme gibt. Wir stützen die Wirtschaft. Wir kümmern uns auch um The-
men wie Öl, Pellets oder Hackschnitzel. Wir wissen ja immer noch nicht, was Berlin 
vorhat. Vielleicht wird es zu diesen Themen in Berlin noch Verbesserungen geben. 
Ich konnte zumindest der Presse Gedanken dazu entnehmen. Wir kümmern uns 
um das soziale Leben, die Infrastruktur und den Sport. Die Verdoppelung der Ver-
einspauschale und weitere Mittel für die Tafeln sind da mit drin. Wir treten also 
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überall dort ein, wo der Bund etwas nicht tut, oder wir machen es besser als der 
Bund. Da sind wir federführend in Deutschland, wie das schon bei der Corona-
Pandemie der Fall war, wo wir als Erste und am stärksten reingegangen sind. Wir 
sind aber mit den Mitteln sorgsam umgegangen, was die nur hälftige Inanspruch-
nahme der Kreditermächtigung beweist.

Wir kümmern uns um Krankenhäuser, Reha- und Pflegeeinrichtungen, Privatschu-
len, Erwachsenenbildung, Kultur und Vereine, Sport. Das ist eine bunte Palette 
neben dem wichtigen Bereich Wirtschaft und den Problemen der Bürger hinsicht-
lich Heizen und Strom im Winter.

Die kommunalen Einrichtungen sind im ersten Anlauf zu Recht noch nicht dabei, 
weil wir für sie schon sehr viel getan haben. Die Gewerbesteuerkompensation be-
läuft sich auf 1,5 Milliarden Euro. Wir greifen heuer tief in die Rücklage, um alles zu 
finanzieren. Wir haben das FAG auf ein Rekordniveau gehoben, insbesondere die 
Schlüsselzuweisungen. All das zeigt, dass wir handlungsfähig sind und tatkräftig 
voranschreiten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir häufen keine neuen Schulden an. Wir haben 
eine Zinsquote von 0,9 %, bei den Flächenländern West sind es 2,0 %, über den 
Bund will ich gar nicht reden. Ich habe die Tricksereien, die dort vorgenommen 
werden, schon genannt. Dort wird der Haushalt aufgebläht und so getan, als ob er 
nicht aufgebläht wäre. Ich habe vorhin vergessen, den Fonds für die Bundeswehr 
in Höhe von 100 Milliarden Euro zu nennen, den wir an sich gut finden. Auch das 
ist ein Sondervermögen. 200 Milliarden Euro wurden als Sondervermögen für das 
Thema Energie aufgenommen. Hinzu kommen von 45,6 Milliarden Euro, das sind 
die 0,35 % des BIP plus die Konjunkturkomponente. Da sind wir schon bei 
345,6 Milliarden Euro. Hinzu kommen 60 Milliarden Euro Corona-Mittel, die eben-
falls in ein Sondervermögen verschoben wurden.

Wir liegen somit bei einer Verschuldung von rund 400 Milliarden Euro. Das sind 
85 % des Bundeshaushalts 2023, die Sie über Taschenspielertricks darstellen. Das 
ist eine Tatsache. Das tun wir in Bayern nicht. Diese Gegenüberstellung zeigt erst, 
wie Bayern wirtschaftet und wie der Bund und die Ampel wirtschaften.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich bin auf die Entscheidung in der Hauptsache bezüglich der 60 Milliarden Euro 
gespannt, die verschoben worden sind. Es gibt ja, wie gesagt, Anzeichen, dass 
das Bundesverfassungsgericht das Verschieben nicht billigen wird. Ehrlich gesagt, 
hoffe ich das auch; denn es wäre ein schlechtes Zeichen, wenn man das der Am-
pelkoalition durchgehen ließe.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Wirtschaftswachstum hat Auswirkungen auf 
die Steuerschätzungen. Die Prognosen sind nicht erfreulich. Das Wirtschafts-
wachstum des dritten Quartals 2022 ist schwach ausgefallen. Die Prognose für das 
Jahr 2023 ist leicht negativ. Erfreulich ist aber, dass die Arbeitsmarktzahlen voraus-
sichtlich stabil bleiben. Wir müssen aber auch dafür Sorge tragen, dass uns nichts 
aus dem Ruder läuft.

Wir haben wichtige Herausforderungen im Haushalt berücksichtigt. Ich nenne 
exemplarisch die Personalquote. Wieder wurden über 3.000 neue Stellen in den 
Bereichen Bildung, Sicherheit und in vielen anderen Bereichen geschaffen. Das ist 
ein ganz zentraler und entscheidender Punkt. Wir tun außergewöhnlich viel. Ich 
möchte einmal darauf hinweisen, dass es sich dabei um eine dauerhafte Belastung 
handelt. Auch für sie müssen wir vorsorgen. Ich nenne in diesem Zusammenhang 
den Pensionsfonds. Diesen gibt es nicht erst seit dem Jahr 2013. Damals wurden 
zwei Versorgungsrücklagen zusammengeführt. Die erste von ihnen wurde im 
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Jahr 1999 geschaffen. Bayern war federführend. Die zweite wurde im Jahr 2008 
geschaffen. Im Jahr 2013 gab es dann die Fusionierung beider Pensionsfonds. Wir 
haben erhebliche Mittel bereitgestellt, um sie im Notfall oder dann, wenn die Pen-
sionslasten zu hoch werden, einzusetzen. Wir brauchen sie im nächsten Jahr aber 
nicht, weil die Situation im Bereich der Pensionen insgesamt stabil ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Tarifvertrag kommt auf uns zu. Natürlich müs-
sen wir ab dem 01.10.2022 mit deutlich höheren Kosten in dem Bereich rechnen. 
Die Beschäftigten werden natürlich einen Inflationsausgleich fordern. Das heißt, wir 
werden nicht mit 2 % davonkommen. Das muss mit eingepreist werden. Auch Fol-
gendes muss der Opposition gesagt werden: Wir sind in vielen Bereichen vorsich-
tig und zurückhaltend, weil wir nicht wollen, dass wir uns die Besoldungserhöhun-
gen nicht leisten können. Die Umsetzung der Alimentation kostet jährlich 
140 Millionen Euro. Hinzu kommen die Beiträge, die wir in den vergangenen Jah-
ren von Hause aus zugesichert haben. Wir reden dann von einer halben Milliarde 
Euro. Das sind gewaltige Summen. Wir tun das aber, weil wir auf unseren öffentli-
chen Dienst stolz sind und weil er hervorragende Arbeit leistet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, schauen wir uns doch einmal die Situation an. 
Wie hoch ist denn die Verschuldungsquote in Bayern? – Sie liegt trotz der 10 Milli-
arden Euro, die wir bis dato für die Corona-Maßnahmen aufgenommen haben, bei 
2.810 Euro pro Kopf. Das ist ein Drittel dessen, was andere Bundesländer, die 
westdeutschen Flächenländer, verbuchen. Bei ihnen liegt die Quote dreimal so 
hoch. Im Stadtstaat Bremen liegt sie mit 54.000 Euro pro Kopf noch sehr viel 
höher. Bayern hat in den letzten Jahren aber auch Schulden getilgt, was uns die 
Schuldenaufnahme erleichtert. Sie belaufen sich auf insgesamt 5,7 Milliarden 
Euro. Wir haben einen Konsolidierungsbeitrag der Ressorts in Höhe von 700 Millio-
nen Euro; das sind globale Minderausgaben. Das heißt, wir greifen nicht in die 
Rücklage, die wir für schlechte Zeiten angespart haben. Dafür ist sie nämlich da. 
Wir verpflichten vielmehr auch die Ressorts, mitzuwirken und dafür zu sorgen, 
dass die Reste nicht in den Himmel wachsen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist gutes Wirtschaften. Lieber Finanzminister, 
lieber Albert Füracker, noch einmal mein Kompliment für diese hervorragende Leis-
tung bei gleichzeitig hoher Investitionsquote. Die Investitionsquote liegt bei 14,6 %. 
Das ist das Doppelte der übrigen Flächenländer West. Auch hier sind wir vorne mit 
dabei. Wir gehen nicht in das Konsumtive, sondern in das Investive, was in schwie-
rigen Zeiten genau der richtige Weg ist: Wir geben für das Klimapaket und das 
Energiepaket über 500 Millionen Euro; auch mit 50 Elektrolyseanlagen und Was-
serstofftankstellen gehen wir vor den anderen Ländern einen Schritt voran. Insge-
samt gibt es 100 neue Stellen für schnellere Genehmigungen, wozu wir auch das 
Bundesrecht brauchen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich hoffe, dass das, was 
die Ampelkoalition ankündigt, in dem Bereich auch kommt; denn vor Ort sind die 
Ampel-Parteien ja oft die Blockierer wichtiger Maßnahmen.

Im Verkehrsbereich gibt es plus 38 %, im ÖPNV plus 733 Millionen Euro. Auch hier 
muss man sagen: Das 49-Euro-Ticket ist eine gute Sache. Aber auch dafür zahlen 
die Länder gewaltig mit. Die Erhöhung der Regionalisierungsmittel war schon vor 
dem 49-Euro-Ticket angekündigt. Das heißt: Das, was angekündigt wurde, wird im 
Bund nicht umgesetzt.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Das trifft uns in Bayern massiv. Wir bekommen etwas, was uns ohnehin schon in 
Aussicht gestellt war, und müssen gleichzeitig das 49-Euro-Ticket mitbezahlen. 
Das ist doch die Tatsache. Wir bezahlen das mit, was Sie beschließen. Dann 
macht man uns hier Vorhalte, weil es noch zu wenig sei. Wenn Sie in Berlin anders 
arbeiten würden, dann könnten wir uns hier mehr leisten.

Protokoll 18/131
vom 14.12.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode 18167



(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Zuruf des 
Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Das 49-Euro-Ticket kostet den Landeshaushalt 270 Millionen Euro. Das ist über 
eine Viertelmilliarde. Das sei bei dieser Gelegenheit noch gesagt.

Staatsstraßen kosten 100 Millionen Euro. Diese Ausgaben sind natürlich berech-
tigt; denn wir müssen die Substanz erhalten. Liebe Kolleginnen und Kollegen, na-
türlich sind Umgehungsstraßen auch wichtig. Hier geht es nicht darum, dass wir 
flächendeckend im Land neue Straßen bauen; aber dort, wo besondere Belastun-
gen sind, müssen wir uns das im Interesse der Bürgerinnen und Bürger und der 
Menschen in unserem Land leisten. Diese haben auch verdient, nicht an überlaste-
ten Straßen leben zu müssen. Dass Sie für diese Menschen diesbezüglich nichts 
übrighaben, erstaunt mich schon enorm.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Jetzt noch im Stakkato: Die Wohnungsbau-Milliarde hat ein Plus von 17 %. Eine 
Milliarde für den Wohnungsbau! Auch das ist herausragend. Für Bildung werden 
knapp 25 Milliarden Euro ausgegeben, und zwar für neue Lehrer, neue Schulsozi-
alpädagogen sowie neue Verwaltungsangestellte in erheblicher Zahl. Die Digitali-
sierung wird vorangetrieben. Wir sind auch zu Recht dahinter, die Finanzierung der 
privaten Schulen zu verbessern: Wir wollen den Schulgeldersatz für zwölf Monate 
und stellen in Aussicht, dass wir die Finanzierung insgesamt auf neue Füße stel-
len; denn wir wollen einen Gleichklang des staatlichen und privaten Schulsystems. 
Es ist uns wichtig, dass alle Schüler gleichbehandelt werden.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Der Erfolg zeigt sich auch. Wir sind in den Studien, wenn es um den Bildungserfolg 
der Schülerinnen und Schüler, Jugendlichen und Menschen in Bayern geht, immer 
vorn dabei. Wir haben jetzt die höchste Zahl an Studenten, die wir jemals hatten. 
Wir geben enorme Summen für die Forschung und Wissenschaft aus. Achttausend 
Professoren arbeiten im Freistaat. Insgesamt ist das Budget für Wissenschaft und 
Kunst seit 2010 um über 70 % gestiegen. Das ist eine gewaltige Leistung. Wir si-
chern die Zukunft, indem wir vor allem in Forschung und Wissenschaft investieren. 
– Bayern ist auch das sicherste Bundesland. Wir schaffen bei der Polizei 500 neue 
Stellen. Auch sorgen wir mit über 500 Millionen Euro für eine hervorragende Sach-
mittelausstattung der Polizei.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie Sie sehen, ist das, was wir tun, wohlbedacht. 
Es trägt natürlich auch dem Rechnung, was uns an Unwägbarkeiten ins Haus 
steht. Das haben wir aktuell. Die Dinge sind weniger planbar. Genau deshalb, weil 
die Dinge weniger planbar sind, bewährt sich doch, dass wir einen Finanzminister 
haben, dass wir Regierungsfraktionen haben, die auf Zukunft und Stabilität achten 
und Spielräume für die Zukunft lassen und nicht alles für irgendwelche Dinge aus-
geben, die danach auf Dauer nicht finanzierbar sind. Wir werden jetzt wieder bei 
den Beratungen sehen, was von der Opposition kommt. Sie will Geld ausgeben, 
Geld ausgeben und sich danach beschweren, wenn einzelne Dinge nicht gemacht 
werden. Nur fordern – so kann man es schon machen. Zeigen Sie uns aber in Ber-
lin, dass es besser geht. Dort können sie es nämlich nicht. Hier in Bayern können 
Sie es auch nicht. Deshalb werden wir den Haushalt, so wie er ist, im Großen und 
Ganzen unterstützen, weil er den richtigen Weg in die Zukunft zeigt.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Präsidentin Ilse Aigner: Der nächste Redner ist der Kollege Ferdinand Mang für 
die AfD-Fraktion.

18168 Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Protokoll 18/131
vom 14.12.2022

http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500002811.html


(Beifall bei der AfD)

Ferdinand Mang (AfD): Sehr verehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und 
Herren Kollegen! In dieser morgendlichen Debatte streiten wir uns über den einjäh-
rigen Haushaltsplan der Bayerischen Staatsregierung für das Jahr 2023.

Herr Kollege Zellmeier, Herr Finanzminister Füracker, Sie haben soeben mit Blick 
auf die Ampelkoalition betont, dass sie keine Haushaltstricks anwenden und die 
Schuldenbremse nicht umgehen. Ich darf Sie daran erinnern, dass der Oberste 
Rechnungshof Ihnen beim letzten Haushaltsplan genau das vorgeworfen hat und 
wir deswegen Klage zum Bayerischen Verfassungsgerichtshof erhoben haben.

(Beifall bei der AfD)

Wir werden sehen, ob die AfD bei diesem Haushaltsplan gewirkt hat oder ob wir 
erneut Klage einreichen müssen.

Nach all den Schuldenorgien der letzten Jahre zugunsten der Pharmalobby soll der 
Staatshaushalt im nächsten Jahr ohne neue Schulden auskommen. Das liegt aber 
nicht an einem neuen Sparwillen der Regierung – oh nein! Dieser Wille ist nicht er-
kennbar. Die Mehreinnahmen stammen vielmehr aus dem Verbrauch der eisernen 
Reserven – Rücklagen genannt – und aus neuen Rekordsteuereinnahmen.

Aber woher kommen die neuen Rekordsteuereinnahmen? – Die Inflation lässt die 
Staatseinnahmen sprudeln. Monat für Monat steigen die Preise. Bei jeder Preis-
steigerung verdient der Staat gnadenlos mit. Es ist eine Groteske, dass der Bürger 
seine Lebenshaltungskosten nicht mehr bestreiten kann, der Bürger nicht mehr 
weiß, wie er seine Strom- und Heizkosten bezahlen soll, und dieser Umstand dem 
Freistaat noch mehr Geld in die Kasse spült. Das ist Geld, das der Bürger dringend 
selbst benötigt und das ihm jetzt fehlt.

Anstatt dass sich die Regierung Söder den Umstand vor Augen führt, dass diese 
Mehreinnahmen der Inflation geschuldet sind, und Maßnahmen überlegt, wie die 
Inflation eingedämmt werden kann, wird der neue Haushaltsplan die Inflation wei-
ter anheizen, aber die Bürger in eiskalten Wohnungen zurücklassen. Auch die Re-
kordeinnahmen werden der Regierung wie Asche zerfallen. Da nützen auch die 
Rekordzuweisungen an die Kommunen nichts. 11 Milliarden Euro wurden veran-
schlagt; das ist eine Steigerung von 7 %. Nur nutzt es nichts, wenn die Inflation die 
Zehn-Prozent-Marke erreicht hat. Dann ist eine Erhöhung von 7 % insgesamt we-
niger als vorher. Das klingt für Herrn Söder vielleicht komisch, ist aber so.

Den von Herrn Söder bereits angehäuften Schuldenberg von über 40 Milliarden 
Euro schiebt er in die nächste Legislaturperiode und damit weiter auf unserer Kin-
der Schultern. 50 Millionen Euro Tilgung sind angesichts von 40 Milliarden Euro ein 
Feigenblatt und mehr nicht.

Nach wie vor kann sich aber die Klimalobby, Söders neue Lieblingslobby, freuen. 
So sollen weitere 125 Millionen Euro in nicht grundlastfähige Photovoltaikanlagen 
fließen, die auf allen Staatsgebäuden errichtet werden. Das sind 125 Millionen 
Euro für die chinesische Solarindustrie, ohne Nutzen für unser Land.

(Beifall bei der AfD)

Immer noch gibt es keine Möglichkeiten, überschüssigen Strom zu speichern, und 
wenn die Sonne nicht scheint, braucht man zwingend konventionell hergestellten 
Strom. Also braucht man mit dem Ausbau der regenerativen, nicht grundlastfähi-
gen Stromerzeuger stets auch konventionelle. Der Plan der Regierung Söder sah 
vor, diese Stromlücken mit Energie aus Gaskraftwerken auszugleichen.
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Das Resultat ist heute jedem bekannt: Dieser einseitige Fokus auf Gas hat uns in 
eine Abhängigkeit getrieben. Jetzt ist guter Rat teuer, vor allem für die Bürger und 
die energieintensive Industrie, die nun den Exodus aus dem gelobten grünen Bay-
ern antritt. Dabei wäre die Lösung so einfach: Wir haben schon zigfach Anträge 
eingereicht, wie wir die Energieversorgung für unseren Wirtschaftsstandort tatsäch-
lich auf eine solide, nationale Grundlage stellen können.

Wir werden auch in den kommenden Haushaltsberatungen Anträge einbringen. 
Zum Beispiel wollen wir endlich Forschungsgelder für den Dual-Fluid-Reaktor be-
reitstellen. Der Dual-Fluid-Reaktor ist eine Weiterentwicklung der Kernkraft ohne 
die alten Risiken, wobei ich betonen muss, dass die alten Kernkraftwerke zu den 
sichersten der Welt gehört haben.

(Beifall bei der AfD)

Die Kernkraftwerke der vierten Generation haben aber kein GAU-Risiko mehr. Der 
Reaktor steht, anders als die bisher verwendeten Leichtwasserreaktoren, nicht 
unter Druck. Er arbeitet auch nicht mit Wasser, das bei einem GAU verdampfen 
und weiträumig die Umwelt zu verschmutzen droht. Die Kernkraftwerke funktionie-
ren mit geschmolzenem Salz, das auch im Falle eines Austritts nicht verdampft, 
sondern zu Salz erstarrt und das radioaktive Material einschließt. Das Beste ist: 
Diese Reaktoren könnten mit unserem Atommüll betrieben werden, der dabei fast 
ohne Rückstände verbraucht wird.

(Zuruf des Abgeordneten Max Gibis (CSU) – Unruhe)

Unser Atommüll könnte unser Land für Jahrhunderte mit Energie versorgen. Das 
sind wissenschaftliche Fakten, die Sie seit Jahren ignorieren.

(Zuruf der Abgeordneten Barbara Fuchs (GRÜNE))

Was mussten wir uns anhören? – Das seien Wunschträume und Hirngespinste. 
Tja, die Chinesen haben nun die ersten Testreaktoren dieser Bauart in Betrieb ge-
nommen. Viele Länder folgen, nur wir in Deutschland und Bayern nicht; denn hier 
hat die Klimalobby das Sagen. Es ist ein Trauerspiel.

Einem Schildbürgerstreich kommt es gleich, dass die ach so konservative Regie-
rung Söder nach wie vor – freilich über verschiedene Wege – die Antifa finanziert. 
Da scheint wohl das Denken vorzuherrschen, der Feind meines Feindes ist mein 
Freund. Aber eines kann ich Ihnen versichern: Für die Antifa wird auch eine Regie-
rung Söder immer ein Feindbild darstellen. Da kann der Herr Söder noch so viele 
Bäume umarmen und fällige Abschiebungen aussetzen – Letzteres übrigens doch 
nur, um langfristig Lohndumping für internationale Großkonzerne zu betreiben.

Dabei hat allein Bayern so viele Flüchtlinge aufgrund des Ukraine-Krieges aufge-
nommen wie ganz Frankreich. So steigen die offiziellen Kosten für den Zuwande-
rungs- und Integrationsfonds von 1,6 Milliarden Euro auf 2,3 Milliarden Euro. Wo 
bleibt denn die beschworene europäische Solidarität? – Die gibt es doch nur, wenn 
Deutschland oder Bayern zahlen darf.

(Zuruf des Abgeordneten Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER))

Dann sind unsere europäischen Nachbarn solidarisch; aber zu erwarten, dass un-
sere Nachbarn ihre eigenen Interessen genauso mit Füßen treten wie unsere Re-
genbogenregierungen, zeigt doch nur, wie irregeleitet die Altparteien in ihrem politi-
schen Denken sind.

(Beifall bei der AfD)
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Zuletzt möchte ich noch auf die Rücklagen eingehen. Ende 2018, zu Beginn der 
Legislaturperiode, hat die Regierung Söder unsere Rücklagen in Höhe von über 
10 Milliarden Euro auf voraussichtlich 1,5 Milliarden Euro bis Ende 2023 ausge-
plündert. Das ist wohl das letzte große Feuerwerk, das die Regierung Söder pünkt-
lich zur Landtagswahl abbrennt. Wirtschaftsinstitute, Sachverständige, die Wirt-
schaftsweisen und selbst Finanzminister Füracker prognostizieren heute für das 
Jahr 2023 eine Rezession. Damit komme ich zum bitteren Ende: All die Reserven, 
die Sie jetzt für nutzlosen grünen Mist ausgeben, werden uns schmerzlich fehlen. 
Neue Schulden werden wegen der Schuldenbremse schwer möglich sein, die Infla-
tion tut ihr Übriges, und der Härtefallfonds wird all die kommenden Probleme auch 
nicht richten können. Es bleibt zu konstatieren: Für die Zukunft unseres Volkes, für 
die Zukunft unserer Kinder setzt sich nur eine Partei ein, und das ist die AfD.

(Beifall bei der AfD)

Im Übrigen bin ich der Meinung, dass sämtliche Corona-Beschränkungen aufgeho-
ben werden müssen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Ilse Aigner: Der nächste Redner ist der Kollege Bernhard Pohl für die 
Fraktion der FREIEN WÄHLER.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin, Herr Staatsminister, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich denke, nach diesem Auftritt ist es vielleicht an der 
Zeit, uns mal zu besinnen, dass wir hier in Bayern eine geordnete parlamentari-
sche Abwicklung des Haushalts, eine Erste Lesung in Frieden und Freiheit machen 
können, während unsere Kollegen in Kiew und in den Nachbarländern Angst 
haben müssen – vor dem Krieg, vor einem harten Winter. Dafür darf man auch ein-
mal dankbar sein.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Der Finanzminister hat einen Haushalt eingebracht, den er unter die Überschrift 
"Krisenmanagement" gestellt hat. Ich kann das unterstreichen, darf hier aber noch 
einen zweiten Aspekt hervorheben: Bayern ist ein fairer Partner für alle, und das 
zeigt dieser Haushalt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Unterschied zwischen Bayern und dem Bund 
wurde schon des Öfteren in dieser Debatte strapaziert, aber völlig zu Recht; denn 
was wir in Bayern machen, ist zukunftsgerichtet. Das denkt einen Haushalt vor 
allen Dingen von den Einnahmen her, nicht von den Ausgaben. Für die Einnahmen 
brauchen wir eben einen fairen Ausgleich, eine faire Partnerschaft mit den Steuer-
zahlern. Deswegen danke ich auch an dieser Stelle wieder wie jedes Jahr all den-
jenigen, die dafür verantwortlich sind, dass wir hier 70 Milliarden Euro für wichtige 
Dinge in Bayern, für die Menschen in Bayern ausgeben können, den fleißigen 
Menschen, die Steuern zahlen, den Unternehmern, Arbeitnehmern, all denen, die 
es ermöglichen, dass wir in Bayern hier so leben können, wie wir das tun.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Wie schaut denn eine vernünftige Politik aus? – Eine vernünftige Finanzpolitik zieht 
ein Dreieck: Wirtschaft, Bürger, Staat. Wenn der Staat mit seinen Unternehmern, 
mit der Wirtschaft gut umgeht, dann wird die Wirtschaft investieren, wird die Wirt-
schaft Gewinne machen. Das sorgt für hohe Steuereinnahmen, das sorgt für Ar-
beitsplätze. Wenn die Wirtschaft Gewinne macht, dann kann sie auch bessere 
Löhne bezahlen. Die Bürgerinnen und Bürger profitieren davon. Bei den Bürgern 
bedeutet Fairness, dass sie fleißig sind, dass sie engagiert sind, dass sie mehr tun, 
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dass sie auch einmal mehr Arbeit leisten, statt auf starre Arbeitszeitregeln zu ach-
ten, die das leider Gottes oft verhindern. Das heißt aber auch Fairness gegenüber 
dem Bürger und dass man Leistung anerkennt, dass man es respektiert, wenn die 
Menschen Vermögen bilden; und jetzt komme ich zum Thema Vermögen- und Erb-
schaftsteuer. Das heißt auch, dass man den Respekt dafür dadurch zum Ausdruck 
bringt, dass man den Menschen nicht das, was sie erarbeitet und bereits versteu-
ert haben, über Vermögen- und Erbschaftsteuer wieder wegnimmt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Was macht der Bund? – Herr Kollege Güller schaut mich ganz entgeistert an. Die 
Steuerpolitik der SPD ist sehr einfach beschrieben: höhere Steuern, höhere Ein-
nahmen.

(Zuruf des Abgeordneten Harald Güller (SPD))

Davon träumt ihr immer, aber das ist falsch, und deswegen haben sozialdemokra-
tisch regierte Länder und auch der Bund immer finanzpolitisch Schiffbruch erlitten.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Tim Pargent (GRÜNE): 
Und wer war der letzte Finanzminister?)

Es ist eben falsch zu glauben, dass man durch höhere Steuern mehr Einnahmen 
erzielt. Höhere Gewinne spülen mehr Einnahmen in die Kassen. Wenn es der Wirt-
schaft gut geht, dann haben wir die Steuereinnahmen, die wir brauchen.

Herr Kollege Zellmeier und auch der Herr Finanzminister haben auf den Bund ge-
zeigt. Allerdings muss man fairerweise sagen, diese Regierung Scholz regiert erst 
seit einem Jahr, aber immerhin seit einem Jahr. Letztes Jahr habe ich gesagt, man 
muss ihnen Zeit geben. Jetzt, nach einem Jahr, kann man aber schon eines bilan-
zieren: Ja, wir waren mit der Vorgängerregierung auch nicht immer glücklich, das 
muss man ehrlich sagen, aber die Auswechslung von CDU/CSU durch GRÜNE 
und FDP haben die Dinge nicht besser gemacht, sondern viel, viel schlechter.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Unruhe bei den GRÜNEN 
und der SPD)

Jetzt frage ich einmal: Was ist denn grüne Einnahmenpolitik? – Die GRÜNEN sind 
nach wie vor eine wirtschaftsfeindliche Partei. Das haben sie im Bund nicht abge-
legt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Ich nenne den ideologischen Kampf gegen den Verbrennungsmotor, egal, ob der 
sauber ist oder nicht. Warum bitte, warum hat der Bund noch immer nicht HVO100 
nicht zugelassen? Der bayerische Wirtschaftsstaatssekretär Roland Weigert hat 
am 1. September dieses Jahres einen Brandbrief nach Berlin geschrieben mit der 
Frage: Warum macht ihr es nicht? Damit könnte man den Diesel sofort erheblich 
CO2-freundlicher gestalten.

(Unruhe bei den GRÜNEN)

Nein, der Verbrenner muss weg, weil das im ideologischen Stammbuch steht. In-
frastruktur? Als GRÜNE sind wir natürlich gegen Straßen; denn wir wollen den 
ÖPNV. – Naja, dass Busse auch auf Straßen fahren müssen, ist relativ egal.

(Tim Pargent (GRÜNE): Es wäre schön, wenn mal überhaupt einer mit dem 
ÖPNV fahren würde!)
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Egal ist auch, dass ein Flächenland wie Bayern mit vielen ländlichen Regionen den 
Individualverkehr natürlich braucht, wenn auch nicht bei Ihnen da oben in Bay-
reuth; denn da laufen die Menschen, weil sie tüchtig und kräftig sind.

(Zuruf von der SPD: So ein Schmarrn!)

Der normale Mensch, der im ländlichen Raum wohnt, braucht ein Auto, um von A 
nach B zu kommen. Nein, da sind Sie dagegen. Auch das ist ein Zeichen für Wirt-
schaftsfeindlichkeit.

(Unruhe bei den GRÜNEN und der SPD)

Wirtschaftsminister Habeck empfiehlt mittelständischen Betrieben, die eine Bäcke-
rei betreiben, wenn deren Energiekosten zu hoch sind, dann sollen sie einfach drei 
Wochen zusperren. – Das ist Wirtschaftspolitik aus der grünen Ideologieküche, 
meine Damen und Herren!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Und was macht die FDP? – Schulden, Schulden, Schulden. Das benennt man 
dann "Sondervermögen". Dieser unglaubliche Euphemismus: 400 Milliarden Euro 
"Sondervermögen". Das sind 400 Milliarden Euro neue Schulden, und zwar vorbei 
an allem, was die verfassungsrechtlichen Stabilitätskriterien vorgeben. Wir werden 
sehen, ob das Bundesverfassungsgericht das so akzeptiert.

Wir in Bayern sind ein fairer Partner. Ich kann sagen, seit die FREIEN WÄHLER im 
Bayerischen Landtag sind, haben wir auch stärker und klarer als vorher den Blick 
auf gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bayern. Seit wir in der Regierung 
sind, haben wir – und das freut mich sehr – einen ganz engen Schulterschluss in 
dieser und allen anderen Fragen mit unserem Koalitionspartner. Deswegen ist die-
ser Haushalt auch ein Haushalt für ganz Bayern, auch und gerade für den ländli-
chen Raum.

Ich will Ihnen ein paar Beispiele geben, so zum Thema Eigentum. Wir haben aus 
der Opposition heraus die Hauseigentümer von Straßenausbaubeiträgen entlastet. 
Wir haben aber auch – und da war unser Finanzminister federführend – die unbü-
rokratischste und fairste Grundsteuer in ganz Deutschland. Frau Kollegin Köhler 
hat vorhin gefragt: Was ist denn der Unterschied? – Auf die Frage, warum es in 
Bayern wesentlich besser geht mit den Finanzen als da, wo Sie mitregieren, kann 
ich Ihnen gerne die Antwort geben, Frau Kollegin Köhler: weil wir eben nicht auf 
Bürokratie und angebliche Gerechtigkeit setzen und deshalb nicht Hunderte zu-
sätzliche neue Steuerbeamte einstellen müssen. Da sparen wir an der richtigen 
Stelle.

(Tim Pargent (GRÜNE): An den Finanzbeamten sparen, super!)

Noch ganz nebenbei, Herr Pargent lacht schon, weil er weiß, was jetzt kommt: Ich 
finde es eine Instinktlosigkeit ohne Ende von dieser Bundesregierung, in dieser 
Zeit für 777 Millionen Euro ein neues Kanzleramt zu bauen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Zuruf von der CSU: Bravo! 
– Unruhe bei den GRÜNEN und der SPD)

Wir gehen sorgsam mit dem Geld um. Wir wissen auch, wer unsere Partner sind, 
die vor Ort das umzusetzen haben, was wir hier in Bayern beschließen und was im 
Bund beschlossen wird. Wer sorgt dafür, dass es vor Ort funktioniert? – Das sind 
unsere Kommunen. Wir haben unsere Kommunen in der Corona-Krise eng beglei-
tet, und wir haben jetzt den höchsten kommunalen Finanzausgleich in der Ge-
schichte dieses Freistaats mit 11,2 Milliarden Euro. Das ist ein neuer Rekord. Ich 
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finde das richtig, ich finde das wichtig. Wir FREIE WÄHLER stehen für die Kommu-
nen, wir stehen an der Seite der Kommunen, aber dafür brauchen sie auch das 
notwendige Geld. Wir stellen es zur Verfügung.

Ich weiß, dass dann in den Haushaltsberatungen vonseiten der SPD und der GRÜ-
NEN kommen wird: Ja, aber es könnte noch mehr sein.

(Harald Güller (SPD): Es kommt überhaupt nichts!)

Jetzt frage ich Sie, kennen Sie Martin Nees? Nein? – Martin Nees ist ein Mann aus 
Nordrhein-Westfalen. Er ist bei Ver.di und hat eine sehr interessante Studie ge-
schrieben. Er hat darin ein paar Zahlen gegenübergestellt, und die kann ich Ihnen 
jetzt nicht ersparen. In Nordrhein-Westfalen wurden für den Schulbau seit 1992 pro 
Kopf 371 Euro ausgegeben. In Bayern waren es 1.004 Euro. Die Sozialleistungen 
in Nordrhein-Westfalen 2020/2021 betrugen 1.075 Euro, in Bayern 665 Euro. Des-
wegen geht es uns auch besser. Deswegen müssen wir da auch weniger Geld in-
vestieren. Unsere Menschen können nämlich selbst für sich sorgen. Die dritte Zahl: 
Der kommunale Investitionsstau seit 2011 beträgt in Bayern 715 Euro, in Nord-
rhein-Westfalen 2.881 Euro. Das sind die Zahlen – und wie der Finanzminister 
sagt, Zahlen lügen nicht –, das sind die Vergleichszahlen. Jetzt wissen Sie auch, 
warum bayerische Haushalte, und zwar nicht erst seit heute, gestern oder vorges-
tern, sondern seit Jahrzehnten stabil und solide sind.

(Zuruf des Abgeordneten Harald Güller (SPD))

An die Adresse des Koalitionspartners kann man sagen: Die CSU und die FREI-
EN WÄHLER können Haushalt. Die CSU und die FREIEN WÄHLER können mit 
Geld umgehen. Deswegen: Ihr in der Vergangenheit, wir gemeinsam jetzt: Wir ar-
beiten auch zukünftig an einem Haushalt, der Spielräume für die Zukunft lässt, der 
es uns ermöglicht, dass wir auch in Zukunft in dieses Land investieren können.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Wir investieren in den ländlichen Raum: Für die Straße 500 Millionen Euro – so viel 
wie noch nie. ÖPNV: plus 700 Millionen Euro. Auch da bitte mal den Vergleich an-
stellen zwischen dem MVV und dem Verkehrsverbund Rhein-Ruhr. Dann werden 
Ihnen die Augen aufgehen.

Forschung und Entwicklung, Hightech Agenda: ein Gemeinschaftsprojekt von Wirt-
schaftsministerium und Wissenschaftsministerium. Das ist ein Leuchtturmprojekt 
dieser Regierung. Hightech Agenda – wir investieren in die Zukunft; wir investieren 
in die Zukunft der Wirtschaft, in die Zukunft der Technologie, in die Zukunft der 
Menschen. – Deswegen kommen übrigens Jahr für Jahr immer mehr Menschen 
nach Bayern, während andere Länder in der Bundesrepublik eine Stagnation oder 
gar einen Bevölkerungsrückgang zu verzeichnen haben.

Ja, Wirtschaft: Wirtschaft in die Breite, Wirtschaft im ländlichen Raum. Glasfaser ist 
angesprochen worden. Der Finanzminister macht das hervorragend. Allerdings – 
das muss man auch sagen – gab es hier erhebliche Defizite, bevor wir im Baye-
rischen Landtag waren. Wir haben hier energisch mit angeschoben und haben es 
geschafft, dass wir inzwischen voll auf der Überholspur sind.

(Lachen bei den GRÜNEN)

Hier kann man schon sagen: Ein Schlitten wird immer mal von dem einen, mal von 
dem anderen stärker gezogen. Aber in diesem Bereich haben wir sicherlich große 
Verdienste erworben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Zukunft Bildung: Ein Minister wird auch daran gemessen, was er für sein Ressort 
herausholt. Unser Kultusminister hat in seiner Amtszeit eine erhebliche Zahl an 
Lehrerstellen geschaffen. Wir haben gehört: Seit 2016 ist die Zahl um 7.000 Leh-
rerstellen bei gleicher Schülerzahl gestiegen.

Wir müssen aber auch – das wissen wir – in die Attraktivität des Lehrerberufs in-
vestieren, damit wir vor allen Dingen im Bereich Grund- und Mittelschule auch zu-
künftig qualifizierte Kräfte bekommen. Wir haben gemeinsam das Signal "A 13" ge-
setzt, ein lang gehegter Wunsch der FREIEN WÄHLER. Das stand nicht im 
Koalitionsvertrag. Deswegen mein Kompliment an den Koalitionspartner, dass wir 
auch mal Dinge durchsetzen können, die wir wollen, die nicht im Koalitionsvertrag 
drinstehen, und zwar nicht, weil wir quengelig wären, sondern weil wir beide ver-
antwortungsbewusst handeln und wissen, was notwendig für unser Land ist.

Deswegen ist der Koalitionsvertrag eine hervorragende Grundlage, aber keine 
Bibel für alle Ewigkeit, die nicht verändert werden kann. Kompliment und Dank an 
alle, die daran mitgewirkt haben. Wir haben es auch geschafft, dass wir jetzt schon 
den Einstieg in A 13 machen und nicht sagen: Das verschieben wir auf die nächste 
Legislaturperiode.

(Zuruf des Abgeordneten Arif Taşdelen (SPD))

Wir zeigen damit, dass wir glaubwürdige Politik machen.

Das werden wir genauso – der Kollege Zellmeier hat es gesagt – beim Thema Pri-
vatschulen machen, einem Thema, das man viele Jahre nicht angefasst hat. Das 
müssen wir auf neue Beine stellen, und das werden wir auf neue Beine stellen. Die 
Privatschulen, die nicht staatlichen Schulen brauchen eine faire und verlässliche 
dauerhafte Perspektive. Sie leisten hervorragende Arbeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Wir leisten aber auch viel für den Zusammenhalt der Menschen in der Gesell-
schaft. Deswegen haben wir viel für Vereine und das Ehrenamt getan. Wir verdop-
peln die Vereinspauschale.

(Zuruf des Abgeordneten Harald Güller (SPD))

Wir werden bei unserem Härtefonds die Vereine implizieren.

Und last, but not least – ich habe in 18 Minuten natürlich nicht alles unterbringen 
können – noch ein Wort zur Landwirtschaft.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

– Ich weiß, Herr von Brunn, dass Sie immer noch denken, dass die Kuh, die auf 
der Weide steht, lila ist.

(Beifall und Heiterkeit bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Unsere Landwirte leisten Hervorragendes im Bereich der Wirtschaft. Sie sind ein 
wichtiger Wirtschaftszweig und wichtig für Landschaftspflege und Umwelt. Sie sind 
Garant für gesunde Lebensmittel.

Der Haushalt ist insgesamt gelungen. Er wird unsere Zustimmung finden. Ich freue 
mich auf die Beratung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)
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Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Nächster 
Redner ist der Kollege Harald Güller für die SPD-Fraktion. Herr Kollege, Sie haben 
das Wort.

Harald Güller (SPD): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrter 
Staatsminister der Finanzen, lieber Albert Füracker! Zugegeben: Wenn ich einen 
so ideenlosen Haushalt des Verwaltens und des Durchwurstelns zu verantworten 
hätte wie Sie, wie du, dann würde ich auch die ersten 17 Minuten meiner 35 Minu-
ten Redezeit nur über Berlin und über andere reden und mit den Fingern auf ande-
re zeigen,

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

anstatt über meinen Staatshaushalt zu reden, und dabei interessanterweise auch 
noch über die Erbschaftsteuer, wo ich meinen eigenen Haushalt hier in Bayern und 
damit meine Bewegungsmöglichkeiten noch kleiner machen würde. – Das muss 
man erst mal nachmachen, Kolleginnen und Kollegen.

Aber jetzt zum Haushalt. Kolleginnen und Kollegen, heute sollte die Verabschie-
dung, nicht die Einbringung eines Haushalts 2023 stehen. Das ist nämlich das zen-
trale Problem an dem Haushalt der Staatsregierung und der sie tragenden Partei-
en. Wir bräuchten bereits in den kommenden Monaten Handlungsmöglichkeiten in 
Bayern. –Jetzt erzählen Sie mir bitte schön nicht, dass das nicht funktioniert. Ein 
Land, mit dem Sie in letzter Zeit so gute Beziehungen haben, Baden-Württemberg, 
verabschiedet derzeit parallel zu uns den Haushalt. Sie werden ja wohl nicht 
sagen, dass eine Regierung, an der Ihre Schwesterpartei beteiligt ist, einen Haus-
halt aufstellt, der unverantwortlich ist, weil man zuerst abwarten muss, was in Ber-
lin alles geschieht.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Also: Machen Sie sich an der Stelle ehrlich und sagen Sie einfach, was Sie ge-
macht haben: Sie haben in den letzten Monaten jegliche Arbeit für die Zukunft Bay-
erns verweigert. Das ist die Wahrheit, Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der GRÜNEN)

Weil nicht einmal Sie Ihre Not und Ihr Versagen an dieser Stelle übersehen kön-
nen, folgt jetzt diese Krücke der Notbewilligung. Auch ausweislich des Ministerrats 
gestern: Sie wissen bis auf einen ganz kleinen Bereich, zu dem ich nachher noch 
komme, bis heute noch gar nicht, wofür Sie das Geld ausgeben wollen. Aber Sie 
wissen schon, dass Sie eine Kommission brauchen, und Sie wissen, dass Sie nicht 
über den regulären Haushalt gehen. Sie wissen seit dem 15. November auch, dass 
Sie die ausgestreckte Hand der Sozialdemokratie, die gesagt hat, wir stehen be-
reit, einen Nachtragshaushalt noch in diesem Jahr zu machen, nicht anzunehmen 
bereit sind.

Ich sage Ihnen an dieser Stelle, was Sie morgen mit dem Dringlichkeitsantrag vor-
haben.

(Zuruf von der CSU: Fake News!)

Sie wollen durch einen Dringlichkeitsantrag das Haushaltsrecht aushebeln und den 
Menschen in Bayern eine Mitbestimmung vorenthalten.

Das wird so nicht funktionieren. Die demokratischen Oppositions-Parteien dieses 
Hauses werden morgen einen Antrag vorlegen, in dem sie Ihnen nochmals anbie-
ten, noch vor Weihnachten oder vor Neujahr einen Nachtragshaushalt zu erstellen,
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(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

und zwar mit Punkten für die Menschen in Bayern, mit Hilfen zwar auch für die 
Wirtschaft, aber nicht nur für die Wirtschaft,

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Was meinen Sie mit demokratischen Par-
teien?)

mit Hilfen für die Menschen, mit Hilfen für soziale Einrichtungen, mit Hilfen für Ver-
eine und Kultur und mit Hilfen für die gesamte Gesellschaft, nicht nur für diejeni-
gen, die Sie im Moment gerade mal bedienen wollen, Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und jetzt im Dezember kommt endlich die Vorlage des Haushalts. – Was für eine 
Enttäuschung! Für diesen Haushalt 2023 hat sich das Warten nun wirklich nicht ge-
lohnt. Das Volumen sinkt sogar um 60 Millionen Euro gegenüber dem Vorjahr. Die 
Personalausgabenquote steigt leicht um 1,3 %. Dafür wird die Investitionsquote um 
1,5 % reduziert. Kommunizierende Röhren, aber Ideen und Schwerpunkte: nein; 
wenig Gestaltung im vierten Krisenjahr; keine Aktionen im sozialen Bereich; keine 
Handlungen, keine Gestaltung. Ja, Sie legen einen Haushalt ohne Neuverschul-
dung vor, greifen aber massiv in die Rücklagen ein und entnehmen über 3 Milliar-
den Euro.

(Staatsminister Albert Füracker: Das ist doch der Sinn von Rücklagen!)

Mit einer so aufgestellten Haushaltspolitik sind Sie dann natürlich in den Verhand-
lungen extrem limitiert. Übrigens wäre es auch einmal schön, an die Einnahme-
nseite zu denken

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ja genau!)

und die Steuerverwaltung endlich personell so auszustatten, dass ein umfassender 
und damit gerechter Steuervollzug für alle sichergestellt ist. Steuerschlupflöcher 
müssen konsequent geschlossen und es muss dafür gesorgt werden, dass die 
Steuerlast und die Finanzierung unseres Staates auch in Bayern gerecht verteilt 
sind.

(Beifall bei der SPD)

Bei Ihnen kommt man fast zur Einschätzung, dass Sie Bayern auf dem Rücken 
des Bundes und der Länder eher als Steueroase platzieren wollen.

(Zuruf des Staatsminister Albert Füracker (CSU))

Insofern war die krachende Niederlage, die Sie letzte Woche im Bundesrat kassiert 
haben – alle Länder waren gegen Bayern – nur konsequent und auch vorherseh-
bar, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Aber Sie haben ja auch gar nicht den Anspruch, einen gestaltenden Haushalt vor-
zulegen. Sie haben ja nur den Anspruch, sich bis in den Sommer 2023 durchzu-
wurschteln. Ihr Anspruch lautet: Jetzt Hausmannskost und dann barocker Wahl-
kampfhaushalt, um die Macht zu sichern.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ihre Reden waren auch schon einmal bes-
ser! – Heiterkeit bei Abgeordneten der CSU und der FREIEN WÄHLER – Flori-
an von Brunn (SPD): Sie ist besser als deine Rede!)
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– Ja, Herr Kollege Pohl und Herr Kollege Häusler, Kolleginnen und Kollegen der 
CSU, die Sie gerade so fröhlich lachen, wir sehen uns hier im Juni und Juli 2023 
wieder; dann schauen wir einmal, wie es mit dem barocken Wahlkampfhaushalt 
und den Geschenken ist, die Sie ohne Sinn und Verstand über das Land verteilen, 
nur um sich ein paar Stimmen zusätzlich sichern zu können.

(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, ich komme zum Härtefallfonds. Seit Wochen geistert der 
Härtefallfonds als Fata Morgana durch die Landespolitik. Das Volumen soll 1,5 Mil-
liarden Euro betragen. Der Bund hat allein 2022 nunmehr das dritte Entlastungspa-
ket mit 65 Milliarden Euro auf den Weg gebracht.

(Ulrich Singer (AfD): Das sind neue Schulden!)

Das sind insgesamt 95 Milliarden Euro und zusätzlich ein Abwehrschirm in Höhe 
von 200 Milliarden Euro. Der Bund gibt insgesamt 295 Milliarden Euro, damit wir 
durch die Krisen kommen, damit die Menschen nicht alleingelassen werden und 
damit die Wirtschaft weiterläuft. Das ist genau das 197-Fache von dem, was Sie für 
das kommende Jahr vorsehen.

(Thomas Huber (CSU): Alles auf Schuldenbasis! – Ulrich Singer (AfD): Wer 
soll die Schulden denn bezahlen?)

Ich weiß, wir sind kleiner, aber so klein ist der Freistaat Bayern nun wirklich nicht, 
als dass das von Ihnen Vorgelegte eine echte Hilfe für unsere Menschen und für 
die Wirtschaft in Bayern wäre.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Dann beantragen Sie halt 30 Milliarden 
Euro!)

Zum Inhalt, Kolleginnen und Kollegen: Zur Verdoppelung der Vereinspauschale 
verweise ich auf die Drucksache 18/24406 vom 11.10.2022; Antragsteller war die 
SPD. Der Antrag wurde von CSU und FREIEN WÄHLERN in mehreren Ausschüs-
sen und hier im Plenum abgelehnt.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Nach 20 Jahren weiß man offensichtlich 
noch nicht, wie Haushaltsberatungen ablaufen!)

Jetzt findet er sich als einzige konkrete Maßnahme im Härtefallfonds.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Wohlgemerkt nach 20 Jahren im Parla-
ment!)

– Kollege, brüllen alleine hilft auch nicht. Erst denken und dann vielleicht eine Zwi-
schenbemerkung machen.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Genau, denken!)

Das wäre eine gute Idee. Das wäre schön.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt 400.000 Euro für die Tafeln in Bayern; wohlgemerkt 400.000 Euro bei 
1,5 Milliarden Euro.

(Arif Taşdelen (SPD): Buh!)
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Das sind die zwei einzigen konkreten Ideen; beide stammen aus Anträgen der 
SPD. Wenn das Ihr Gestaltungswille im Härtefallfonds ist, dann gute Nacht Bayern, 
Kolleginnen und Kollegen!

(Arif Taşdelen (SPD): Buh! – Florian von Brunn (SPD): Endlich Machen statt 
nur Södern!)

Beim Staatshaushalt muss man nach unserer Auffassung heute wegen der noch 
immer nicht gänzlich überwundenen Corona-Pandemie und insbesondere wegen 
der Folgen des russischen Angriffskriegs einerseits in einem Teil des Haushalts na-
türlich auf Sicht fahren und kurzfristige Maßnahmen ermöglichen, andererseits 
aber gleichzeitig in Bayern mittel- und langfristig die Weichen für eine gute Zukunft 
für unsere Bevölkerung, für bezahlbaren Wohnraum, für soziale Klimatransformati-
on, für gleichwertige Lebensbedingungen, für Bildungsgerechtigkeit, für eine Offen-
sive im Bereich der Digitalisierung, für eine funktionierende Schule, für soziale In-
frastruktur und für eine Verbesserung in Krankenhäusern und in der Pflege stellen.

Bayern braucht einen Krisenreaktionshaushalt, einen Haushalt der innovativen In-
vestitionen und einen Haushalt, der sozialer Anker für unsere Gesellschaft ist, Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

– Herr Finanzminister, Ihr Haushaltsentwurf ist nichts davon: Fehlanzeige bei 
einem schnell vollziehbaren und konkreten Härtefallfonds; Fehlanzeige im Bereich 
Soziales, der zusätzlichen Unterstützung der Menschen, aber auch Fehlanzeige 
bei der Finanzierung der sozialen Strukturen, der Sozialverbände, der Hilfsorgani-
sationen und des bürgerschaftlichen Engagements; darüber hinaus Fehlanzeige 
beim investiven Nachholbedarf im Bereich Wohnraum, bei Krankenhäusern, in der 
Pflege, nicht zuletzt Fehlanzeige beim Bedarf im Bildungsbereich und bei der 
Struktur des öffentlichen Personennahverkehrs.

Bei den Investitionen verweisen Sie dann gleich wieder auf die Wohnungsmilliarde. 
– Kolleginnen und Kollegen, machen Sie sich zumindest ein ganz kleines bisschen 
ehrlich: Sie schmücken sich hier mit fremden Federn. Wir sind es gewohnt, dass 
der Ministerpräsident wie ein Pfau auf der politischen Bühne umherrennt. Dass er 
dafür aber auch fremde Federn benutzt, ist schon etwas fragwürdig.

(Heiterkeit bei den Abgeordneten Florian von Brunn (SPD) und Tim Pargent 
(GRÜNE) – Beifall bei der SPD)

Die staatliche Wohnraumförderung umfasst 1,007 Milliarden Euro im Haushalt, 
wenn man alles zusammenzählt; schon das ist zu wenig. Davon stammen aber 
auch noch 389 Millionen Euro, als nahezu zwei Fünftel, aus den Mitteln des Bun-
des. Machen wir uns ehrlich: Wir brauchen beim Wohnungsbau eine ehrliche Milli-
arde aus Bayern. Dazu fehlen mindestens 400 Millionen Euro noch in diesem Jahr.

(Beifall bei der SPD)

Zum Hintergrund: Letztes Jahr haben Sie zunächst auch noch 140 Millionen Euro 
bei der staatlichen Wohnraumförderung gekürzt; Bundesmittel mussten diese Kür-
zungen dann kompensieren. Deshalb sagen wir: Wir werden in den Beratungen 
Vorschläge machen, wie Sie und wir dort nachbessern können.

Es gibt übrigens noch einen Bereich, der gar nicht so viel Geld kosten, sondern 
einfach nur einmal den Willen voraussetzen würde, an Punkten, die falsch laufen, 
nachzusteuern: BayernHeim, Immobilien Freistaat Bayern, BayernGrund und Sta-
dibau sowie eine Zusammenarbeit mit der Bayerischen Landesbank, der LfA För-
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derbank und Überlegungen zur Strukturierung des Grundstocks des Freistaats 
Bayern. Wenn man daraus eine schlagkräftige Organisation machen, hier festge-
fahrene Wege verlassen würde und bereit wäre, eine neue Struktur aufzubauen, 
wie wir das als SPD schon mehrfach vorgeschlagen haben, dann würde man mit 
wenig Geld in diesem Freistaat viel für die Menschen erreichen können.

(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, ich komme zum öffentlichen Verkehr: Das Deutschland-
ticket wurde schon mehrfach genannt. Hierfür gibt es 270 Millionen Euro des Bun-
des und 270 Millionen des Freistaats. Ich erinnere daran, dass Sie vom Bund, von 
den anderen Ländern und von den Nutzern des Nahverkehrs zum Jagen getragen 
werden mussten; sonst hätte sich an dieser Stelle nichts bewegt.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bayerische Eisenbahngesellschaft hat eine 
große Menge an Nachfinanzierungsbedarf aufgrund der gestiegenen Personalkos-
ten und Energiepreise. Hier gibt es läppische 38 Millionen Euro mehr für die Be-
stellentgelte und läppische 20 Millionen Euro mehr für Eisenbahnneubauprojekte. 
Damit werden Sie die BEG nicht gut über das Jahr 2023 bringen, und der heutige 
Bestand an Bestellungen kann nicht ausgeweitet werden. Das ist das Gegenteil 
von dem, was Sie für den ländlichen Raum und den Schienenpersonennahverkehr 
immer versprechen, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Ja, im Haushalt für den ÖPNV und SPNV ist mehr Geld enthalten. Warum? – Weil 
der Bund statt 1,456 Milliarden Euro des letzten Jahres in diesem Jahr Regionali-
sierungsmittel in Höhe von 1,693 Milliarden Euro zur Verfügung stellt. Das sind 
satte 237 Millionen Euro mehr als im letzten Jahr. Das ist gut so. Wir erwarten aber 
auch einen eigenen Beitrag des Freistaats Bayern, erwarten von ihm, hier mehr 
Geld auszugeben. Beim Infrastrukturausbau, bei der Finanzierung der Bayerischen 
Eisenbahngesellschaft als Besteller des SPNV und bei den Fortschritten für ein flä-
chendeckendes Bus-, Bahn- oder auch Tarifsystem sieht es mau aus.

(Beifall bei der SPD)

Hier besteht eine Aufgabe für den Freistaat. Hier tun Sie nichts.

Zur Krankenhaus- und Pflegeinfrastruktur. Ein verkürztes Fazit: In Kapitel 14 03 
gibt es zehn Millionen Euro weniger. Das betrifft die Gesundheitsversorgung. Im 
Bereich Pflege und Hospiz gibt es ganze neun Millionen Euro mehr. Insgesamt gibt 
es eine Million Euro weniger für die Bereiche, von denen Sie richtigerweise immer 
wieder sagen: Das sind die Bereiche, in denen wir im Freistaat investieren und für 
die wir auch konsumtive Mittel zur Verfügung stellen müssen. Taten im Haushalt? – 
Nichts, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Ich fasse zusammen: Sie sind von früh bis spät so beschäftigt, mit dem Finger auf 
die SPD-geführte Regierung in Berlin zu zeigen

(Zuruf von der CSU: Zu Recht!)

und in der Ihnen verbleibenden Zeit Empfänge der Staatsregierung für das geneig-
te Wahlvolk zu geben. Darüber haben Sie völlig vergessen, hier für die Menschen 
und die Wirtschaft in Bayern zu arbeiten.
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(Beifall bei der SPD – Zuruf von der SPD: So ist es!)

Hören Sie auf, immer nur auf die Ampel zu starren und dann den Besserwisser zu 
spielen. Hier in Bayern für die Menschen und unsere Wirtschaft zu arbeiten, hier 
einen zukunftsfähigen Haushalt vorzulegen, der auch den Herausforderungen auf-
grund des Angriffskrieges Russlands und den Folgen der Pandemie gerecht wird – 
das wäre Ihr Job, Kolleginnen und Kollegen und Herr Staatsminister.

(Beifall bei der SPD)

Da gibt es dann aber leider nur große Leere. Wenn Sie zur Selbstkritik fähig wären 
und auf Ihre eigene Regierung blicken würden, müssten Sie sich für die Vorlage 
dieses Haushaltes schämen, nichts anderes.

(Beifall bei der SPD)

Ohne weitreichende Änderungen, so wie sie die SPD vorschlägt, werden wir Ihre 
Vorlage ablehnen.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Es liegt eine Meldung zu einer Zwischen-
bemerkung vor. Dazu erteile ich dem Kollegen Josef Zellmeier, CSU-Fraktion, das 
Wort.

Josef Zellmeier (CSU): Lieber Kollege Güller, du weißt, ich schätze dich sehr. Na-
türlich musst du versuchen, ein paar Schwachpunkte zu finden. Das war aber rela-
tiv erfolglos. Das ist aber deine Aufgabe. Eines stört mich aber schon sehr:

(Florian von Brunn (SPD): Selber hat er eine ganze Menge gefunden!)

Du sagst, wir seien eine Steueroase. Ich möchte darauf hinweisen, dass wir sehr 
hohe Steuereinnahmen erwirtschaften, dass wir 60 % des Länderfinanzausgleichs 
finanzieren, und das bei einem Anteil an der Bevölkerung von 15 %. Dafür gibt es 
doch nur eine Erklärung: Entweder sind die anderen, vor allem die SPD-geführten 
Länder zu schwach, oder dort sind die Steueroasen,

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

weil sie die Steuern nicht vernünftig erheben.

Noch eine zweite Anmerkung, da ich noch kurz Zeit habe. Die Erhöhung der Re-
gionalisierungsmittel hatte die Ampel ja schon vor dem 49-Euro- und vor dem 9-
Euro-Ticket in Aussicht gestellt. Jetzt bekommen wir es zwar – Danke! –, aber wir 
müssen die Hälfte dieses 49-Euro-Tickets bezahlen, sodass das Geld gleich wie-
der weg ist, das heißt: In der Summe ist das ein schlechtes Geschäft für uns.

(Florian von Brunn (SPD): Ein schlechtes Geschäft? Das kommt Bayern zugu-
te!)

Wir bekommen das, was wir eh bekommen hätten, dafür zahlen wir für etwas an-
deres, das wir nicht hatten.

(Beifall bei der CSU)

Harald Güller (SPD): Ich hoffe, ich habe dich falsch verstanden, dass du kritisierst, 
dass wir ein 49-Euro-Ticket einführen. Das ist dringend notwendig.

(Beifall bei der SPD)
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Eine faire Finanzierung – 50 % Bund, 50 % Länder – ist sogar mehr, als man nor-
malerweise, wenn man zur Aufgabenverteilung in das Grundgesetz blickt, hätte er-
warten können. Deswegen glaube ich, dass dies ein guter Kompromiss und eine 
gute gemeinsame Basis ist. An dieser sollten wir nicht mehr rütteln. Dies können 
wir auf jeden Fall feststellen. Ich danke auch, dass dies zugegeben wurde; denn 
vorher hat es geheißen, dass der Bund offensichtlich gar nichts richtig mache. Die 
Regionalisierungsmittel steigen um über 230 Millionen Euro.

Ein Weiteres. Ich empfehle, schlicht und einfach einmal einen kurzen Blick in die 
Prüfungszyklen bei kleinen, mittleren und insbesondere auch großen Unternehmen 
in Bayern zu werfen und einen Vergleich mit den anderen Bundesländern zu zie-
hen. Ihr werdet sehen: Bei den Prüfungszyklen ist der Freistaat Bayern auf 
Platz 14, 15 oder 16. Da kann mir keiner sagen, dass Steuergerechtigkeit in Bay-
ern großgeschrieben wird.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CSU)

Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächster 
Redner ist für die FDP-Fraktion der Kollege Dr. Helmut Kaltenhauser.

Dr. Helmut Kaltenhauser (FDP): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrter Herr Staatsminister Füracker, ich möchte als Erstes auf 
unser Rednerpult hinweisen. Da steht: Bayerischer Landtag. Sie haben über die 
Hälfte Ihrer Redezeit – ich habe mitgestoppt – für Berlin verwendet. Es mag ja 
durchaus ein Zusammenhang zwischen Bundes- und Länderfinanzen existieren, 
aber es scheint Sie doch immer noch sehr zu wurmen, dass Sie sich damals kate-
gorisch verweigert haben, in der Regierung mitzuarbeiten.

(Beifall bei der FDP)

Jetzt aber zum vorliegenden Haushaltsentwurf. Zunächst einmal stellen wir fest, 
dass wir in einigen Bundesländern oder im Bund schon in der finalen Phase der 
Haushaltsberatungen sind. Sie haben den Haushalt erst jetzt vorgelegt. Es ist 
schon mehrfach adressiert worden: Das ist ein klarer Verstoß gegen die Haushalts-
ordnung. In ihr steht, dass der Entwurf spätestens in der ersten Sitzungswoche des 
Landtages nach dem 30. September vorzulegen ist. In Bayern gehen offenbar die 
Uhren anders, vielleicht ist sogar der gesamte Kalender anders.

(Josef Zellmeier (CSU): Richtig!)

Immerhin ist der Haushalt ausgeglichen – das ist schön. Das scheint eine respek-
table Leistung zu sein. Wir wollen ja stabile öffentliche Finanzen, auch mit Blick auf 
die finanziellen Spielräume für die Zukunft. Wenn man allerdings sieht, dass auch 
die Steuereinnahmen vier Milliarden Euro höher sind, ist dies nicht mehr ganz so 
beeindruckend. Wir haben ja Rekordsteuereinnahmen in einer der größten Wirt-
schaftskrisen seit dem Zweiten Weltkrieg – das muss man konstatieren.

Auch der stärkere Griff in die Rücklagen und nicht so viel Schuldenaufnahme war 
etwas, was wir in den letzten Jahren mehrfach gefordert haben. Dass ausgerech-
net in einem Wahljahr keine Schulden mehr aufgenommen werden und in die 
Rücklagen gegriffen wird, ist bestimmt reiner Zufall, wenn ich das einmal ironisch 
bemerken darf. Viel mehr Positives ist mir bei dieser Konstruktion nicht aufgefallen.

Ich möchte einzelne Punkte herausgreifen, wobei die Liste wahrscheinlich beliebig 
verlängerbar ist.

Punkt eins. Nach wie vor – das wurde von mir schon mehrfach vorgebracht – gibt 
es keinen Tilgungsplan für Schulden in Höhe von inzwischen 37 Milliarden Euro. 
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Im nächsten Jahr werden wir einen Schuldendienst in Höhe von 670 Millionen Euro 
im Jahr haben, 16 % mehr als noch in diesem Jahr. Es ist schon klar, dass man 
nicht jetzt mit dem Schuldenabbau beginnen kann, aber man muss einen Plan 
haben. Man könnte doch einen Tilgungsplan von 2024 bis 2040 aufstellen. Erzäh-
len Sie mir nicht, das wäre unseriös. Wenn ich Geld aufnehme, muss ich wissen, 
wann ich es wieder zurückzahlen muss. Herr Füracker, da können Sie sich viel-
leicht sogar für zukünftige Legislaturperioden verewigen, auch wenn Sie vielleicht 
dann nicht mehr im Amt sind.

(Staatsminister Albert Füracker: Sie auch nicht! Sie sind nicht einmal im Amt! – 
Beifall bei der CSU)

– Das kann schneller gehen, als man glaubt.

Zum zweiten Kritikpunkt. Das Budget des Digitalministeriums beträgt schlappe 
113 Millionen Euro. Das entspricht 0,16 % des Gesamthaushaltes. Es ist immer 
wieder dasselbe: Entweder man wertet es auf, indem man dem Digitalministerium 
ein richtiges Budget gibt, oder man gibt ihm wenigstens Entscheidungsbefugnis. 
So macht es aber keinen Sinn. Ich glaube, dass immer wieder dasselbe wiederholt 
wird. Die eigentlichen Digitalfunktionen sind quer über alle Ministerien verteilt.

Zum dritten Kritikpunkt. Mittlerweile gönnt sich die Staatsregierung ziemlich viele 
Förderprogramme. Wie wir aufgrund einer sehr umfangreichen Anfrage erfahren 
haben, gibt es in vielen, ja in den allermeisten dieser Programme keine konkreten 
Ziele. Ich weiß nicht, wie man dann misst, ob ein Programm erfolgreich ist oder 
nicht. Wenn keine Ziele bestehen, kann man auch keine Kosten-Nutzen-Analyse 
durchführen. Was hat das mit verantwortungsvoller Ausgabenpolitik zu tun? Meine 
alte Forderung lautet immer wieder: zielorientierte Ausgabenpolitik mit Wirkung. 
Das heißt, bei jedem Programm muss festlegt werden, was man damit erreichen 
will und wie dies überprüft wird. Für die Überprüfung sind objektive quantitative 
Messgrößen erforderlich, um feststellen zu können, was tatsächlich passiert.

Was passiert denn in den Programmen? Da gibt es Programme, deren Mittel seit 
Jahren kaum abgerufen werden, die seit mehreren Jahren eine Abrufquote von 
unter 20 % haben. Dies sieht übrigens so aus, als ob man Geld ins Schaufenster 
stellen würde, um den Eindruck zu erwecken, dass man jedem etwas Gutes tun 
will. Meine Vermutung wird durch das Rekordergebnis bei nicht abgeflossenen Mit-
teln unterstützt. Im letzten Jahr hatten wir 9,3 Milliarden Euro Ausgabenreste. Als 
Mathematiker würde ich sagen: schwer verrechnet! Ich zitiere den Kommentar des 
ORH aus dem Jahresbericht 2021. Ich möchte ihn vorlesen, da ich das wirklich 
peinlich finde:

Die Ausgabenreste haben sich in den letzten 10 Jahren verdoppelt […]. Nach 
Auffassung des ORH deutet diese Entwicklung darauf hin, dass dem Grund-
satz der bedarfsgerechten Veranschlagung erneut nicht ausreichend Rech-
nung getragen wird.

Das muss man sich einmal überlegen. Da sagt jemand über den Staatshaushalt, 
dem Grundsatz der bedarfsgerechten Veranschlagung wird erneut nicht ausrei-
chend Rechnung getragen. Mir als Finanzminister wäre das sehr peinlich.

Vierter Kritikpunkt: Pensionsfonds. Ja, vorhin wurde groß verkündet, dass diesem 
weitere 110 Millionen Euro zugeführt werden. Dazu ist zu sagen, dass dieser Be-
trag angesichts des Stellenaufwuchses nicht ausreichen wird. Zudem ist dieses 
Geld nur für die Deckung der durch die neuen Stellen hinzukommenden Verbind-
lichkeiten gedacht. Dabei reden wir noch lange nicht von den Altlasten, die wir 
haben. Je nachdem, wie man rechnet, sind es Pi mal Daumen 6 Milliarden Euro 
pro Jahr, die wir an impliziten Schulden aufbauen. Davon ist überhaupt nichts ab-

Protokoll 18/131
vom 14.12.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode 18183



gedeckt. Eine Riesenwelle kommt auf uns zu. Da hilft auch die ganze Schuldendis-
kussion nichts. Aus diesen Verpflichtungen erwachsen noch viel höhere Belastun-
gen, die unsere nächste Generation abdecken muss.

Thema Regierungsbeauftragte: Ich kann mich erinnern, dass in den vergangenen 
Haushaltsberatungen immer gesagt wurde, der Betrag sei ja nicht allzu groß. Dann 
haben wir eine Anfrage gestellt und festgestellt, dass die Kosten dafür fünffach, 
teilweise sogar sechsfach höher sind als das, was im Haushalt ausgewiesen wird. 
Der Grund ist, dass diese Ausgaben irgendwo versteckt sind. Ich muss schon 
sagen, wenn man diese Ausgaben konkret ausweisen würde, dann verliefe die 
Diskussion hier anders. Nach wie vor halten wir die allermeisten dieser Beauftrag-
ten nicht für notwendig.

Die sächlichen Verwaltungsausgaben sind für 2023 mit 5,2 Milliarden Euro ange-
setzt. Das ist eine Milliarde mehr als 2019, vor Corona. Die Bürokratie, die da auf-
wächst, ist enorm. Wann fängt man denn an, effizienter zu werden? Wir fördern 
doch die Digitalisierung. Irgendwann muss sich das doch auszahlen. Es kann doch 
nicht sein, dass dadurch noch mehr Bürokratie entsteht.

Personalaufbau: Klar, auch ich bin dafür – und habe es mitgetragen –, dass in be-
stimmten Bereichen zusätzliche Stellen entstehen. Trotzdem bleibt es bei der Fest-
stellung, dass die Personalausgaben von 2021 bis 2023 von 25,5 Milliarden Euro 
auf 28,2 Milliarden Euro, das heißt um 2,7 Milliarden Euro steigen. Die Personal-
ausgabenquote wird im nächsten Jahr bei 39,7 % und laut Finanzplan im Jahr 
2026 sogar bei 42,3 % liegen. So kann man doch nicht weitermachen. Man muss 
doch irgendwann etwas unternehmen und sich überlegen, wie man gegensteuern 
kann.

An dieser Stelle möchte ich auf meinen Zwischenruf von vorhin verweisen. Wenn 
ich höre, wir hätten genug Lehrer, dann erinnere ich nur an ein Schreiben des Bil-
dungsministers, das mich sehr aufgeregt hat. Der Bildungsminister hat den Schu-
len geschrieben: Wenn ihr zu wenige Lehrer habt, dann müsst ihr zugunsten der 
MINT-Fächer bei Religion, Sport, Kunst und Musik streichen. – Was hat man für 
ein Menschenbild, wenn man so etwas schreibt? Ich finde das unter aller Kanone. 
Entschuldigung, aber es ist so.

(Beifall bei der FDP sowie Abgeordneten der GRÜNEN)

Ich könnte noch eine ganze Menge mehr Punkte anführen. Die Investitionsquote 
sinkt, und das ausgerechnet in diesen Zeiten. Weitere Punkte sind BayernHeim, 
zweite Stammstrecke und Deutsches Museum. Der Ausbau der erneuerbaren 
Energien wird so sehr verschleppt, dass bei der Einweihung jedes neuen Wind-
kraftwerks ein eigener Pressetermin mit dem Ministerpräsidenten stattfinden kann. 
Angesichts der Zahl an Anlagen, die errichtet werden müssten, dürfte das über-
haupt nicht möglich sein. Es gäbe viele solcher Dinge zu nennen.

Einige Aussagen zum Länderfinanzausgleich, der heute schon mehrfach zitiert 
wurde, finde ich bemerkenswert. Ich möchte daran erinnern, dass der heutige Mi-
nisterpräsident Söder damals, als Finanzminister, mitverhandelt hat, aber heute öf-
fentlichkeitswirksam überall erzählt, dass er möglicherweise dagegen klagen wolle. 
Das ist Politik auf Trump-Niveau, wie es heute schon einmal geheißen hat.

Ein Punkt ist mir noch sehr wichtig, das "Sahnehäubchen" Fraktionsreserve – 
heute auch schon zitiert. Es wurde behauptet, diese werde von 60 Millionen Euro 
auf 70 Millionen Euro erhöht. Nein, sie wird von 30 Millionen Euro auf 70 Millio-
nen Euro erhöht. Vorher hatten wir nämlich einen Doppelhaushalt verabschiedet, 
und darin waren 60 Millionen Euro dafür vorgesehen, das heißt 30 Millionen Euro 
pro Jahr. Jetzt werden es 70 Millionen Euro. Das ist schon stark.
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Wenn dann Abgeordnete der CSU und der FREIEN WÄHLER, wie es schon pas-
siert ist, sich noch vor Einbringung des Haushalts in der Öffentlichkeit dafür rüh-
men lassen, einen erhöhten Schulgeldersatz durchgesetzt zu haben, dann empfin-
de ich das als Missachtung des Parlaments.

In der Summe muss ich feststellen: Die Haushaltspolitik der Staatsregierung ist 
ziemlich ambitionslos. Das Einzige, was kraftvoll fortgesetzt wird, sind die Fehl-
steuerungen. Ein "Weiter so" genau in dieser Zeit? Das kann nicht funktionieren. 
Hören Sie auf, immer alles auf Berlin zu schieben. Wir haben hier eine eigene Ver-
antwortung. Wenn Sie sich selber kleinreden wollen, dann ist das Ihre Sache. Aber 
ich meine, wir haben auch hier Steuerungsmöglichkeiten, und diese sollten wir nut-
zen. Wir werden konstruktive Vorschläge einbringen.

(Beifall bei der FDP)

Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Nächster 
Redner ist für die CSU-Fraktion der Abgeordnete Hans Herold. Herr Kollege, Sie 
haben das Wort.

Hans Herold (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, meine sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst ein persönliches Wort an 
den Kollegen Dr. Helmut Kaltenhauser: Lieber Helmut, den Ausspruch "Trump-Ni-
veau", der sich wohl auch auf unseren Finanzminister Albert Füracker bezog, 
möchte ich ganz massiv zurückweisen. Das wollte ich gleich zu Beginn meiner 
Rede sagen.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle sind auch Kommunalpolitiker. Natürlich 
wissen wir alle genau, dass der kommunale Finanzausgleich, zu dem ich heute 
auch spreche, ständig – und glücklicherweise – steigt. Das ist gut für unsere Kom-
munen. Unser kommunaler Finanzausgleich wird im Jahr 2023 die Rekordhöhe 
von 11,16 Milliarden Euro erreichen. Ich denke, das ist ein gutes Zeichen für unse-
re Städte, Gemeinden und Landkreise im Freistaat Bayern.

Liebe Kollegin Köhler, lieber Kollege Harald Güller, ich erlebe euch im Haushalts-
ausschuss meistens – ich betone ausdrücklich: meistens – als sachliche Kollegin 
und sachlichen Kollegen. Aber was ihr heute gebracht habt, waren wirklich unsägli-
che Reden mit Verdrehungen der Fakten. Das muss ich ganz ehrlich sagen.

(Zuruf des Abgeordneten Harald Güller (SPD))

Liebe Frau Köhler, lieber Harald Güller, was mich persönlich nicht interessiert, sind 
Ihre heutigen Reden. Natürlich tut es Oppositionspolitikern sehr weh, wenn – wie 
heute wieder – ein guter Haushalt des Freistaates Bayern eingebracht wird. Ich 
sage ganz ehrlich: Mich persönlich interessiert, was meine zwei CSU-Landräte und 
meine 49 Bürgermeisterinnen und Bürgermeister zum Haushalt des Freistaates 
Bayern, insbesondere zum kommunalen Finanzausgleich, sagen. Sie sagen: Lie-
ber Hans Herold, herzlichen Dank für die großen, wichtigen Unterstützungen, die 
wir vom Freistaat Bayern bekommen, auch und insbesondere für die 11,16 Milliar-
den Euro im Bereich des kommunalen Finanzausgleichs.

Sie sagen auch: Lieber Hans Herold, herzlichen Dank für die 4,27 Milliarden Euro 
Schlüsselzuweisungen. – Sie wissen es selbst: Das sind wichtige Einnahmen für 
unsere Kommunen,

(Zuruf des Abgeordneten Harald Güller (SPD))

– völlig richtig, ja –, die unsere Verwaltungshaushalte ungemein stärken.
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Sie sagen auch – unser Finanzminister hat diesen Punkt heute angesprochen –: 
Vielen Dank, dass 28 % der 71 Milliarden Euro des Gesamthaushalts an unsere 
Kommunen fließen.

Sie sagen mir in meinem Stimmkreis auch: Lieber Hans Herold, herzlichen Dank 
für die fast 4 Milliarden Euro, die der Freistaat Bayern aufgenommen hat, damit 
auch unsere Kommunen aus der Corona-Krise gut herauskommen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Diese Dankesworte – das möchte ich auch dem Kollegen Harald Güller deutlich 
sagen – kommen nicht nur von den CSU-Landräten und nicht nur von den CSU-
Bürgermeistern, sondern auch von den SPD-Bürgermeistern, lieber Harald Güller. 
Grüne Bürgermeister gibt es in meinem Stimmkreis nicht.

(Zuruf von den GRÜNEN)

Aber ich möchte noch einmal deutlich erwähnen, dass die Dankesworte auch von 
den SPD-Bürgermeistern kommen.

Liebe Frau Köhler, wenn Sie das Thema Staatsstraßen ansprechen, dann entgeg-
ne ich Ihnen: Natürlich kann man so etwas sagen, wenn man in einer Wohlfühlge-
gend wie München wohnt. Sie müssten einmal in den ländlichen Raum hinausge-
hen, liebe Frau Köhler, weg aus dem Wohlfühlraum München. Im ländlichen Raum 
sollten Sie sich einmal umschauen, um zu sehen, was dort noch notwendig ist. 
Dabei geht es nicht um Neubauten – das möchte ich ausdrücklich sagen –, son-
dern um Sanierungsmaßnahmen. Dazu gehört auch die Stärkung der Staatsstra-
ßen.

(Zuruf der Abgeordneten Claudia Köhler (GRÜNE))

Deswegen sind die 500 Millionen Euro für entsprechende Investitionen sehr wich-
tig. Auch für diese Mittel bin ich sehr dankbar.

(Beifall bei der CSU)

Ein sehr wichtiger Punkt für uns sind die Schlüsselzuweisungen; diese habe ich 
vorhin schon angesprochen. Sie steigen um 267 Millionen Euro auf insgesamt 
4,27 Milliarden Euro.

Natürlich ist auch die ÖPNV-Betriebskostenförderung, die Kollege Zellmeier heute 
schon angesprochen hat, sehr wichtig.

Ein weiterer wichtiger Punkt, gerade für uns aus dem ländlichen Raum, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ist die Härtefallförderung für den Bau von Abwasserentsor-
gungs- und Wasserversorgungsanlagen. Die Mittel für diesen Bereich steigen ganz 
massiv, auf insgesamt 150 Millionen Euro. Das ist für München und unsere sonsti-
gen Großstädte logischerweise kein Thema, Frau Köhler; das ist mir völlig klar. Es 
ist aber eine sehr, sehr wichtige Entscheidung für unseren ländlichen Raum. Dafür 
bin ich sehr dankbar. Ich komme aus dem ländlichen Raum. Deshalb bin ich sehr 
froh darüber, dass wir für diesen Bereich immer wieder so große Summen vorse-
hen können.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Natürlich ist für uns auch die Krankenhausfinanzierung sehr wichtig. Diese läuft mit 
insgesamt 643,4 Millionen Euro weiter. Diese Mittel dienen auch dem Erhalt unse-
rer Krankenhäuser im ländlichen Raum. Eine sehr wichtige Angelegenheit!
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Herr Finanzminister, ich bin auch sehr froh, dass wir immer wieder Bedarfszuwei-
sungen und Stabilisierungshilfen vorsehen; im Jahr 2023 werden es immerhin 
120 Millionen Euro sein.

Vergessen darf man natürlich auch nicht, dass als Zuweisungen für die notwendige 
Schülerbeförderung im Jahr 2023 323 Millionen Euro vorgesehen sind.

Abschließend noch ein wichtiger Punkt, der mir persönlich auch sehr am Herzen 
liegt, auch als Kommunalpolitiker; das sind die Zuweisungen an die Bezirke nach 
Artikel 15 FAG. Ich glaube, das ist auch ein ganz wichtiger Punkt, weil die Bezirke 
letztendlich auch über die Bezirksumlage finanziert werden. Die Zuweisungen blei-
ben auf dem hohen Niveau von 706,5 Millionen Euro. Das ist ein ganz wichtiges 
Signal gerade auch für unsere Bezirke.

Abschließend meine persönliche Bewertung: In den aktuellen Krisenzeiten ist der 
Haushaltsentwurf 2023 ein finanzpolitischer Stabilitätsanker. Das möchte ich auch 
noch mal deutlich hervorheben. Natürlich könnten wir logischerweise noch mehr 
tun, lieber Harald Güller, wenn wir nicht diese neun Milliarden Euro im Länderfi-
nanzausgleich an die anderen Bundesländer abtreten müssten. Wissen Sie, was 
mich da auch stört und was ich ganz ehrlich sagen muss? – Sie haben es sicher-
lich auch gelesen: Aus diesen drei Milliarden Euro, die nach Berlin fließen, zahlt 
der Berliner Senat jetzt 50 Euro an alle Jungwähler als Wahlgeschenk. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, diese 50 Euro zahlen unsere fleißigen Bürgerinnen 
und Bürger aus dem Freistaat Bayern. Das möchte ich abschließend auch noch 
betonen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Abschließend noch mal ein herzliches Dankeschön an unseren Finanzminister Al-
bert Füracker, aber auch an alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Finanzminis-
teriums und natürlich auch ein Dankeschön an die Mitglieder der CSU-Fraktion und 
auch der Fraktion der FREIEN WÄHLER, insbesondere für die gute Zusammenar-
beit beim Staatshaushalt. Natürlich auch ein Dankeschön an euch. Das sage ich 
ganz ehrlich, weil wir im Ausschuss gut zusammenarbeiten. Ich bin sehr dankbar 
dafür, dass wir heute einen sehr guten Haushalt für das Jahr 2023 vorlegen kön-
nen. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege Herold. – 
Nächster Redner ist der Kollege Tim Pargent für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Sie 
haben das Wort.

Tim Pargent (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen, sehr geehrter Herr Finanzminister! Man muss sich heute schon wundern, 
auch gegen Ende dieser Haushaltsdebatte. Auf der Tagesordnung war eigentlich 
die Einbringung des bayerischen Haushaltes gestanden. Das haben wir formal ge-
macht, aber im Großteil der Rede

(Staatsminister Albert Füracker: Das ärgert Sie sehr, das weiß ich schon!)

– das ärgert mich jetzt weniger, das ärgert anscheinend Sie – wird dann auf den 
Bund geschimpft: der Bund, der Bund, der Bund! Fast die ganze Rede des Finanz-
ministers, auch die vom Kollegen Zellmeier, war ja Schattenboxen mit dem Bun-
deshaushalt.
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Aus meiner Sicht hat das zwei Gründe. Erstens gibt es im eigenen Haushalt an-
scheinend wenig Erwähnenswertes. Okay. Aber zweitens – und das ist der Haupt-
grund – haben Sie offensichtlich den Regierungswechsel in Berlin nicht verkraftet.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nach über einem Jahr Ampel-Regierung hat das Briefeschreiben und das Abarbei-
ten am Bund nicht nachgelassen. Bei der CSU bildet sich langsam eine posttrau-
matische Belastungsstörung aus diesem Regierungswechsel heraus, was man 
merkt, wenn man sich diese Reden hier anhört.

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD)

Dann erzählen Sie uns, dass Sie mit der Einbringung des Haushaltes so lange 
warten mussten, weil Sie auf den Bundeshaushalt warten mussten. Das ist erstens 
schon verwunderlich, weil Sie sonst auch wenig Probleme haben, vorauszupre-
schen. Zweitens frage ich mich, wie die anderen Länder in diesen Wochen, jetzt 
aktuell, ihre Haushalte schon beschließen konnten.

(Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

Ich habe mir gar nicht alle Bundesländer rausgesucht, nur ein paar Beispiele: 
Sachsen hat nächste Woche die Dritte Lesung des Doppelhaushalts. Brandenburg 
hat übermorgen die Dritte Lesung des Doppelhaushalts. NRW hat voraussichtlich 
nächste Woche die Dritte Lesung.

(Zurufe der Abgeordneten Thomas Huber (CSU) und Hans Herold (CSU))

Niedersachsen hatte schon länger einen Doppelhaushalt. Nur drei Wochen nach 
dem Regierungswechsel wurde dort in diesem Herbst ein Nachtragshaushalt be-
schlossen. In Baden-Württemberg findet aktuell, in dieser Minute, die Beratung des 
Doppelhaushaltes in Zweiter Lesung statt. Nächste Woche ist der Doppelhaushalt 
dort in Dritter Lesung.

Ich meine, Sie haben einfach verlernt, pünktlich Haushalte vorzulegen. Vielleicht 
wollen Sie nicht pünktlich liefern. Ich glaube, Sie können es nicht mehr.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Probleme, die Sie damit verursachen, zu welchem Zeitpunkt wir den Haushalt 
beraten – ob wir den im Februar oder im März beraten –, haben ja nicht wir, son-
dern die haben die Menschen draußen, die auf die Gelder und die Mittel warten.

Ich meine, diese drei Monate finanzpolitischen Stillstand haben Sie in der Staatsre-
gierung zu verantworten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was kommt dann? – Man hätte ja erwarten können, dass jetzt das große Feuer-
werk kommt, dass man dann etwas Ordentliches vorbereitet hat, wenn man sich 
schon so lange Zeit nimmt. Das, was uns jetzt vorgelegt wurde, ist aus unserer 
Sicht nicht mal ein kleines Tischfeuerwerk.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Sie wollen ein großes Feuerwerk?)

Im Großen und Ganzen ist das die Fortschreibung bekannter Haushaltsposten. 
Dazu kommt dann der Härtefallfonds als Blankoscheck ohne konkrete Ausgestal-
tung zumindest im Haushalt. Morgen kommt der Dringlichkeitsantrag, mit dem man 
dann diesen – wie soll man es nennen? – Blankoscheck an die Staatsregierung 
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verteilt. Das kann doch nicht Ihr Ernst sein. Das wird wochenlang angekündigt, und 
dann kommt nichts Konkretes. Das Schlimmste ist, dass Sie diese Verzögerungs-
taktik dann auch noch generationengerecht nennen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zum Thema Generationengerechtigkeit. Es war Ihnen ja wichtig, mehrfach darauf 
hinzuweisen, dass dieser Haushalt eine schwarze Null hat, dass dieser Haushalt 
ohne Nettoneuverschuldung auskommt. Aber ich sage Ihnen: Generationenge-
rechtigkeit ist heutzutage mehr als nur die Frage, ob unten eine schwarze Null 
steht oder nicht. Die Frage ist auch, ob man zum Beispiel genug gegen die Klima-
krise tut, gegen die Auswirkungen, mit denen künftige Generationen zu kämpfen 
haben. Tun wir das in dem Haushalt? Wie sieht es zum Beispiel mit der Infrastruk-
tur aus? Wie sieht es mit den Gebäuden, mit unseren staatlichen Liegenschaften 
aus? – Die jungen Menschen sehen das, wenn sie an der einen oder anderen Uni-
versität bei uns im Land sind, wenn der Eimer im Hörsaal steht und es durch die 
Decke regnet. Ich frage mich: Ist das generationengerecht?

Wir müssen uns ehrlich machen. Es geht heutzutage nicht mehr darum, ob wir den 
nachfolgenden Generationen Schulden hinterlassen, ob in finanzieller Form, in der 
Infrastruktur oder, oder, oder. Es geht nur noch um die Frage, welche Schulden wir 
hinterlassen. Ich muss sagen: Das, was wir hier hinterlassen, in diesem Haushalt, 
wie er im Moment vorliegt, ist für uns GRÜNE definitiv nicht generationengerecht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auch wenn Sie die Fassade, sage ich mal, diesmal noch mal ausgeputzt haben 
und ohne formale Neuverschuldung in dieses Wahljahr gehen, sage ich Ihnen: Die 
Substanz dahinter bröckelt auch manchmal. Wegweisende Entscheidungen zum 
Ausbau der erneuerbaren Energien, zur Verkehrswende, aber auch zur sozialen 
Infrastruktur fehlen in diesem Haushalt. Hier haben wir eine komplette Fehlanzei-
ge.

Warum? – Ja, die einen oder anderen Söder‘schen Wahlgeschenke von 2018 lie-
gen noch teuer auf der Tasche. Wir GRÜNE werden wie gewohnt unsere Ände-
rungsanträge zu diesem Haushalt einbringen – für einen generationengerechten 
Haushalt und auch für ein zukunftsfähiges Bayern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Nächste 
Rednerin ist die Abgeordnete Katrin Ebner-Steiner für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort.

Katrin Ebner-Steiner (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Leute, die über ihre Verhältnisse leben, gehen entweder zum Kredithai oder 
verscherbeln das von den Eltern geerbte Tafelsilber. Dann gibt es da noch die 
Bayerische Staatsregierung, die einfach beides macht. Da nützt uns auch kein 
guter Finanzminister; denn der Fisch stinkt bekanntlich vom Kopf her.

Die Regierung Söder hat in dieser Legislatur immer und immer wieder tief in die 
Rücklagen gegriffen, um damit laufende Ausgaben zu finanzieren. Gleichzeitig 
haben Sie Rekordschulden aufgenommen. 2018, zu Beginn der Legislatur, betru-
gen die Rücklagen, die nichts anderes sind als das vom Staat treuhänderisch ver-
waltete Vermögen unserer Steuerzahler, noch über 10 Milliarden Euro, bei einem 
Gesamtausgabevolumen von 65 Milliarden Euro. Ende 2023 werden die Rückla-
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gen laut aktueller Prognosen auf gerade noch 1,5 Milliarden Euro zusammenge-
schrumpft sein; und das bei einem erneut gestiegenen Gesamtausgabevolumen 
von 71,1 Milliarden Euro.

Sie haben in kürzester Zeit das Volksvermögen der bayerischen Steuerzahler ge-
plündert wie noch keine Staatsregierung vor Ihnen und wollen jetzt trotzdem noch 
großzügige Klimatransformationsprogramme finanzieren. Das halten wir für unver-
antwortlich. Von 2020 bis 2022 haben Sie rund 18 Milliarden Euro neue Schulden 
gemacht und bedienen sich dieses Jahr dennoch mit 3,3 Milliarden ganz beson-
ders schamlos an den Ersparnissen des Staates. Eine unsolidere und gefährliche-
re Haushaltspolitik hat es in der Geschichte der Demokratie in Bayern wohl so 
noch nie gegeben. Ihnen reicht das Geld hinten und vorne nicht, das Sie von den 
hart arbeitenden Menschen in diesem Land abkassieren. Dabei verprassen Sie 
unter dem Strich Milliarden für sinnlose Ideologieprojekte, anstatt Ihrer Sorgfalts-
pflicht zu entsprechen und in Zukunftstechnologien zu investieren. Die Erforschung 
und Entwicklung von Zukunftstechnologien wie zum Beispiel modernsten Kern-
energieanlagen, etwa wie dem Thorium-Flüssigsalzreaktor, sichern die Zukunft 
Bayerns, nicht die Asylindustrie.

Bei Ihrem verantwortungslosen Ausgabeverhalten agieren Sie nach dem Prinzip 
Hoffnung. Sie hoffen, dass sich die Wirtschaft wieder günstig entwickeln wird und 
Sie dann Mehreinnahmen wieder in Ihre Rücklagen überführen können. Doch soll-
te jemand von Ihnen einmal einen Blick in die Wirtschaftsprognosen aller führen-
den Wirtschaftsforschungsinstitute oder in die Zahlen der Bundesregierung gewor-
fen haben, sollte Ihnen klar geworden sein, wie absurd und verantwortungslos Ihre 
Politik ist. In Ihrer Gemeinschaftsdiagnose für die Regierung verständigen sich die 
führenden Wirtschaftsforschungsinstitute auf eine Schätzung des Wachstums für 
das zu Ende gehende Jahr auf zwischen 1,1 und 1,6 %. Für das kommende Jahr 
sagten sie zwischen 1,4 % Wachstum und 0,4 % Schrumpfung voraus. Selbst 
wenn sich die Prognosen, was wir alle hoffen, wieder verbessern sollten, steckt 
Deutschland derzeit tief in einer Stagflation. Die Wirtschaft stagniert. Ganze Indust-
riezweige sterben ab und wandern aus. Der Präsident des Verbands der Chemi-
schen Industrie Markus Steilemann hat gewarnt, Deutschland drohe wegen Ihrer 
aktuellen Energiepolitik der Absturz vom Industrieland zum Industriemuseum. Die 
Verbraucherpreisinflation liegt im Mittel bei 10 %, für Nahrungsmittel bei 21,1 % 
und für Energie bei 38,7 %. Noch dramatischer stellt sich die Inflation der Erzeu-
gerpreise dar: 34,5 % im Schnitt, und nie dagewesene 85,6 % bei der Energie.

Während Sie den Menschen weismachen wollen, das alles liege am russisch-ukra-
inischen Krieg, weiß jeder Volkswirt, dass Inflation immer ein monetäres Phäno-
men ist. Ihre wahre Ursache ist die Geldschöpfung aus dem Nichts durch die EZB. 
Seit der Einführung des Euro hat sich die Geldmenge im Euroraum von rund 7 auf 
rund 14 Billionen Euro mehr als verdoppelt. Die wahre Inflation errechnet sich 
zudem aus dem Verhältnis der Veränderung der Geldmenge im Vergleich zur Ver-
änderung des Bruttoinlandprodukts und dürfte 2022 real eher bei 15 bis 20 % lie-
gen. Die bayerische Staatsverschuldung ist in der Zeit der Corona-Maßnahmen 
dieser Regierung massiv gestiegen, von knapp 27 Milliarden Euro vor Beginn der 
Corona-Maßnahmen auf aktuell über 40 Milliarden Euro. Für alles und für jeden ist 
Geld vorhanden, nur nicht für die Schwächsten unserer Bevölkerung. Im Entwurf 
planen Sie wieder mit 2,3 Milliarden Euro für den Zuwanderungs- und Integrations-
fonds. Wer weiß, ob das ausreichen wird; denn die aktuelle Asylkrise stellt jene von 
2015 noch deutlich in den Schatten.

Wir als AfD-Fraktion haben diese unsolide Haushaltspolitik immer scharf kritisiert, 
und der Bayerische Oberste Rechnungshof hat uns in allen wesentlichen Punkten 
auch recht gegeben. Der ORH hat die Höhe der Neuverschuldung infolge der Co-
rona-Maßnahmen scharf kritisiert. Die Corona-Verpflegungspauschalen für Klinik-
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beschäftigte, wesentliche Teile der 133 Millionen Euro wurden laut ORH zweckwid-
rig verwendet, oder denken Sie an die laxe und nicht vorgabegerechte Handhabe 
der 600 Millionen Euro zur Förderung kommunaler Baumaßnahmen. Der ORH ver-
langt ebenso wie wir eine glaubwürdige Begründung, weshalb das Corona-Investi-
tionsprogramm und die Hightech Agenda Plus einer Kreditfinanzierung bedürfen; 
denn die – Zitat – in der Pandemie aufgenommenen Notlagenkredite dürfen nur 
zur Bekämpfung der Pandemie und ihrer Folgen eingesetzt werden. Doch die von 
Ihnen finanzierten Maßnahmen haben ihren Ursprung allesamt schon vor der Co-
rona-Pandemie. Das ist nichts anderes als Betrug an unseren Bürgerinnen und 
Bürgern!

Ähnlich verhält es sich mit ihren vollmundigen Ankündigungen zum sogenannten 
Deutschland-Ticket. Sie haben selbst durch das Staatsministerium für Wohnen, 
Bau und Verkehr verlauten lassen, dass Sie nicht zur Finanzierung der Nachfolge-
regelung bereit seien und der Bund die Kosten übernehmen müsse. Also dürfen 
auch keinerlei Landesmittel für die Finanzierung oder Kofinanzierung zur Verfü-
gung gestellt werden. Wir fordern Sie dazu auf, sich für eine vollständige Kosten-
übernahme durch den Bund einzusetzen, nicht nur durch einen Fixbetrag bis zu 
einer gewissen Summe. Wir fordern Sie auf, unsolide Ideologieprojekte abzustellen 
und verantwortungsvoll mit den Steuergeldern unserer Bürger umzugehen. Unsere 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler sowie unsere Kinder und Kindeskinder wer-
den es Ihnen danken.

(Beifall bei der AfD)

Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Frau Abgeordnete. – Näch-
ster Redner ist Herr Kollege Alexander Muthmann für die FDP-Fraktion. Herr Kolle-
ge, Sie haben das Wort.

Alexander Muthmann (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Zunächst zum Kollegen Herold, der zu Beginn von der "Wohlfühlregion 
München" in Abgrenzung zu unseren Räumen gesprochen hat. Damit bin ich nicht 
einverstanden. Der ländliche Raum ist sehr wohl und vielleicht noch mehr als der 
Ballungsraum München ein Wohlfühlbereich, in dem ich gern zu Hause bin und in 
dem wir nur mit besonderen Herausforderungen zu tun haben,

(Hans Herold (CSU): Ich auch!)

die sich auch im Haushalt abzubilden haben!

(Beifall bei der FDP – Hans Herold (CSU): Ich fühle mich sehr wohl im ländli-
chen Raum!)

Ich kann mich in drei Minuten jetzt nur noch mit dem Verhältnis des Staates zu den 
Kommunen befassen. Ansonsten ist vieles gesagt. An sich würde das Verhältnis 
des Staates zu den Kommunen mehr Intensität und Zeit verdienen. Ich versuche, 
im Stakkato ein paar Aspekte anzusprechen.

In der Gesamtbewertung muss man sagen: Der goldene Zügel, an dem die Kom-
munen hängen, bleibt erhalten, und die Kommunen scheinen sich damit auch ab-
gefunden zu haben. Drei positive Aspekte will ich kurz nennen: Das ist einmal der 
Anstieg der Finanzausgleichsleistungen insgesamt. Ihn erkennen wir an, er ist aber 
bei einem insgesamt steigenden Haushalt auch zu erwarten und richtig. Dass ein 
besonderer Blick auf die kommunalen Investitionen als einen Schwerpunkt gerich-
tet wird – Stichwort Schulen, Kitas und Bildungsverantwortung insgesamt –, teilen 
wir auch. Dass die Krankenhausfinanzierung und die Investitionspauschale zumin-
dest stabil geblieben sind, ist angesichts der Gesamtkostenentwicklung de facto al-
lerdings kein Aspekt, der letztlich zu ausreichenden Ergebnissen führt.
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Lassen Sie mich auch noch kurz die Probleme benennen, die wir im Verhältnis zwi-
schen Staat und Kommunen für ungelöst halten. Die Kommunen stehen vor vielen 
absehbaren Kostensteigerungen, Stichwort Nahverkehr, Aufgaben der Stadtwerke, 
Migration, Kliniken und Klimaanpassungen. Das alles müssen die Kommunen auch 
oder zumindest mit bewältigen, und darauf hat dieser kommunale Finanzausgleich 
keine ausreichende Antwort gefunden, auch zum Thema Bedarfszuweisungen und 
Stabilisierungshilfen. Das haben und erleben wir jetzt seit langer Zeit und wird 
auch immer hoch gelobt. In einer Gesamtbewertung und wenn man sieht, dass 
viele der Kommunen Jahr für Jahr nicht nur Bedarfszuweisung, sondern auch Sta-
bilisierungshilfen erhalten, heißt das doch auch, dass das eigentliche Finanzausg-
leichssystem, das allen Kommunen ausreichend Chancen gewähren soll, nicht 
ausreichend gut funktioniert, insbesondere mit Blick auf die wirtschafts- und finanz-
schwachen Kommunen.

Dann noch ein paar wenige weitere Stichworte: Insgesamt ist der Tropf, an dem 
die Kommunen hängen, nach wie vor ein goldener Zügel. Das habe ich gesagt. Ich 
sehe keine Vereinfachung des Förderwesens, sondern weiterhin Gießkanne, keine 
Entwicklung zum Regionalbudget. Vor allem, sehr geehrter Herr Staatsminister – 
das hatte ich Ihnen bei der letzten Beratung schon einmal gesagt –, glaube ich, 
dass wir alle zusammen auch einmal darüber diskutieren müssen, ob es Einspar-
potenziale gibt, die wir in Abstimmung und zusammen mit den Kommunen heben 
können.

Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Ende.

Alexander Muthmann (FDP): Jawohl, ich komme zum Ende. – Einsparanreize, 
Kooperationsförderung, Verfahrensvereinfachung und Reduzierung von Aufgaben 
fehlen uns auch an dieser Stelle. Wir werden das im Ausschuss bei den weiteren 
Beratungen präzisieren.

Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Danke schön, Herr Kollege. – Nächster 
Redner ist Herr Kollege Georg Winter für die CSU-Fraktion. Herr Kollege, Sie 
haben das Wort.

Georg Winter (CSU): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen, werte Kollegen! Ich 
glaube, bei der Diskussion des Haushaltsentwurfs 2023 hilft ein kurzer Rückblick. 
Um das besser einordnen zu können, schauen wir 20 Jahre zurück! Wie stand es 
da in Bayern?

Es fällt auf: Unser Haushaltsentwurf für 2023 umfasst 70,9 Milliarden Euro. Vor 
20 Jahren waren es mit 35 Milliarden Euro exakt die Hälfte. Da sieht man, welche 
starke Entwicklung das Land gemacht hat, was Bayern auszeichnet, was die öf-
fentliche Hand und was wir als Freistaat Bayern dank der Steuereinnahmen, dank 
des Schaffens unserer Bürgerinnen und Bürger leisten. Eine Verdoppelung in 
20 Jahren ist spitze.

Der Anteil der Arbeitslosen betrug damals, vor 20 Jahren, 6,5 %, heute sind es 
3,1 %. In dieser Zeit hat sich die Arbeitslosenzahl mehr als halbiert; wir stehen 
damit super da.

Oder das Bruttoinlandsprodukt: Damals waren es 371 Milliarden, heute sind es 
661 Milliarden. Sie sehen also die Sprünge, die wir da machen.

Damals gab es 230.000 Studenten. Heute sind es 404.000. Man hat uns lange ge-
sagt, dass wir da nicht gut genug seien. Wir haben kräftig zugelegt.
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Zu Polizei und innerer Sicherheit: Wir in Bayern können zu Recht sagen, wir sind 
das sicherste Land. Die Zahlen belegen dies: Damals hatten wir 32.000 Polizisten, 
heute hat Bayern 45.000 Polizeibeamte.

Zu Schule und Bildung: Die Lehrer-Schüler-Relation betrug vor 20 Jahren 1 : 19. 
Heute kommt ein Lehrer auf 15 Schülerinnen und Schüler. Wer sich auskennt, 
weiß: Vom Volumen her ist es gigantisch, wenn man den Durchschnitt in dieser 
Weise absenken kann und damit mehr Bildung pro Klasse gewährleistet.

Ich finde immer noch, dass der größte sympathische Einzelposten im Staatshaus-
halt der kommunale Finanzausgleich ist. Damals hatten wir 5,6 Milliarden. Heute 
sind wir bei 11,16 Milliarden. Das ist eine exakte Verdoppelung und für unsere 
Kommunen ein ganz entscheidender Faktor. Hier haben wir ganz kräftig zugelegt.

Zum Thema Rücklage: Ja, es ist gut, wenn man eine Rücklage hat und keine 
neuen Schulden machen muss dank der Rücklage. Liebe Frau Kollegin Köhler, von 
daher ist das nur positiv. – In die Hightech Agenda stecken wir 3,5 Milliarden Euro. 
Das Wichtige: Wir machen keine neuen Schulden, aber wir finanzieren andere 
Länder mit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen uns das noch einmal bewusst ma-
chen: Wir haben aus dem Bund-Länder-Finanzausgleich seit seinem Bestehen – 
es gibt ihn seit dem Bestehen der Bundesrepublik Deutschland – 3,4 Milliarden 
Euro bekommen. Wir haben zwischenzeitlich aber 98 Milliarden einbezahlt. Man 
kann also mal darüber nachdenken, was wir mit diesen restlichen 95 Milliarden 
hätten machen können, wenn wir sie nicht zur Mitfinanzierung der anderen Länder 
abgeführt hätten. Da kann man nur zu träumen anfangen.

Frau Kollegin Köhler, zum Klimapaket: Sie sind gerade im Gespräch. – Ich darf 
Ihnen da nur sagen: Wir stecken 300 Millionen Euro in die Geothermieforschung 
und in Maßnahmen im Bereich der Wasserstoffentwicklung. Der Wirtschaftsminis-
ter hat das ja angekündigt. Herzlichen Dank, das ist gut und wichtig.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zum Stichwort Soziales und Pflege nenne ich einige Punkte. Obwohl Kita in kom-
munaler Zuständigkeit ist, geben wir für die Kinderbetreuung, also für Personal und 
Bau 3 Milliarden Euro aus. Für das Familiengeld geben wir 785 Millionen Euro, für 
den Bereich Pflege und Hospiz 600 Millionen Euro aus. Zusammen machen Pflege 
und Soziales 4,4 Milliarden Euro. Damit ist Bayern spitze.

Frau Kollegin Köhler, wenn wir vom Verkehr reden, begrüßen wir das 49-Euro-Ti-
cket nicht nur, sondern wir zahlen dafür 270 Millionen Euro. Wir geben dafür so viel 
Geld aus, wie wir umgekehrt für die Schiene aus den Regionalisierungsmitteln be-
kommen. Das heißt, wir haben also keine Unterstützung bei der Regionalisierung, 
weil uns das für das 49-Euro-Ticket wieder abgenommen wird.

(Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Man muss ja noch die Straßen bauen, 
damit die fahren können!)

– Der Finanzminister hat zu Recht gesagt, dass Busse auf Straßen fahren. Das ist 
richtig und selbstverständlich. Man muss es aber betonen, weil man manchmal 
einen anderen Eindruck bekommen könnte. Bei der Bahn wäre unsere Ampel in 
Berlin gefordert. Jetzt war es ein bisschen kalt. Gestern konnte man nicht mit dem 
Zug nach München kommen. Der eine Zug fällt aus, die anderen haben Verspätun-
gen. Es bleibt also trotz Klimaschutz nichts anderes übrig, als mit dem Auto zu fah-
ren. Das ist die Realität. Ich sage nur: Ob Betriebsstörungen bei Kälte oder Unfall 
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bei Garmisch, es wird deutlich: Hier – wie auch bei den barrierefreien Bahnhöfen – 
ist der Bund gefordert, mehr zu tun. Er ist in der Verantwortung.

Lieber Kollege Häusler, du hast es angesprochen: Den Straßenetat mögen unsere 
GRÜNEN nicht so. Da reden sie immer, ach, was macht ihr da, Neubau nein. – Tat-
sache ist: Wir investieren 83 % in den Bestand. Wir geben nur 17 % für den Aus-
bauplan aus. So viel zu dem ganzen Geschehen.

(Unruhe)

– Der Unterricht läuft schon seit 9 Uhr. Da lässt die Aufmerksamkeit nach. Wir 
haben gute Zahlen im Haushalt. Deshalb ist er nicht so spannend. Wenn Krise 
wäre, dann würden alle ganz fest starren. Wir freuen uns trotzdem, dass es gut ist.

Was macht Bayern weiter stark? – Bayern hat die niedrigste Zinsquote mit 0,9 %, 
der Durchschnitt der anderen liegt bei über 2 %. Es hat die niedrigste Pro-Kopf-
Verschuldung der westlichen Bundesländer. Die Verdoppelung beim kommunalen 
Finanzausgleich habe ich schon angesprochen, hinzu kommt mit 14,6 % die 
höchste Investitionsquote. Mit dem Geld gehen wir solide um; dafür steht der baye-
rische Sparlöwe, den unser Finanzminister Füracker von unabhängiger Stelle be-
kommen hat. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Alexander Hold: Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist hiermit geschlossen. 

Nach § 148 der Geschäftsordnung sind beide Gesetzentwürfe dem Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen als federführendem Ausschuss zu überweisen. 
Erhebt sich hiergegen Widerspruch? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das so be-
schlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig 
Hartmann, Stephanie Schuhknecht u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)
Gesetz über die Behandlung von Petitionen nach Art. 115 der 
Verfassung des Freistaates Bayern sowie über die unabhängige 
Bürgerbeauftragte oder den unabhängigen Bürgerbeauftragten des 
Freistaates Bayern (Bayerisches Petitions- und 
Bürgerbeauftragtengesetz - BayPetBüG) (Drs. 18/23513)
- Zweite Lesung -

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach der Festlegung im Ältestenrat 
32 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit 
der stärksten Fraktion. Ich eröffne die Aussprache und erteile der Kollegin Stepha-
nie Schuhknecht für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort. Bitte, Frau Kollegin, Sie 
haben das Wort.

Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Lassen Sie mich zu Beginn aus einigen Briefen zitieren, die ich seit 
der Ersten Lesung unseres Gesetzentwurfes bekommen habe.

Ein Paar aus Nürnberg schreibt mir sinngemäß: Wenn wir Ihren Vorschlag richtig 
verstanden haben, erhalten die Petenten die Stellungnahme der Behörden und der 
Staatsregierung vorab zur Kenntnis mit der Möglichkeit, dagegen Einwände vorzu-
bringen. Das hätte uns erheblichen Schriftwechsel erspart, weil sich der unabhän-
gige Bürgerbeauftragte unmittelbar mit der zuständigen Stelle auseinandergesetzt 
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hätte. Auch unsere Klagen beim Amts- und beim Verwaltungsgericht wären dann 
vermutlich nicht nötig gewesen. Wir wünschen Ihnen im Interesse zukünftiger Pe-
tent*innen viel Erfolg bei der Annahme im Parlament.

Ein Paar aus der Oberpfalz schreibt mir schon weniger zuversichtlich: Bei uns ist 
jedes Vertrauen in das existierende Petitionssystem zerstört. Dennoch hoffen wir 
auf Gelingen Ihrer hehren Absichten, ohne denselben jedoch Erfolgschancen bei-
zumessen. Erst eine Ablösung der CSU würde hier gegebenenfalls etwas verän-
dern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen, dass Sie von unserem Gesetzentwurf so gar nichts halten, 
haben wir in den Ausschussberatungen zur Genüge gehört. Immer wieder wird von 
CSU und FREIEN WÄHLERN vorgebracht, dass wir – ich zitiere – eine omnipoten-
te Schnüfflerbehörde einführen wollen würden, die parallel zum Rechtsweg als 
Oberrichter auftritt und unser Gewaltenteilungsprinzip aushebeln würde. – Aber 
ganz ehrlich: Sieben Bundesländer haben unabhängige Bürgerbeauftragte mit 
ähnlichen Kompetenzen, wie wir sie hier vorschlagen. Mir wäre neu, dass zum Bei-
spiel in Rheinland-Pfalz oder in Baden-Württemberg der Verfassungsstaat in Ge-
fahr wäre oder Gerichte wegen dieser angeblichen Oberrichter plötzlich unnötig 
geworden wären. In diesen Bundesländern gibt es im Gegensatz zu Bayern aber 
nicht die Ansicht, wir lebten schon in der Vorstufe zum Paradies.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass auch in Bayern Fehler in der Verwal-
tung passieren, dürfte doch wirklich unstrittig sein. Die Frage ist doch, wie man mit 
diesen Fehlern umgeht und ob man in der Lage ist, zu ihnen zu stehen und sie zu 
korrigieren. Eine unabhängige Bürgerbeauftragte spricht keine Urteile, sie kann 
sich aber unabhängig ein Bild machen, Auskünfte geben, Kompromisse suchen – 
und das alles direkt zwischen der Bürgern und der zuständigen Behörde oder der 
Kommune.

Aus unserer Sicht ist das ein klarer Vorteil im Vergleich zu unserem eher trägen 
Petitionssystem im Ausschuss, wo über fünf Ecken Stellungnahmen von Behörden 
eingeholt werden und im Zweifel bis zur Bekanntgabe der Tagesordnung noch nie-
mand mal wirklich mit der Petentin oder dem Petenten gesprochen hat. Herr Streibl 
findet unsere Idee eines Bürgerbeauftragten beim Landtag ja nach wie vor faszi-
nierend, wie er bei "Kontrovers" noch im Sommer gesagt hat. Schon erstaunlich, 
dass nur wenige Tage später Herr Hold – er wird es sicher heute wieder tun – sei-
nem Vorsitzenden da so eklatant widerspricht und zum Generalangriff auf unseren 
Gesetzentwurf mobilmacht. Ich habe das Gefühl, die Abkürzung "FW" steht an die-
ser Stelle weniger für "FREIE WÄHLER" als wohl eher für "Fähnchen im Wind".

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber zurück zur Sache, liebe Kolleg*innen. Wir GRÜNE wollen den Paradigmen-
wechsel im Umgang mit Beschwerden. Wir wollen mediatorische Verfahren, statt 
nur Aktenberge anzuhäufen. Wir wollen, dass sich Bürger*innen mit ihren Proble-
men gehört und wertgeschätzt fühlen, auch wenn eine Bürgerbeauftragte nicht 
immer in letzter Instanz Abhilfe schaffen kann.

Dann kommt immer der Vorwurf, wir würden das Parlament und uns Abgeordnete 
entmachten und die lästigen Petitionen einfach loswerden und auslagern wollen. 
Mitnichten! Die Bürgerbeauftragte soll vom Landtag berufen werden und am Land-
tag angesiedelt sein. Der Landtag bleibt also stets Herr des Verfahrens und kann 
Petitionen jederzeit in seine Ausschüsse holen. Der Unterschied ist dann, dass 

Protokoll 18/131
vom 14.12.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode 18195



eben schon eine unabhängige Sicht auf die Dinge vorliegt und die Stellungnahme 
nicht von der Stelle, über die man sich beschwert hat, gekommen ist und dass die 
Petent*innen im Vorfeld schon in eine Lösungsfindung eingebunden waren, dass 
sie sich schon äußern konnten. Insofern glauben wir, dass da ein viel besseres Er-
gebnis herauskommen würde.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zum Schluss noch einige unserer Vorschläge, die man im Übrigen auch ganz ohne 
eine unabhängige Bürgerbeauftragte im bestehenden System umsetzen könnte: 
Zuallererst das Rederecht für Petent*innen; zweitens die Akteneinsicht auch per 
Minderheitenvotum; drittens der Livestream und die Zuschaltungsmöglichkeit. Las-
sen Sie mich da noch mal sagen: Es ist wirklich ein Unding, dass die Technik da 
ist, der Techniker bezahlt wird, der Stream sogar erstellt wird, aber nur eine kleine, 
völlig willkürlich gewählte Gruppe diesen auch nutzen kann. Das versteht keiner, 
und das ist für niemanden da draußen nachzuvollziehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Weitere Vorschläge, die sich auch sehr leicht umsetzen ließen, sind zum Beispiel 
eben die Zusendung der Stellungnahme im Vorfeld und des Protokolls im Nach-
gang; die anonyme Behandlung im Einzelfall, wenn es sinnvoll ist; Whistleblower-
Schutz für Geheimnisträger*innen und Menschen im Staatsdienst und so weiter 
und so weiter. All dies ließe sich einfach schon jetzt im bestehenden System um-
setzen, wenn wir hier dafür eine Mehrheit hätten. All diese Dinge würden unser Pe-
titionsrecht aus unserer Sicht endlich ins 21. Jahrhundert katapultieren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir glauben, dass unser Vorschlag auf allen Sei-
ten zu mehr Transparenz und Zufriedenheit führen wird, und werben daher für Zu-
stimmung. Es wäre doch wirklich schön, wenn entgegen der anfangs zitierten Bür-
germeinung jetzt sofort auch ohne Ablösung der CSU etwas bewirkt werden 
könnte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin 
Schuhknecht. – Nächster Redner ist Herr Kollege Josef Schmid für die CSU-Frak-
tion.

Josef Schmid (CSU): Verehrte Frau Kollegin Schuhknecht, ich bin dankbar, dass 
Sie heute zu dem Thema für die GRÜNEN gesprochen haben, weil wir das mit 
dem Kollegen Schuberl im Verfassungs- und Rechtsausschuss schon zweimal dis-
kutiert haben. Zumindest hat es so noch einen letzten Touch von Neuigkeit, wenn 
man dann auch mal einer anderen Rednerin antworten darf.

Sie haben vorgestellt, was Sie mit diesem Gesetz erreichen wollen, wie Sie das 
Petitionsrecht insgesamt verändern wollen und wie Sie eben auch eine neue Be-
hörde – sage ich mal, weil natürlich auch von Mitarbeitern, nämlich den Bürgerbe-
auftragten, die Rede ist – einführen wollen. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ich kann Ihnen nur sagen: Das schießt weit über unsere Möglichkeiten hinaus 
und ist auch nicht notwendig.

Das bisherige Petitionsrecht hat sich absolut bewährt. Niemand kann behaupten, 
dass es nicht immer wieder Petitionen gibt, bei denen wir draufkommen, dass in 
der Verwaltung irgendwas nicht richtig gelaufen ist, und wo wir dem Petenten auch 
durch einen Berücksichtigungsbeschluss ganz konkret helfen können. Das ge-
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schieht aber in dem bisherigen Rahmen mit den Möglichkeiten, die wir als Abge-
ordnete haben; denn wir befassen uns ja nicht nur – Gott sei Dank auch nicht nur – 
mit Petitionen in den jeweiligen Fachausschüssen, sondern wir befassen uns na-
türlich mit Gesetzentwürfen; wir befassen uns mit Anträgen; wir befassen uns mit 
Vorschlägen jeglicher Art. Das ist ja auch der Kern unserer Aufgabe.

Es ist deshalb der Kern unserer Aufgabe, meine Damen und Herren, weil die Pe-
tenten in den allermeisten Fällen doch bereits in der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
waren. Das heißt: Das, was unser Rechtsstaat wirklich an Hilfe bietet – mehrere 
Gerichte in mehreren Instanzen –,verhilft doch letztendlich demjenigen, der wirklich 
im Recht ist, auch zum Recht. Das Petitionsrecht ist ein nicht förmlicher Rechtsbe-
helf. Das soll es ja auch nach Ihrem Vorschlag bleiben. Da muss man sich dann 
eben auf das begrenzen, was wir tatsächlich machen können, das heißt, nicht die 
Gerichte zu kontrollieren, nicht eine Superrevisionsinstanz der Gerichtsbarkeit zu 
werden, sondern schlicht und einfach mit unserer Kenntnis der Verwaltung und in 
unserer Kontrollaufgabe der Verwaltung nachzusehen, ob da irgendwas schiefge-
laufen ist, ob da was offenkundig falsch ist, und dann eben auch zu helfen.

Meine Damen und Herren, jeder, der hier etwas Erfahrung hat und mehr als ein 
paar Monate im Landtag ist, bekommt ja auch ein Gefühl dafür, wie es ist. Viele, 
viele, viele Petitionen sind zwar von dem Eindruck des Betroffenen geprägt, zu Un-
recht nicht in seinen Belangen berücksichtigt worden zu sein. Aber bei vielen, vie-
len Petitionen erkennen wir doch alle gleich, dass es eigentlich darum geht, sich 
beispielsweise mit gerichtlichen Entscheidungen oder dienstaufsichtlichen Be-
schwerden oder Sonstigem nicht abfinden zu wollen. Ganz zu schweigen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, von denjenigen, deren Namen in den jeweiligen Aus-
schüssen gut bekannt sind und die es schaffen, im Jahr zwanzig, dreißig, vielleicht 
sogar noch mehr Petitionen einzureichen. Auch die – damit da kein falscher Ver-
dacht aufkommt – prüfen wir selbstverständlich ordentlich. Aber jeder weiß, dass 
da teilweise ganz allgemeine Fragen angesprochen werden, beispielsweise von 
Juristen oder Hobbyjuristen oder Menschen, die ganz offensichtlich viel Zeit haben. 
Nein, wir nehmen die einzelne Petition mit dem ernsten Belang auch ernst, und 
das geschieht richtigerweise mit dem bisherigen Instrumentarium.

Sie sagen jetzt: Die elektronische Übermittlung soll nicht mehr zwingend mit dem 
Formular auf der Webseite des Landtags passieren. – Das baut dann Verwaltung 
auf; denn wenn das in anderer Form kommt, zum Beispiel per E-Mail oder vielleicht 
sogar noch per Whatsapp – ich weiß nicht, an was Sie da alles denken – oder per 
Signal oder per SMS oder irgendwie sowas, braucht es eben Leute, die das regist-
rieren, die das entsprechend weiterleiten, die das konservieren, die das behandeln.

Sie sagen, es sollen auch Petitionen privater Petitionsportale als Sammelpetitionen 
behandelt und verbeschieden werden. – Das ufert dann ebenfalls in die Aufblä-
hung des Apparats, in Bürokratie aus. Bitte, man kann doch auch den Betreibern 
einer privaten Petition sagen: Wenn ihr das machen wollt, füllt halt mit einem Petiti-
onsberechtigten – das ist ja eh jeder – das Onlineformular aus.

Sie wollen Petitionen gegen unmittelbar bevorstehende Maßnahmen. Ja, was ist 
das denn? – Soll das eine Einflussnahme auf die Entscheidungsträger sein, damit 
die sich vielleicht gar nicht mehr trauen, weil sich da vorher schon was in Form 
einer Petition auftürmt? – Entschuldigung, also die Entscheidungen kommen 
immer rechtmäßig zustande, und falls nicht, wird das nachher kontrolliert werden 
können. Aber das ist doch auch richtig so. Es geht nicht, dass man vorher schon 
Petitionen einreichen kann.

Das Thema Massen- und Sammelpetition soll jetzt komplett neu geregelt werden: 
Bei mehr als 6.000 Unterstützern sollen die Initiatoren verpflichtend eingeladen 
und in angemessenem Umfang angehört werden. Bei mehr als 12.000 Unterstüt-
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zern soll die Petition auch ohne das sonst notwendige Quorum von zwei Dritteln 
der Ausschussmitglieder automatisch abschließend in der Vollversammlung ver-
handelt werden. – Wir hätten demnach in einer Vollversammlung wie heute eine 
Reihe von Petitionen. Das erinnert an ein Gerichtsverfahren. An ein Gerichtsver-
fahren erinnert, wenn von mehreren Instanzen gesprochen wird; zuerst der Aus-
schuss und dann die Vollversammlung. Aber wir sind eben kein Gericht, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen.

Wenn man all das zusammennimmt bis hin jetzt zu den Möglichkeiten, die geschaf-
fen werden sollen, um in die Sphäre der Staatsregierung hineinzuwirken, also den 
Grundsatz der Gewaltenteilung aufzulösen, ist festzustellen: Das geht einfach viel 
zu weit und überfordert vor allem uns als Abgeordnete in unserer täglichen Arbeit. 
Aussagegenehmigungen für Bedienstete soll der Landtag erteilen. Das wäre ein 
glatter Durchbruch des Prinzips der Gewaltenteilung und eine klare Verletzung der 
geschützten Sphäre der Staatsregierung. Wir haben das erst vor Kurzem bei der 
Verhandlung über die Untersuchungsausschüsse beleuchtet und konnten das auch 
im Urteil nachlesen, dass es schon von der Verfassung her nicht möglich ist, der-
maßen in die Befugnisse der Staatsregierung hineinzuhandeln. Das geht auch aus 
anderen Urteilen hervor.

Zu guter Letzt: Ihr Bürgerbeauftragter wäre eine weitere Behörde und damit weite-
re Bürokratie. Es gibt den Bürgerbeauftragten der Staatsregierung. Jetzt soll es 
auch noch einen Bürgerbeauftragten des Parlaments mit Mitarbeitern geben, also 
eine Behörde. Und dieser Bürgerbeauftragte soll dann, neben der Aufrüstung der 
Tätigkeiten der Beamten, zusätzlich mitwirken. Nein, das kann nicht die Lösung 
sein.

Wir haben in unserem Petitionswesen überhaupt keinen Missstand. Ich habe 
schon gesagt: Bei einzelnen Petitionen erkennen wir immer wieder, dass das An-
liegen berechtigt ist, und handeln danach. Das ist nicht bei der überwiegenden 
Mehrheit der Petitionen der Fall. Warum das so ist, habe ich gerade ausgeführt. 
Warum sollen wir also eine Zusatzbürokratie aufbauen, und warum sollen wir uns 
zur nächsten supergerichtlichen Revisionsinstanz aufschwingen? Das ist abzuleh-
nen. Dementsprechend werden wir auch abstimmen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege 
Schmid. Kommen Sie bitte noch einmal ans Mikrofon. – Zu Ihrer Einlassung liegt 
noch eine Zwischenbemerkung von Frau Kollegin Stephanie Schuhknecht, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, vor.

Stephanie Schuhknecht (GRÜNE): Herr Schmid, ich möchte eine Richtigstellung 
vornehmen: Sie haben gerade den Eindruck erweckt, als würde das Parlament 
lahmgelegt, wenn Petitionen ab einem gewissen Quorum hier im Plenum behan-
delt würden. Wir haben die früheren Jahre einmal analysiert: Da hätten maximal 
drei Petitionen pro Jahr dieses Quorum genommen. Ich glaube nicht, dass es un-
angemessen wäre, wenn wir uns mit Petitionen, die eine so hohe Zustimmung aus 
der Bürgerschaft bekommen haben, hier im Plenum befassen würden.

Sie haben gesagt, die Entscheidungen kämen immer rechtmäßig zustande. Genau 
das habe ich gemeint, als ich vorhin gesagt habe, wir wären in der Vorstufe zum 
Paradies; es kann gar nicht sein, was nicht sein kann. Wir wollen gerade, dass in 
solchen Fällen entsprechend vorgegangen werden kann. Sie haben außerdem ge-
sagt, wir wollten eine Extrabehörde. Natürlich würde unser unabhängiger Bürger-
beauftragter den bestehenden ersetzen. Wie gesagt, sieben Bundesländer haben 
eine solche Behörde, kommen damit sehr gut klar und haben damit sehr gute Er-
fahrungen gemacht. Es gibt auch einen regelmäßigen Austausch auf Bundesebe-
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ne all dieser unabhängigen Bürgerbeauftragten. Ich glaube, ein solcher Bürger-
beauftragter würde auch Bayern gut anstehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Josef Schmid (CSU): Frau Kollegin, ich glaube, dass wir mit unserem bisherigen 
Petitionsrecht gute Erfahrungen gemacht haben. Das ist meine Antwort auf Ihren 
letzten Punkt. Um auf den ersten Punkt zu kommen: Es mag sein, dass es bisher 
drei Massenpetitionen pro Jahr in den Landtag geschafft hätten, weil sie die gefor-
derte Teilnehmerzahl überstiegen hätten. Ich sage Ihnen aber ganz ehrlich: Ich be-
komme gefühlt alle zwei Wochen den Aufruf, bei irgendeiner Onlinepetition mitzu-
machen. Es sind inzwischen viel mehr Petitionen im Umlauf. Würden wir es 
zulassen, dass solche Petitionen im Plenum behandelt werden, würden viel mehr 
Initiatoren solcher Petitionen den Schritt in den Landtag gehen, weil sie wissen, 
dass sie dort im Plenum verhandelt werden. Und das Ganze soll auch noch im 
Rahmen eines kontradiktorischen Verfahrens erfolgen, wie bei einem Gericht. 
Nein, das macht mehr Arbeit und bringt keine Verbesserung der Position der Bür-
gerinnen und Bürger, weil diese durch das Petitionsrecht, wie es derzeit bei uns 
ausgestaltet ist, voll berücksichtigt werden.

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege 
Schmid. – Der nächste Redner ist der Abgeordnete Böhm für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Martin Böhm (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Dieser Gesetzentwurf ist in weiten Teilen nichts anderes als eine Mischung aus 
dem Bayerischen Petitionsgesetz und Inhalten unserer Landtags-Geschäftsord-
nung. Das alles wird mit grüner Soße verrührt, um das Gesetz im üblichen Duktus 
der GRÜN*INNEN zu verschlimmern.

Was uns bisher in seiner Kürze den notwendigen Ermessensspielraum gab, wird 
mit grün-heißer Luft auf 29 Artikel aufgebläht, um diesem Hohen Haus Debatten in 
der epischen Breite grüner Parteitage zu bescheren. Die eine Hälfte aller Petita hat 
ihren guten Grund in den Nöten bayerischen Bürger. Meist geht es um Fragen des 
Baurechts oder um Fragen staatlicher Fürsorge. Oft fällt den Ausschussmitgliedern 
im Ortstermin eine mediative Rolle zu. Oft können Text und Protokoll die Bürger 
von der Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien überzeugen.

Die Inhalte der anderen Hälfte der Petita sollten zart besaitete Naturen lieber nicht 
mit in den Schlaf nehmen. Mörder und Vergewaltiger überziehen JVA-Angestellte 
mit übler Hetze und mit abstrusen Forderungen. Sie sorgen damit dafür, dass in 
einer Gefängniskantine das Kreuz abgehängt wurde. Das ist tatsächlich passiert. 
Da fällt mir nur noch das Lukas-Wort ein: "Vater, vergib ihnen, denn sie wissen 
nicht, was sie tun."

(Beifall bei der AfD)

Genauso unverzeihlich erscheint, dass im Petitionsausschuss stundenlang über 
die Aussetzung des Abschiebevollzugs diskutiert wird, nachdem bereits alle Behör-
den und sämtliche Instanzen negativ entschieden haben. Besonders bei diesem 
Themenkomplex entfaltet irrsinnigerweise die angedachte Installation eines Bür-
gerbeauftragten ihre perfide Wirkmacht. Scrollt man im Entwurf der GRÜNEN ganz 
nach unten, erfährt man nämlich in der Begründung zu Artikel 15, ich zitiere selbst-
verständlich ungegendert: Er, der Bürgerbeauftragte, kann nicht nur dann tätig wer-
den, wenn er konkret von Einwohnern mit einem Fall beauftragt wird, sondern er 
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kann auch von sich aus tätig werden. – Kolleginnen und Kollegen, was die 
GRÜN*INNEN hier durch die Hintertür erschaffen wollen, ist eine Megabehörde als 
linkes Kontrollinstrument des gesamten Freistaats.

In der erwartbar schwarz-grünen Staatsregierung ab November 2023 wird der Bür-
gerbeauftragte natürlich das grüne Parteibuch tragen. Zugleich wird mit der Forde-
rung, Massen- und Sammelpetitionen ab einem gewissen Umfang im Plenum zu 
beraten, dem Einfall von NGOs in dieses Hohe Haus Tür und Tor geöffnet. Demo-
kratische Willensbildung erfolgt in einer repräsentativen Demokratie eben nicht 
über Massenpetitionen links-grüner Vorfeldorganisationen, die sich irgendwo hin-
kleben oder ihre Thesen von einem Bürgerbeauftragten in unsere Tagesordnung 
kleben lassen. Bayerische Demokratie funktioniert mit den offenen Augen und 
Ohren von uns 205 Abgeordneten.

(Beifall bei der AfD)

Bayerische Demokratie funktioniert mit bewährten demokratischen Gesetzge-
bungsprozessen. Bayerische Demokratie funktioniert mit starken Institutionen, die 
sich in ihrem Selbstverständnis niemals als Regierungsschutz definieren dürfen. 
Und: Bayerische Demokratie klappt besonders gut, wenn jeder und jede immer 
dem einen Grundsatz folgt: Unser Land zuerst! Ihren Gesetzentwurf lehnen wir ab.

(Beifall bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Der nächste Redner ist Herr Kol-
lege Alexander Hold für die Fraktion der FREIEN WÄHLER.

Alexander Hold (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, meine Kollegin-
nen und Kollegen! Liebe Frau Kollegin Schuhknecht, Ihr Gesetzentwurf wird nicht 
dadurch besser, dass Sie versuchen, neue Kosenamen für die FREIEN WÄHLER 
zu erfinden. Im Gegenteil, der Schuss geht sogar nach hinten los. Ich wollte eigent-
lich nicht noch einmal aus dem Sitzungsprotokoll vom 16. März 2016 zitieren, aber 
Sie zwingen mich gerade dazu. Damals hat Katharina Schulze gesagt:

Wir sehen es allerdings kritisch, dass Sie von den FREIEN WÄHLERN das 
Petitionswesen grundsätzlich umbauen wollen. Sie möchten einen Bürgerbe-
auftragten als ständigen Vertreter des Petitionsausschusses einführen. [...] 
Das wäre eine massive Änderung im Vergleich zum jetzigen System. [...] Das 
halten wir GRÜNEN nicht für zielführend.

Ich erspare es mir jetzt, neue Kosenamen für Katharina Schulze zu erfinden. Aber 
wenn Fähnchen, dann hört sich das so an.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Sie haben schon Recht: Unser Fraktionsvorsitzender Streibl findet die Idee gut. Die 
Idee finde ich auch gut. Nur, was Sie in diesem Gesetzentwurf daraus machen, 
das ist alles andere als gut. Das ist sogar absolut kontraproduktiv:

Erstens: Sie wollen tatsächlich ein kontradiktorisches Verfahren einführen. Das ist 
nicht das Wesen des Petitionsverfahrens.

Zweitens. Sie wollen beim Bürgerbeauftragten eine eigene Behörde gründen, die 
alle Petitionen sammelt und bearbeitet. Nicht nur das: Diese neue Behörde soll alle 
Petitionen an sich reißen. Sie soll von sich aus tätig werden, sobald sie nur An-
haltspunkte für ein rechtswidriges Verhalten öffentlicher Stellen hat. Sie soll sogar 
einschreiten und in laufende Verfahren eingreifen können, wenn sie glaubt, dass ir-
gendwo unzweckmäßig gearbeitet worden ist. Meine Damen und Herren, also ich 
befürchte, dass so eine Hyperermittlungsbehörde, die jenseits von Polizei, Staats-
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anwalt und Gerichten handelt, unter dem Stichwort Gewaltenteilung verfassungs-
rechtlich überhaupt nicht haltbar wäre. Sie wäre ja letzten Endes ein Daueruntersu-
chungsausschuss mit allen Möglichkeiten, die es überhaupt nur gibt, und noch 
dazu eine Schnüfflerbehörde in einem.

Sie wollen – das haben Sie in der Begründung extra so ausgeführt –, dass dieser 
Beauftragte parteiisch handelt, dass er sich parteiisch auf die Seite der Bürger 
stellt. Entschuldigung, eine Behörde, die parteiisch ist? – Auch da frage ich mich, 
ob das verfassungsgemäß oder überhaupt mit der Rechtsstaatlichkeit in Einklang 
zu bringen ist.

So richtig trauen Sie Ihrem Bürgerbeauftragten dann doch wieder nicht; denn Be-
schwerden sollen gegen ihn zugelassen werden. Über die Beschwerden über die 
Tätigkeit des Bürgerbeauftragten soll dann letzten Endes der Petitionsausschuss 
entscheiden. Seien Sie mir nicht böse, aber wir reden allenthalben über Bürokratie-
abbau. Wir haben sogar einige Institutionen geschaffen, die versuchen, Verfahren 
zu vereinfachen. Sie wollen aber einen zusätzlichen Beamtenapparat mit, neben-
bei bemerkt, einer B-9-Stelle für die Spitze und einem zusätzlichen, vorgelagerten, 
umfangreicheren Verfahren.

(Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Hört, hört!)

Das heißt, bevor über eine Petition überhaupt entschieden würde, müssten die Pe-
tenten erst einmal durchs Nadelöhr Bürgerbeauftragter, der dann Ermittlungen an-
stellt, der sich dann an Behörden auf allen Ebenen wendet, Akten einholt und mit 
den Behörden eigenständig versucht, den Fall irgendwie zu klären. Die Gemeinden 
müssten dann übrigens wieder Rücksprache mit ihren Aufsichtsbehörden halten 
und sich ein Plazet holen, dass sie überhaupt Akten herausrücken dürfen usw. 
Ehrlich gesagt, ist es eine Illusion, dass der Bürgerbeauftragte dann auf eine ein-
vernehmliche Einigung hinarbeitet. Entschuldigung, ist der ein Übermensch oder 
eine Übermenschin? Wie soll denn das funktionieren? Behörden, Rechtsanwälte, 
die Beteiligten, zum Teil sogar Gerichte haben sich mitunter jahrelang mit dem ein-
zelnen Fall und der Konstellation beschäftigt; und dann kommt ein über allen 
schwebender Bürgerbeauftragter, der so, wie Sie das in Ihrem Gesetzentwurf for-
mulieren, den Knoten durchhaut, was wir hier im Petitionsausschuss angeblich 
nicht können. Also, ich glaube, das Petitionsverfahren würde nur verlängert; es 
würde in keiner Weise verbessert. Meine Damen und Herren, ganz ehrlich: Wer 
sich mit einer Eingabe oder Beschwerde an den Bayerischen Landtag wendet, der 
soll auch beim Landtag landen. Das ist das Wesen des Petitionsverfahrens.

(Beifall bei Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Wir alle hier, jeder Einzelne hier repräsentiert die Bürger. Wir kümmern uns um die 
Bürger. Wir alle, jeder Einzelne von uns, sind doch Bürgerbeauftragte.

(Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Sehr genau!)

Bei jeder Petition, die bei Ihnen im Petitionsausschuss landet, schaut ein Abgeord-
neter der Regierungsfraktionen und ein Abgeordneter der Oppositionsfraktionen 
drüber. Machen Sie uns bitte nicht kleiner, als wir sind! Lassen wir es so! Wenn Sie 
das Petitionsverfahren nicht verbessern können, dann lassen wir es so, wie es ist!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Herr Kollege Hold, vielen Dank. – 
Die nächste Rednerin ist die Kollegin Alexandra Hiersemann für die SPD-Fraktion.

Protokoll 18/131
vom 14.12.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode 18201

http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000368.html


Alexandra Hiersemann (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Eine grundsätzliche Überarbeitung des Petitionsgesetzes wäre schon vonnöten.

Lieber Herr Kollege Schmid, Sie sagen, es sei bisher alles so großartig gewesen 
und wir sollten es so lassen, wie es ist. Dann könnten wir auch die stenografischen 
Protokolle demnächst wieder mit der Schreibmaschine schreiben. Es gibt durchaus 
Dinge, die man verbessern kann. Ich will aber nur an wenige einzelne Punkte erin-
nern, die wir schon ausführlich im Petitionsausschuss und auch hier im Plenum in 
Erster Lesung erörtert haben.

Für mich stehen vor allem die Übertragung der Ausschusssitzungen im Livestream 
sowie die Möglichkeit der Zuschaltung für Petentinnen und Petenten im Vorder-
grund. Ich finde nach wie vor, dass es ein wirklicher Skandal ist, dass die Möglich-
keiten der Zuschaltung und des Livestreams von der Ausschussmehrheit mit teil-
weise abenteuerlichen Begründungen abgeschafft wurden. Die Kollegin 
Schuhknecht hat es zutreffend gesagt: Die Technik ist vorhanden, die ministerialen 
Mitarbeiter dürfen zuhören. Die Einzigen, die über diese Kanäle nicht partizipieren 
dürfen, sind die Petentinnen und Petenten.

Die Begründung der Mehrheit gipfelte in der Ausschussdiskussion darin, dass ge-
sagt wurde: Wir haben doch nun schon so viel Arbeit mit den Petitionen, dann sol-
len sich die Petenten bzw. Betroffenen gefälligst auch in den Ausschuss bewegen. 
Das bedeutet, dass die Menschen aus ganz Bayern anreisen müssen und nur 
dann reden dürfen, wenn sie sich präsent im Ausschuss befinden. Dies sieht zu-
mindest die Praxis im Petitionsausschuss so noch vor. Aber vielleicht wird das 
auch irgendwann mit einem Mehrheitsbeschluss wieder abgeschafft. Deshalb wäre 
es gut, wenn es statt einer bloßen Redemöglichkeit ein gesetzlich verankertes Re-
derecht gäbe.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der GRÜNEN und der FDP)

Im Gesetzentwurf geht es übrigens nicht vorrangig um den Schutz der Opposition, 
wie der Herr Bürgerbeauftragte der Staatsregierung das in der Ersten Lesung be-
hauptet hat. Er ist heute leider nicht anwesend und vertritt sicherlich Bürgeranlie-
gen. Es geht vielmehr einzig um Bürgernähe und um transparenten Austausch, 
den das Parlament mit den Menschen pflegen muss. Die Mehrheit will das aber 
nicht.

Ein weiteres Argument, das im Ausschuss gegen ein modernes Petitionsrecht von 
einem Vertreter der Regierungsfraktionen vorgetragen wurde, lautete, dass einzel-
ne Punkte des Gesetzentwurfs Einfluss auf die Tätigkeit der Exekutive haben 
könnten. Der Kollege Schmid hat auch so etwas anklingen lassen. In Ihren Augen 
ist das eine Verletzung der Gewaltenteilung. Ich finde das eine interessante Be-
trachtungsweise. Natürlich beeinflussen Gesetze die Exekutive. Dafür sind wir als 
gesetzgebende Körperschaft auch da. Das gehört doch zu den wesentlichen Auf-
gaben des Parlaments, nämlich die Exekutive, die Staatsregierung und ihre Behör-
den, zu kontrollieren. Petitionen sind die Mittel, die Anlass dazu geben, das Behör-
denhandeln zu überprüfen.

Tatsächlich nimmt man aber immer wieder wahr, dass dieser Kontrollgedanke bei 
den Regierungsfraktionen ein wenig in den Hintergrund geraten oder vielleicht 
auch irgendwie verloren gegangen ist. Stattdessen loben sich Vertreter der Staats-
regierung und Abgeordnete der Regierungsfraktionen im Petitionsausschuss tradi-
tionell gern gegenseitig. Am Ende lernen wir von der Opposition, dass eigentlich 
alles prima war, was die Behörden gemacht haben. Kontrolle und konstruktive Kri-
tik kommen im Rahmen der Diskussion eher nicht vor.
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Es gäbe also etliche Facetten dieses Gesetzentwurfs, um zu einem modernen Pe-
titionswesen in einem modernen Bürgerstaat im Jahr 2022 zu kommen, in dem der 
Staat seine Bürgerinnen und Bürger auch erst nimmt.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der GRÜNEN)

Dennoch werden wir uns bei der Abstimmung über den Gesetzentwurf enthalten, 
da Teil 2 des Gesetzentwurfs – die Einführung eines Bürgerbeauftragten – von uns 
nicht mitgetragen wird. Der Kollege Hold hat zwar die Argumentation, die ich so 
auch teilen würde, vorweggenommen, allerdings spricht seine Argumentation in 
dieser Form auch gegen den Bürgerbeauftragten der Staatsregierung, weil nämlich 
wir hier nach unserem Verständnis die Bürgerbeauftragten sind. Die GRÜNEN wol-
len ja wenigstens einen unabhängigen Bürgerbeauftragten. Dennoch werden wir 
uns bei der Abstimmung über den Gesetzentwurf enthalten. Wir wollen uns als Ab-
geordnete bei Eingaben und Beschwerden unserer Bürgerinnen und Bürger nicht 
entlasten und uns auch nicht entmachten lassen, wie es aus unserer Sicht in Arti-
kel 16 Absatz 2 des Gesetzentwurfs vorgesehen ist.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Frau Kollegin Hiersemann, vielen 
Dank. – Der nächste Redner ist Herr Kollege Dr. Wolfgang Heubisch für die FDP-
Fraktion.

Dr. Wolfgang Heubisch (FDP): Verehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir kennen es doch alle aus unserer Arbeit in den Stimmkreisen und 
Wahlkreisen draußen beim Bürger, wie dankbar die Bürgerinnen und Bürger sind, 
wenn sie mit uns in Kontakt treten. Wir haben aus meiner Sicht mit der Möglichkeit, 
eine Petition einzureichen, ein wunderbares Instrument. Ich bin Mitglied im Aus-
schuss für Fragen des öffentlichen Dienstes, in dem ebenfalls Petitionen behandelt 
werden. Es gibt dort jede Menge Petitionen. Alex Dorow bearbeitet in nahezu jeder 
Sitzung Themen des öffentlichen Rundfunks; das finde ich unglaublich. Man hat 
das Gefühl, Bayern wendet sich mit diesen Themen immer an die gleichen beiden 
Berichterstatter. Ich beneide Sie in diesem Punkt nicht.

Die GRÜNEN wollen jetzt ein neues Instrument einführen, eine neue Bürokratie 
einziehen. Auf der anderen Seite diskutieren wir beim nächsten Tagesordnungs-
punkt darüber, wie wir die Bürokratie endlich in den Griff bekommen, und zwar 
egal, ob das in Berlin, Bayern, München, Augsburg oder sonst wo ist. Dann wollen 
die GRÜNEN wieder eine bürokratische Ebene einziehen. Das bedeutet wieder 
mehr Ferne zum Bürger, weg vom Bürger. Nein, ich will näher dran sein. Das ist 
mein Petitum. Deshalb ist es klar, dass wir von der FDP diesem Gesetzentwurf 
nicht zustimmen können.

Ich muss mir aber auch noch die Regierungsfraktionen vornehmen. Sie enthalten 
dem Bürger einen Livestream vor, enthalten ihm vor, dass er über eine Zuschal-
tung an den Ausschusssitzungen teilnehmen kann. Das ist nicht mehr zeitgemäß. 
Das stammt aus einer vergangenen Zeit.

(Beifall bei der FDP)

Das können Sie sich abschminken. Das werden wir dem Bürger auch deutlich ma-
chen. Es ist für einen Münchner wegen der Nähe leicht, zur Ausschusssitzung in 
den Bayerischen Landtag zu kommen. Aber jemand, der aus Passau oder aus 
Weiden erst hierherfahren muss, macht das doch nicht.

(Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Nein!)
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Das ist die Bürgernähe, die ich anmahne. Da sind wir in der Tat rückschrittlich.

(Zuruf des Abgeordneten Alexander Muthmann (FDP))

Das ist einer der ganz wenigen Punkte, wo wir nach der Pandemie im Interesse 
des Bürgers hätten besser werden können.

Deshalb ganz klar: Ich trete für Liveübertragungen ein, damit der Bürger auch 
sieht, wie über sein Anliegen gesprochen wird; aber bitte keine neue Bürokratie. 
Wir lehnen den Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei der FDP)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Herr Kollege Dr. Heubisch, es 
liegt eine Wortmeldung des Abgeordneten Toni Schuberl von der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN zu einer Zwischenbemerkung vor.

Toni Schuberl (GRÜNE): Dieses Gesetz haben wir gemacht, um Hürden sowie 
Bürokratie abzubauen und um die Nähe zu den Bürgerinnen und Bürgern zu ver-
stärken. Ich weiß nicht, welches Gesetz Sie gelesen haben, Herr Kollege. Wenn 
Sie Bürokratie abbauen wollen, dann müssen Sie dem zustimmen.

Wir haben ein Problem – ich bin Mitglied im Verfassungsausschuss –: Wir haben 
öfters Beschwerden von Strafgefangenen. Die beschweren sich zum Beispiel über 
den Leiter ihrer JVA und wenden sich nicht an diesen oder an seinen Vorgesetzten, 
sondern an uns als die andere Gewalt. Sie machen eine Petition. Diese wird aber 
an die Staatsregierung gegeben. Die Staatsregierung gibt sie an den Anstaltsleiter 
und bittet um eine Stellungnahme. Aufgrund der Stellungnahme dieses Anstaltslei-
ters gibt es eine Stellungnahme der Staatsregierung. Die wird uns gegeben und ist 
die Grundlage für unsere Entscheidung.

Darin besteht eine Hürde: Der Petent wendet sich an uns, weil er sich nicht an den 
Anstaltsleiter wenden möchte, bekommt aber eine Stellungnahme von uns, die ei-
gentlich von seinem Anstaltsleiter ist. Nicht einmal die Stellungnahme bekommt er. 
Er hat hier die Hürde, dass er nicht weiß, worum es geht. Dann hören wir ihn im 
Ausschuss an. –

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Herr Schuberl, denken Sie an 
Ihre Redezeit.

Toni Schuberl (GRÜNE): Er weiß gar nicht, worauf er antworten muss. Das sind 
die Hürden und die Bürokratie. Die bauen wir hier ab.

Dr. Wolfgang Heubisch (FDP): Herr Schuberl, Ihre Erklärung zeigt, welche Büro-
kratie – –

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

– Moment, jetzt rede ich. Sie haben eine Minute Zeit gehabt. Was Sie uns hier vor-
getragen haben, ist genau das, was ich nicht will. Sie bauen im Endeffekt Bürokra-
tie auf.

(Toni Schuberl (GRÜNE): Das wollen wir ändern!)

Davon bin ich überzeugt. Lasst die Finger weg, lasst die Nähe des Bürgers zu den 
Abgeordneten bestehen bleiben! Ich glaube, dieses System ist ein Vorzeigesys-
tem. Da brauchen wir nichts Neues.

18204 Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Protokoll 18/131
vom 14.12.2022

http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000368.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000504.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000368.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000504.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000378.html


(Beifall bei der FDP sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Herr Kollege Dr. Heubisch, vielen 
Dank. – Für die Bayerische Staatsregierung hat Herr Staatsminister Joachim Herr-
mann das Wort.

Staatsminister Joachim Herrmann (Inneres, Sport und Integration): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will nur zwei kurze Anmerkungen ma-
chen:

Das Erste ist: Es gibt seit Beginn der Amtszeit des Ministerpräsidenten Dr. Markus 
Söder einen Bürgerbeauftragten der Bayerischen Staatsregierung. Er leistet her-
vorragende Arbeit. Diese Aufgabe wird im Moment vom Kollegen Michael Hofmann 
wahrgenommen.

(Beifall bei der CSU)

Zahlreiche Bürgerinnen und Bürger wenden sich an ihn. Auch Angehörige der Ver-
waltung wenden sich mit ihren Anliegen an den Bürgerbeauftragten. Das geht also 
in alle Richtungen. Er geht diesen Aufgaben ganz hervorragend nach. Auch erstat-
tet er der Öffentlichkeit immer wieder Berichte, wie das läuft. Ich kann keine Not-
wendigkeit dafür erkennen, dass es noch einen weiteren Bürgerbeauftragten 
geben soll.

Damit bin ich bei dem zweiten Thema: dem Petitionsrecht im Bayerischen Landtag, 
das in der Tat eine sehr wichtige Einrichtung ist. Als ich erstmals in den Landtag 
gewählt wurde, habe ich damals zunächst etwa zweieinhalb Jahre dem Petitions-
ausschuss angehört. Ich habe das natürlich auch in den weiteren Jahren der Parla-
mentszugehörigkeit immer intensiv verfolgt. Ich kann nur sagen, dass nach meiner 
Beobachtung die allermeisten Mitglieder dieses Hohen Hauses dieses Thema sehr 
ernst nehmen und sich intensiv mit den Petitionen beschäftigen. Da gibt es manch-
mal Dinge, die nach der Aktenlage völlig klar sind – sowohl das, was der Petent 
geschrieben hat, als auch das, was die Verwaltung antwortet –, und da gibt es 
Dinge, denen man näher nachgeht. Ich habe das damals so gemacht, und ich 
kenne in der Tat viele Kolleginnen und Kollegen hier im Hause, die das so machen: 
Wenn etwas noch nicht so ganz klar war, habe ich zum Beispiel auch mal den Pe-
tenten angerufen und gefragt: Sagen Sie mal, wir haben nächste Woche die Peti-
tion auf der Tagesordnung. Wie ist denn das eigentlich? Warum ist da dieses und 
jenes Problem? Oder die Verwaltung sagt, das ist so und so, stimmt denn das? 
Wie nehmen Sie das wahr? – Das muss man sicherlich nicht bei jeder Petition ma-
chen. Ich sage aber ausdrücklich – und ich freue mich, dass sich ein größerer Teil 
der Wortmeldungen in diese Richtung bewegte –: Das ist Kernaufgabe des Abge-
ordnetenmandats. Es hat doch keinen Sinn, diese Dinge, mit denen sich originär 
der oder die Abgeordnete persönlich beschäftigt und so wahrnimmt, was draußen 
im Land los ist – genau diese Bürgeranliegen – an einen Bürgerbeauftragten zu 
delegieren. Das würde im Kern doch bedeuten, dass sich nicht mehr die einzelnen 
Abgeordneten damit befassen, sondern das soll dann der Bürgerbeauftragte ma-
chen und dem Parlament irgendwann einen Bericht schicken. Das kann doch nicht 
das Selbstverständnis dieses Hohen Hauses sein.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb, meine Damen und Herren, bitte ich nachdrücklich darum, diesen Gesetz-
entwurf abzulehnen. Er führt wirklich nicht weiter.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Protokoll 18/131
vom 14.12.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode 18205

http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000368.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000168.html


Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Staatsminister 
Herrmann. – Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist ge-
schlossen, und wir kommen zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für 
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration empfiehlt den Gesetzentwurf 
zur Ablehnung. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Gesetzentwurf der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 18/23513 zustimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das ist die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstim-
men! – FREIE WÄHLER, CSU, FDP, AfD sowie die fraktionslosen Abgeordneten 
Plenk, Klingen und Bayerbach. Enthaltungen! – Bei Enthaltung der SPD-Fraktion 
sowie des Abgeordneten Busch (fraktionslos). Damit ist der Gesetzentwurf abge-
lehnt.

Bevor wir in die Mittagspause gehen, rufe ich noch Tagesordnungspunkt 8 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Andreas Winhart, Roland Magerl, 
Ulrich Singer u. a. und Fraktion (AfD)
zur Änderung des Pflegendenvereinigungsgesetzes (Drs. 18/23547)
- Zweite Lesung -

Gesamtredezeit: 32 Minuten. Ich eröffne die Aussprache und erteile Herrn Abge-
ordneten Winhart von der AfD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kolleginnen und 
Kollegen! Auch heute diskutieren wir wieder über die Vereinigung der Pflegenden 
in Bayern und unseren Gesetzentwurf zur Änderung des Pflegendenvereinigungs-
gesetzes.

Meine Damen und Herren, die Pflegenden in Bayern, landauf, landab, machen 
einen großartigen Job, und sie haben eine Vertretung verdient; sie müssen sich für 
ihren Berufsstand artikulieren können; sie müssen ihre Bedürfnisse artikulieren 
können. Das wollen auch wir – vollkommen klar. Allerdings hat sich das, was wir 
hier in Bayern haben, leider als Rohrkrepierer herausgestellt; es ist leider keine 
wirkliche Vertretung.

Schauen wir uns die Bilanz dieser Vereinigung der Pflegenden in Bayern einmal 
an, ich habe heute Vormittag ein paar Zahlen recherchiert: Stand heute Vormittag 
hatte diese Vereinigung der Pflegenden in Bayern, die über 200.000 Pflegende im 
Freistaat vertreten soll, deren Meinung sie artikulieren soll, die für diesen Berufs-
stand aktiv sein soll, tatsächlich 420 Twitter-Follower, meine Damen und Herren; 
sie haben insgesamt 960 Follower auf Instagram und, um die sozialen Medien 
grob zu überreißen, ganze 3.680 Fans auf Facebook. Um es auf den Punkt zu 
bringen: Diese Vereinigung der Pflegenden findet in der Öffentlichkeit quasi nicht 
statt.

Wenn man dann auf deren Website schaut, sieht man: Die letzte Pressemitteilung, 
in der sich die Vereinigung der Pflegenden zu einem aktuellen Thema geäußert 
hat, datiert vom 17. Oktober. Meine Damen und Herren, das liegt über zwei Mona-
te zurück. Dass hier Steuergeld verbraten wird, ist vollkommen klar. Die Vereini-
gung der Pflegenden residiert in einem wunderbaren, schicken Büro in der Prinzre-
gentenstraße, hat einen Geschäftsführer, hat viel Personal. Was sie nicht hat, sind 
Mitglieder; ihr fehlen massiv Mitglieder. Die Mitgliederzahlen bewegen sich im Pro-
millebereich, im Gegensatz zu all den Pflegeleistenden in Bayern.
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Wir haben Ihnen schon einmal das Angebot gemacht, diese Vereinigung der Pfle-
genden grundsätzlich zu reformieren bzw. gleich abzuschaffen. Abschaffen wollten 
Sie sie nicht, also gehen wir heute wieder ran, das Ganze auf bessere Füße zu 
stellen, indem man beispielsweise auch die Heilerziehungspfleger in diese Vereini-
gung aufnimmt – sie leisten nämlich auch einen wichtigen Beitrag – und die Sozial-
assistenten. Da wurde beim letzten Mal bemäkelt, die AfD habe nicht richtig re-
cherchiert. Was war da los, dass die Sozialassistenten, die es in Bayern so gar 
nicht gibt, da auch drinstehen? Meine Damen und Herren, wie begrenzt kann man 
denken, habe ich mich gefragt.

(Kerstin Celina (GRÜNE): Die kommen alle aus einem anderen Bereich!)

– Wir haben sie auch im Blick, weil sie aus anderen Bundesländern zu uns kom-
men. Sie können das gleich hier am Mikrofon sagen, Frau Celina, oder Sie ma-
chen eine Zwischenbemerkung, aber quaken Sie hier doch nicht dazwischen. Also, 
wir haben an alle gedacht, auch an diejenigen, die zu uns kommen.

Von daher: Diese Vereinigung der Pflegenden vertritt eben nicht die Pflegenden, 
sondern sie ist eher ein Lobbyverein der Staatsregierung, um das auf den Punkt zu 
bringen, der gerne das nachplappert, was von der CSU und den FREIEN WÄH-
LERN kommt. Wenn diese Vereinigung aber alles andere zu tun hat, als die Inte-
ressen der Pflegenden zu vertreten, dann muss man doch den ganzen Laden für 
alle öffnen, die eigentlich logischerweise auch noch mit hineingehören. Man könnte 
das Ganze durch eine neue Vorstandswahl usw. auf neue Füße stellen. Dann gibt 
es nämlich eine wirkliche Vertretung, und das haben die Pflegenden in Bayern 
wirklich verdient.

(Beifall bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Nächste Rednerin ist Frau Kolle-
gin Carolina Trautner für die CSU-Fraktion.

Carolina Trautner (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die AfD schlägt eine Änderung des Pflegendenvereinigungsgesetzes vor 
und möchte zwei Berufsgruppen hinzunehmen. Sie verspricht sich davon eine 
Stärkung der Vereinigung der Pflegenden. Ich nehme es gleich vorweg: Die CSU-
Fraktion wird diesen Gesetzentwurf ablehnen. Ich kann auch gerne noch einmal 
die Gründe dafür erläutern. Mit Ihrem Gesetzentwurf, der übrigens echte hand-
werkliche Schwächen aufweist, zeigt die AfD wieder einmal, dass sie nicht verstan-
den hat, was das Ziel der Vereinigung der Pflegenden ist, nämlich die Stärkung der 
Berufsgruppe der beruflich Pflegenden.

Durch die Debatte heute habe ich aber die Gelegenheit, noch einmal Danke zu 
sagen, danke für die hervorragenden Leistungen unserer Pflegekräfte, die wirklich 
jeden Tag Herausragendes geben. Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Natürlich brauchen unsere Pflegekräfte eine starke Stimme, das haben sie ver-
dient. Sie brauchen eine starke Interessenvertretung, und sie brauchen ganz ge-
wiss nicht irgendetwas nachzuplappern, Herr Kollege. Der AfD-Entwurf verfehlt hier 
aber eindeutig sein Ziel. Ich nehme an, Sie haben es eigentlich gut gemeint, aber 
Sie haben es nicht gut gemacht. Sie sollten sich auch über die Bedeutung der Ta-
rifpartner und ihrer Aufgaben noch einmal Gedanken machen. Ich mache es ganz 
kurz; denn ich habe es bei der Ersten Lesung schon ausgeführt. Die Sozialassis-
tenten sind hier landesrechtlich gar nicht definiert. Sollten die Sozialbetreuerinnen 
und -betreuer gemeint sein oder auch die Pflegefachhelferinnen und Pflegefach-
helfer, dann ist festzustellen: Diese können bereits Mitglied werden.
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(Andreas Winhart (AfD): Wir haben das genau erklärt!)

Da braucht es keine Gesetzesänderung. Zu den Heilerziehungspflegern: Auch das 
habe ich das letzte Mal schon gesagt: Sie haben eine ganz andere Ausrichtung. 
Sie betreuen Menschen mit Behinderung. Sie haben ein ganz anderes, nämlich ein 
pädagogisches Profil. Die Arbeit richtet sich vorrangig auf Bildung und Betreuung 
aus. Deswegen geht es hier nicht um irgendwelche Follower auf Twitter oder in 
sonstigen sozialen Netzwerken. Es geht darum, dass wir die Vereinigung der Pfle-
genden weiterentwickeln wollen. Das sind wir den Pflegekräften und ihrer heraus-
ragenden Leistung schuldig, und das werden wir auch tun. Der Gesetzentwurf der 
AfD aber ist abzulehnen.

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Traut-
ner. – Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Kerstin Celina für BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN.

Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kollegen 
und Kolleginnen! Nun zu diesem überflüssigen Gesetzentwurf der AfD. Ich habe 
sehr viel Respekt für die Menschen, die in der Heilerziehung arbeiten oder als So-
zialassistenten und -assistentinnen irgendwo in den anderen Bundesländern unter-
wegs sind. Und ich danke den Sozialassistenten und -assistentinnen irgendwo in 
Deutschland und auch den Heilerziehungspfleger*innen bei uns, wie allen Men-
schen, die sich in den Pflegeberufen engagieren, die dieses Berufsfeld wählen, die 
täglich dafür sorgen, dass es anderen Menschen besser geht, dass sie gepflegt, 
unterstützt und umsorgt werden.

Wir brauchen viele Menschen in diesen Berufen, und in der Heilerziehungspflege 
und in der Sozialassistenz findet man auch attraktive Berufsfelder. Das ist auch 
gleich ein dicker Fehler in Ihrem Gesetzentwurf. Sie schreiben nämlich, der Pflege-
beruf wird immer unattraktiver. Nein, der Beruf wird nicht unattraktiver, die aktuellen 
Arbeitsbedingungen in der Pflege sind extrem anstrengend. Dieses Problem lösen 
Sie aber garantiert nicht, indem Sie zwei weitere Berufsfelder in die sowieso schon 
unattraktive Vereinigung der Pflegenden mit hineinnehmen.

(Andreas Winhart (AfD): Gut, dass Sie "unattraktiv" sagen!)

Diese würden im Übrigen auch noch mehr belastet, würden sie sich im Pflegering, 
dem kaum jemand aus den anderen Berufsgruppen beitritt, engagieren. Von den 
200.000 Berufstätigen im Pflegebereich sind gerade einmal 2.200 der Vereinigung 
der Pflegenden in Bayern beigetreten, Stand 2021. Vielleicht sind es inzwischen 
2.500. Das heißt, nur ein Prozent der Berufstätigen in den bisher zugelassenen 
Berufen ist freiwillig Mitglied in der Vereinigung der Pflegenden. Dieses Missver-
hältnis lösen Sie mit Ihrem Gesetzentwurf doch nicht auf, indem Sie noch andere 
Berufsgruppen hinzunehmen. Selbst wenn ganz viele Heilerziehungspflegerinnen 
und -pfleger beitreten würden – was sie nicht tun werden –, dann wären vielleicht 
1,3 % oder 1,4 % der Beschäftigten Mitglied in der Vereinigung der Pflegenden in 
Bayern. Ist das Ihr Ziel? – Dann geben Sie sich wirklich mit sehr wenig zufrieden. 
Erreichen werden Sie gar nichts, weil der Gesetzentwurf abgelehnt werden wird, 
weil er nichts bringt, um die Menschen in den Pflegeberufen zu stärken.

Den Geburtsfehler des bayerischen Pflegerings, der vor der letzten Landtagswahl 
hastig verabschiedet wurde, der niemals die Stärke einer echten Pflegekammer 
haben wird, bekommen Sie mit Ihrem Gesetzentwurf nicht weg. Im Gegenteil, den 
Heilerziehungspfleger*innen Hoffnung zu machen, dass es ihnen mit dem Betritt in 
die Vereinigung der Pflegenden besser ginge, ist nicht fair. Die Vereinigung der 
Pflegenden in Bayern ist keine echte berufsständische Vertretung. Die Staatsregie-
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rung ahnt das auch; denn die minimale Mitgliederzahl spricht Bände und zeigt das 
sehr deutlich. Der Bericht zur Evaluation, der Ergebnisbericht, liegt immer noch 
nicht vor. Ich frage mich, warum. Die CSU muss hier endlich Farbe bekennen.

Ganz unabhängig von den Fehlern der CSU bei der Einrichtung der Vereinigung 
der Pflegenden in Bayern bleibt es dennoch dabei: Der Gesetzentwurf der AfD ist 
nur heiße Luft, die uns hier leider nur zusätzlich Energie kostet. Wir lehnen diesen 
nutzlosen Vorschlag ab.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es liegt eine Meldung für eine 
Zwischenbemerkung des Herrn Abgeordneten Winhart von der AfD-Fraktion vor, 
Frau Abgeordnete Celina.

Andreas Winhart (AfD): Frau Kollegin Celina, ich habe mich sehr gefreut, dass 
Sie auch die Kritik an der Vereinigung der Pflegenden teilen. Das hat man sehr 
deutlich herausgehört, dass es keine richtige berufsständische Vertretung ist. Jetzt 
frage ich Sie einmal ganz bewusst: Wären Sie denn bereit, einem AfD-Antrag zu-
zustimmen, um die Vereinigung der Pflegenden abzuschaffen?

Kerstin Celina (GRÜNE): Die Kritik an der Vereinigung der Pflegenden haben wir 
schon vorgetragen, als Sie noch nicht einmal im Landtag waren.

(Beifall bei den GRÜNEN – Andreas Winhart (AfD): Es geht doch um die 
Sache!)

– Ja, es geht um die Sache. Die Kritik ist so alt, die werden wir mit unseren Anträ-
gen bringen, und unseren Anträgen dazu stimmen wir natürlich zu.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Celi-
na. – Nächster Redner ist Herr Kollege Prof. Dr. Peter Bauer für die Fraktion der 
FREIEN WÄHLER.

Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! In der heutigen Zweiten Lesung möchte ich 
noch einmal ganz kurz auf ein Kernelement dieses Gesetzentwurfs eingehen. Die 
AfD möchte nämlich das Pflegendenvereinigungsgesetz dahin gehend ändern und 
erweitern, dass zwei weitere Berufsgruppen vom Gesetz erfasst werden sollen. 
Künftig soll es um die Heilerziehungspfleger und die Sozialassistenten ergänzt 
werden. Dazu ist es nötig, Artikel 1 Absatz 2 Satz 3 die Nummern 4 und 5 hinzuzu-
fügen. Wie so oft bei den Anträgen und Gesetzentwürfen der AfD, die hier im Par-
lament eingebracht bzw. vorgelegt werden, ist die exakte Definition, wer davon be-
troffen ist oder wer gemeint ist, leider nicht gegeben. Das ist ein erheblicher 
Mangel.

Die Berufsbezeichnung Sozialassistentin oder Sozialassistent mit mindestens 
zweijähriger Ausbildung ist landesrechtlich nicht definiert. Deshalb ist im vorliegen-
den Gesetzentwurf überhaupt nicht klar, wer überhaupt gemeint ist. Wenn jedoch 
die staatlich geprüften Sozialbetreuer und -betreuerinnen gemeint sein sollten, 
dann mache ich darauf aufmerksam – das hat die Frau Kollegin Trautner vorhin 
schon ausgeführt –, dass sie bereits jetzt Mitglied in der Vereinigung der Pflegen-
den in Bayern werden können. Einer Gesetzesänderung bedarf es dafür nicht.

Werte Kolleginnen und Kollegen, allein dieses Beispiel zeigt, wie unausgegoren 
und untauglich der von der AfD vorgelegte Gesetzentwurf ist. Darüber hinaus 
möchte ich
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(Unruhe bei der AfD)

– sehr geehrter Kollege Winhart, Sie können sich ruhig konzentrieren, Sie müssen 
sich nicht so aufregen – darauf aufmerksam machen, dass bei einer Aufnahme von 
Angehörigen der sonstigen pflegenden Berufe, wie es beispielsweise die Heilerzie-
hungspfleger sind, die Mitgliedschaft in einer Bundespflegekammer – das ist alles 
geplant, das wird in absehbarer Zeit kommen – oder einer ähnlichen länderüber-
greifenden Pflegevertretung erheblich erschwert wird, wenn nicht sogar unmöglich 
gemacht wird. Das kann doch nicht Ziel unserer Politik sein. Ich glaube, damit sind 
Sie auch einverstanden.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die angesprochenen Beispiele zeigen die 
Mängel im Gesetzentwurf klar auf. Der Gesetzentwurf ist daher völlig untauglich. 
Wir haben im Ausschuss darüber diskutiert. Änderungen gab es leider nicht. Sie 
hätten die Möglichkeit gehabt, das zu ändern. Aber das, was ich in der Ersten Le-
sung schon angesprochen habe, haben Sie nicht beseitigt.

(Andreas Winhart (AfD): Was hätten wir ändern sollen?)

Die bestehenden Probleme werden dadurch nicht gelöst.

Aus diesen Gründen können wir FREIE WÄHLER diesen Gesetzentwurf mit voller 
Überzeugung ablehnen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege 
Prof. Bauer. – Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Margit Wild für die SPD-Fraktion.

Margit Wild (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Gesetzentwurf ist ehrlich gesagt unbrauchbar, weil man da merkt, dass 
diejenigen, die den Gesetzentwurf vorgelegt haben, das System als solches in kei-
ner Weise verstanden haben und nicht verstanden haben, worum es da geht. Das 
sieht man schon alleine an der Begründung, in der Sie Fakten aufführen, die über-
haupt keine Fakten sind.

(Andreas Winhart (AfD): Welche denn zum Beispiel?)

Wir haben vor fünf Jahren zugestimmt, weil wir gesagt haben: Okay, machen wir 
den Versuch mal mit. Es ist eine freiwillige Mitgliedschaft. – Es wäre jetzt schon an 
der Zeit zu hinterfragen, ob das wirklich ein tauglicher Verband ist oder ob man 
nicht vielleicht doch besser ein anderes Instrument wie eine Kammer daraus ma-
chen sollte.

In der Summe muss man auch sagen: Sie schreiben über Verbesserungen in den 
Pflegeberufen. Da haben Sie gar nicht verstanden, dass dafür die Tarifparteien zu-
ständig sind, nicht ein Pflegeverband.

Es ist mühsam, weitere Worte darauf zu verwenden. Meine Kollegin Ruth Wald-
mann hat das bereits in der Ersten Lesung getan und auch im Ausschuss ausführ-
lich dazu gesprochen. Ich belasse es dabei: Das ist ein untauglicher Gesetzent-
wurf, und deshalb erfolgt die Ablehnung durch die SPD.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es liegt eine Meldung zu einer 
Zwischenbemerkung vor. Frau Kollegin Wild, kommen Sie bitte noch mal ans Mik-
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rofon. – Die Zwischenbemerkung kommt von Herrn Abgeordnetem Winhart, AfD-
Fraktion.

Andreas Winhart (AfD): Werte Kollegin, abgesehen davon, dass der Gesetzent-
wurf angeblich untauglich sei oder die Fakten keine Fakten seien,

(Arif Taşdelen (SPD): Nicht angeblich! Das ist so!)

haben Sie nicht mal gesagt, welche Fakten keine Fakten wären. All das haben Sie 
nicht benannt. Sie sind neu im Ausschuss. Insofern ist alles gut. Aber Sie haben 
gesagt, Sie wollen eine ordentliche berufsständische Vertretung, beispielsweise 
eine Kammer. Da möchte ich Sie schon mal fragen: Sind die Heilerziehungspfleger 
in Ihrem Konzept Teil dieser Kammer, oder sind sie es nicht? Werden die Heilerzie-
hungspfleger rausgenommen, haben sie keine Kammer verdient, oder was sonst?

Margit Wild (SPD): Sehen Sie mal, Herr Kollege, Sie sind ja gar nicht in der Lage, 
richtig zuzuhören und zu verstehen, was ich gesagt habe. Ich habe nur gesagt, 
man müsste das jetzige System vielleicht mal auf den Prüfstand stellen und dann 
überlegen, ob man ein anderes Instrumentarium wählt. Man muss schon genau zu-
hören. Wenn Sie nicht einmal das können, dann – das muss ich ganz einfach 
sagen – sind Sie eindeutig fehl am Platz. Tut mir leid.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Wild. 
– Nächster Redner ist Herr Kollege Dr. Dominik Spitzer für die FDP-Fraktion.

Dr. Dominik Spitzer (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kollegin-
nen, sehr geehrte Kollegen! Sehr geehrter Herr Winhart, die geringe Redezeit, die 
Sie gerade eben für die Begründung Ihres Gesetzentwurfs benötigt haben,

(Andreas Winhart (AfD): Es sind vier Minuten, die uns zustehen, Herr Spitzer! 
– Ulrich Singer (AfD): Wir dürfen nicht länger reden!)

zeigt den geringen Inhalt Ihres Gesetzentwurfs. Sie nehmen Social Media offenbar 
als Kriterium für Qualität.

(Zuruf des Abgeordneten Andreas Winhart (AfD))

Die Arbeit der Vereinigung der Pflegenden liegt ganz woanders, nämlich in der Ar-
beit mit den Pflegenden, nicht auf Social Media, wo Sie, denke ich, mehr Wert dar-
auf legen, präsent zu sein.

Sie haben von der Vereinigung der Pflegenden als Rohrkrepierer gesprochen. Ich 
spreche von Ihrem Gesetzentwurf als Rohrkrepierer. Es ist alles schon gesagt. Es 
wird nicht besser, wenn wir das Ganze wiederholen und noch mal durchkauen. Ihr 
Gesetzentwurf würde lediglich für eine Schwächung dieser Berufsgruppe sorgen 
und wäre dem Ganzen nicht dienlich.

Die Probleme – da wiederhole ich meine Aussagen vom letzten Mal – liegen ganz 
woanders: Die Pflegenden wünschen sich mehr Verantwortung, Fort- und Weiter-
bildung, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Work-Life-Balance als wichtigen 
Punkt, den Abbau von Bürokratie und Digitalisierung. Die finanzielle Situation ist 
ein wichtiger Punkt, den es zu beachten gilt. Der zentrale Punkt – damit lasse ich 
es gut sein – ist die Wertschätzung, die von allen kommt. Die Wertschätzung der 
Pflegenden werden Sie mit Ihrem Gesetzentwurf nicht erreichen. Deshalb lehnen 
wir diesen Gesetzentwurf ab.
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(Beifall bei der FDP)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege 
Dr. Spitzer. – Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Die Aussprache ist geschlos-
sen. Wir kommen zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Gesundheit 
und Pflege empfiehlt den Gesetzentwurf zur Ablehnung. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Gesetzentwurf der AfD-Fraktion auf 
Drucksache 18/23547 zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Die übrigen Fraktionen sowie der Abgeordnete 
Klingen (fraktionslos). – Enthaltungen? – Bei Enthaltung des Abgeordneten Bayer-
bach (fraktionslos). Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

Wir treten damit in die Mittagspause ein – eine gute halbe Stunde – und treffen uns 
hier wieder um 13:20 Uhr. Dann wird der Antrag zur Einsetzung des Untersu-
chungsausschusses Deutsches Museum Nürnberg behandelt. – Pause bis 
13:20 Uhr. Bis dahin ist die Sitzung unterbrochen.

(Unterbrechung von 12:46 bis 13:21 Uhr)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir nehmen die Sitzung wieder auf. Bevor wir in 
der Tagesordnung fortfahren, gebe ich bekannt, dass die Fraktionen übereinge-
kommen sind, auf eine Aussprache zu Tagesordnungspunkt 15 zu verzichten. Das 
ist die Zweite Lesung zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des 
Bayerischen Naturschutzgesetzes auf der Drucksache 18/24229.

Ich rufe daher nun direkt Tagesordnungspunkt 10 auf:

Antrag der Abgeordneten
Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Verena Osgyan u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN),
Florian von Brunn, Volkmar Halbleib, Dr. Simone Strohmayr u. a. und 
Fraktion (SPD),
Martin Hagen, Sebastian Körber, Julika Sandt u. a. und Fraktion 
(FDP)
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur Untersuchung 
eines möglichen Fehlverhaltens der beteiligten Staatsbehörden, 
Staatsbetriebe und öffentlichen Einrichtungen bzw. Beteiligungen 
des Freistaates Bayern, der beteiligten Ministerien, von 
Abgeordneten, Staatsbediensteten und politischen 
Entscheidungsträgerinnen und -trägern im Zusammenhang mit der 
Errichtung einer Zweigstelle des Deutschen Museums in Nürnberg 
mit den Vertragspartnern des Deutschen Museums von 
Meisterwerken der Naturwissenschaft und Technik A. d. ö. R. und 
der Alpha Grundbesitz GmbH & Co. KG. (Drs. 18/25361)

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten
Thomas Kreuzer, Ilse Aigner, Tobias Reiß u. a. und Fraktion (CSU),
Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Verena Osgyan u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN),
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer 
u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER),
Florian von Brunn, Volkmar Halbleib, Dr. Simone Strohmayr u. a. und 
Fraktion (SPD),

18212 Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Protokoll 18/131
vom 14.12.2022

http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000368.html
https://www.bayern.landtag.de/webangebot2/webangebot/vorgangsanzeige?wp=18&drsnr=25361


Martin Hagen, Sebastian Körber, Albert Duin u. a. und Fraktion (FDP)
(Drs. 18/25741) 

und

Festlegung
der Mitgliederzahl, Besetzung sowie Vorsitz des 
Untersuchungsausschusses

Ich darf an dieser Stelle zudem auf die Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration auf Drucksache 18/25748 
hinweisen, die eigens für Sie ausgeteilt wurde. Die Gesamtredezeit der Fraktionen 
beträgt nach der Geschäftsordnung 32 Minuten. – Ich eröffne die Aussprache und 
erteile Frau Kollegin Verena Osgyan für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
das Wort.

Verena Osgyan (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Wer immer 
es sich erdacht hat, spinnt. – Dieser Ausspruch kam nicht von mir, sondern von un-
serem ehemaligen Kollegen Thomas Goppel in einer denkwürdigen Ausschusssit-
zung, als bekannt wurde, dass aus einer Anschubfinanzierung von 8 Millionen 
Euro plötzlich ein Gesamtvolumen von 100 Millionen Euro bei einer 100-Prozent-
Finanzierung des Freistaats herausgekommen war.

Es ging natürlich um das Deutsche Museum in Nürnberg und den teuersten Miet-
vertrag in der Geschichte des Freistaats. Bayern ist wieder einmal spitze und in 
diesem Fall auch bei den monumentalen Bauskandalen bundesweit ganz vorne 
angekommen.

(Markus Blume (CSU): Oh Mann!)

Das Ganze ist schließlich auch geschehen, ohne dass wir im Landtag eine Chance 
hatten, steuernd einzugreifen. Die Sache ist an allen Ecken und Enden faul. Des-
wegen wollen wir hier und heute einen Untersuchungsausschuss einsetzen, um 
die Affäre lückenlos aufzuklären.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD und der FDP)

Nach dem Bericht des Obersten Rechnungshofs in diesem Sommer wissen wir 
mittlerweile, dass sich die Gesamtkosten jetzt wohl auf 200 Millionen Euro belau-
fen werden. Das ist eine Kostensteigerung von 2.000 % zur ursprünglichen Schät-
zung, und das wohlgemerkt bei einem Mietobjekt, das nach Ablauf der Vertrags-
dauer nicht einmal dem Freistaat oder dem Deutschen Museum gehört. Die 
Kostenexplosion ist aber bloß ein Aspekt.

Es gibt mittlerweile auch begründete Zweifel, ob überhaupt gültiges Vergaberecht 
beachtet wurde. Wahrscheinlich hätte ein solches Mietobjekt, wenn es nur auf den 
Mieter zugeschnitten war – man nennt das Bestellbau –, europaweit ausgeschrie-
ben werden müssen, anstatt es hemdsärmelig an einen stadtbekannten Nürnber-
ger Immobilienmogul zu vergeben. Dass der wiederum kurz danach Großspenden 
an die CSU getätigt hat, gibt dem Ganzen natürlich noch ein ganz besonderes 
Aroma.

Wie hier im Hohen Haus damit umgegangen wurde, ist auch skandalös. Über 
Jahre hinweg wurden immer wieder Anfragen und Berichtsanträge gestellt, weil es 
jede Menge Ungereimtheiten gab. Wir wurden hingehalten, für dumm verkauft und 
erst im Nachhinein informiert. Was mich ehrlicherweise besonders ärgert: Dem 
Obersten Rechnungshof ging es ähnlich. Er wartete auf wiederholte Nachfrage 
monatelang auf Antworten, sodass er im Sommer dann einen Zwischenbericht her-
ausgegeben hat; das spricht Bände.
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Wer diesen Zwischenbericht schon lesen konnte, kann mir sicherlich nur dahin ge-
hend beipflichten, dass er sich wie ein abgründiger Wirtschaftskrimi liest. Er zeigt 
klar auf, dass im Zentrum des Ganzen der heutige Ministerpräsident und damalige 
Finanzminister steht.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD und der FDP)

Nach dem Bericht deutet viel darauf hin, dass sich der damalige Finanzminister 
Dr. Markus Söder unter Missachtung des Ressortprinzips und frühzeitiger Beden-
ken, ob das realistisch ausfinanziert sei, auf dem Rücken der Steuerzahler ein 
Denkmal setzen wollte. Er zeichnet mitverantwortlich, dass Warnungen in den 
Wind geschlagen wurden. Auch wurden alle möglichen roten Ampeln überfahren, 
und zwar mit Karacho. Es ist bezeichnend, dass im ORH-Bericht die Rede davon 
war, dass ein Angebot zur Flächenerweiterung des Investors mitnichten an das 
Deutsche Museum ging und auch nicht an das zuständige Wissenschaftsministeri-
um, sondern direkt an Söders Ministerbüro.

Die Folgen kennen wir alle: Die Kosten schießen durch die Decke, und auch heute 
ist noch nicht das Ende der Fahnenstange erreicht. Nachdem nun alle parlamenta-
rischen Mittel ohne Erfolg und ohne ausreichende Antworten ausgeschöpft wur-
den, bleibt uns jetzt nichts anderes übrig, als einen Untersuchungsausschuss ein-
zusetzen. Es ist das schärfste Schwert des Parlaments. Wenn nichts anders mehr 
übrig bleibt, dann ist es auch notwendig; denn – darauf muss ich hinweisen – es ist 
nicht nur die Pflicht der Opposition, sondern des gesamten Parlaments, die Regie-
rung zur kontrollieren und etwaiges Fehlverhalten der Exekutive oder einzelner 
Vertreter aufzuklären.

Insofern ist der Vorwurf, den ich von CSU-Seite immer wieder gelesen habe, es sei 
doch nur Wahlkampfgetöse, wirklich absurd. Ich kann nur für mich sprechen, aber 
ich würde lieber Wahlkampf machen, als Berge von Akten zu lesen.

(Markus Blume (CSU): Ich hole gleich die Taschentücher heraus!)

Aber was sein muss, muss sein. Es ist einfach unsere ureigene Aufgabe, die Re-
gierung zu kontrollieren, und

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD und der FDP)

es ist eine Frage der parlamentarischen Selbstachtung, Missstände aufzuklären, 
wenn man sieht, dass solche Missstände offensichtlich aufgetreten sind.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD und der FDP)

Ich bin Nürnbergerin, sehr stolz darauf, und Wissenschaftspolitikerin; ich habe 
mich ursprünglich sehr darüber gefreut, dass ein Wissenschaftsmuseum nach 
Nürnberg kommen soll. Da geht es nicht um Neiddebatten und Befindlichkeiten. 
Aber auch hier kann nicht gelten: Koste es, was es wolle.

Im Vorfeld des Untersuchungsausschusses haben wir schon mehr als einen faden 
Beigeschmack erlebt. Ich fand es besonders bezeichnend, dass die CSU den Vor-
sitz der Ausschüsse drehen wollte und dass Sie mit Gewalt den Vorsitz des Unter-
suchungsausschusses bekommen wollten, was Sie auch im Ältestenrat durchge-
setzt haben. Dazu kann ich nur Folgendes sagen: Den Angstschweiß konnte man 
förmlich riechen. Ich hoffe dennoch auf gute Zusammenarbeit und darauf, dass alle 
konstruktiv am Untersuchungsausschuss mitarbeiten.

Dass wir den interfraktionellen Fragenkatalog nun nach langen Diskussionen und 
in einigen Nachtschichten gemeinsam erarbeiten konnten, stimmt mich grundsätz-
lich optimistisch. Denn, Kolleginnen und Kollegen, eines muss man feststellen: Es 
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gibt schließlich kein grünes, rotes, schwarzes oder gelbes Haushalts-, Vergabe- 
und Zuwendungsrecht. Es gibt nur ein Recht, und dieses muss beachtet werden, 
damit transparente Verfahren und gutes staatliches Verwaltungshandeln gewähr-
leistet sind. Dabei geht es auch um präventive Maßnahmen; denn so etwas wie 
beim Deutschen Museum in Nürnberg darf hier im Freistaat Bayern, der viel auf 
seine Verwaltung hält, nicht Schule machen.

(Beifall bei den GRÜNEN sowie Abgeordneten der SPD und der FDP)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Os-
gyan. – Nächster Redner ist Herr Kollege Volkmar Halbleib für die SPD-Fraktion.

Volkmar Halbleib (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es stellt 
sich schon die Frage, wie brisant dieser Untersuchungsausschuss für Herrn 
Dr. Söder und die CSU sein muss. Denn man konnte in den vergangenen Tagen 
beim Umgang mit dem Untersuchungs- und Aufklärungsinstrument dieses Land-
tags schon einiges feststellen. Wie brisant dieser Untersuchungsausschuss offen-
kundig für Dr. Söder und die CSU ist, sah man schon an den Anstrengungen, die 
gegen alle parlamentarischen Gepflogenheiten unternommen wurden, um den Vor-
sitz unbedingt und um jeden Preis in der Hand der CSU zu sichern. Nebenbei zeigt 
es nach fast viereinhalb Jahren Koalition auf, wie wenig Vertrauen die CSU einem 
Vorsitzenden aus den Reihen der FREIEN WÄHLER entgegenbringt.

Wie brisant dieser Untersuchungsausschuss für Dr. Söder und die CSU offenkun-
dig ist, sieht man aber auch daran, dass trotz objektiv erkennbaren Aussprachebe-
darfs die Fraktionen in diesem Hohen Haus vom Ältestenrat insgesamt zur mini-
malst möglichen Redezeit gezwungen wurden. Wie brisant dieser 
Untersuchungsausschuss für Herrn Dr. Söder und die CSU sein muss, sieht man 
auch daran, wie im Fragenkatalog die für die Aufklärung dringend erforderlichen 
Fragen zur Beweiserhebung mit zum Teil abstrusen Argumenten zunächst verhin-
dert werden sollten, wie unsere Minderheitenrechte, aber letztendlich auch das 
Frage- und Aufklärungsrecht des gesamten Parlaments in nicht akzeptabler Weise 
bis hin zur Wortklauberei beschränkt werden sollten. Das ist eine freundliche Um-
schreibung der vielen Zumutungen bei den Verhandlungen zum Fragenkatalog.

Bis zum letzten Verhandlungsmarathon an diesem Montagabend wurde das durch 
das Bundesverfassungsgericht bestätigte Fragerecht eines Parlamentarischen Un-
tersuchungsausschusses zum Zusammenhang zwischen Parteispenden und politi-
schen Entscheidungen mehrfach rundweg bestritten. Erst die klare Drohung der 
SPD-Landtagsfraktion, den Verfassungsgerichtshof einzuschalten, hat dafür ge-
sorgt, dass die CSU ihren hinhaltenden Widerstand aufgegeben hat. Einsicht war 
das nicht, sondern wohl die Angst vor einer Niederlage bei Gericht und die Angst 
vor der Reaktion der Öffentlichkeit.

(Beifall bei der SPD)

Allein diese Verhinderungsstrategien zeigen, wie brisant der Untersuchungsaus-
schuss für die CSU und für Dr. Söder ist. Wir erwarten dennoch, dass diese Verhin-
derungsstrategien beendet werden und dass wir damit keinen Vorgeschmack 
davon bekommen, mit welcher Haltung und mit welch fadenscheinigen Argumen-
ten die CSU auch weiterhin einer rückhaltlosen Aufklärung im Wege stehen will. 
Wir erwarten, dass diese Haltung korrigiert wird. Wir erwarten auch, dass Sie sich 
von solchen Eindrücken und Zwängen lösen, obwohl wir wissen, dass alleine 
schon das Agieren des Ausschussvorsitzenden, der nach Ihrem Willen von der 
CSU kommen soll, von der Staatskanzlei und der Staatsregierung minutiös be-
obachtet und letztlich auch politisch kontrolliert und sanktioniert wird.

Protokoll 18/131
vom 14.12.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode 18215

http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000368.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000325.html


Unser Ziel sind die rückhaltlose Aufklärung und Transparenz. Nichts wird uns 
daran hindern, diese Vorgänge lückenlos aufzuklären. Im Mittelpunkt der Untersu-
chungen wird zweifelsohne der damalige Finanzminister und heutige Ministerpräsi-
dent stehen. Bei ihm sind die aufzuklärenden Fragen besonders drängend, etwa: 
Hat Herr Dr. Söder das Projekt in seiner Heimatstadt aus politischem Ehrgeiz 
gegen die Spielregeln und gegen Grundsätze der wirtschaftlichen Vernunft durch-
gedrückt? Warum und wie konnte Dr. Söder auf das Projekt so viel Einfluss neh-
men, obwohl das Deutsche Museum als Anstalt des öffentlichen Rechts – als Trä-
ger – und das Wissenschaftsministerium für Museumsprojekte im Freistaat 
verantwortlich waren? Hat Dr. Söder dabei die fachlichen, wirtschaftlichen und 
rechtlichen Einwände gegen diese Vorgehensweise vom Tisch gewischt? Hat 
Dr. Söder zur Unzeit sehr früh öffentlichkeitswirksam einen Standort und damit 
einen Investor festgelegt, ohne dass die maßgeblichen Bedingungen zugunsten 
der öffentlichen Hand gesichert waren, und damit die Verhandlungsposition von 
Deutschem Museum und Freistaat maßgeblich und wahrscheinlich mit Millionen-
schäden geschwächt?

Der Untersuchungsausschuss muss auch klären – das muss angesprochen wer-
den; denn das begünstigte das ganze Verfahren und die Verhandlungsposition des 
Investors –, in welchem Verhältnis Dr. Söder oder andere Vertreter der Staatsregie-
rung zum Investor standen, zu einem Investor, der 2018/2019 insgesamt knapp 
100.000 Euro an die CSU gespendet hat.

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Herr Halbleib, – –

Volkmar Halbleib (SPD): Wir wollen wissen: War das eine Gegenleistung? Wenn 
ja, für welche Leistungen? War das eine Belohnung? Wenn ja, für welche Unter-
stützung? – Diese Fragen drängen sich leider auf, und wir werden sie rückhaltlos 
aufklären.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Halb-
leib. Nächster Redner ist Herr Kollege Sebastian Körber für die FDP-Fraktion.

Sebastian Körber (FDP): Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich möchte uns allen nochmals kurz ein paar Fakten in Erinnerung rufen. Was 
liegt denn hier vor? Wir haben eine absurd hohe Miete von über 40 Euro pro Qua-
dratmeter. Wir haben eine ungewöhnlich lange Mietvertragslaufzeit von ungefähr 
25 Jahren plus Optionszeitraum. Es gab eine außerordentliche zusätzliche Finanz-
spritze in Höhe von 27,6 Millionen Euro vom Freistaat. Allerdings fehlte ein ex-
ternes Gutachten zur Plausibilisierung des Mietvertrags. Das ganze Konstrukt 
nennt man dann aber "Mietvertrag"; den hat dann selbst die Staatsbehörde Immo-
bilien Freistaat Bayern als tendenziell vermieterfreundlich eingestuft. Das ist in der 
Geschichte des Freistaats Bayern ein einmaliger Vorgang.

(Beifall bei der FDP)

Aber hinzu kommt jetzt noch ein Standortauswahl-Prozess und sogar ein Eingriff in 
die Zuständigkeiten; denn das ganze Projekt hat nicht der zuständige Wissen-
schaftsminister vorangetrieben – in Bayern ist, Frau Kollegin Osgyan hat es betont, 
für Museen der Wissenschaftsminister zuständig –, nein, es war der Finanzminis-
ter, der zeitgleich Bezirksvorsitzender seiner Partei, der CSU, gewesen ist. Auch 
gab es für die CSU noch ein paar Parteispenden vom Vermieter; das ist bereits an-
gesprochen worden. Dieses Dunkelfeld hat Markus Söder bis heute nicht aufge-
klärt. Es ist selbstredend, dass wir da genau hinschauen müssen. Wir müssen das 
Ganze beleuchten.
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(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der SPD)

Und was hören wir jetzt von den Koalitionsfraktionen, von den Vertretern der CSU? 
– Das ist Wahlkampf. Wissen Sie, wer hier Wahlkampf macht? – Der Herr Minister-
präsident und Parteivorsitzende der CSU, der draußen durch die Prärie fährt, an-
statt sich hier hinzusetzen, unseren Sitzungen beizuwohnen und Aufklärungsarbeit 
zu leisten; denn dann bräuchten wir keine Untersuchungsausschüsse. Markus 
Söder hat gemäß der Geschäftsordnung alle Gelegenheit, hier – soweit ich weiß – 
beliebig lange zu reden.

(Zuruf des Abgeordneten Markus Blume (CSU))

– Herr Staatsminister Blume, es ist alles, wie Sie selber sagen, nach Recht und 
Gesetz passiert. Ihr Herr Parteivorsitzender und Ihr Ministerpräsident hat ja nichts 
zu verbergen. Er hätte sich hierhinstellen und Klarheit schaffen können. Dann hätte 
es nämlich keinen Untersuchungsausschuss gebraucht. Der Einzige, der draußen 
gerade Wahlkampf macht, ablenkt und immer auf den Bund schimpft, das ist Ihr 
Parteivorsitzender Markus Söder.

(Beifall bei der FDP)

Warum können wir den Untersuchungsausschuss erst jetzt in die Spur setzen?

(Zuruf von der AfD: Weil Sie so spät angefangen haben!)

– Weil ständig etwas Neues passiert und wir neue Fakten vorgelegt bekommen, 
die wir uns alle mühsam und nach Salamitaktik selbst erarbeiten müssen. Wir 
haben selbst gutachterliche Stellungnahmen beauftragt. Der Oberste Bayerische 
Rechnungshof hat sich das Ganze herausgezogen. Herr Blume, auch dort blockie-
ren Sie ständig, Ihr Ressort, das ja eigentlich zuständig ist nach Ihrer Meinung. Sie 
beantworten die Fragen nicht, sondern verzögern das Ganze und spielen auf Zeit.

(Markus Blume (CSU): Das ist eine Lüge, das ist eine Lüge!)

So können wir das Ganze erst jetzt machen.

(Markus Blume (CSU): Das ist die absolute Unwahrheit! – Weitere Zurufe von 
der CSU)

– Auch wenn Sie alle, auch die Herren Staatsminister, hereinrufen, wird es Ihnen 
nichts nützen; denn frappierend kommt hinzu – –

(Zuruf des Abgeordneten Markus Blume (CSU))

– Herr Blume, bleiben Sie ganz ruhig. Sie können sicher gleich reden und alle Be-
denken ausräumen. Darauf freuen wir uns schon.

Hinzu kommt, dass das Ganze jetzt auch noch vergabe- und zuwendungsrechtlich 
fraglich geworden ist. Ich lese gerade von Ihrem Ministerium, dass das kein Son-
derbau gewesen sei. Sie müssen sich irgendwann zu etwas entschließen. Das 
werden wir Ihnen mit Fakten belegen; denn es geht schließlich, so sagt der Baye-
rische Oberste Rechnungshof, um mehr als 200 Millionen Steuergelder. Markus 
Söder hatte alle Zeit der Welt, das Ganze hier klarzustellen. Er schimpft lieber auf 
den Bund. Das kann er draußen machen. Aber durch ihn passiert der eigentliche 
Wahlkampf. Wir werden das Ganze aufklären. Deswegen setzen wir diesen Unter-
suchungsausschuss ein.

(Beifall bei der FDP)
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Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Nächster Redner ist Herr Kollege Tobi-
as Reiß von der CSU-Fraktion.

Tobias Reiß (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn es nicht 
so ernst wäre, müsste man mit Ihnen eigentlich schon Mitleid haben, nachdem Sie 
sich hier so abarbeiten. Sie wollen hier eine Erfolgsgeschichte, eines der Highlights 
in der Heimatstrategie, das Zukunftsmuseum in Nürnberg, mit abstrusesten Vor-
würfen, Verknüpfungen und Verleumdungen in ein Dunkelfeld umdeuten.

(Zuruf von der SPD)

Sie müssen sich überlegen, was Sie hier an Behauptungen aufstellen, die Sie am 
Ende nicht werden beweisen können.

(Beifall bei der CSU)

Sie sprechen von Verzögerung. Ich danke zunächst den Mitgliedern des Verfas-
sungsausschusses dafür, dass sie heute früh getagt und die jetzige Diskussion 
möglich gemacht haben und dass sie in Bezug auf die Ladungsfrist auf Rügen ver-
zichtet haben. Sie haben für Ihre Fragenkataloge, die vor Unterstellungen und ver-
fassungswidrigen unbestimmten Vorgaben nur so strotzen, so lange gebraucht. 
Das alles mussten wir reparieren. Herr Kollege Halbleib, Sie sprechen davon, Sie 
hätten Druck ausüben müssen, damit wir irgendwelche Formulierungen ändern. 
Mein erster Satz beim Einstieg in die Verhandlungen am Montagmorgen war, dass 
wir uns zu allen Fragenkomplexen werden einigen können. Nur deshalb haben Sie 
beispielsweise auch akzeptiert, dass wir in der Verhandlung mit dem Zukunftsmu-
seum und nicht mit der Stammstrecke beginnen. Sie sollten hier in der Debatte 
nicht die Tatsachen verdrehen, wie wir all diese Fragen verhandelt haben.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Dr. Fabian Mehring 
(FREIE WÄHLER): Es ist richtig, was der Kollege sagt! So war es!)

Dass sich der Verfassungsausschuss damit beschäftigt, ist keine Formalität; denn 
der Landtag hat als Verfassungsorgan die Verpflichtung, die ihm von der Recht-
sprechung juristisch aufgegeben ist, einen verfassungskonformen Antrag, einen 
verfassungskonformen Fragenkatalog einzureichen. Das, was Sie anscheinend in 
Ihrem Stimmkreisbüro zusammengezimmert haben, Herr Kollege Körber, spottet 
jeder Beschreibung.

(Sebastian Körber (FDP): Sie haben doch zugestimmt, dachte ich!)

Wir stehen hier, weil wir für Transparenz stehen, weil wir im Gegensatz zu Ihnen 
nichts verzögern. Deshalb hat es heute früh im Verfassungsausschuss auch einen 
einstimmigen Beschluss gegeben. Wir als Verfassungsorgan sind verpflichtet, den 
Einsetzungsbeschluss zu prüfen, weil sonst – und das ist ja das Ziel – ein Teil des 
Parlaments mit Hilfe des Instruments des Untersuchungsausschusses seine politi-
schen Rechte missbrauchen kann. Nichts anderes ist das, was Sie mit Ihrem ur-
sprünglichen Antrag vorhatten.

Sie sollen ja Architekt sein, Herr Körber. Das aber, was Sie in Ihrem Stimmkreisbü-
ro an Fragen zusammengezimmert haben, erinnert mich mehr an Pfusch am Bau 
oder an einen Formulierungsmurks ohne Beispiel: nur Spekulationen, nur Unter-
stellungen mit Ausforschung ohne jeden Anhaltspunkt, mit Vorverurteilung. Das ist 
verfassungswidrig. Deshalb gibt es die Vetopflicht des Verfassungsorgans Land-
tag, und deshalb haben wir mit Ihnen verhandelt; denn sonst hätten wir alles ableh-
nen müssen.
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(Beifall bei der CSU – Sebastian Körber (FDP): Das wäre Ihnen am liebsten 
gewesen! Alles mit Mehrheit wegzuwischen!)

Wir haben auch eine Einschätzung dieses Fragenkataloges, so wie er ist. Er wurde 
doch von dieser Seite des Parlaments mitgetragen. In den Verhandlungen war 
doch spürbar, dass das Ihr Baby ist, dass Sie meinen, damit in Nürnberg Wahl-
kampf betreiben zu müssen. Das war doch von Anfang an spürbar. Sie wollen hier 
der Chefaufklärer sein, glauben aber, selber über dem Gesetz zu stehen, Herr Kol-
lege Körber. Sie scheren sich in Ihrer Hybris nicht um die Bayerische Verfassung 
und weder um Rechtsprechung noch um die Frage, was ein Untersuchungsaus-
schuss alles darf. Das ist arrogant, und das ist unseriös.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ihnen geht es am Ende nicht um Aufklärung; Ihnen geht es um Show und um 
Wahlkampf. Sie bauen sich hier eine Bühne für Ihr Politikspektakel auf und wissen 
heute schon das Ergebnis. Das ist heute schon mehrfach angeklungen. Ich zitiere 
aus einer Pressemitteilung von Herrn Körber:

Stand heute wissen wir bereits: Die Verfehlungen und Versäumnisse der 
Staatsregierung sind eklatant.

Herr Körber, wenn das alles schon feststeht, warum brauchen wir denn dann einen 
Untersuchungsausschuss? Dann hätten wir uns sämtliche nächtlichen Verhandlun-
gen sparen können. Sie wollen mit dem Fragenkatalog ein Ergebnis vorwegneh-
men und Ihr Skandalgebäude heute schon schlüsselfertig präsentieren. Das ist 
ehrabschneidend. Sie glauben, Sie stehen über dem Rechtsstaat. Sie glauben, Sie 
können sich als Inquisitor im rechtsfreien Raum aufspielen. Sie glauben, Sie kön-
nen Grundrechte von Beteiligten, die das Grundgesetz als Schutzschild vorsieht, 
einfach ignorieren. Auch für Sie gelten das Grundgesetz und die Bayerische Ver-
fassung, Herr Körber.

(Beifall bei der CSU)

Sie haben heute genauso wenig wie Kollegin Osgyan die Heimatstrategie begrif-
fen. Kollege Horst Arnold heute früh im Verfassungsausschuss: Das Zukunftsmu-
seum ist in der Sache unumstritten. Niemand möchte das Museum missen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Zuruf von der CSU: Sehr gut!)

Er ist heute früh, zu früher Morgenstunde regelrecht ins Schwärmen geraten, als er 
gesagt hat: Ich genieße das ganze Ambiente im Augustinerhof. – Das ist es: Der 
Augustinerhof und das Zukunftsmuseum sind eines der Highlights der bayerischen 
Heimatstrategie.

(Zuruf der Abgeordneten Verena Osgyan (GRÜNE))

Sie könnten auch für mich einen Untersuchungsausschuss einrichten. Ich profitiere 
von der Heimatstrategie, von der Behördenverlagerung in meinem Stimmkreis in 
unermesslicher Art und Weise. Das Amt für Ländliche Entwicklung wurde nach Tir-
schenreuth verlagert. Das Landesamt für Digitalisierung, Breitband und Vermes-
sung erhält einen Standort in Windischeschenbach und einen Standort in Waldsas-
sen. Das kostet, Herr Finanzminister, insgesamt 50 Millionen Euro. Wir bekommen 
in Windischeschenbach das Bayerische Zentrum für besondere Einsatzlagen. Das 
kostet 50 Millionen Euro. – Es geht um Strukturpolitik. Der Neubau von Behörden-
gebäuden im ländlichen Raum kostet Geld. Der nordbayerische Raum ist dabei na-
türlich in besonderer Weise in den Blick genommen. Natürlich sind da auch die 
Ideen eines Abgeordneten Markus Söder dabei. Sie haben doch überhaupt keine 
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Ideen, wie man Bayern entwickeln kann. Eine Abgeordnete aus Nürnberg, Frau 
Kollegin Osgyan, steht diesem Museum so negativ gegenüber und zerredet das 
gesamte Projekt und macht es mürbe. Wir als CSU jedenfalls sind erfolgreich, weil 
wir Abgeordnete haben, die sich um Bayern kümmern,

(Verena Osgyan (GRÜNE): Geldrausschmeißer! – Sebastian Körber (FDP): 
Steuergeld verschwenden!)

die aber auch für ihre Heimat brennen und rennen. Das kennen Sie eben nicht, 
Herr Körber.

(Beifall bei der CSU – Sebastian Körber (FDP): Sie verschwenden sehr viel 
Steuergeld!)

Herr Körber, ich sagen Ihnen voraus: Auch das wird ein Grund sein, wenn Sie sich 
nächstes Jahr der 5-Prozent-Hürde nähern werden, aber von unten, nicht von 
oben.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Ja, ja! Spenden entgegennehmen und sich 
dann hinstellen und so zu tun, als ob alles in Ordnung sei!)

Der Abgeordnete Markus Söder setzt sich für seine Heimatstadt ein. Es gibt die 
neue Technische Universität in Nürnberg;

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Der lässt sich sogar zahlen! Spendengelder, 
nehme ich an!)

es gibt eine Zweigstelle des Gesundheitsministeriums, des Heimat- und Finanzmi-
nisteriums. So geht das. – Ich glaube auch, dass die meisten Nürnberger stolz dar-
auf sind, dass sie einen so für ihre Heimatstadt engagierten Abgeordneten Markus 
Söder haben.

(Sebastian Körber (FDP): Da müssen Sie doch selber lachen!)

Das ist doch der Punkt. Das kennen Sie nicht. Wir können in ganz Nordbayern auf 
diese Entwicklung stolz sein. Wir gehen diesem Wahlkampfspektakel und Ihren 
Versuchen mit einer großen Gelassenheit entgegen, liebe Frau Kollegin Osgyan. 
Ich glaube, jedenfalls bei mir haben Sie keinen Angstschweiß bemerken können. 
Das Manöver ist durchschaubar, und das wird der Untersuchungsausschuss auch 
zeigen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr 
Reiß, wir haben drei Zwischenbemerkungen. –Die erste kommt von Herrn Abge-
ordneten Andreas Winhart von der AfD.

Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrter Herr Reiß! 
Ich möchte nachfragen, da Sie ein Thema wahrscheinlich wissentlich ausgelassen 
haben. Das ist nämlich der Wechsel der Reihenfolge der Untersuchungsausschüs-
se und deren Einsetzung. Wir haben im Ältestenrat darüber gesprochen. Ich habe 
Sie damals gefragt: Warum wollen Sie diesen Wechsel? Sie haben gesagt: Ja, es 
gibt Gründe, und das war es dann auch. – Ich frage Sie jetzt noch einmal konkret 
nach den Gründen. Was hat Sie bewogen? Der Antrag auf Einsetzung eines Unter-
suchungsausschusses zur zweiten Stammstrecke wurde eher eingereicht als jener 
zum Deutschen Museum. Warum wollen Sie unbedingt die Einsetzung des Unter-
suchungsausschusses zum Deutschen Museum vorziehen? Meinen Sie, dass das 
das Vertrauen der Bürger in die gesamte Angelegenheit stärkt? – Ich meine nicht. 
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Haben Sie kein Vertrauen zu Ihren Kollegen im Untersuchungsausschuss zur zwei-
ten Stammstrecke? Woran lag es?

Tobias Reiß (CSU): a) Sie konnten schon in der Presse nachlesen, woran es liegt, 
und b) weiß ich nicht, ob sich die Leute für Ihre Geschäftsordnungsdebatten inter-
essieren. Wir setzen heute den Untersuchungsausschuss ein, weil im Ältestenrat 
diese Reihenfolge mehrheitlich beschlossen wurde. Kollege Josef Schmid ist für 
den Untersuchungsausschuss zu Nürnberg als Vorsitzender vorgesehen. Unter an-
derem hat ein Herr Körber vorher zu ihm gesagt, dass ein Gerücht entstanden ist, 
er würde den Untersuchungsausschuss zur Stammstrecke leiten: Da sei er doch 
befangen; damit sei er doch als ehemaliger Bürgermeister in München vorbefasst 
gewesen. Das haben Sie ihm zugeraunt, nachdem die "Süddeutsche" berichtet 
hat, Schmid würde angeblich Vorsitzender des Untersuchungsausschusses zu 
München werden. Wir haben uns mit unserem Koalitionspartner, lieber Fabian 
Mehring, geeinigt: Kollege Pohl soll und will Vorsitzender des Untersuchungsaus-
schusses zu München werden, und Josef Schmid soll Vorsitzender des Untersu-
chungsausschusses zu Nürnberg werden. Was ist daran problematisch?

Der Vorsitzende eines Ausschusses ist Primus inter Pares. Die Arbeit des Aus-
schusses ist eine Gesamtaufgabe. Wenn Sie sich das nicht zutrauen, weil ein Vor-
sitzender A oder B heißt, ist das Ihr Problem.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Es gibt eine weitere Zwischenbemer-
kung vom Kollegen Sebastian Körber von der FDP.

Sebastian Körber (FDP): Herr Reiß, Sie sind ja der Parlamentarische Geschäfts-
führer Ihrer Fraktion. Ich möchte Sie nur darauf hinweisen, dass das Stimmkreisbü-
ro von Sebastian Körber hier gar nicht antragsberechtigt wäre. Sie reden hier über 
einen Antrag der Fraktionen von FDP, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Es 
war ein drolliges Ablenkungsmanöver, eine tolle Show, die Sie hier abgezogen 
haben. Es war irgendwie drollig; so würde ich es nennen.

Vielleicht können Sie mir aber noch zwei Hinweise geben bzw. es kurz kommentie-
ren: Sie haben gerade den Abgeordneten Markus Söder sehr gelobt. Er sitzt gera-
de unten in der Gaststätte, ist also im Haus. Können Sie sich eigentlich erklären, 
warum er nicht hier hochkommt und wenigstens den Arsch in der Hose hat, sich 
hier hinzusetzen, wenn es um einen so wichtigen Ausschuss geht? Welchen Grund 
gibt es denn, dass er noch in der Gaststätte sitzt?

Kollege Josef Schmid ist ja auch Mitglied im Kuratorium des Deutschen Museums. 
Ist er dann für den Vorsitz dieses Untersuchungsausschusses nicht auch befan-
gen, wenn er doch für den zur Stammstrecke befangen ist?

Vielleicht können Sie mir diese beiden Sachen kurz erklären.

(Beifall bei der FDP)

Tobias Reiß (CSU): Merken Sie eigentlich in Ihrer Hybris noch, wie respektlos Sie 
unter anderem über den Ministerpräsidenten des Freistaates Bayern reden?

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Haben Sie sich gerade selber zugehört? Wissen Sie, mit welchen Unterstellungen 
und Diffamierungen Sie agieren? Sie sollten sich im Klaren darüber sein, was Sie 
hier an Unterstellungen ausbreiten.
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Ein Untersuchungsausschuss wird mit hoheitlichen Rechten ausgestattet. Er hat 
die Grundrechte und andere Rechte Beteiligter zu beachten und zu wahren.

(Zuruf von der CSU: Das kapieren die nicht!)

– Das kapieren sie nicht, genau.

Ob Sie die Fragen in Ihrem Stimmkreisbüro zusammengezimmert haben? Jeden-
falls hatten wir den Eindruck; denn der Fragenkatalog, der von Ihnen, den GRÜ-
NEN und der SPD dazu kam, hat nur so gestrotzt vor Unterstellungen, Suggestiv-
fragen und vorweggenommenen Tatsachenbehauptungen, die durch nichts 
bewiesen sind. Man hatte den Eindruck: Na ja, der Fragenkatalog zum Stammstre-
cken-Untersuchungsausschuss ist von Profis vorbereitet worden. Beim Fragenka-
talog zum Zukunftsmuseum war es wohl der Herr Kollege Körber.

(Beifall bei der CSU – Sebastian Körber (FDP): Lesen!)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Es gibt eine weitere Zwischeninterventi-
on, diesmal vom Kollegen Volkmar Halbleib. Bitte schön.

Volkmar Halbleib (SPD): Herr Kollege Reiß, es hat sich bisher so angehört, dass 
die CSU zwar formal hinter diesem Antrag steht; aber echten Aufklärungswillen 
habe ich aus Ihrem Beitrag überhaupt nicht herausgehört. Im Gegenteil, Sie sagen 
heute schon, man könne es nicht beweisen, und die Aufklärungsfragen seien völlig 
aus der Luft gegriffen. Ich frage mich schon, ob Ihr Aufklärungswille überhaupt 
noch da ist. Das bezweifle ich angesichts sowohl der Tonlage als auch des Inhalts 
Ihres Statements.

Die zweite Argumentation, die Sie gezogen haben, bestand darin, dass Sie zum 
Engagement von Herrn Dr. Söder referiert haben.

Sie sind offensichtlich tatsächlich der Auffassung, dass der gute Zweck alle Mittel 
heilige. Ich rufe Ihnen entgegen: Nein! In einem Rechts- und Verfassungsstaat darf 
der Zweck niemals die Mittel heiligen. Wir müssen uns als Parlamentarier und 
Staatsbürger darauf verlassen können, dass jedes staatliche oder staatlich finan-
zierte Projekt in Bayern mit korrekten Verfahren, sauberen und transparenten Ent-
scheidungen, im Rahmen der geltenden Spielregeln und mit wirtschaftlicher Ver-
nunft umgesetzt wird. Dazu, dass dies in Zukunft im Freistaat wieder 
uneingeschränkt gilt, kann und wird dieser Untersuchungsausschuss einen unver-
zichtbaren Beitrag leisten.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit geht 
zu Ende.

Volkmar Halbleib (SPD): Ich fordere Sie auf, auch Ihren Beitrag dazu zu leisten. 
Das, was Sie bisher dazu vorgetragen haben, hat sich als das Gegenteil angehört.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Tobias Reiß (CSU): Vielleicht sollten Sie sich Ihre Rede sowie die Reden der Kol-
legin Osgyan und des Kollegen Körber noch einmal anschauen, damit Sie ein-
schätzen können, warum meine Reaktion so ausfällt, wie sie ausfällt. Sie glauben 
nämlich, dass sich mit dem Zweck, Wahlkampf zu führen, das von Ihnen gewählte 
Mittel des Untersuchungsausschusses rechtfertigen lasse. Aber das muss jeder 
selbst wissen.

Wir jedenfalls gehen in das Wahljahr mit dem Ziel, uns um die Zukunft Bayerns zu 
kümmern. Sie können sich gern an diesen Themen abarbeiten. Wir werden dazu 
stehen und unseren Beitrag leisten. Winfried Bausback als Vorsitzender eines wei-
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teren Untersuchungsausschusses sitzt vor mir; er leitet diesen auf hochprofessio-
nelle Art und Weise. Genauso wird es Josef Schmid handhaben, genauso wird es 
Bernhard Pohl handhaben, genauso werden es unsere Mitglieder handhaben. Wir 
werden in der von der Verfassung gebotenen Klarheit und Transparenz an der Auf-
klärung mitarbeiten. Das ist unser Auftrag, bei dessen Wahrnehmung wir nicht hint-
anstehen werden. Aber mit Vorverurteilungen, Verleumdungen und Diffamierun-
gen, wie sie hier in den Raum gestellt wurden, wollen wir nichts zu tun haben.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Nächster Redner ist der Abgeordnete 
Ferdinand Mang von der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Ferdinand Mang (AfD): Sehr verehrter Herr Präsident, sehr verehrte Damen und 
Herren Kollegen! In dieser Debatte geht es um die Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses zur Untersuchung der Errichtung des Zukunftsmuseums in 
Nürnberg. Für die Uneingeweihten kurz zusammengefasst:

In Nürnberg wurde als Zweigstelle des Deutschen Museums ein sogenanntes Zu-
kunftsmuseum errichtet – eines von Söders geliebten Leuchtturmprojekten. Der 
Freistaat hat dabei nicht selbst ein Grundstück erworben, sondern für 25 Jahre 
eine Immobilie angemietet zu sehr lukrativen Bedingungen – sehr lukrativ natürlich 
nicht für den Freistaat, sondern für den Vermieter, ein privates Unternehmen, das 
sich nun auf Kosten der Steuerzahler die Taschen vollstopft. Wer weiß, wer alles 
davon profitiert – der Steuerzahler auf alle Fälle nicht.

Der Oberste Rechnungshof, kurz ORH genannt, hat sich diesen Vorgang genauer 
angesehen und – Überraschung! – doch einige Fragen aufgeworfen, die bis heute 
ungeklärt sind. Ich möchte Ihnen heute zur Einführung eine Auswahl geben.

So wundert es den ORH – mich ebenfalls –, weshalb der zuständige Verwaltungs-
rat des Deutschen Museums über dieses Projekt erst im Dezember 2014 unterrich-
tet wurde, obwohl die Minister es im August 2014 längst beschlossen hatten. Ei-
gentlich sollte es ja umgekehrt laufen. Aber was kümmern schon lästige Formalien! 
Wieso sich erst den zuständigen Verwaltungsrat anhören, der vielleicht am ehes-
ten die Aufgaben und Bedürfnisse kennt und sich dann doch lieber auf München 
konzentrieren wollte? So weit, so merkwürdig.

Erstaunlich ist auch, wie die Museumsleitung die Standortwahl getroffen hat. Am 
30.05.2016 beabsichtigte die Museumsleitung, vor der endgültigen Standortent-
scheidung Verhandlungen über die Mietvertragskonditionen an den in Betracht 
kommenden Standorten sowohl am Aufseßplatz als auch am Augustinerhof zu prü-
fen und dann die Gesamtfinanzierung des Projekts vertraglich festzuhalten. Das 
hört sich erst einmal vernünftig an. Aber dann heißt es im Text: Nach einer Bespre-
chung mit dem Staatsministerium für Finanzen und Heimat am 06.06.2016, also 
nicht einmal eine Woche später, teilte das Deutsche Museum noch am gleichen 
Tag mit, dass es sich nach sorgfältiger Abwägung der verschiedenen relevanten 
Parameter bei der Standortwahl zwischen Aufseßplatz oder Augustinerhof zuguns-
ten des Standortes Augustinerhof entschieden habe – also nach einer Bespre-
chung mit dem Staatsministerium der Finanzen und für Heimat. Ich frage mich, mit 
wem das Deutsche Museum diese Besprechung geführt hat. War es der damalige 
Finanzminister?

Ob aber der Augustinerhof überhaupt geeignet war, hat damals anscheinend nie-
manden interessiert. Einen Mietkostenvergleich oder gar eine Marktumfrage hat 
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niemand durchführen wollen, geschweige denn eine Prüfung, ob ein Vergabever-
fahren hätte durchgeführt werden müssen.

Richtig knackig wird es, wenn es um die Frage geht, wie es denn zu dieser Kosten-
explosion gekommen ist. Ursache war die Flächenerweiterung des Museums. Und 
wer hat diese Flächenerweiterung aufs Tapet gebracht? Man könnte jetzt an ein 
Gespräch zwischen dem zukünftigen Vermieter und dem Deutschen Museum den-
ken, für das schließlich die Zweigstelle errichtet wurde. Nein, so war es nicht. Den 
Grundstein für die Kostenexplosion haben laut ORH andere Beteiligte gelegt. So 
soll der Wegweiser für die Kostenexplosion ein Gespräch zwischen dem Vermieter 
und dem damaligen Finanzminister gewesen sein. Und wer war der damalige Fi-
nanzminister? – Unser heute so integrer Ministerpräsident Söder. Liebe Mitbürger, 
dieser Sachverhalt wirft doch interessante Fragen auf. Wir sind auf die Antworten 
sehr gespannt.

Im Übrigen bin ich der Meinung, dass sämtliche Corona-Beschränkungen abge-
schafft werden müssen. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Nächster Redner ist Kollege Dr. Fabian 
Mehring von den FREIEN WÄHLERN.

Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER): Sehr verehrter Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, meine sehr verehrten Damen und Herren! Als letzter Redner 
in der Debatte konnte ich entspannt zuhören. Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht. Bei 
der Rekapitulation des einen oder anderen Wortbeitrags aus den Ampel-Fraktionen 
gewinne ich den Eindruck, wir hätten den gestrigen Abend nicht auf dem Weih-
nachtsempfang unserer Präsidentin, sondern in einer Art Zeitkapsel verbracht, die 
uns ein Jahr nach vorn katapultiert hat; denn anscheinend sprechen wir heute nicht 
über die Einsetzung neuer parlamentarischer Gremien, sondern wir führen mitein-
ander quasi schon die Debatte über die Schlussberichte dieser Untersuchungsaus-
schüsse.

Erlauben Sie mir eingangs eine Feststellung, damit das, was ich zu sagen habe, 
eingeordnet werden kann und um das emotionale Niveau der Debatte dem Bera-
tungsgegenstand zumindest etwas anzupassen: Heute geht es um die geschäfts-
ordnungsgemäße Einsetzung neuer Gremien, nicht aber um eine Debatte in der 
Sache, meine sehr verehrten Damen und Herren. Erst recht nicht geht es um eine 
Bewertung etwaigen politischen Fehlverhaltens oder um eine politische Inszenie-
rung. Schon gar nicht geht es um Vorverurteilungen. In anderen Worten reform-
uliert: Heute steht nicht eine Politshow, sondern Geschäftsordnungstechnik auf der 
Tagesordnung. Wer nicht einmal bereit ist, das anzuerkennen, der disqualifiziert 
sich, zumindest für meine Begriffe, für eine seriöse Aufklärung bereits, bevor diese 
überhaupt begonnen hat.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und Abgeordneten der CSU)

Heute sind nach fester Überzeugung meiner Fraktion nur drei Fragen zu beantwor-
ten:

Erstens. Ist es sinnvoll und richtig, diese Gremien auf den Weg zu bringen?

Zweitens. Welche Fraktionen sollen und wollen dabei welche Rolle spielen?

Drittens. Wie verhält es sich mit den Fragenkatalogen? Sind sie rechtskonform, 
und sind sie dazu geeignet, das formulierte Erkenntnisinteresse zu befriedigen?

Erlauben Sie mir, dazu namens meiner Regierungsfraktion Stellung zu nehmen.
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Zunächst zur ersten Frage: Ist es richtig, und ist es angezeigt, bayerisches Steuer-
geld, die Arbeitszeit von bayerischen Abgeordneten für diesen Untersuchungsaus-
schuss zum Zukunftsmuseum einzusetzen? – Ich meine: Ja, das ist es.

Wir kommen aus einer Kostenvorveranschlagung aus dem Jahr 2014, mit einem 
Ministerratsbeschluss über 8 Millionen Euro Anschubfinanzierung. Wir waren im 
Jahr 2021 bereits bei 27 Millionen Euro, und wir rechnen zwischenzeitlich mit Ge-
samtkosten über den Verlauf des gesamten Mietverhältnisses von 200 Millionen 
Euro. Ja, meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin der Auffassung: Bei 
einer solchen Kostenentwicklung haben die Menschen im Freistaat, haben die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler ein Recht darauf, dass sich dieses Hohe Haus 
intensiv, sehr genau und sorgfältig damit auseinandersetzt – unabhängig von der 
Frage, ob daran jemand politische Schuld hat, und wer das dann ist –, wie es dazu 
kommen konnte. Deshalb treten wir diesem Anliegen des Untersuchungsaus-
schusses als FREIE WÄHLER auch bei.

Zum Zweiten, meine sehr verehrten Damen und Herren, zur Rolle, die wir 
FREIE WÄHLER da spielen. Es ist bekannt – und ich habe das in den Vorverhand-
lungen immer und immer wieder deutlich gemacht –, dass diese Entscheidungen in 
den Zeitraum vor unserer Regierungsbeteiligung fallen, sodass wir davon sachin-
haltlich erkennbar unbetroffen sind.

Das bedeutet in der Konsequenz: Wir haben weder irgendein Interesse, da irgend-
etwas zu verschleiern, noch haben wir ein Interesse, unseren Koalitionspartner zu 
Unrecht an irgendeinen Pranger zu stellen. Uns geht es nicht wie der FDP darum, 
uns irgendwie über 5 % zu halten. Diese Sorge müssen wir nicht haben. Uns geht 
es nicht wie Rot und Grün darum, ein bisschen vom bundespolitischen Versagen 
abzulenken. Wir müssen auch nichts verstecken, und wir müssen niemanden 
schützen. Uns geht es mit anderen Worten nicht um politische Inszenierung, son-
dern uns geht es um komplett unaufgeregte, sachorientierte Aufklärung der gestell-
ten Fragen. Genau das ist es, was ich für meine Regierungsfraktion an dieser Stel-
le anbieten möchte.

Zum dritten und letzten Punkt, meine sehr verehrten Damen und Herren, zum Fra-
genkatalog, erlauben Sie mir, etwas auszuholen, weil mich das wirklich geärgert 
hat. Gerade weil wir als FREIE WÄHLER sachlich unbetroffen sind, hat mich geär-
gert, dass ich mit meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern das dritte Adventswo-
chenende die Nächte durcharbeite, am Montag stundenlang bis in die Nacht ver-
handle und dann in der "Süddeutschen" lese, dass der Kollege Körber von 
Geschäftsordnungstricks spricht.

(Sebastian Körber (FDP): Richtig!)

Deshalb liegt es mir am Herzen, eines klarzustellen: Fakt ist, die Tatsache, dass 
wir das Wochenende durchverhandeln mussten, beruht darauf, dass die Opposi-
tion zunächst einmal in einer Pressekonferenz mit dicken Backen die Gremien an-
gekündigt hat und dann vier Wochen lang nicht geliefert hat. Es ist ein ganzer 
Monat ins Land gegangen. Deshalb entstand da Zeitdruck, weil wir nicht mehr in 
der Lage gewesen wären, diese Gremien im normalen Geschäftsgang in diesem 
Jahr einzusetzen. Weil uns das am Herzen lag, waren wir als Regierungsfraktion 
aber bereit, das möglich zu machen. Das will heißen: Der einzige Geschäftsord-
nungstrick, der stattgefunden hat, war die Sondersitzung des Verfassungsaus-
schusses heute Morgen. Das war ein Entgegenkommen der Regierungsfraktionen, 
um den vierwöchigen Dornröschenschlaf der Antragsteller zu reparieren, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)
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Wir haben – und damit komme ich zum Ende – darüber hinaus daran mitgewirkt, 
dass ein zunächst – Kollege Reiß hat es angesprochen – verfassungswidriger, ten-
denziöser, nicht rechtskonformer, ausforschender Fragenkatalog jetzt einer gewor-
den ist, der im interfraktionellen Einvernehmen im Parlament eingereicht werden 
kann. Wenn die FDP also noch mal sagt, dass sie Service-Opposition ist: An der 
Stelle waren wir Service-Regierungsfraktionen.

Deshalb danke ich abschließend unseren Mitarbeitern, die dazu bereit waren, die 
Nächte des Adventswochenendes durchzuarbeiten, um die handwerklichen Fehler 
der FDP zu reparieren. Ich glaube, das ist schon eine Sternstunde der Demokratie.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Mehring, Ihre Redezeit geht zu 
Ende.

Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER): Wir stehen für eine sachorientierte Aufklä-
rung, die wir mit dem heutigen Tage beginnen und auf den Weg bringen wollen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Sie haben noch mal Gelegenheit, Ihren 
Redebeitrag zu verlängern. – Es gibt drei Zwischenbemerkungen. Die erste ist vom 
Kollegen Volkmar Halbleib von der SPD-Fraktion.

Volkmar Halbleib (SPD): Lieber Kollege Dr. Mehring, ob wir eine Sternstunde der 
Demokratie bekommen, hängt davon ab,

(Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER): Ich sprach eben von Mitarbeitern!)

ob wir Ihren jetzt erklärten Aufklärungswillen, den ich auch ernst nehme, auch im 
Untersuchungsausschuss sehen, und insbesondere davon, ob der Aufklärungswil-
le, der mir im Statement vom Kollegen Reiß nicht erschienen ist, auch bei der CSU 
vorhanden ist. Dann werden wir darüber reden, ob dieser Untersuchungsaus-
schuss eine Sternstunde der Demokratie ist; vorher nicht.

Ich bedanke mich bei Ihnen, weil Sie zumindest inhaltlich haben erkennen lassen, 
dass es Anlass gibt, bestimmte Dinge zu untersuchen. Das klang ja beim Kollegen 
Reiß so, als ob alles aus der Luft gegriffen wäre. Da darf ich einfach darauf hinwei-
sen, dass der ganz maßgebliche Teil dieses Fragenkatalogs auf den Ermittlungen 
und Prüfungen des Bayerischen Obersten Rechnungshofs beruht. Viele bei den 
Regierungsfraktionen haben das offensichtlich nicht gelesen. Wir haben es genau 
studiert. Deswegen wissen wir, dass sich viele nicht nachvollziehbare Entscheidun-
gen, so der Verzicht auf transparente Verfahren, wie ein roter Faden durchziehen. 
Es gibt viele Fragwürdigkeiten. Deshalb muss aufgeklärt werden.

Vielleicht noch eine abschließende Frage zu Ihrem parlamentarischen Verständnis. 
Ich weiß, dass wir da nah beieinander sind.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Halbleib, Ihre Redezeit geht zu 
Ende.

Volkmar Halbleib (SPD): Was meinen Sie: Macht es im Verständnis des Parla-
ments eigentlich Sinn, dass der Ministerpräsident bei dieser Debatte in der Gast-
stätte sitzt und nicht hier im Hohen Haus?

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der GRÜNEN)

Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER): Kollege Halbleib, vielen Dank für die 
Frage. Zunächst eine Klarstellung. Die Sternstunde der Demokratie müssen die 
Parlamentarierinnen und Parlamentarier in der Tat erst im Verlauf des Untersu-
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chungsausschusses unter Beweis stellen. Meine Aussage bezog sich – die Rede-
zeit ließ nicht mehr zu, das breiter auszubuchstabieren – auf die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter übrigens aller demokratischen Fraktionen, die drei Nächte lang 
nicht geschlafen haben, um es möglich zu machen, den Zeitverzug, den die Oppo-
sition zu verantworten hatte, wieder zu reparieren, indem sie eben dieses Wochen-
ende und am Montag durchgearbeitet haben, sodass wir jetzt einen vernünftigen 
Fragenkatalog haben, hinter dem zwischenzeitlich ja alle demokratischen Fraktio-
nen stehen. Das bitte ich auch einmal zur Kenntnis zu nehmen.

Zum Zweiten können Sie daran, dass die Bereitschaft dazu da war, diesen Weg mit 
Sondersitzung des Verfassungsausschusses zu gehen, im Übrigen auch bei unse-
ren Partnern von der CSU erkennen, dass es da sehr wohl die Bereitschaft gibt, 
transparent und sachorientiert aufzuklären. Ich habe aber auch Verständnis, wenn 
man das nicht in den Bereich der Show sozusagen ausufern lassen möchte.

Im Hinblick auf die Frage, wo der Ministerpräsident sein Mittagessen einnimmt, 
muss ich zur Kenntnis und zu Protokoll geben, dass sich das meiner Zuständigkeit 
entzieht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU – Zuruf des 
Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Die nächste Zwischenbemerkung 
kommt vom Kollegen Sebastian Körber von der FDP-Fraktion.

Sebastian Körber (FDP): Kollege Mehring, Sie haben ja gerade schon anklingen 
lassen, dass Sie sich da ganz klar von den Kollegen von der CSU abgrenzen, 
indem Sie zum einen aufgezeigt haben, dass es Dinge zu beleuchten gilt. Sie 
haben in gewisser Weise jetzt schon vorgebaut, dass Sie damit nichts zu tun 
haben. Das kann ich politisch-taktisch gut verstehen. Zwischen den Zeilen bemerkt 
man, dass Sie vielleicht auch befürchten, dass da etwas rauskommen könnte, was 
unangenehm ist. Das war ganz klar zu erkennen.

Der Kollege Halbleib hat es ausgeführt. Ich will noch mal Gelegenheit geben, dar-
auf zu antworten. Wer wann welche E-Mail mit Änderungsvorschlägen an jeman-
den geschickt hat, lässt sich sicherlich nachlesen. Das kann man von unserer 
Seite aus sicher transparent irgendwelchen Menschen zur Verfügung stellen, die 
sich das dann objektiv anschauen können. Wer hier wann wie Zeit verzögert hat, 
lässt sich sicher belegen.

Aber vieles beruht ja auf dem Obersten Rechnungshof und seinen Ergebnissen. 
Sie müssen ja nicht das teilen, was wir hier sagen, aber zumindest das, was der 
Oberste Rechnungshof sagt. Ich weiß, der CSU-Kollege, der Wissenschaftsminis-
ter, hat die Arbeitsweise des Obersten Rechnungshofes ja schon eher als unseriös 
bezeichnet. Das ist in den "Nürnberger Nachrichten" nachzulesen. Aber Sie müs-
sen doch anerkennen, dass die Fragen, die dort stehen, verfassungskonform sind, 
weil sie sich darauf beziehen, was der Oberste Rechnungshof hier zusammenge-
tragen hat. Oder finden Sie den vielleicht auch unseriös?

(Beifall bei der FDP)

Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER): Herr Kollege Körber, zunächst zur Frage 
der Verfassungskonformität der zunächst im Erstentwurf von Ihnen vorgelegten 
Fragen. Ich glaube, das haben wir hinlänglich auf der Ebene der parlamentari-
schen Geschäftsführungen und derjenigen, die für alle demokratischen Fraktionen 
mitverhandelt haben, miteinander diskutiert. Die Auffassung, dass der Erstentwurf 
weit weg von den Grenzen unserer Verfassung war, teilen nicht nur CSU und 
FREIE WÄHLER, sondern die teilen meiner Erinnerung nach auch Ihre Kollegin-
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nen und Kollegen aus den Ampel-Fraktionen. Ich glaube, damit ist das eindrucks-
voller eingeordnet.

Ich teile Ihre Einschätzung im Hinblick darauf, dass es vielleicht politisch möglich 
wäre, Ihren Wortbeitrag einfach so stehenzulassen. Aber ich habe es ehrlicherwei-
se mit Wahrheit und Klarheit. Deshalb noch zwei Anmerkungen: Zum einen ist es 
keine taktische Frage, sozusagen die Rolle der FREIEN WÄHLER zu beleuchten, 
sondern das hat einfach mit Chronologie zu tun. De facto waren wir nun einmal 
zum Zeitpunkt, zu dem diese Entscheidungen gefallen sind, noch nicht Teil der 
Bayerischen Staatsregierung. Wir wären es gerne gewesen.

Aber was ich im Dienst der Wahrheit und Klarheit sage: Ich habe keine Abgren-
zung zur CSU empfunden, weder im Verlauf der Verhandlungen noch zu einem an-
deren Zeitpunkt, sondern ich habe wahrgenommen, dass wir unter allen demokrati-
schen Fraktionen sehr konstruktiv verhandelt haben. Der Einzige, von dem ich 
mich zu Beginn der Verhandlungen im Hinblick auf die Vorgehensweise und den 
medialen Klamauk hätte abgrenzen wollen, wären Sie für die FDP gewesen. Den 
Kollegen Halbleib und Mistol, auch der Kollegin Osgyan und in gleicher Weise dem 
Kollegen Reiß danke ich sehr dafür, –

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Mehring, Ihre Redezeit geht zu 
Ende.

Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER): – dass das auf diese konstruktive Art und 
Weise möglich war.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Es gibt noch eine weitere Zwischenbe-
merkung vom Kollegen Winfried Bausback von der CSU-Fraktion.

Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Herr Kollege Mehring, Sie sind ein Kenner 
der Sachlage. Sie haben mit Ihrer Fraktion über vier Jahre nicht nur die Ausgaben 
für das Zukunftsmuseum mitgeprüft und mitgetragen, sondern Sie haben auch den 
Fragenkatalog intensiv mitverhandelt. Mich würde an der Stelle interessieren, an 
welchen Punkten Sie verfassungsrechtlich den ursprünglichen Fragenkatalog als 
unzulässig empfunden haben. Könnten Sie hier vielleicht einmal kurz drei oder 
vier Beispiele benennen?

Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER): Vielen Dank für die Frage, Herr Kollege 
Bausback. Hier fällt mir zwar ehrlicherweise die beschränkte Redezeit von einer 
Minute auf die Füße, aber das eröffnet mir die Gelegenheit, noch einmal parla-
mentsöffentlich auszubuchstabieren, dass es hier durchaus eine Schräglage in der 
Verhandlungssituation sowohl innerhalb der Ampel-Fraktionen als auch generell 
gab; denn was zunächst einmal wohl aus der Feder der FDP vorgelegt war, war 
ein Fragenkatalog, dessen Verfassungswidrigkeit bereits aus der Präambel he-
rausgetrieft ist. Schon die ersten fünf Sätze der Präambel hätten definitiv keiner 
verfassungsgerichtlichen Überprüfung standgehalten. So hat sich das durch den 
gesamten Fragenkatalog hindurch fortgesetzt.

Deshalb bin ich einerseits dankbar, dass wir insbesondere mit Herrn Kollegen 
Halbleib jemanden am Tisch sitzen hatten, der äußerst fachkundig, aber auch mit 
der Chuzpe, sich hier ein Stück weit aus dem Oppositionsblock zu isolieren, klar-
gelegt hat, dass dem so ist, sodass wir dann konstruktiv verhandeln konnten. Ich 
danke auch den Mitarbeitern, sogar denen der FDP, die hier den politischen Willen 
des einen oder anderen Abgeordneten sehr erfolgreich eingebremst und uns zu-
rück auf den Boden der Verfassung gebracht haben.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und Abgeordneten der CSU – Toni Schu-
berl (GRÜNE): Das war kein einziges Beispiel! Das war eine Vorlage, und er 
hat sie nicht genutzt!)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 
vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der federfüh-
rende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration emp-
fiehlt, den Einsetzungsantrag auf der Drucksache 18/25361 neu zu fassen. Bezüg-
lich der Einzelheiten verweise ich auf die Ihnen vorliegende Beschlussempfehlung 
auf der Drucksache 18/25748. 

Wer dem Antrag in dieser Neufassung zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, GRÜNEN, FREIEN WÄHLER, AfD, 
SPD und FDP sowie die vier fraktionslosen Abgeordneten. Danke schön. Gegen-
stimmen? – Sehe ich nicht. Stimmenthaltungen? – Sehe ich auch nicht. Damit ist 
dieser Untersuchungsauftrag so beschlossen.

Nach dem vorher gefassten Beschluss besteht der Untersuchungsausschuss aus 
insgesamt elf Mitgliedern. Die CSU-Fraktion hat das Vorschlagsrecht für fünf Mit-
glieder, die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für zwei Mitglieder. Die Fraktion 
FREIE WÄHLER, die AfD-Fraktion, die SPD-Fraktion und die FDP-Fraktion haben 
das Vorschlagsrecht für jeweils ein Mitglied. Für jedes Mitglied ist nach Artikel 4 
Absatz 4 des Gesetzes über Untersuchungsausschüsse des Bayerischen Land-
tags von den jeweils vorschlagsberechtigten Fraktionen ein stellvertretendes Mit-
glied zu benennen. Hinsichtlich der von den Fraktionen als Mitglieder bzw. stellver-
tretende Mitglieder vorgeschlagenen Kolleginnen und Kollegen verweise ich auf 
die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Ich gehe davon aus, dass über die vorgeschlagenen Mitglieder und stellvertreten-
den Mitglieder gemeinsam abgestimmt werden soll. – Widerspruch erhebt sich 
nicht. Dann lasse ich so abstimmen. 

Wer mit der Entsendung der in der aufgelegten Übersicht genannten Kolleginnen 
und Kollegen in den Untersuchungsausschuss einverstanden ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind das ganze Haus und drei der fraktionslosen Abge-
ordneten. Gegenstimmen? – Sehe ich keine. Stimmenthaltungen? – Das ist der 
fraktionslose Abgeordnete Plenk. Dann ist das so beschlossen.

Gemäß Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes über die Untersuchungsausschüsse des 
Bayerischen Landtags bestellt die Vollversammlung den Vorsitzenden sowie den 
stellvertretenden Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses. Vorsitzender und 
Stellvertreter müssen jeweils verschiedenen Fraktionen angehören und sollen die 
Befähigung zum Richteramt haben. Nach Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes über die 
Untersuchungsausschüsse des Bayerischen Landtags steht der CSU-Fraktion das 
Vorschlagsrecht für den Vorsitzenden zu. Das Vorschlagsrecht für den stellvertre-
tenden Vorsitzenden hat die AfD-Fraktion. Als Vorsitzenden hat die CSU-Fraktion 
Herrn Abgeordneten Josef Schmid vorgeschlagen. Als dessen Stellvertreter wurde 
von der AfD-Fraktion Herr Abgeordneter Ferdinand Mang benannt. Ich gehe davon 
aus, dass wir über diese beiden Vorschläge gemeinsam abstimmen. 

Wer mit den Vorschlägen einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind die CSU, die FREIEN WÄHLER und die AfD. Danke schön. Gegenstim-
men bitte anzeigen! – Ich sehe keine. Stimmenthaltungen! – Das sind BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, die SPD, die FDP sowie die fraktionslosen Abgeordneten. 
Dann ist das so beschlossen.
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Zur gemeinsamen Beratung rufe ich nun die Tagesordnungspunkte 11 und 12 
auf:

Antrag der Abgeordneten
Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Dr. Markus Büchler u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN),
Florian von Brunn, Inge Aures, Dr. Simone Strohmayr u. a. und 
Fraktion (SPD),
Martin Hagen, Sebastian Körber, Albert Duin u. a. und Fraktion (FDP)
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zur Untersuchung 
eines möglichen Fehlverhaltens der verantwortlichen bayerischen 
Behörden, insbesondere der zuständigen Staatsministerien, der 
Staatskanzlei und der politischen Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger im Zusammenhang mit den im Sommer 2022 
bekannt gewordenen erheblichen Kostensteigerungen und 
Verzögerungen der Inbetriebnahme beim Bau der 2. S-Bahn-
Stammstrecke in München. (Drs. 18/25360)

hierzu:

Änderungsantrag Thomas Kreuzer, Ilse Aigner, Tobias Reiß u. a. und 
Fraktion (CSU)
Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Dr. Markus Büchler u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer 
u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)
Florian von Brunn, Inge Aures, Dr. Simone Strohmayr u. a. und 
Fraktion (SPD)
Martin Hagen, Sebastian Körber, Albert Duin u. a. und Fraktion (FDP)
(Drs. 18/25742) 

und

Festlegung
der Mitgliederzahl, Besetzung sowie Vorsitz des 
Untersuchungsausschusses

und

Antrag der Abgeordneten
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Hans Friedl u. a. und Fraktion 
(FREIE WÄHLER),
Thomas Kreuzer, Tobias Reiß, Prof. Dr. Winfried Bausback u. a. und 
Fraktion (CSU)
Einsetzung eines parlamentarischen Begleitgremiums zum Bau der 
2. S-Bahn-Stammstrecke München (Drs. 18/25362)

Ich darf an dieser Stelle jeweils auf die Beschlussempfehlungen des Ausschusses 
für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration auf den Drucksa-
chen 18/25749 und 18/25750 hinweisen, die eigens für Sie ausgeteilt wurden.

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach der Geschäftsordnung 32 Minu-
ten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der 
stärksten Fraktion. – Ich eröffne die Aussprache und erteile Herrn Kollegen 
Dr. Martin Runge von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Der zwei-
te Untersuchungsausschuss, den wir heute auf den Weg bringen wollen, befasst 
sich bekannterweise mit dem Projekt zweite S-Bahn-Stammstrecke München. Zu 
diesem Projekt in toto bzw. per se kann und darf man unterschiedlicher Auffassung 
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sein. Wir haben uns frühzeitig positioniert und sehen das Projekt sehr kritisch, weil 
wir finden, der Nutzen steht in keinem vertretbaren Verhältnis zu den Kosten in Mil-
liardenhöhe. Schlimmer noch: Dadurch würde die Radiallastigkeit des Münchner 
Schnellbahnsystems zementiert, es gibt massive Lücken im Brandschutz und bei 
sonstigen Sicherheitsaspekten, es käme zu Verschlechterungen in der Bedie-
nungsqualität für werktäglich zigtausend Fahrgäste, nämlich zu Taktausdünnungen 
und neuen Umsteigezwängen, und es würden und werden in ganz Bayern wichtige 
Verkehrsprojekte kannibalisiert. Aber das ist alles nicht Gegenstand des Untersu-
chungsausschusses. Wir haben uns mit dieser Kritik auch in guter Gesellschaft be-
funden. Sämtliche Fahrgast-, Verkehrs- und Umweltverbände von Relevanz teilen 
diese kritische Auffassung, und die zwei Minister, die gerade gegangen sind, 
Blume und Piazolo, ebenfalls. Auch dafür herzlichen Dank!

Noch einmal ganz klar die Botschaft: Hierzu kann man wirklich unterschiedlicher 
Auffassung sein, aber es darf keine zweite Meinung zu der Aussage geben, dass 
es sich bei der zweiten Stammstrecke um ein Verdrussprojekt sondergleichen han-
delt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erste Kostenansätze betrugen 530 bzw. ein Jahr später, in 2001, 580 Millionen 
Euro. Mittlerweile sind wir bei 7,2 Milliarden Euro angelangt. Noch im Jahr 2005 
haben die Herren Wiesheu, Ude und Mehdorn unisono gesagt, spätestens 2010 ist 
das Teil fertig und findet die Inbetriebnahme statt. Aktuell ist die Rede von 2037. 
Festzuhalten ist: Seit der Bahnreform sind die Länder Aufgabenträger für den 
Schienenpersonennahverkehr. Bayern ist Auftraggeber für die 2. Stammstrecke. 
Staatsregierung und Landtag stehen hier originär in Zuständigkeit und Verantwor-
tung. Hier auf den Bund und vor allem auf den Bundesverkehrsminister zu zeigen, 
war nichts anderes als ein erbärmliches Ablenkungsmanöver.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Kommunikation – ihr dürft nicht so oft unterbrechen, Entschuldigung –

(Heiterkeit – Zurufe)

– wie auch das gesamte Agieren der Staatsregierung und der DB bezüglich des 
Projekts kann man nur folgendermaßen benennen: tricksen, täuschen und gegen-
über Parlament und Öffentlichkeit Unwahrheiten verkünden, vulgo lügen. Anders 
kann man es nicht bezeichnen.

(Tobias Reiß (CSU): Die Bahn!)

Gut, man muss sagen, es waren Notlügen, weil Sie in großer Not waren und sind, 
aber bisher war es so.

Zur Wurzel des Untersuchungsausschusses ist jetzt das Bekanntwerden der neu-
erlichen Kostenexplosion und des neuerlichen Zeitverzugs geworden. Hier stellt 
sich die Frage: Wann hat die Staatsregierung davon gewusst, und weshalb sind 
Parlament und Öffentlichkeit so spät informiert worden? Oder hatten Sie tatsäch-
lich keine Ahnung? Waren Sie tatsächlich im Unklaren über das Desaster? – Dann 
muss man aber feststellen, es ist auch ein groteskes Versagen, wenn Sie sich 
nicht um dieses wichtige Projekt gekümmert haben.

Wir wollen auch das Manipulieren und Schönrechnen bei Untersuchungen aus-
leuchten. Wir machen das jetzt konkret an der Nutzen-Kosten-Untersuchung von 
2016 und an der aktuell laufenden Nutzen-Kosten-Untersuchung fest. Kurz ein 
Zitat des Bundesrechnungshofs zur Nutzen-Kosten-Untersuchung von 2016: "Die 
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Nutzen-Kosten-Untersuchung zum Vorhaben [ … hält] der Bundesrechnungshof 
nicht für tragfähig, weil nicht alle relevanten Aspekte in die Untersuchung einge-
flossen sind."

Beispiele: Von den Risikokosten ist nur ein kleiner Bruchteil, und die Kosten der 
baulichen Anpassung von Umsteigebeziehungen am Hauptbahnhof sind nicht voll-
ständig berücksichtigt worden. Der Bundesrechnungshof verlangt auch nach einer 
Sensitivitätsanalyse. All das ist nicht geschehen.

Ich zitiere jetzt die Schlussbemerkung des Bundesrechnungshofs: Angesichts des 
bislang auf der Basis eines unvollständigen NKU-festgestellten Nutzen-Kosten-
Verhältnisses von gerade einmal 1,05 bleiben Zweifel an der Wirtschaftlichkeit des 
Vorhabens. Die Voraussetzungen des § 3 Absatz 1c GVFG für die Gewährung 
einer Bundesfinanzhilfe liegen nicht vor.

Der dritte Punkt, den wir im Untersuchungsausschuss anschauen wollen, ist das 
Vergabegeschehen. Die Zuschläge erfolgten im Verhandlungsverfahren – und 
zwar in einer Art und Weise, die den Bauunternehmen ganz große Spielräume er-
öffnen, nicht nur Spielräume zum Bauablauf und Bauverfahren, sondern auch zu 
dem, was gebaut wird. Von der Bahn und von der Staatsregierung ist uns das als 
Optimierung verkauft worden, die dazu führe, dass das Ganze billiger werde und 
schneller gehe. Wir haben gesehen, dass das nicht zutrifft.

Der Verkehrsminister hat, nachdem wir ihn in einer Zwischenbemerkung – das war 
in der Plenarsitzung vom 20. Juli 2022 – mit der Geschichte befasst hatten, gesagt: 
Wir sind da nur Bittsteller. – Das sagt der Verkehrsminister Bayerns. Bayern ist 
Auftraggeber und für das Projekt Finanzverantwortlicher. – Ein Armutszeugnis!

Ich muss leider schon ganz kurz zu dem Unterausschuss, den wir gleichzeitig noch 
behandeln sollen, switchen. Wir verweigern uns diesem Gremium hier nicht, auch 
wenn die Befürchtung im Raum steht, dass es hier zu einer Alibi-Veranstaltung 
kommen kann. Schon der erste Satz im Antrag von CSU und FREIEN WÄHLERN 
ist bezeichnend. Da heißt es: "Der Landtag nimmt die Aussagen der projektverant-
wortlichen Deutschen Bahn AG zur Kenntnis." – Nochmals, in originärer Verant-
wortung steht der Freistaat und damit auch die Staatsregierung. Der Versuch, die 
Staatsregierung aus der Verantwortung zu nehmen und sie reinzuwaschen, wird 
nicht gelingen.

Kolleginnen und Kollegen von CSU und FREIEN WÄHLERN, wir erwarten von 
Ihnen, dass Sie hier dabei mitwirken, der Staatsregierung auf die Finger zu schau-
en und gegebenenfalls auch auf die Finger zu hauen, wenn es notwendig ist.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Das ist verboten!)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Runge, Ihre Redezeit geht zu 
Ende.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Letzte Sätze. – Denn nochmals: Die Verantwortung 
für das Desaster liegt bei Bahn und Staatsregierung gleichermaßen. Die Staatsre-
gierung hat’s verbockt, versaubeutelt. Sie hat grotesk versagt.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Runge, Ihre Redezeit geht zu 
Ende.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Präsident, lassen Sie mich noch den letzten 
Satz sagen.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Es gibt jetzt eine Zwischenbemerkung. 
Sie haben noch einmal Gelegenheit.
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(Unruhe – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Wie lange darf er noch schwätzen!)

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Ich spreche trotzdem noch einmal den Herrn Reiß 
an:

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Letzter Satz.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Es handelt sich da nicht um eine Vorverurteilung, 
sondern um Fakten.

(Beifall bei den GRÜNEN – Unruhe)

– Das waren jetzt wenige Sekunden. Oft dürfen Sie viel länger.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): 47 Sekunden!)

– Von den 47 Sekunden waren 12 Sekunden Sie selber.

(Unruhe – Martin Böhm (AfD): Von 10 Minuten ist das fast ein Zehntel! – An-
dreas Winhart (AfD): Der eigene Parteivorsitzende!)

– Der ist besonders streng.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich bin mit den Redezeiten bei allen 
Fraktionen ziemlich genau.

(Zuruf von der AfD: Oje!)

Die AfD hat jetzt die Gelegenheit zu reden. Der Herr Henkel hat eine Zwischenbe-
merkung. Die Uhr läuft.

Uli Henkel (AfD): Herr Dr. Runge! Sie sind ja Teil der sogenannten Ampel-Opposi-
tion im Bayerischen Landtag. Sie sind auch Mitglied einer Partei, die sich hier im 
Landtag regelmäßig als eine der fünf demokratischen Parteien bezeichnet. Wie er-
klären Sie den Bürgern draußen, die dieser Debatte heute lauschen, dass Sie die 
AfD als die zweitstärkste Oppositionspartei im Bayerischen Landtag explizit nicht 
mal in die Vorbereitung der beiden Untersuchungsausschüsse einbezogen haben,

(Toni Schuberl (GRÜNE): Weil Sie undemokratisch sind!)

wohlwissend, dass weder GRÜNE noch SPD noch FDP in einem der beiden Aus-
schüsse einen stellvertretenden Vorsitzenden stellen werden, die AfD aber schon?

(Toni Schuberl (GRÜNE): Sie sind undemokratisch!)

Ich zitiere die Antwort Ihrer Fraktion auf unsere diesbezügliche, konstruktive und 
sehr höfliche Anfrage wörtlich: Die Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SPD und FDP beabsichtigen nicht, weitere Fraktionen bei der Vorbereitung der ge-
planten Untersuchungsausschüsse miteinzubeziehen.

Wie erklären Sie das den Bürgern da draußen, wenn wir bei den Untersuchungs-
ausschüssen, die heute eingesetzt werden, konstruktiv mitarbeiten wollen?

(Toni Schuberl (GRÜNE): Mit Feinden der Demokratie spricht man nicht! – An-
dreas Winhart (AfD): Ruhe, Schuberl! Du bist nicht dran! – Martin Böhm (AfD): 
Demokratieverständnis der GRÜN*INNEN! – Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Runge, bitte.
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Dr. Martin Runge (GRÜNE): Also, den Bürgerinnen und Bürgern da draußen muss 
ich überhaupt nicht erklären, warum wir mit der AfD nicht zusammenarbeiten.

(Uli Henkel (AfD): Doch!)

Es ist mir an dieser Stelle auch wirklich egal, wer in den beiden Ausschüssen den 
Vorsitz und den stellvertretenden Vorsitz führt. Im Übrigen ist mir bisher auch noch 
nicht bekannt gewesen, dass Sie sich zu diesen Themen fachkundig gemacht hät-
ten und hätten mitwirken wollen.

(Andreas Winhart (AfD): So ein Käse!)

Von daher halte ich das auch für entbehrlich. Die anderen Fraktionen haben da 
sehr gut und in sehr angenehmer Art und Weise zusammengearbeitet.

(Beifall bei den GRÜNEN – Andreas Winhart (AfD): Erbärmlich! – Zuruf des 
Abgeordneten Martin Böhm (AfD))

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Die nächste Rednerin ist die Kollegin 
Inge Aures von der SPD-Fraktion.

Inge Aures (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Es war eine 
schwere Geburt: Stundenlage gemeinsame Beratungen mit den Regierungspartei-
en und ein Kampf um jeden Spiegelstrich, um jedes Komma haben dazu geführt, 
dass letzten Endes doch noch eine Lösung gefunden werden konnte. Ich möchte 
deshalb allen Verhandlern, vor allem aber auch den Mitarbeitern, die ja die Haupt-
arbeit gemacht haben, noch einmal ausdrücklich Danke sagen.

(Beifall bei der SPD, der CSU, den FREIEN WÄHLERN und der FDP)

Ich möchte auch ausdrücklich gleich noch als Überschrift drüberstellen: Wir als 
SPD-Fraktion stehen zur Stammstrecke. Wir wollen auch keinen Untersuchungs-
ausschuss oder Unterausschuss dazu benutzen, um irgendetwas zu unterlaufen, 
sondern wir wollen nur Klarheit und Wahrheit. Der eine Ausschuss – der Untersu-
chungsausschuss – wird nach hinten blicken, der Unterausschuss wird nach vorne 
blicken. Ich glaube, das ist so gut und richtig angesiedelt. Ich denke, dass wir uns 
auch dort konstruktiv einbringen werden.

Ich möchte ausdrücklich noch einmal sagen: Man hätte diesen Untersuchungsaus-
schuss vermeiden können.

(Zuruf der Abgeordneten Kerstin Celina (GRÜNE))

Im Bauausschuss ist es uns praktisch nicht gelungen, immer die Antworten zu be-
kommen, die wir gerne gehabt hätten. Wir waren deshalb leider gezwungen, die-
ses schärfste Schwert der Opposition einzusetzen.

Es war eigentlich ein unhaltbarer Zustand, dass wir als Gesetzgeber, dass der 
Bayerische Landtag immer nur über die Medien erfahren hat, dass Kosten explo-
dieren und dass die Fertigstellung nach hinten verschoben wird. Ich verstehe des-
halb nicht, dass die Staatsregierung geglaubt hat, sie könne die Bürgerinnen und 
Bürger für dumm verkaufen. Die Regierung müsste inzwischen festgestellt haben, 
dass sie auf dem Holzweg ist. Wir werden auf jeden Fall in voller Transparenz und 
detailliert alles aufklären, was hier passiert ist.

(Beifall bei der SPD und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Unterausschuss wird auch dafür sorgen, dass 
wir nach vorne begleiten. Wir müssen aber aufpassen – die Amtsperiode geht 
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schon im Oktober zu Ende – und uns beeilen, Sitzungspläne zu machen. Wir müs-
sen wirklich auf der Hut sein, dass uns hier nichts durch die Lappen geht. Wir müs-
sen hier in diesem parlamentarischen Begleitgremium natürlich auch gemeinsam 
dafür sorgen, dass wir die entsprechenden Unterlagen von der Bahn, von der 
Staatsregierung und von den zuständigen Ministerien bekommen.

Wir müssen auch bis zum Ende dieser Amtsperiode einen Schlussbericht machen. 
Ich weiß, dass das ein sehr hehres Ziel ist. Wenn aber alle konstruktiv mitarbeiten, 
dann wird es uns, denke ich, auch gelingen.

Ich selber darf für die SPD-Fraktion noch einmal ausdrücklich sagen, dass wir in 
verschiedenen Untersuchungsausschüssen selbst Erfahrungen gesammelt haben. 
Kollege Reiß, ich kann Ihre Meinung nicht teilen, dass von vorneherein schon klar 
sei, was hinten rauskommen solle. – Uns wäre es lieber, es käme nichts raus, son-
dern es wäre alles korrekt und seriös gelaufen.

Wir müssen uns jetzt einfach die Zeit nehmen. Das verlangt natürlich uns allen 
sehr viel Zeit ab. Ich bin aber bereit, meinen Teil dazu beizutragen. Ich habe genü-
gend Untersuchungsausschüsse und auch parlamentarische Begleitgremien mit-
gemacht. Ich weiß also um die Arbeit, um die es letztendlich geht.

Wir müssen aber natürlich noch einmal ausdrücklich sagen, dass die Bürgerinnen 
und Bürger draußen die Steuerzahler sind. Deren Geld wird hier verbaut und ein-
gesetzt. Wir müssen deshalb natürlich auch ein Augenmerk darauf legen, dass mit 
diesem Geld der Steuerzahler sorgfältig umgegangen wird.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): So ist es!)

Das muss in unser aller Interesse sein. Ich glaube, mit den Landtagswahlen im 
nächsten Jahr sollte das eigentlich nichts zu tun haben,

(Tobias Reiß (CSU): Schön wär’s!)

sondern es ist unsere Aufgabe als Parlamentarier, dafür zu sorgen, dass Steuerge-
rechtigkeit entsteht und dass wir hier das Geld der Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahler nicht verschludern.

In diesem Sinne wird die SPD beides mittragen, wird sich miteinbringen und wird 
auch dafür sorgen, dass die Öffentlichkeit draußen das Wichtige erfährt.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Danke. – Nächster Redner: der Kollege 
Sebastian Körber von der FDP-Fraktion.

Sebastian Körber (FDP): Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die zweite S-Bahn-Stammstrecke ist eine der wichtigsten Infrastrukturprojekte 
für den Schienenpersonennahverkehr in Deutschland. Derzeit ist das Ganze be-
reits am Limit. Die Münchner S-Bahn befördert Tag für Tag ungefähr 840.000 Fahr-
gäste. Ausweichmöglichkeiten gibt es keine. Da wundert es auch nicht, dass das 
ganze System schon bei den kleinsten Kleinigkeiten gestört ist und kollabiert. 
Daher wäre es jetzt eben umso wichtiger gewesen, dass die zweite Stammstrecke 
im Zeit- und im Kostenrahmen auf den Weg gebracht werden kann. Von diesem 
Stand bin ich und ist wahrscheinlich die gesamte Öffentlichkeit da draußen bis 
Ende Juni 2022 auch ausgegangen, bis der vierte Verkehrsminister im Kabi-
nett Söder, Christian Bernreiter, dann die Bombe platzen ließ, eben erst im 
Juni 2022, also vor wenigen Monaten. Schneller können wir Untersuchungsaus-
schüsse dann halt gar nicht einsetzen, als wir ihr Fehlverhalten hier aufdecken 
müssen.
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Aber auch dabei wurden mal wieder nicht alle Karten auf den Tisch gelegt. Im Ge-
genteil, es wurde – wie immer erwartbar, ist ja ganz logisch – gesagt: "Der Bund ist 
schuld, der Bund soll’s machen", obwohl ja eigentlich ausschließlich die Staatsre-
gierung dafür zuständig ist. Aber da sehen wir eines, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen: Die CSU kann eben Großprojekte nicht.

(Staatsminister Albert Füracker: Großen Applaus! – Lachen bei der CSU)

Natürlich wird auch aufgeklärt werden müssen. – Egal, was der Staatsminister da-
zwischenruft! Aber ich verstehe Sie ja, Herr Füracker. Herr Füracker, Sie haben als 
erster Staatsminister gesagt, dass das ein Projekt des Bundes ist. Gerade Sie, 
Herr Füracker, haben eigentlich gar keinen Grund, hier reinzurufen. Sie sollten sich 
vielleicht erst mal vor Augen führen,

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Immerhin ist er ein besserer Finanzminister als 
der im Bund!)

wofür Ihre Ebene zuständig ist, Herr Staatsminister Füracker.

Aber was sehen wir? – Gegenmaßnahmen lagen auf dem Tisch. Frau Staatsminis-
terin a. D. Schreyer hat mit ihrem Haus das Ganze auch in die Staatskanzlei ge-
bracht. Es sollte ein Spitzengespräch gemäß Brief vom 23.12. zwischen dem Herrn 
Ministerpräsidenten und DB-Vorstand Lutz geben. Das war vorgeschlagen. Das 
hat natürlich nicht stattgefunden. Aber es wurde vor dem kommunikativen Risiko 
auch schriftlich gewarnt, wie wir mittlerweile salamitaktikmäßig herausgefunden 
haben; die Medienberichterstatter haben das Ganze ans Tageslicht gebracht.

Aber was wird gemacht? – Keine Transparenz, keine Aufklärung. Fakten werden 
nicht auf den Tisch gebracht. Auch da wäre es mir lieber – ich weiß, Sie möchten 
es nicht hören, liebe Kollegen von der CSU –, und es wäre einfach notwendig ge-
wesen, dass sich Ihr Ministerpräsident hier der Debatte stellt, dass er zur Aufklä-
rung beiträgt, was er wann wusste und – vor allen Dingen – warum er nichts ge-
macht hat. Da sind Millionen und Milliarden von Steuergeldern im Feuer. Aber ich 
verstehe das. Es sitzt sich halt bequemer in der Gaststätte oder auf dem Rücksitz 
der Dienstlimousine, anstatt hier zumindest wenigstens einmal im Monat ins Parla-
ment zu kommen und mit dem Parlament zu diskutieren. Ich weiß nicht, wie es den 
Kollegen geht; ich habe den Herrn Ministerpräsidenten schon seit Monaten nicht 
mehr hier auf seinem Platz gesehen.

(Andreas Schalk (CSU): Heute Morgen! – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Wo 
waren Sie vorhin? – Thomas Huber (CSU): Er war heute da!)

Darauf kommt es doch eigentlich an. Monatelang saß er hier nicht auf seinem 
Platz, und das ist leider sehr bedauerlich. Dann müssten wir hier nicht ständig 
einen Untersuchungsausschuss veranstalten.

(Zuruf)

Die Gesamtkosten beliefen sich im Frühjahr 2020 bereits auf 5,2 Milliarden Euro. 
Liebe Kollegen von den Regierungsfraktionen, Sie haben hier mittlerweile jegliche 
Glaubwürdigkeit verspielt. Das Vertrauen ist einfach am Boden, was Ihre Bereit-
schaft zu Transparenz angeht. Deshalb müssen wir hier einen weiteren Untersu-
chungsausschuss einbringen. Wir werden natürlich auch der Einsetzung des Un-
terausschusses zustimmen. Es ist ja schön, dass Sie zumindest jetzt ein bisschen 
nach vorne gerichtet für Transparenz sorgen müssen. Aber was dahinten schiefge-
laufen ist, wo die Millionen und Milliarden hingelaufen sind und wer daran Schuld 
hat, das werden wir sicherlich noch aufklären.
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(Beifall bei der FDP)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Nächster Redner ist der Kollege Dr. Fa-
bian Mehring von der Fraktion der FREIEN WÄHLER.

Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich konstatiere zunächst erfreut, 
dass mein Petitum dafür, heute keine Suggestivdebatte, sondern eine geschäfts-
ordnungsgemäße Debatte zu führen, mindestens die Kollegin Aures, die, wie ich 
finde, eine sehr sachliche Rede gehalten hat, vollumfänglich erreicht hat. Ich sehe 
geflissentlich darüber hinweg, dass das beim Kollegen Körber – das war nach den 
bisherigen Verhandlungen aber auch nicht zu erwarten – leider noch nicht gelun-
gen ist. Ich für meinen Teil will es namens meiner Regierungsfraktion wieder so 
halten wie beim vorangegangenen Tagesordnungspunkt und mich auf diejenigen 
Aspekte beschränken, die nach dem Verständnis der Geschäftsordnung und nach 
unserer festen Überzeugung heute miteinander zu besprechen sind. Sie kennen 
also das Prozedere – die drei einschlägigen Prüffragen.

Zunächst die Frage: Ist es sinnvoll, ist es richtig, bayerische Steuermittel, die Ar-
beitszeit von bayerischen Parlamentariern auf einen Untersuchungsausschuss zur 
zweiten Stammstrecke zu verwenden? Ich bin abermals der Auffassung, ja, das ist 
sinnvoll und richtig. Das ist deshalb sinnvoll und richtig, weil sowohl die Kostenent-
wicklung bei diesem Projekt als auch die zeitlichen Verzögerungen, die dabei ent-
standen sind, natürlich ein gewaltiges Ärgernis, ja ein Fiasko für die Menschen im 
gesamten Freistaat sind.

Zum einen ist es ein Fiasko, ein großes Ärgernis für die Menschen in München, die 
ganz dringend – alle ein- und auspendelnden Kolleginnen und Kollegen können 
das beurteilen – darauf angewiesen wären, dass dieses Projekt im Wortsinne aufs 
Gleis kommt, dass es realisiert wird, und zwar zügig und nicht irgendwann in ferner 
Zukunft. Zum anderen ist es ein Ärgernis für die Menschen in ganz Bayern, weil 
die Kostenmehrungen natürlich die Steuerzahlerinnen und -zahler treffen – heute 
Morgen, Bernhard Pohl, war die Haushaltsdebatte – und weil jeder Euro am Ende 
des Tages nur einmal ausgegeben werden kann, sodass jeder Euro schmerzt, der 
mehr als eigentlich projektiert jetzt auf das Projekt Stammstrecke verwendet wer-
den muss. Deshalb pflichten wir als FREIE WÄHLER-Regierungsfraktion zum 
zweiten Mal, auch an der Stelle, dem Anliegen ausdrücklich bei, das unter einen 
genauen parlamentarischen Blick im Rahmen dieses Untersuchungsausschusses 
zu nehmen.

Zweite Prüffrage, meine sehr verehrten Damen und Herren: Wie verhält es sich mit 
dem Fragenkatalog? Ist er einerseits rechtskonform, und ist er andererseits dazu 
geeignet, das jetzt formulierte Erkenntnisinteresse zu befriedigen, also die aufge-
worfenen Fragen auf sinnvolle Art und Weise zu beantworten? Ich meine, als Er-
gebnis unserer interfraktionellen Besprechungen unter allen demokratischen Frak-
tionen sagen zu können: Ja, das ist jetzt der Fall.

Ich will auch ausdrücklich betonen, dass der Weg dorthin bedeutend kürzer und 
bedeutend einfacher war als im Hinblick auf das Zukunftsmuseum, weil ich im Hin-
blick auf die Stammstrecke nicht das Gefühl hatte, es geht vordergründig, mit ers-
ter Priorität, um Wahlkampfgetöse. Vielmehr war es so, dass uns da eine durchaus 
gute Arbeitsgrundlage im Sinne eines Erstentwurfs von den Ampel-Fraktionen un-
terbreitet worden ist. Wir haben daran noch ein wenig geschliffen, waren uns dann 
aber relativ schnell einig, wie sich das Arbeitsprogramm dieses Ausschusses dar-
stellen soll, und konnten das gemeinsam auf den Weg bringen.

Dritte Frage: Zur Rolle meiner Regierungsfraktion kann ich im Hinblick auf den Un-
tersuchungsausschuss nochmals zum Ausdruck bringen – unabhängig davon, ob 
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es dem Kollegen Körber zupasskommt oder nicht –, dass es sich ein zweites Mal 
so verhält wie beim Zukunftsmuseum. Die politischen Entscheidungen, die da zu 
untersuchen sind – unabhängig davon, ob es Fehlverhalten gab oder nicht, und 
selbst wenn es Fehlverhalten gab, unabhängig davon, auf welcher politischen 
Ebene, bei der Landeshauptstadt, bei der Bahn, auf Bundesebene oder möglicher-
weise, diese Möglichkeiten gibt es ja, bei der Bayerischen Staatsregierung –, sind 
vor unserer Regierungsbeteiligung gefallen. Das heißt, wir haben abermals kein 
Interesse, da irgendetwas zu verschleiern. Wir haben auch kein Interesse, unseren 
Koalitionspartner zu Unrecht an irgendeinen Pranger zu stellen. Uns geht es ein-
mal mehr allein um unaufgeregte, sachorientierte Aufklärung.

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, bei der Stammstrecke ist eines an-
ders als beim Zukunftsmuseum. Bei der Stammstrecke geht es um ein Projekt, das 
noch läuft. Deshalb haben wir FREIE WÄHLER als Teil der Bayerischen Staatsre-
gierung eine Mitverantwortung für die Zukunft. Deshalb dieses Plädoyer: Da will ich 
Sie um Zustimmung für das Begleitgremium bitten. Das war eine Initiative von uns 
FREIEN WÄHLERN. Wir sehen uns nicht in Verantwortung für die Vergangenheit. 
Wer die Zukunft gut gestalten will – eine alte Weisheit –, muss die Vergangenheit 
kennen; deshalb sachorientierte Mitwirkung im U-Ausschuss. Wir sehen uns aber 
in der Verantwortung für die Zukunft. Wir wollen unser Scherflein dazu beitragen, 
dass dieses Projekt jetzt vernünftig aufs Gleis und in die Realisierung kommt. Des-
halb dieses Begleitgremium, gewissermaßen als Brücke zwischen Vergangenheits-
aufarbeitung im Untersuchungsausschuss – Kollegin Aures hat es ähnlich formu-
liert – und Zukunftsgestaltung für die Umsetzung in der Zeit, in der jetzt auch wir 
eine politische Mitverantwortung tragen.

Deshalb unterbreiten wir Ihnen auch den Vorschlag, den Kollegen Friedl in beide 
Gremien zu entsenden. Er wird sozusagen der personifizierte Brückenschlag zwi-
schen Vergangenheit und Zukunft für uns sein. Und wir empfehlen Ihnen den Kol-
legen Pohl, der bekanntermaßen nicht nur ein exzellenter Jurist, sondern auch ein 
ausgewiesener Haushaltsexperte und der Haushaltsexperte unserer Fraktion ist, 
für den Vorsitz dieses Untersuchungsausschusses.

Nachdem der Präsident angekündigt hat, dass alle Fraktionen bei der Redezeit 
gleich behandelt werden, kann ich es noch ausführen und will noch sagen, dass 
der Kollege Pohl bekanntermaßen, glaube ich, einer ist, der jetzt nicht im Verdacht 
steht, da irgendjemanden aus irgendwelchen Gründen aus irgendeiner Schusslinie 
nehmen zu wollen. Er ist aber auch nicht dafür bekannt, jemand zu sein, der 
nachts regelmäßig aufwacht und sich überlegt, wie er das Wahlergebnis von GRÜ-
NEN und Roten noch ein wenig optimieren kann.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Mehring, denken Sie an das Ende 
Ihrer Redezeit!

Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER): Ich meine, er ist deshalb zum einen sehr 
neutral und zum anderen fachlich bestens geeignet. Deshalb bitten wir Sie darum, 
beiden Vorschlägen, dem Fragenkatalog, der Einsetzung des U-Ausschusses –

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Mehring, Ihre Redezeit ist beendet.

Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER): – und auch der Einsetzung des Begleit-
gremiums zu folgen. Wir sagen unsere sachorientierte Mitwirkung zu. Ich hätte 
noch 17 Sekunden, Herr Präsident – –

(Das Mikrofon wird abgeschaltet, der Abgeordnete Dr. Fabian Mehring 
(FREIE WÄHLER) spricht weiter – Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der 
CSU)
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Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Mehring hat noch weitere Redezeit 
geschenkt bekommen durch eine Zwischenbemerkung des Kollegen Körber.

Sebastian Körber (FDP): Herr Kollege Dr. Mehring, ich habe Ihnen sehr genau zu-
gehört. Anders als angekündigt, haben Sie sich nicht nur zur Geschäftsordnung 
geäußert. Sie haben das Wort "Fiasko" genannt. Diese Einschätzung teile ich. Das 
ist ein Fiasko. In Ihrem Punkt zwei haben Sie gesagt, dass von dieser Maßnahme 
gerade die ländlichen Räume betroffen sein könnten, weil, so meine Interpretation, 
das ganze Geld nach München fließt. Deswegen haben Sie selber angekündigt, 
Sie bräuchten einen Unterausschuss. Das war Ihre Initiative.

Ich sehe das ähnlich. Bayern wird in der Fläche ausbluten, weil das ganze Geld für 
den ÖPNV nach München fließt. Liegen Ihnen da andere Erkenntnisse vor? Die 
Frage bezieht sich nicht auf das nächste Jahr. Da haben Sie nämlich schnell 
300 Millionen Euro Steuergeld reingeschüttet. Aber die Stammstrecke ist auch 
noch in den Jahren danach abzufinanzieren. Wo sind die Mittel?

Eine zweite Frage: Sie haben Herrn Kollegen Pohl einen exzellenten Juristen ge-
nannt. Warum haben Sie dann die Reihenfolge getauscht? Der exzellente Jurist 
hätte ja auch Vorsitzender des Museum-Untersuchungsausschusses werden kön-
nen. Was waren die Beweggründe der FREIEN WÄHLER, die Reihenfolge der U-
Ausschüsse zu tauschen? Sie haben doch viele kompetente Juristen in Ihren Rei-
hen.

Dr. Fabian Mehring (FREIE WÄHLER): Herr Kollege Körber, ich fange hinten an: 
Zur Frage der Besetzung der Untersuchungsausschüsse hat Herr Kollege Reiß 
das Notwendige gesagt. Das war auch allen Medien zu entnehmen. Als Regie-
rungsfraktionen sind wir natürlich in einer anderen Situation als die Opposition. 
Wenn so viele Gremien gleichzeitig installiert werden, haben wir nicht den Luxus, 
in den Ausschüssen nicht komplett vertreten sein zu können. Wir müssen immer 
mehrheitlich vertreten sein. Das bedeutet, der Kreis derjenigen, die wir in diese 
Gremien entsenden können, ist überschaubar. Es bedarf der Befähigung zum 
Richteramt. Herr Kollege Pohl wäre sicher für beide Untersuchungsausschüsse 
bestens geeignet gewesen.

(Sebastian Körber (FDP): Das sehe ich auch so!)

Da Sie jedoch die Betroffenheit des Herrn Kollegen Josef Schmid für den anderen 
Ausschuss bereits im Vorfeld gebrandmarkt hatten, wurde an uns die Bitte heran-
getragen, es so rum zu machen. Ich halte das für sinnvoll. Wenn Sie der Auffas-
sung sind, die Frage, ob bei einem Ausschuss etwas herauskomme, hänge vom 
Vorsitzenden ab, gibt es schon einmal ein grundständiges Problem.

Zu Ihrer zweiten Frage zu den ländlichen Räumen: Ich stimme mit Ihnen überein, 
dass das ein Fiasko ist. Wir müssen aber zwei Dinge unterscheiden. Natürlich ist 
es ein Fiasko, wenn ein solches Projekt so viel länger dauert und so viel mehr kos-
tet. Die Frage lautet aber, ob dafür jemand die politische Verantwortung trägt, und 
wer das ist. Um das herauszufinden, bringen alle Demokraten heute einmütig den 
Untersuchungsausschuss auf den Weg.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Der nächste Redner ist der Abgeordne-
te Prof. Dr. Ingo Hahn von der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)
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Prof. Dr. Ingo Hahn (AfD): Herr Vizepräsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich steht München auf einer Schot-
terebene. Man könnte also beim Baubeginn der zweiten Stammstrecke davon aus-
gehen, einen bergmännisch leicht zu bearbeitenden Untergrund vorzufinden. Doch 
seit dem Baubeginn der zweiten Stammstrecke, die einige Meter tiefer als der 
erste Tunnel liegt, müssen die geologischen Lehrbücher offenbar neu geschrieben 
werden; denn im Münchner Untergrund haben sich unversehens merkwürdige 
schwarze Löcher aufgetan.

Seit dem ersten Spatenstich im Jahr 2017 am Marienhof verschwinden unter der 
Landeshauptstadt Unmengen an Geld und Zeit. Die Baukosten galoppierten aber 
auch schon vor Beginn der hohen Inflation davon. Auch die Fertigstellung rückt 
seither immer weiter in Richtung Mitte des 21. Jahrhunderts. Die erste S-Bahn wird 
wohl frühestens 2037 durch die Tunnel rollen. War dieses Desaster vorhersehbar? 
– Zumindest gibt es einige Hinweise darauf.

Nun, Sinn und Zweck der zweiten Stammstrecke soll in erster Linie eine Entlastung 
der anderen Verbindungen und eine Zeitersparnis für die Pendler sein. Doch man 
hat bei den Planungen offensichtlich nicht berücksichtigt, dass die S-Bahnhöfe 
künftig so tief unter der Erde liegen, dass die Umstiegszeiten deutlich länger wer-
den. Ausgerechnet der damalige CSU-Bundesverkehrsminister Alexander Dob-
rindt, der Münchner Oberbürgermeister Dieter Reiter, SPD, der Bahnvorstand Ro-
nald Pofalla, CDU, Ex-Ministerpräsident Horst Seehofer, der ehemals hier saß, und 
der damals noch zuständige Minister Joachim Herrmann drückten gemeinsam den 
roten Knopf, um den Startschuss für den Bau zu geben.

Das hätte man schon damals als Warnsignal erkennen müssen; denn jeder von 
ihnen hatte zuvor schon seine persönliche Vorgeschichte mit Prestigeobjekten auf 
Steuerzahlerkosten. Meine Damen und Herren, erinnert das Stammstreckendesas-
ter nicht auch ein wenig an die planmäßig gescheiterte Autobahnmaut? Der Unter-
suchungsausschuss soll das Versagen der Aufsichtsgremien während des Baus 
unter die Lupe nehmen. Insbesondere ist die fragwürdige Rolle der Staatsregie-
rung interessant. Möglicherweise ließ sie die Offenlegung und Bekanntgabe der 
Kostenexplosion und der Bauzeitverlängerung hinauszögern. Wer wusste wann 
Bescheid?

Was sind eigentlich die Hintergründe für die enorm gestiegenen Baukosten? Gibt 
es Parallelen zu Prestigeobjekten wie Stuttgart 21 oder dem Berliner Flughafen, 
BER? Dort gibt es nämlich auch keine rationalen Gründe für die Explosion der 
Baukosten und die ungewöhnliche Bauzeitverlängerung. Meine Damen und Her-
ren, wir wollen auch nach vorne schauen: Gibt es Möglichkeiten, die Situation für 
die Pendler schon vor der Eröffnung in 15 Jahren zu verbessern? Ich halte das für 
besonders wichtig, da ich heute in der Zeitung gelesen habe, dass die Rot-Grünen 
in München eifrig dabei sind, die Parkplatzvernichtung voranzutreiben. Jedes Jahr 
fallen 500 Parkplätze weg.

Die bayerische Ampel wäre gerne so mächtig wie ihre große Schwester in Berlin. 
Zum Glück kommt sie hier in Bayern aber nur auf insgesamt 32 %. Das reicht gera-
de einmal für die Beantragung eines Untersuchungsausschusses. Dass SPD, 
GRÜNE und FDP hier nicht primär um Aufklärung bemüht sind, sieht man daran, 
dass sie die demokratischste aller Oppositionsparteien außen vor gelassen haben, 
die AfD.

(Lachen bei den FREIEN WÄHLERN)

Meine Damen und Herren, jetzt sind wir trotzdem dabei. Wir möchten eine transpa-
rente Aufarbeitung der Geschehnisse, und zwar jenseits der Parteipolitik. Diese 
sage ich Ihnen hiermit von meiner Seite gerne zu.
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(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Der nächste Redner ist Herr Kollege To-
bias Reiß von der Fraktion der CSU.

Tobias Reiß (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege 
Martin Runge ist mit seiner Bewertung der zweiten Stammstrecke als "Verdrus-
sprojekt" eingestiegen. Wir wissen, dass die GRÜNEN mit dieser Lösung schon 
immer gehadert und andere Optionen vorgeschlagen haben. Eigentlich haben sie 
für die zweite S-Bahn-Stammstrecke ein Moratorium gefordert. Wir sind uns aber 
einig, dass das zu noch längeren Verzögerungen um weitere Jahrzehnte führen 
würde.

Herr Kollege Schuberl hat heute früh im Verfassungsausschuss gemeint, weil gera-
de schon von schwarzen Löchern gesprochen wurde, dass dieses Loch in Mün-
chen Milliarden verschlinge. Ja, das beschäftigt uns alle tatsächlich intensiv, vor 
allem die Vertreter des ländlichen Raums. Im Fragenkatalog wurde beim Thema 
Risikomanagement die Frage nach dem Finanzierungsbedarf gestellt. Eine weitere 
Frage betrifft die Auswirkungen dieses Vorhabens auf sonstige Infrastrukturprojek-
te. Hier hat der Haushaltsgesetzgeber den Auftrag, für eine entsprechende Aus-
stattung zu sorgen. Es liegt in unserer Verantwortung, dass Kostensteigerungen 
beim Projekt A nicht dazu führen, dass das Projekt B nicht umgesetzt werden 
kann.

Wir stellen uns die Frage, wer hier tatsächlich versagt hat. Als Erste ist hier die 
Deutsche Bahn zu adressieren. Sie ist der Vorhabensträger, auch wenn der Frei-
staat der Auftraggeber ist. Wir sind uns sicherlich einig, dass hier in der Zusam-
menarbeit nicht immer alles rund läuft. Wir sollten uns aber bei diesem Untersu-
chungsausschuss bewusst sein, dass wir nur mit der Kontrollkompetenz des 
Bayerischen Landtags agieren können. Hier hat es im Fragenkatalog etwas ge-
hakt. Die Deutsche Bahn als bundesunmittelbare Aktiengesellschaft kann nicht 
ohne Weiteres vom Freistaat Bayern kontrolliert werden. Diese Kontrolle ist von 
der Kompetenz des Untersuchungsausschusses nicht umfasst.

Wir mussten deshalb den Fragenkatalog entsprechend anpassen. Das gilt auch für 
die Frage nach den Gremien um die Landeshauptstadt München herum. Heute 
wurde schon mehrfach angedeutet: Das ist kein Projekt für die Stadt München, 
sondern das ist ein zentrales Infrastrukturprojekt für den Großraum München. In 
diesem Großraum leben etwa 3 bis 4 Millionen Bürgerinnen und Bürger. Wenn 
man den Auftrag des Untersuchungsausschusses auch auf die Kommunen ausge-
dehnt hätte, hätte jede im Umkreis Münchens damit befasste Kommune Unterla-
gen und Akten vorlegen müssen. Ich glaube deshalb, es ist sinnvoll und richtig, 
das einzuschränken.

Ich möchte auch ausdrücklich anerkennen, dass beim Fragenkatalog zweite 
Stammstrecke die Verhandlungsbereitschaft deutlich ausgeprägter war und dass 
es auch schneller ging als beim Untersuchungsauftrag des Zukunftsmuseums. Der 
ursprüngliche Fragenkatalog war professioneller vorbereitet. Wir haben zwar auch 
bei diesem zeitintensiv verhandelt, aber am Ende ein gutes Ergebnis erzielt.

Wir haben uns auch deshalb mit der ganzen Kostenentwicklung noch einmal zu 
befassen, weil die Ursachen aufgeklärt werden sollen. Die Landeshauptstadt Mün-
chen hat beispielsweise, lieber Josef Schmid, auch in vielfacher Weise umgeplant. 
Der Orleansplatz war einmal betroffen. Es ging darum, das nicht in offener Bauwei-
se zu realisieren oder auch die ganze U9 umzuplanen. Oder denken Sie an das 
Vorhaltebauwerk beim Hauptbahnhof. Es gibt etliche Beiträge in der Verantwortung 
der Landeshauptstadt München.
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Wir haben während der letzten Jahre eine erhebliche Steigerung der Baukosten 
beobachtet; wir sehen eine inflationäre Entwicklung. Der eigene Rettungstunnel – 
ich glaube, das wurde vor einigen Jahren schon mal vom Kollegen Runge gefor-
dert – ist jetzt nach neuen, zwingenden Vorschriften umzusetzen. All das führt zu 
dieser Kostensteigerung. Die erste seriöse und belastbare Info, die wir meines 
Wissens von der Deutschen Bahn bekommen haben, kam am 29.09.2022. Damals 
gab es das Spitzengespräch des Ministerpräsidenten mit dem Oberbürgermeister 
Reiter, den Landräten und mit Vertretern der Deutschen Bahn. Ich kann jedenfalls 
seitens der Staatsregierung kein Zurückhalten von Informationen feststellen. 
Staatsminister Bernreiter hat eine lange Liste, einen Katalog an Erkenntnissen, im 
entsprechenden Ausschuss vorgelegt und darüber berichtet. Wir stimmen dem 
jetzt vorgelegten Fragenkatalog jedenfalls zu.

Ich danke an dieser Stelle noch unseren Mitarbeitern. Das ist mehrfach schon an-
geklungen. Es ist über Tage und Wochen vorbereitet worden, so auch am letztem 
Wochenende. Dafür braucht es immer profunde Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
den Fraktionen. Den Mitarbeitern möchte ich danken, die uns in hervorragender 
und exzellenter Weise zugearbeitet haben. Dies trifft tatsächlich auf die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter aller Fraktionen zu. Wir sind auch deshalb am Montag im 
Laufe des Tages zu einem Ergebnis gekommen, weil wir insgesamt gut aufgestellt 
waren und konzentriert verhandelt haben. Dafür möchte ich allen Beteiligten dan-
ken. Danke schön!

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Reiß, es gibt zwei Meldungen zu je 
einer Zwischenbemerkung. Die erste kommt vom Kollegen Dr. Martin Runge vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Herr Reiß, ich möchte einige kleine Korrekturen vor-
nehmen: Nachdem Sie die Umlandgemeinden angesprochen haben, halte ich fest: 
Die haben weder organisatorisch noch finanziell etwas mit diesem Projekt zu 
schaffen. Es gab einmal die freundliche Anfrage eines gewissen Horst Seehofer: 
Wollt ihr euch daran beteiligen? – Damals haben wir aber alle dankend abgelehnt, 
weil es nicht in der Zuständigkeit der Umlandgemeinden liegt.

Zu der Geschichte München und Umplanungen: Das ist im Grunde allein das Vor-
haltebauwerk Entlastungsspange U9. Da Sie von offener Bauweise und ähnlichen 
Dingen sprechen, erwähne ich: Der Bundesrechnungshof hat schon im Jahr 2006 
rotes Licht dafür gegeben. Das war die Variante Haidhausen 1 in offener Bauweise 
in der Kirchenstraße gegen die Grundwasserströmung, was niemals zu finanzieren 
gewesen wäre.

Aber wenn Sie jetzt von steigenden Kosten sprechen: Sie kennen ja sicherlich die 
Expertengruppe bei der Obersten Baubehörde, die im Jahr 2015 eingesetzt wurde. 
2016 hat sie die vorletzte Kostenrechnung der Bahn auf Plausibilität geprüft und für 
plausibel gehalten.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Dr. Runge, Ihre Redezeit geht zu 
Ende.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Oje!

(Heiterkeit)

Ich zitiere jetzt aus dem – –
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Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Nein, bitte kein Zitat mehr. Der Herr 
Reiß hat jetzt das Wort.

Dr. Martin Runge (GRÜNE): Na gut, ich kläre das mit Herrn Reiß bilateral.

Tobias Reiß (CSU): Herr Kollege Runge, Zeit wird es, dass er streng ist. – Ja, tat-
sächlich gab es mehrfach Hinweise bezüglich dieser Kosten- und Umsetzungs-
problematik Kirchenstraße, Orleansplatz und Ostbahnhof; aber es ging meines 
Wissens auch sehr stark auf den Bürgerprotest zurück. Ich habe heute noch mal in 
der "Augsburger Allgemeinen" gelesen, dass es in Haidhausen eine entsprechen-
de Bürgerinitiative gibt, die schon immer auf diese Fragen hingewiesen hat. Wenn 
man sich den Katalog von Staatsminister Bernreiter vornimmt, weiß man, dass 
diese Erkenntnisse in den letzten Jahren immer wieder über die Begleitgremien 
und die Expertengremien etc. vorgelegen haben; belastbare Zahlen muss aber die 
Deutsche Bahn liefern. Das war am Ende erst im September 2022 der Fall.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Zu einer weiteren Zwischenbemerkung 
hat sich der Kollege Sebastian Körber von der FDP gemeldet.

Sebastian Körber (FDP): Kollege Reiß, anders als Sie es bei der Debatte vorher 
getan haben, haben Sie nicht zur Geschäftsordnung gesprochen, wie es zumin-
dest der Kollege Mehring größtenteils oder überwiegend getan hat.

Sie haben gerade vorverurteilt. Sie haben die Deutsche Bahn als ersten Adressa-
ten genannt, woher ein mögliches Fehlverhalten komme. Das können wir hier im 
Landtag, um Sie einmal daran zu erinnern, aber nur bedingt überprüfen, wie Sie 
vorhin selber gesagt haben.

Mich würde eher interessieren, was Sie dazu sagen, dass Ihr nicht anwesender 
Verkehrsminister am 12.07.2022 im Verkehrsausschuss mit seinem Ministerium – 
das ist ja auch der Grund, weshalb wir den Untersuchungsausschuss einsetzen – 
gesagt hat: Die Staatsregierung hat erst im November 2021 von irgendwelchen 
Mehrkosten und Zeitverzögerungen Kenntnis bekommen. Das können Sie im Pro-
tokoll nachlesen. Das war aber bereits im Frühjahr 2020, also über ein Jahr früher 
der Fall. Wir müssen immer wieder aufklären, weil Sie uns Dunkelfelder hinterlas-
sen. Was sagen Sie dazu?

Tobias Reiß (CSU): Am Ende war immer strittig, wie belastbar die Zahlen sind. 
Das, was in den Begleitgremien ermittelt wurde, ist nicht mit dem identisch, was 
uns die Deutsche Bahn konkret und eindeutig an belastbaren Zahlen und Zeit-
strahlen vorgelegt hat. Das hat letztendlich erst in diesem Jahr stattgefunden. 
Wenn man die Deutsche Bahn als das bezeichnet, was sie ist, nämlich als Vorha-
bensträger und Verantwortliche für Kosten und Zeiträume sowie für die Umset-
zung, dann ist das ein Fakt. Das ist keine Vorverurteilung. Das ist lediglich das 
Darstellen der Ist-Situation. Verantwortlich ist in erster Linie die Deutsche Bahn.

(Sebastian Körber (FDP): Das stimmt nicht!)

Dann gibt es Einflussfaktoren, die insbesondere bei der Landeshauptstadt Mün-
chen liegen, aber zuallerletzt beim Freistaat Bayern. Wir sind letztendlich der Fi-
nanzier und alle daran interessiert, dass das Projekt umgesetzt wird. Der Bund ist 
daran beteiligt, das ist schon klar. Es gibt mehrere Kostenträger bei dieser ganzen 
Maßnahme. Am Ende bleibt es aber bei einer einzigen Hauptverantwortlichen, und 
zwar der Deutschen Bahn.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 
vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Hierfür werden 
die beiden Anträge wieder getrennt.
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Zunächst lasse ich über den Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses auf der Drucksache 18/25360 abstimmen. Der federführende Ausschuss 
für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration empfiehlt, diesen Einset-
zungsantrag neu zu fassen. Bezüglich der Einzelheiten verweise ich auf die Ihnen 
vorliegende Beschlussempfehlung auf Drucksache 18/25749. 

Wer dem Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses in dieser Neu-
fassung zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktio-
nen der CSU, der GRÜNEN, der FREIEN WÄHLER, der AfD, der SPD und der 
FDP sowie die beiden fraktionslosen Abgeordneten Plenk und Busch. Gegenstim-
men? – Keine. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist dieser Untersuchungsauf-
trag so beschlossen.

Nach dem vorher gefassten Beschluss besteht der Untersuchungsausschuss aus 
insgesamt elf Mitgliedern. Die CSU-Fraktion hat das Vorschlagsrecht für fünf Mit-
glieder, die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für zwei Mitglieder, die Fraktion 
FREIE WÄHLER, die AfD-Fraktion, die SPD-Fraktion und die FDP-Fraktion für je-
weils ein Mitglied.

Für jedes Mitglied ist nach Artikel 4 Absatz 4 des Gesetzes über Untersuchungs-
ausschüsse des Bayerischen Landtags von den jeweils vorschlagsberechtigten 
Fraktionen ein stellvertretendes Mitglied zu benennen. Hinsichtlich der von den 
Fraktionen als Mitglieder bzw. stellvertretende Mitglieder vorgeschlagenen Kolle-
ginnen und Kollegen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 2)

Ich gehe davon aus, dass über die vorgeschlagenen Mitglieder und stellvertreten-
den Mitglieder gemeinsam abgestimmt werden soll. – Widerspruch erhebt sich 
nicht. Dann lasse ich so abstimmen. 

Wer mit der Entsendung der in der aufgelegten Übersicht genannten Kolleginnen 
und Kollegen in den Untersuchungsausschuss einverstanden ist, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der GRÜNEN, der FREI-
EN WÄHLER, der AfD, der SPD und der FDP sowie der fraktionslose Abgeordnete 
Busch. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Das ist der fraktionslose 
Abgeordnete Plenk. Dann ist das so beschlossen.

Gemäß Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes über die Untersuchungsausschüsse des 
Bayerischen Landtags bestellt die Vollversammlung den Vorsitzenden sowie den 
stellvertretenden Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses. Vorsitzender und 
Stellvertreter müssen jeweils verschiedenen Fraktionen angehören und sollen die 
Befähigung zum Richteramt haben. Nach Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes über die 
Untersuchungsausschüsse des Bayerischen Landtags steht der Fraktion 
FREIE WÄHLER das Vorschlagsrecht für den Vorsitzenden zu. Das Vorschlags-
recht für den stellvertretenden Vorsitzenden hat die CSU-Fraktion. Als Vorsitzen-
den hat die Fraktion FREIE WÄHLER Herrn Abgeordneten Bernhard Pohl vorge-
schlagen, als Stellvertreter wurde von der CSU-Fraktion Herr Abgeordneter Jürgen 
Baumgärtner benannt. Ich gehe davon aus, dass wir auch über diese beiden Vor-
schläge gemeinsam abstimmen. – 

Wer mit den Vorschlägen einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER und der AfD. Gegenstim-
men! – Keine. Stimmenthaltungen! – Das sind die Fraktionen der GRÜNEN, der 
SPD und der FDP sowie die beiden fraktionslosen Abgeordneten Busch und Plenk. 
Dann ist das so beschlossen. Ich lasse nun über den gemeinsamen Antrag der 
Fraktion der FREIEN WÄHLER und der CSU-Fraktion betreffend "Einsetzung 
eines parlamentarischen Begleitgremiums zum Bau der 2. S-Bahn-Stammstrecke 
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München" auf der Drucksache 18/25362 abstimmen. Der federführende Ausschuss 
für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration empfiehlt diesen Antrag 
zur Zustimmung. Bezüglich der Einzelheiten verweise ich auf die Ihnen vorliegende 
Beschlussempfehlung auf der Drucksache 18/25750. 

Wer dem Antrag der Fraktion der FREIEN WÄHLER und der CSU-Fraktion zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der FREIEN WÄHLER, der CSU, der 
FDP und der AfD sowie der Abgeordnete Plenk (fraktionslos) und der Abgeordnete 
Busch (fraktionslos). Gegenstimmen? – Ich sehe keine. Stimmenthaltungen? – 
Sehe ich auch keine. Damit ist dem Antrag zugestimmt worden.

Nach dem vorher gefassten Beschluss besteht das parlamentarische Begleitgremi-
um als Unterausschuss des Ausschusses für Wohnen, Bau und Verkehr aus 
elf Mitgliedern. Die CSU-Fraktion hat das Vorschlagsrecht für fünf Mitglieder, die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für zwei Mitglieder, die Fraktionen der FREI-
EN WÄHLER, der AfD, der SPD und der FDP für jeweils ein Mitglied. Die Mitglie-
der des Unterausschusses werden im Nachgang zu dieser Sitzung von ihren jewei-
ligen Fraktionen benannt und innerhalb der nächsten Plenarsitzungen bekannt 
gegeben. Damit ist dieser Tagesordnungspunkt erledigt.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 13 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten Martin Hagen, Matthias Fischbach, 
Julika Sandt u. a. und Fraktion (FDP)
zur Änderung des Bayerischen Lehrerbildungsgesetzes
hier: Zugangserleichterung für Lehrkräfte aus der Ukraine und aus 
weiteren Staaten mit EU-Beitrittskandidatenstatus (Drs. 18/23635)
- Zweite Lesung -

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach der Vereinbarung im Ältestenrat 
32 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit 
der stärksten Fraktion. – Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kollegen Mat-
thias Fischbach von der FDP-Fraktion das Wort.

Matthias Fischbach (FDP): Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Dieser Gesetzentwurf hat hier im Parlament, aber auch weit darüber hinaus 
schon viele Debatten hervorgerufen; denn an vielen Orten ist erkennbar, wo er 
eine wirkliche Hilfe wäre.

Kürzlich sprach ich zum Beispiel mit einer Schulrätin. Sie ist zum Schulstart damit 
beschäftigt gewesen, große Lücken bei der Stellenbesetzung zu füllen und zu fli-
cken. Sie erzählte mir von einer hervorragenden Bewerberin, einer studierten Lehr-
kraft. Diese sei motiviert und habe fachlich das genau passende Profil. Aber: Der 
Weg zu einer ordentlichen Lehrerstelle in Bayern bleibe ihr faktisch versperrt. Sie 
ist als Deutsch-Türkin, die hier geboren wurde und perfekt Deutsch spricht, nicht in 
der Lage, hier zu arbeiten; denn sie hat den Fehler gemacht, ihr Studium, ihre Leh-
rerausbildung, in der Türkei zu absolvieren. Damit bleibt ihr nur, das Studium inklu-
sive Staatsexamen und das Referendariat hier in Bayern nachzuholen oder sich 
von Aushilfsstelle zu Aushilfsstelle zu hangeln. Das ist ein Problem. Dieses Pro-
blem liegt nicht in ihrer Person oder ihrer Qualifikation, sondern in der viel zu rest-
riktiven Gesetzeslage in Bayern. Genau das wollen wir heute ändern.

Mit diesem Gesetzentwurf wird nicht jeder im Ausland erworbene Abschluss gleich 
anerkannt, aber er bringt die Chance einer fairen Überprüfung und gegebenenfalls 
die Festlegung angemessener Nachqualifizierungsmaßnahmen. Was wir hier vor-
schlagen, ist kein komplett neues Verfahren. Nein, es ist ein jedes Jahr hundert-
fach eingesetztes Verfahren mit erfolgreich absolvierten Nachqualifizierungs- und 
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Ausgleichsmaßnahmen, allerdings nur für Lehrkräfte, für Lehramtsabschlüsse aus 
der EU und dem europäischen Wirtschaftsraum. Diese Möglichkeit wollen wir im 
ersten Schritt mit dem Gesetzentwurf auf jene Staaten ausweiten, die schon auf 
dem Weg in die EU sind, also für die EU-Beitrittskandidatenstaaten. Für sie gab es 
schon eine Empfehlung der EU-Kommission und einen einstimmigen Ratsbe-
schluss der Mitgliedstaaten, dass man sich gemeinsam auf diesen Weg der Inte-
gration begeben möchte. Dazu gehört am Ende die Lehrerausbildung. Deswegen 
geht es sicherlich nicht zu weit, die Möglichkeit eines Anerkennungsverfahrens 
kontrolliert weiter zu öffnen, Erfahrungen zu sammeln, die Lehrkräfte hier in Bayern 
zu integrieren und den Lehrkräftemangel damit spürbar zu bekämpfen.

Dass CSU und FREIE WÄHLER in den bisherigen Debatten gezaudert haben und 
schon mit schmerzerfüllter Stimme die Namen betroffener Länder vorlesen, lässt 
tief blicken; sie erkennen nicht, wo aktuell die eigentlichen Probleme liegen. Spre-
chen Sie zum Beispiel mit den Lehrkräften an den Grund- und Mittelschulen; sie 
sind vom akuten Personalmangel betroffen. Sie wären über solche Entlastungen 
oder solche Verstärkungsmöglichkeiten sehr, sehr erfreut. Deswegen ist es kein 
Wunder, dass zum Beispiel der BLLV, der größte Lehrerverband Bayerns, diesem 
Entwurf positiv gegenübersteht, dass auch die Kommunen, namentlich der Städte-
tag, grünes Licht zu diesem Entwurf gegeben haben.

Es ist einfach – das spricht ja da raus – niemandem mehr vermittelbar, dass man 
inzwischen zwar mit allen möglichen Hochschulabschlüssen, auch ohne Pädago-
gikbezug, per Sondermaßnahme direkt in das Referendariat für das Mittelschul-
lehramt wechseln kann, gleichzeitig einer ukrainischen Lehrkraft auch mit einer so-
liden Ausbildung und jahrelanger Berufserfahrung einen solchen Einstieg aber 
selbst mit Nachqualifizierungsmaßnahmen nicht zutraut. Das ist das Problem.

Deswegen bin ich der Meinung und Überzeugung: Am Ende muss es um Leistung, 
um Eignung gehen. Das muss mehr zählen als die reine Herkunft, als der Ort, wo 
dieser Abschluss gemacht worden ist. Es geht vielmehr darum, was für die Schüler 
erreicht werden kann.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Unsere Bildungsverwaltung wird in der Lage sein, die Einschätzung dieser Ab-
schlüsse vorzunehmen; sie muss dies schon bei den EU-Abschlüssen tun und tut 
dies erfolgreich. Bei den weiteren Staaten kann sie das auch erledigen, nämlich 
Nachqualifizierung festlegen und das Ganze begleiten.

Liebe Regierungsfraktionen, Sie reden auch sonst die Leistungsfähigkeit der Be-
hörden nicht schlecht. Andere Bundesländer sind schon weiter; wir können das in 
Bayern auch schaffen. Lassen Sie uns also hier einen weiteren Baustein zur Be-
kämpfung des Lehrermangels legen.

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank, Herr Abgeordneter Fischbach. – 
Ich darf die nächste Rednerin aufrufen: Es ist die Abgeordnete Barbara Regitz von 
der CSU-Fraktion. Bitte schön, Frau Kollegin Regitz.

Barbara Regitz (CSU): Sehr geehrtes Präsidium, meine Damen und Herren! Nun 
kommen wir nach einer ausführlichen Diskussion im Plenum und im Bildungsaus-
schuss nochmals zusammen. An Ihren Argumenten, die Sie bereits mehrfach an-
geführt haben, hat sich jedoch nichts geändert. Ein aufgewärmtes Gericht wird 
auch nicht besser, werte Kolleginnen und Kollegen.

(Zuruf der Abgeordneten Gisela Sengl (GRÜNE))
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Suggeriert wird, wir könnten nach dem FDP-Vorschlag den Lehrermangel an Bay-
erns Schulen durch Zugangserleichterungen für Lehrkräfte aus der Ukraine und 
aus weiteren Staaten mit EU-Beitrittskandidatenstatus beheben. – Ein Unfug! Al-
lein schon in der Lehrerausbildung besteht ein erheblicher zeitlicher und qualitati-
ver Unterschied zwischen dem Modell bei uns im Freistaat und den Modellen in 
den genannten Ländern, wie ich noch ausführen werde.

Meine Damen und Herren, wir brauchen Lehrkräfte an den bayerischen Schulen. 
Das ist ein ernstzunehmendes Thema. Aber wollen wir diesen Lehrermangel und 
damit die Sicherstellung der Unterrichtsversorgung durch Einstellung anders quali-
fizierter Lehrkräfte lösen? Sollten beispielsweise Lehrkräfte aus der Ukraine unbe-
fristet in festen Arbeitsverhältnissen an unseren Schulen eingestellt werden? – Die 
Unterschiede zwischen den Lehrerausbildungen bei uns und den Lehrerberufsqua-
lifikationen in der Ukraine und den anderen Ländern sind groß, wie bereits ange-
deutet. Deshalb dürfen wir uns nicht verleiten lassen, die Vergleichbarkeit der Exa-
mina außer Acht zu lassen. Lehrkräfte in der Ukraine absolvieren ein vierjähriges 
Studium in lediglich einem Fach, haben kaum eine schulpraktisch vertiefte Ausbil-
dung, keine Referendarzeit, keinen Vorbereitungsdienst. Statt Kompetenzorientie-
rung wie bei uns werden in der Ukraine Inhalte auf verschiedenen Niveaustufen in 
den einzelnen Schuljahren unterrichtet. Dieses ukrainische Ein-Fach-Lehrerprinzip 
ist mit unserem bayerischen Prinzip nur schwer kompatibel. Das soll aber nicht be-
deuten, dass Lehrkräfte aus der Ukraine schlechtere Lehrerinnen und Lehrer sind. 
Die Voraussetzungen sind halt einfach anders. Das habe ich Ihnen bereits bei der 
Ersten Lesung ins Stammbuch geschrieben. Es wäre Eltern, Schülern und baye-
rischen Lehrkräften nur schwer vermittelbar, wenn Kolleginnen und Kollegen aus 
der Ukraine mit völlig anderen Voraussetzungen fest angestellt ins bayerische Sys-
tem übernommen würden.

Unsere primären Aufgaben und Ziele lauten derzeit mehr denn je: Erstens. Den 
Unterricht an bayerischen Schulen sichern. Dafür unternimmt die Regierungskoali-
tion aus CSU und FREIEN WÄHLERN viel, während die Opposition immer nur 
alles ablehnt und schlechtredet.

Zweitens. Die Lehrkräfte, die beispielsweise aus der Ukraine zu uns kommen, 
müssen die gebotene Wertschätzung erhalten. Das ist genauso möglich ohne eine 
generelle Ausweitung und Erleichterungen für den Schuldienst.

Im Übrigen wollen Sie von der Opposition auf Bundesebene eine radikale Aufwei-
chung unseres Zuwanderungsgesetzes. Dabei lassen Sie völlig außer Acht, dass 
dafür Mitwirkung und Qualifikation eingefordert werden müssen.

Drittens. Wir müssen unsere Qualität und unsere Standards halten und sie dort op-
timieren, wo das nötig ist, dann allerdings mit sinnvollen und nachvollziehbaren Lö-
sungen, aber nicht mit irgendwelchen Schnellschüssen, wie dieser Gesetzentwurf, 
der eigentlich, wie meist bei der FDP, nur für Aktionismus steht.

(Matthias Fischbach (FDP): Der Städtetag sieht das anders!)

Im Vordergrund der CSU-Bildungspolitik stehen die Wahrung der Humanität, die 
Sicherung von Qualitätsstandards und die Ermöglichung von Integration. Fachliche 
Argumente spielen dabei vor allem bei Lehrkräften immer eine ganz wichtige Rolle. 
Wir begegnen anders Qualifizierten aus der Ukraine und anderen Ländern nicht 
ablehnend, sondern konstruktiv kritisch. Es geht nicht um den Einzelnen als Men-
schen, sondern um dessen Ausbildung und um die Kompatibilität seiner Lehrtätig-
keit mit dem bayerischen Schulsystem. Lehrkräfte sind nun einmal nicht nach 
ihrem persönlichen Schicksal zu beurteilen, sondern nach ihrer Qualifikation. Das 
sind wir unserem Nachwuchs schuldig, und das muss deshalb selbstverständlich 
bleiben.
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Zeitlich befristet können Lehrkräfte bereits jetzt an unseren Schulen als Vertre-
tungslehrkraft, als Teamlehrkraft oder auch als Willkommenskraft arbeiten. Sie kön-
nen sich auch in einem weiteren Fach nachqualifizieren und anschließend die Re-
ferendarzeit durchlaufen, wie das für Lehrkräfte bei uns üblich ist. Dies ist im 
Übrigen im Auftrag aus dem Bildungsausschuss unter drittens, Seite 7 nachzule-
sen. An dieser Stelle sage ich den Mitarbeitern des Kultusministeriums ein herzli-
ches Dankeschön für diese Zusammenstellung. Aus ihr ist nämlich deutlich ersicht-
lich, welche Zugangsmöglichkeiten es zum Lehrberuf gibt und dass diese nicht mit 
Zugangsmöglichkeiten zu einer Beschäftigung im Schulbereich gleichzusetzen 
sind. Diese sind deutlich niederschwelliger.

Sie sehen also, liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt bereits bewährte Instru-
mente für Lehrkräfte aus anderen Ländern, um sie bei uns in den Schuldienst auf-
zunehmen. Es besteht daher keine Notwendigkeit zur Änderung. Deshalb wird der 
Gesetzentwurf der FDP abgelehnt.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank, Frau Abgeordnete Regitz. – Als 
nächsten Redner darf ich Herrn Kollegen Vizepräsident Thomas Gehring für die 
GRÜNEN-Fraktion aufrufen.

Thomas Gehring (GRÜNE): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
finden es gut, dass die FDP diesen Gesetzentwurf eingebracht hat, weil das 
Thema Zugangserleichterung für Lehrkräfte aus anderen Ländern – aus der Ukrai-
ne, aber auch aus anderen Ländern – wichtig ist. Erster Aspekt: Das Thema betrifft 
uns alle sehr stark; denn wir haben in Bayern eine Unterrichtskrise. Wir haben 
einen Mangel an Lehrkräften. Man muss es schon noch einmal sagen: Dieser 
Mangel an Lehrkräften hat damit zu tun, dass in den vergangenen Jahren hoch 
qualifizierte bayerische Lehrkräfte nicht eingestellt worden sind, sondern dem frei-
en Arbeitsmarkt überlassen wurden. Sie sind woanders hingegangen.

(Zuruf des Abgeordneten Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER))

– Ja, Herr Kollege, das wären aber heute noch junge Lehrerinnen und Lehrer, 
wenn man sie damals vor acht, neun oder zehn Jahren eingestellt hätte, voll leis-
tungsfähige, gute Leute, und diese Leute fehlen heute. Wäre man damals schon 
unserer Forderung nachgekommen, eine 110-prozentige Lehrerversorgung an den 
Schulen zu gewährleisten, dann wären die Schulen resilient und könnten überra-
schende zusätzliche Schülerzahlen auch besser verkraften. Das ist aber nicht ge-
macht worden.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN)

Der zweite Aspekt ist, dass wir Zuwanderung zu unserem Bildungssystem haben. 
Wir sind ein Einwanderungsland. Herr Kollege Straub hat es gestern zweimal ge-
sagt, und wir haben es zur Kenntnis genommen: Bayern ist ein Einwanderungs-
land. Das bedeutet, dass auch Kinder und Jugendliche kommen, ganz egal, ob es 
Arbeitsmigranten oder Flüchtlinge sind. Die Flucht der Menschen aus der Ukraine 
war sicherlich nicht vorhersehbar, aber wir müssen darauf reagieren können. Von 
daher ist die Frage: Wie können wir den Zugang von Lehrkräften aus anderen Län-
dern entscheidend besser ermöglichen? Das ist wichtig, weil wir in diesem Bereich 
auch Zuwanderung brauchen werden, um dem Lehrkräftemangel bei uns begeg-
nen zu können und auch, weil es für die Schülerinnen und Schüler gut ist, wenn sie 
Lehrkräfte haben, die die Herkunftssprache können. Außerdem können sie dann 
die Integration in diese Gesellschaft am positiven Beispiel ihrer Lehrkräfte sehen.
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Zum Dritten: Manche dieser Leute sind schon bei uns im Land. Viele qualifizierte 
Lehrkräfte aus anderen Ländern arbeiten nicht an unseren Schulen, sondern in an-
deren Bereichen. Es wäre gut, wenn wir diese Leute an die Schulen bringen könn-
ten.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN)

Die Verfahren, bis diese Leute anerkannt werden, dauern einfach sehr lange. Dazu 
gab es auch einen Bericht im Bildungsausschuss. In der Regel wird mehr oder we-
niger ein komplettes Studium verlangt – von Leuten, die in dieser Zeit natürlich 
Geld verdienen müssen. Sie sind keine Studierenden; deshalb gehen sie in andere 
Berufe, weil sie sich das Studium nicht leisten können. Außerdem ist der Hoch-
schulort selten dort, wo der Wohnort oder der mögliche Einsatzort an den Schulen 
ist. Wir brauchen deshalb ein flexibleres System, das schneller wird und das, was 
auch ganz wichtig ist, die praktische Eignung, die praktische Fähigkeit dieser Lehr-
kräfte besser bewertet. Ich weiß, bei uns ist es immer schwierig, praktische Fähig-
keiten tatsächlich anzuerkennen. Das kommt immer ein bisschen zu kurz. Diese 
Leute haben aber seit Jahren gut unterrichtet.

Frau Kollegin Regitz, Sie sagen, ukrainische Lehrerinnen und Lehrer sind nicht 
schlechter als unsere, bloß die formalen Voraussetzungen fehlen. Was hilft dieser 
Satz den Schülerinnen und Schülern, die einen guten Unterricht brauchen? Da 
spielen doch die formalen Voraussetzungen keine Rolle, sondern wir sollten darauf 
schauen, was diese Leute können, was sie unterrichten können. Das sollten wir 
anerkennen, und darum geht es letztendlich.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf des Abgeordneten Tobias Gott-
hardt (FREIE WÄHLER))

Und ich sage auch voraus, wir werden uns mit dem Thema Ein-Fach-Lehrkräfte 
beschäftigen müssen. Wir werden mit dem jetzigen System der Zwei-Fach-Lehr-
kräfte nicht auskommen. Wir werden uns über die Ein-Fach-Lehrkräfte unterhalten 
müssen. Aber man kann dann auch jemanden nachqualifizieren, damit er ein zwei-
tes Fach unterrichten kann. Das ist eine große Herausforderung. Wir fordern des-
halb: Wir brauchen ein besseres System der berufsbegleitenden Qualifizierung von 
Lehrkräften, die zu uns kommen, damit sie im Unterricht schnell eingesetzt werden 
können und gleichzeitig noch die Voraussetzungen erlernen können, die sie brau-
chen, damit sie bei uns dann auch wirklich gut eingesetzt werden können.

Der Gesetzentwurf der FDP ist ein guter Vorschlag. Es ist gut, dass wir über das 
Thema diskutiert haben. Zugangserleichterungen sind das A und O. Mit dieser for-
malen Ausweitung auf die Beitrittsländer sehen wir durchaus Schwierigkeiten. Des-
halb werden wir uns enthalten.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Herzlichen Dank, Herr Kollege Gehring. – 
Nächster Redner ist der Vorsitzende des Bildungsausschusses Herr Tobias Gott-
hardt von den FREIEN WÄHLERN. Bitte schön, Herr Abgeordneter Gotthardt.

Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Die Zweite Lesung zum Lehrerbildungsgesetz, und da ist er 
wieder: Magic Matthias und sein bildungspolitisches Zauberkästelchen.

(Heiterkeit)

Mit einem Satz verändern wir die Welt. – Nein, im Ernst, das ist ein ernstes Thema. 
In den letzten Jahren schultert unser Schulsystem vor allem durch den Angriffs-
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krieg Russlands auf die Ukraine eine große Herausforderung. Wir haben 
40.000 Schülerinnen und Schüler zusätzlich, die aus der Ukraine an unsere Schu-
len kommen. Wir haben in diesem Bereich zusätzlich 6.000 Lehrkräfte eingesetzt. 
Natürlich geht es uns darum, die Unterrichtsversorgung und die Lehrerversorgung 
zu garantieren und einem Lehrermangel vorzubeugen. Allerdings begeht die FDP 
einen großen Fehler, wenn sie glaubt: Da dreht man jetzt an einem Rädchen, und 
dann ist alles gleich, und alles ist gut. – Ich habe das bei der Ersten Lesung schon 
mal erklärt: Sie können die Beitrittskandidaten zur Europäischen Union nicht über 
einen Kamm scheren – grundsätzlich nicht, aber schon gar nicht bei der Lehrer-
ausbildung. Sie haben vollkommen unterschiedliche Niveaus. Wenn ich Ihnen die 
Staaten wie die Türkei, Georgien oder die Ukraine nenne, dann wissen Sie, wovon 
ich rede, wenn ich sage, dass die Voraussetzungen da sehr unterschiedlich sind.

Grundsätzlich bieten wir diesen Menschen – die Kollegin Regitz hat es ausgeführt 
– die Möglichkeit, sich nachzuqualifizieren, das heißt, in den Lehrerberuf einzustei-
gen. Ich glaube, wir sind uns einig, dass wir die Qualität des Lehrerberufes bei 
allen Kräften, die in Bayern eingesetzt werden, garantieren wollen. Deswegen 
macht es Sinn, diese Vorgaben unbürokratisch und schnell, was die Universitäten 
zu großen Teilen auch tun, aber doch konsequent umzusetzen.

Nebenbei bieten wir die Möglichkeit, in anderen Bereichen, zum Beispiel als Brü-
ckenkräfte bei "gemeinsam.Brücken.bauen", einzusteigen und sofort als Lehrkraft 
oder als lehrende Person an unseren Schulen tätig zu sein. Diese Möglichkeit 
haben wir auch in der Weiterentwicklung dann in den Lehrerberuf hinein.

Mir ist bei dieser ganzen Geschichte und in der Debatte wichtig, dass wir jenseits 
dessen, was die FDP als ein Rädchen irgendwo vorschlägt, den Gesamtansatz, 
den ganzheitlichen Ansatz sehen. Wir – damit meine ich unsere Fraktion, den Kul-
tusminister und die Kultusstaatssekretärin – sehen natürlich die Herausforderung 
der Lehrergewinnung. Wir sehen die Herausforderung, Menschen für den Lehrer-
beruf zu begeistern und Angebote zu machen.

Das heißt aber auch: Man muss an ganz vielen Zahnrädchen drehen, um die Leh-
rerversorgung in Bayern ausbauen zu können. Da sind die Drittstaaten ein Räd-
chen, wobei das Potenzial, wenn Sie ehrlich sind, angesichts der Sprachvorausset-
zungen eingeschränkt ist. Sie bekommen nicht Tausende von Lehrkräften aus 
Georgien, sondern wir reden da von Lehrkräften im vielleicht dreistelligen Bereich, 
die generierbar sind.

Viel wichtiger ist mir zum Beispiel, dass wir als Freistaat Bayern sehr selbstbe-
wusst auftreten. Wir haben ein hohes Bildungsniveau. Wir haben gut ausgestattete 
Schulen. Wir haben eine faire und hohe Bezahlung, auch im Vergleich zu anderen 
Bundesländern. Deswegen können wir in ganz Deutschland um Lehrkräfte werben, 
weil es nämlich schön und gut ist, in Bayern Lehrkraft zu sein und hier an den 
Schulen lehren zu dürfen.

Wir können und müssen die Möglichkeiten des Quereinstiegs, die wir haben, wei-
ter beobachten und ausbauen und neue Möglichkeiten schaffen und neue Wege 
gehen, um Kräfte zu generieren. Wir müssen im Bereich der freiwilligen Rückkehr 
aus der Teilzeit aufstocken und in der Teilzeit Anreize und Möglichkeiten schaffen, 
auch höhere Flexibilität hinbekommen. Das ist ein Weg, den wir in den letzten Mo-
naten und Jahren schon gegangen sind, den wir aber konsequent weitergehen 
werden, weil wir sehen: Da ist Potenzial zur Gewinnung von Lehrkräften.

Grundsätzlich werden wir weiter bauen und die Personalkultur in unserer Schulfa-
milie weiterentwickeln. Wir wollen in Bayern so dastehen, dass wir sagen können – 
das können wir auch im Brustton der Überzeugung sagen –: Wir können hier Leh-
rer werben, weil wir einen guten Standort haben. Wir können auf Menschen zuge-
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hen. Wir können Menschen, gerade junge Menschen, für den Lehrerberuf begeis-
tern. Wir können sie auch aus anderen Fachbereichen in den Lehrerberuf holen, 
weil es eine wunderbare Aufgabe ist, nicht Wasserhähne zu polieren, sondern Kin-
der zu begeistern und zu bilden, für ihre Zukunft zu bilden.

(Unruhe bei den GRÜNEN)

– Was ist denn los? Was ist unmöglich?

(Heiterkeit bei den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Ihr müsst schon laut reden. Wenn ihr mich aufhalten wollt, müsst ihr lauter reden, 
weil ich es sonst nicht höre. Ansonsten gibt es die Möglichkeit zur Zwischenbemer-
kung.

(Heiterkeit bei den FREIEN WÄHLERN und der SPD)

Was ich sagen wollte – das ist nämlich das Wichtige –: Wir müssen den Weg, den 
wir beschritten haben, konsequent weitergehen, an allen Zahnrädchen in diesem 
ganzheitlichen System drehen und weiterhin dafür sorgen, dass wir Menschen, 
junge Menschen aus ganz Deutschland und darüber hinaus, für den Lehrerberuf in 
Bayern begeistern, weil es Spaß macht, schön ist und gut ist, in Bayern Lehrkraft 
zu sein.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Bitte bleiben! Es gibt zwei Zwischenbemerkun-
gen. Die erste kommt von dem Abgeordneten Matthias Fischbach von der FDP-
Fraktion. Bitte schön, Herr Fischbach.

Matthias Fischbach (FDP): Lieber Herr Kollege Gotthardt, das war ein bisschen 
"magic", wie Sie den Begriff "Lehrermangel" ausgeweitet haben auf irgendwelche 
Nebenkriegsschauplätze, die heute gar nicht zur Debatte stehen. Wir hatten schon 
viele Debatten über Anträge auch der FDP-Fraktion zur Reform der Ausbildung 
oder zur Gewinnung von älteren Lehrkräften und so weiter und so fort.

Heute geht es um die Frage, wie wir den Beruf gerade für Lehrkräfte in Drittstaaten 
attraktiv machen können bzw. den Zugang erleichtern können. Da haben wir riesi-
ge Probleme. Wir haben es im Ausschuss vonseiten des Ministeriums geschildert 
bekommen. Wir haben gerade bei älteren Lehrkräften, zu deren Studienzeit bei 
den Abschlüssen zum Beispiel noch keine Bologna-Reform war, keine Möglichkeit, 
das leicht anerkennen zu lassen. Das ist zum Beispiel einer fünfzigjährigen Lehr-
kraft meines Erachtens nicht zuzumuten – sehen Sie das anders? –, da noch ein-
mal ein Studium anzufangen und im Prinzip kaum etwas anerkannt zu bekommen. 
Das sind doch die Kräfte, die viel Erfahrung auch im Umgang mit Kindern mitbräch-
ten. Wenn sie dann noch die deutsche Sprache beherrschen, müsste es doch 
möglich sein, sie mit kleinen Nachqualifizierungen in Bayern zu integrieren. Warum 
sehen Sie das anders? Warum wollen Sie diese hundert Lehrkräfte, wenn es nur 
hundert sind, nicht in unsere Schulen in Bayern bekommen?

(Beifall bei der FDP)

Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Kollege Fischbach, Sie haben mich falsch 
verstanden oder wollten mich vielleicht falsch verstehen. Die Kollegin Regitz hat es 
deutlicher ausgeführt, als ich es vorhin gesagt habe. Deswegen habe ich mich zu 
diesem Bereich kurzgefasst. Wer nach Bayern kommt, wer die Qualifikation einer 
Lehrkraft hat und dazu die Sprachfähigkeit hat, wird in Bayern einen Weg finden, 
schnell und unbürokratisch an unseren Schulen unterrichten zu können. Das ist so, 
und das wird auch so bleiben.
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(Zuruf von den GRÜNEN: Vielleicht sind Sie gut im Schönreden!)

Deswegen ist der Gesetzentwurf, den Sie vorgelegt haben, nicht notwendig und 
überflüssig.

(Zurufe)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Wir gehen der Reihe nach vor. Die nächste 
Zwischenbemerkung kommt von der Frau Kollegin Gülseren Demirel. Bitte schön, 
Frau Kollegin.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Herr Kollege Gotthardt, als ich Ihnen zugehört habe, 
habe ich mir gedacht: Wenn ich Lehramt studiert hätte, jahrelange Berufserfahrung 
hätte und aus politischen Gründen oder Kriegsgründen oder was auch immer nach 
Deutschland, nach Bayern gekommen wäre und für meinen Beruf brenne und das 
hier gerne fortführen würde, wüsste ich nach Ihrer Rede nicht, wo ich anfangen 
müsste.

Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Das ist erst einmal Ihr Problem.

Gülseren Demirel (GRÜNE): Ich bin noch nicht fertig! – Ich muss mir meinen Le-
bensunterhalt verdienen und soll gleichzeitig, obwohl ich jahrelange Berufserfah-
rung und ein Studium habe, noch mal ein Studium beginnen.

Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Das habe ich doch gar nicht gesagt!

Gülseren Demirel (GRÜNE): Warum bieten Sie diesen Menschen nicht Aufbau-
studien an? Die Universität Eichstätt zum Beispiel sagt, sie wäre bereit, die Hun-
derte Lehrer und Lehrerinnen, die sich in Bayern befinden, die schon da sind, mit 
Aufbaustudien zu unterstützen. Das sind Menschen, die sehr gut Deutsch spre-
chen. An den Sprachkenntnissen fehlt es also nicht. Zeigen Sie doch mal einen 
Weg und sagen Sie nicht, in Bayern gibt es zig Möglichkeiten. Ich kenne kein einzi-
ges Projekt des Kultusministeriums oder auch des Wirtschafts- oder Arbeitsmini-
steriums. Wenn es die doch gibt, dann klären Sie auf, Herr Gotthardt. Dann reden 
Sie doch Klartext und nicht abstrakt, was in Bayern alles so toll läuft.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Die Kollegen wissen, dass ich Klartext liebe. 
– Kollegin, ich weiß nicht, was Sie hören wollen. Ich weiß, was ich gesagt habe. 
Ich habe gesagt, dass wir in Bayern eine Willkommenskultur haben und um Kräfte 
aus Drittstaaten werben, aber auch klare Voraussetzungen haben, was den Ein-
stieg und die Qualitätsgarantie betrifft, und dass wir innerhalb dieser Vorgaben 
Wege anbieten,

(Julika Sandt (FDP): Welche denn?)

in denen sie – ich wiederhole mich – unbürokratisch und schnell unter anderem an 
den Universitäten, die das anbieten, Nachqualifizierungen machen können. Wir 
reden von Nachqualifikation. Die brauchen keinen Studiengang. Wir brauchen eine 
Nachqualifikation von Lehrkräften. Und das geht!

(Gülseren Demirel (GRÜNE): Dann sagen Sie uns doch, wie!)

Nennen Sie mir ein Beispiel, bei dem es nicht geht! Machen wir die Beweisumkehr.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Wenn die sich nachqualifizieren wollen und 
dafür ein ganzes Studium machen müssen, was ist denn das für eine Nach-
qualifikation?)
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– Nachher, Frau Kollegin.

Erster Vizepräsident Karl Freller: Herr Gotthardt hat das Wort!

Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Machen wir die Beweisumkehr. Nennen Sie 
mir einen Fall, wo es nicht funktioniert.

(Matthias Fischbach (FDP): Ich kann Ihnen das nennen! Gehen Sie mal mit 
zum Schulamt!)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank. Das wäre es dann. – Ich möchte 
zur Erläuterung Folgendes sagen: Zwischenbemerkungen sind nur möglich wäh-
rend der ersten Rede eines Redners, und nicht während seiner Antwortrede. Es 
geht also nicht, dass man sich in die Fortführung einer Diskussion einschaltet, son-
dern man muss es gleich machen, wenn der Redner noch für seine erste Rede am 
Pult steht. Das als Hinweis.

Etwas anderes ist es, wenn sich aus einer Fraktion noch jemand formell als Red-
ner meldet und die Fraktion noch Redezeit zur Verfügung hat. Dann kann noch ein 
zweiter oder dritter Redner einer Fraktion zu Wort kommen. – Das nur zur Klärung 
an die beiden Damen, die sich verspätet gemeldet haben, damit es da keine Miss-
verständnisse gibt.

Jetzt sind wir bei der nächsten Rednerin: Das ist die Frau Dr. Anne Cyron von der 
AfD-Fraktion. Bitte schön, Frau Dr. Cyron.

(Beifall bei der AfD – Matthias Fischbach (FDP): Jetzt kommen die Vierziger 
zurück!)

Dr. Anne Cyron (AfD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Damen und Herren! 
Auf den ersten Blick möchte man meinen, dieser Gesetzentwurf stamme aus der 
rot-grünen Ecke da links. Aber nein, weit gefehlt: Er kommt von der Drei-Prozent-
Partei FDP,

(Beifall bei der AfD)

die mit diesem Gesetzentwurf wohl bei den GRÜNEN Wählerstimmen abfischen 
möchte. Der Wahlkampf wirft seine Schatten offenbar bereits voraus.

Sehr geehrte Abgeordnete, unsere Kinder haben einen Anspruch auf bestmögliche 
Bildung. Bestmögliche Bildung ist nur gewährleistet durch bestmögliche Lehreraus-
bildung. Wir haben in Bayern sehr hohe Qualitätsstandards an unseren Schulen. 
Die gilt es zu erhalten. Wir haben hohe Qualitätsstandards bei der Lehrerausbil-
dung. Die gilt es ebenfalls in vollem Umfang zu erhalten. Die bayerische Lehrer-
ausbildung ist gut und hat sich bisher bewährt, und das soll auch bitte so bleiben. 
Das Lehrerausbildungssystem der Ukraine ist weder identisch noch vergleichbar 
mit unserem Ausbildungssystem. Es bestehen erhebliche Unterschiede, die bereits 
von den Vorrednern erläutert wurden. Somit besteht überhaupt kein Anlass, das 
bestehende Gesetz zu ändern und dadurch einen Niveauverlust bei der schuli-
schen Ausbildung unserer Kinder in Kauf zu nehmen, nur um ukrainischen Lehrern 
vielleicht eine Perspektive zu geben.

Wir sind nicht dazu verpflichtet, den ukrainischen Lehrkräften eine Perspektive zu 
geben. Sie werden nach Hause zurückgehen, sobald es keinen Fluchtgrund mehr 
gibt. Die Ukraine braucht ihre Lehrer selbst ebenso wie die EU-Beitrittskandidaten-
staaten; auch sie brauchen ihre Lehrer selbst, um EU-kompatibel zu werden. Ihre 
Ausbildung entspricht nicht unserer Lehrerausbildung, aber unsere Kinder haben 
ein Recht auf qualifizierten Unterricht.
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Einerseits wollen wir die ganze Welt retten, andererseits sind wir aber offenbar 
nicht einmal in der Lage, genügend Lehrer für unsere Kinder auszubilden. Wir 
müssen das Lehramt einfach attraktiver gestalten und jungen Menschen in diesem 
Beruf mehr Perspektiven bieten, damit sich wieder mehr für diesen Beruf entschei-
den. Es liegen hinreichend Vorschläge auf dem Tisch, wie uns das gelingen könn-
te. Es wurde hinreichend darüber diskutiert. Packen wir es also an! Investieren wir 
doch die Gelder, die in die Nachqualifizierung ausländischer Lehrkräfte gesteckt 
werden sollen, in unseren eigenen Nachwuchs.

Von den Antragstellern wurden in dieser Zweiten Lesung keine überzeugenden Ar-
gumente vorgebracht; damit erübrigt sich jede weitere Stellungnahme. – Die AfD-
Fraktion lehnt diesen Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank, Frau Dr. Cyron. – Nächste Red-
nerin ist jetzt Frau Dr. Simone Strohmayr von der SPD-Fraktion. Frau Kollegein 
Dr. Strohmayr, bitte schön.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Zuwanderung von Fachkräften ist in allen Bereichen – von der Wirt-
schaft bis zur Bildung – dringend notwendig. Liebe Kolleginnen und Kollegen, lei-
der hinkt Bayern deutlich hinter den vom Bundesgesetz vorgegebenen Möglichkei-
ten von Anerkennungen und Qualifikationen hinterher. Die Anerkennungsverfahren 
– das wurde heute schon angesprochen – dauern viel zu lang, teilweise Jahre. 
Den Betroffenen werden viele Steine in den Weg gelegt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist doch verrückt; so viele Menschen kommen 
zu uns, und wir lassen sie hier nicht arbeiten. Das müssen wir ändern!

(Beifall bei der SPD)

Das gilt natürlich auch für die Lehrerinnen und Lehrer. Immer wieder melden sich 
bei mir betroffene Lehrerinnen und Lehrer, die mir ihre Geschichte von Verzögerun-
gen und von immer wiederkehrenden Abweisungen erzählen. Teilweise stellen wir 
dann Petitionen; teilweise führe ich viele Telefonate mit den Ministerien. Es kann 
doch nicht sein, dass diese Leute, die Lust haben, hier zu arbeiten, und die dazu 
ausgebildet sind, keine verkürzte Möglichkeit haben, in diesem Bereich tätig zu 
werden. Nein, sie müssen ein gesamtes Studium, die gesamten Prüfungsverfahren 
und sowie das Referendariat und vieles mehr durchlaufen. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, das ist kein Weg für diese Leute! Da müsst ihr euch einfach mehr aus-
denken.

(Beifall bei der SPD – Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Wir tun, was mög-
lich und notwendig ist!)

– Lieber Herr Kollege Gotthardt, auch Sie wissen, dass Lehrkräfte aus der Ukraine 
hier in Bayern gute Arbeit leisten. Sie sind angestellte Lehrkräfte an staatlichen 
Schulen, Teamlehrer, Vertretungskräfte und teilweise Übersetzer.

(Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Das sage ich ja!)

– Aber es sind halt zu wenige, Herr Kollege, und wir könnten da noch viel mehr 
machen. Sie haben vorhin gesagt, es gebe viele Rädchen, an denen wir drehen 
müssten. Fangen Sie doch endlich damit an! Drehen Sie doch an den Rädchen, 
Herr Kollege!

(Beifall bei der SPD – Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Machen wir! – Jo-
hann Häusler (FREIE WÄHLER): Die laufen schon!)
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Wir haben ein Gutachten in Auftrag gegeben, das noch einmal klargestellt hat, 
dass hier in diesem Jahr in Bayern 4.000 Lehrerinnen und Lehrer fehlen; ich muss 
es immer wieder sagen. Jedes weitere Jahr kommen zusätzlich 1.500 dazu. Das 
bayerische Schulsystem wird auf längere Zeit nicht ohne Quer- und Seiteneinstei-
ger auskommen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Deswegen müssen wir uns über-
legen, wie wir das gut hinbekommen. Natürlich sind die Ausbildungen nicht zu 
100 % vergleichbar. Deswegen müssen wir Mittel und Wege finden, wie wir die 
Menschen nachqualifizieren können; das ist sehr wichtig.

– Sehr geehrter Herr Kollege Fischbach, noch eine Sache zu Ihnen: Wir hätten uns 
gewünscht, dass Sie hierzu in Ihrem Gesetzentwurf auch Vorschläge machen; an 
dieser Stelle kritisieren wir Sie. Wir werden dem Gesetzentwurf aber insgesamt zu-
stimmen. Er geht in die richtige Richtung. Wir könnten hier noch viel mehr tun, als 
wir hier in Bayern tun.

(Beifall des Abgeordneten Arif Taşdelen (SPD) – Tobias Gotthardt (FREIE 
WÄHLER): Haken dran!)

Nachqualifizierung ist wichtig, und es kann nicht sein, dass die Leute, die zu uns 
kommen, ein gesamtes Studium und ein gesamtes Referendariat nachholen müs-
sen.

(Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Das stimmt auch nicht!)

Das ist keine Nachqualifizierung.

Erster Vizepräsident Karl Freller: Bitte bleiben Sie am Rednerpult. – Es gibt noch 
zwei Zwischenbemerkungen; eine kommt von der Kollegin Sandt von der FDP-
Fraktion. Bitte schön.

Julika Sandt (FDP): Frau Kollegin, wie erklären Sie sich denn, dass Herr Piazolo 
nicht nach Ihnen auf der Rednerliste steht? Als die Kollegin Demirel nach klaren 
Wegen zur Weiterqualifikation gefragt hat und Herr Gotthardt dann auch keine Ant-
wort wusste,

(Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Na, na, na! Ich habe sehr klar gesagt, 
was geht!)

hat Herr Piazolo so genickt, als gäbe es klare Wege. Hier wurden aber keine auf-
gezeigt. Wie erklären Sie sich das? Er nickt zwar immer heftig, aber glauben Sie 
vielleicht auch, dass er in dieser Hinsicht völlig blank ist?

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Liebe Frau Kollegin, es ist ganz einfach: Es gibt 
keine Nachqualifizierungen, die entsprechende Anreize bieten, dass die Menschen 
das auch machen. Das ist ja wichtig.

(Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Das stimmt einfach nicht!)

Es muss auch attraktiv sein, damit das jemand macht. Jemand, der eine volle Aus-
bildung hat, macht doch hier nicht noch einmal ein volles Referendariat mit Refe-
rendariatsgehalt. Wie soll man davon seine Familie ernähren? Ich finde es einfach 
schäbig, immer zu sagen, dass die zu uns kommenden Menschen hier nicht arbei-
ten wollten. – Das stimmt nicht. Wir geben ihnen häufig nicht die Möglichkeit, hier 
einen angemessenen Beruf auszuüben. Das kritisieren wir, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

Erster Vizepräsident Karl Freller: Es gibt eine weitere Zwischenbemerkung. – 
Bitte schön, Frau Kollegin Regitz.
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Barbara Regitz (CSU): Liebe Kollegin Strohmayr, ich bin doch etwas irritiert. Als 
Mitglied im Bildungsausschuss haben Sie doch selbst die gleichen Unterlagen be-
kommen. Wir haben dem Kultusministerium den expliziten Auftrag gegeben, noch 
einmal klar darüber zu berichten, welche Zugangserleichterungen denn für ukraini-
sche Lehrkräfte und solche aus weiteren Staaten mit EU-Beitrittskandidatenstatus 
bestehen. Die Antwort umfasst mehrere Seiten; ich habe einen ganzen Stapel aus-
gedruckt.

(Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Das war zu lang!)

Ich wundere mich darüber, dass Sie das offensichtlich nicht gelesen haben; denn 
darin steht ganz klar, welche Möglichkeiten es gibt und dass es viele Möglichkeiten 
gibt. Ansonsten sind wir doch hoffentlich einer Meinung, dass für eine in Bayern 
unterrichtende Lehrkraft die deutsche Sprache wichtig ist. Das sind wir unseren 
Schülern wirklich schuldig. Wir brauchen auch eine gleiche Überzeugung für den 
erzieherischen pädagogischen Auftrag.

Erster Vizepräsident Karl Freller: Bitte schön, Frau Strohmayr.

Dr. Simone Strohmayr (SPD): Liebe Frau Kollegin, ich habe hier mehr als deutlich 
gemacht, dass die hier in Bayern ergriffenen Maßnahmen nicht ausreichen und 
weit hinter dem zurückbleiben, was der Bund ermöglicht. Mehr muss ich dazu nicht 
sagen.

(Tobias Gotthardt (FREIE WÄHLER): Was will der Bund im Bildungsbereich?)

Wir haben das ausführlich diskutiert.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank. – Es gibt eine weitere Wortmel-
dung. Herr Staatsminister Dr. Piazolo würde gerne selbst Stellung nehmen. Bitte 
schön, Herr Staatsminister, Sie haben das Wort.

Staatsminister Prof. Dr. Michael Piazolo (Unterricht und Kultus): Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will 
aufnehmen, was Frau Regitz gerade gesagt hat. Ich will überhaupt nicht über an-
dere Ausschüsse urteilen; aber wenn es im Bildungsausschuss entsprechende An-
träge und lange Berichte gibt, dann wäre es doch einmal ganz sinnvoll, wenn die 
im Bildungsausschuss Sitzenden diese Berichte auch lesen würden, ehe sie hier 
sprechen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU – Dr. Simone Strohmayr 
(SPD): Da steht nichts drin!)

– Warum steht da nichts drin? Das sind doch jetzt einfach Behauptungen.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Das ist halt zu wenig! – Johann Häusler (FREIE 
WÄHLER): Wie viele Seiten hat er denn?)

– Liebe Frau Kollegin Strohmayr, Sie haben jetzt hier zweimal behauptet, dass der 
Bund Möglichkeiten vorgebe. Welche Möglichkeiten gibt der Bund im Bereich der 
Lehreranerkennung vor? – Null, nada, wirklich nichts.

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Dann haben Sie nicht genau zugehört!)

Ich kann das wie der Papst in seiner Osterbotschaft in allen Sprachen durchdekli-
nieren.
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(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Sie haben nicht zugehört, was ich gesagt 
habe!)

– Doch!

(Dr. Simone Strohmayr (SPD): Wir haben Fachkräftemangel!)

Das Thema ist Lehrerbildung und nicht Fachkräftemangel.

(Zurufe der Abgeordneten Dr. Simone Strohmayr (SPD))

– Doch, ich habe genau zugehört. Ich habe mir den Anfang und das Ende ange-
hört. Wir reden aber im Moment nicht über Fachkräftemangel, sondern über ein 
Lehrerbildungsgesetz, das die FDP eingebracht hat. Das wäre in der Schule The-
maverfehlung und würde entsprechend beurteilt werden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU – Zuruf der 
Abgeordneten Dr. Simone Strohmayr (SPD))

– Selbstverständlich haben wir einen Mangel an Lehrern. Das muss die FDP end-
lich anerkennen.

(Anhaltende Zurufe der Abgeordneten Dr. Simone Strohmayr (SPD))

Es ist doch wirklich ein Trauerspiel, dass man die Dinge immer wieder erklären 
muss; ein Beispiel: Wir haben in Bayern Hunderte von ausländischen Kräften, die 
an den Schulen unterrichten, vor allem ukrainische Lehrkräfte, wie vorhin ange-
sprochen. Ich bin wie die Regierungsfraktionen sehr dankbar, dass wir diese Lehr-
kräfte haben. Wir werben für sie sehr intensiv. Wir bieten ihnen nicht nur Möglich-
keiten einzusteigen; das tun sie jetzt schon. Ich darf nochmals erwähnen: Wir 
haben in den über 800 Brückenklassen viele ukrainische Lehrkräfte mit unter-
schiedlichen Qualifikationen und Bezahlungen eingesetzt. In dieses System haben 
wir diese Lehrkräfte seit eineinhalb Jahren entsprechend integriert. Das wird an-
scheinend nicht zur Kenntnis genommen.

Selbstverständlich wollen wir einerseits eine entsprechende Zuwanderung. Das er-
lauben wir in großer Zahl. Andererseits erfordert dies natürlich die angemessene 
Qualifikation, nämlich zuerst Sprachkenntnisse, die entsprechend nachgewiesen 
werden müssen. Wenn die Sprachkenntnisse nachgewiesen werden, ist ein Ein-
satz selbstverständlich möglich.

Außerdem kommt es darauf an, in welcher Form man eingesetzt wird. Ich bin froh, 
dass wir bei den Lehrerinnen und Lehrern anders als in einigen anderen Bundes-
ländern, die von Teilen der Ampel regiert sind, ein Berufsbeamtentum haben. Aber 
dann brauchen wir auch hohe Ansprüche.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Diesbezüglich gibt es verschiedene Möglichkeiten der Ausbildung. Das heißt, Vor-
aussetzung ist keine pauschale Ausbildung, wie es dargestellt wurde, sodass man 
ein ganzes Studium nachholen muss, sondern wenn man innerhalb der EU oder 
auch außerhalb der EU studiert hat, können Studienleistungen im Einzelnen aner-
kannt werden.

(Zurufe der Abgeordneten Dr. Simone Strohmayr (SPD))

– Ja, selbstverständlich. Ich war persönlich in Berlin und auch in Bayern als Hoch-
schullehrer beruflich auch dafür zuständig. Ich kenne die Praxis einigermaßen, wie 
ECTS-Punkte aus anderen Staaten anerkannt werden. Das ist nicht immer einfach, 
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weil man natürlich in die Studieninhalte des jeweiligen Landes hineinschauen 
muss. Wir schauen eben nicht nur, was drübersteht, sondern auch, was an Inhal-
ten drinsteckt; denn, auch das weiß ich als Hochschullehrer, man kann viel über 
Vorlesungen drüberschreiben. Das ist ähnlich wie bei einem Wortbeitrag oder bei 
eingebrachten Gesetzen. Sie können viel drüberschreiben, aber entscheidend ist, 
was drinsteckt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Auch ich wünsche mir manchmal, das sage ich ganz offen: Da kann manches noch 
schneller gehen. Da muss man die jeweilige Situation prüfen. Aber die Prüfung der 
Leistung und das Anerkennungsverfahren erfolgen nicht zentral in unserem Haus, 
sondern an den Universitäten. Insofern sind wir vonseiten des Kultusministeriums 
seit Jahren dabei, das Ganze durchlässiger zu gestalten und immer mehr anzubie-
ten. Wir werden auch wieder dem Bildungsausschuss berichten. Es gibt entspre-
chende Anträge.

Allerdings bin ich gegen diese Schwarz-Weiß-Malerei. Deshalb habe ich mich 
nochmals zu Wort gemeldet. Ich bin dagegen, dass man entweder sagt, das ist 
alles super, oder dass man sagt – was keiner getan hat –, es geht gar nichts. Das 
ist in Bayern nicht so. Wir bemühen uns und machen sehr viel. Es gibt viele Ange-
bote.

Frau Kollegin Demirel, ich habe nichts dagegen – darüber können wir gerne reden 
–, wenn Eichstätt etwas anbieten will. Aber es ist zuerst erstmal Sache der Univer-
sität, ein Angebot zu machen. Wir haben inzwischen eigenständige Hochschulen 
und Universitäten. Da kann man ins Gespräch kommen. Wenn es entsprechende 
Angebote gibt, prüfen wir sie gemeinsam. Dann können wir sie auch aufsetzen.

Aber nochmals ganz deutlich: Wir haben sehr, sehr gerne auch Lehrkräfte aus an-
deren Ländern bei uns. Wir sind da als Bayern offen. Wir stellen sie auch ein, ver-
langen aber bestimmte Qualifikationen. Diese Qualifikationen braucht man nicht 
unbedingt alle am Anfang, aber man muss bereit sein, eine Nachqualifizierung auf 
sich zu nehmen.

Frau Strohmayr, ein letzter Satz: Wenn man aber in Bayern auf Lebenszeit ver-
beamtet werden will, dann ist in den meisten Fällen zumindest die Ableistung der 
Referendarzeit angebracht. Denn, das will ich nochmals deutlich sagen: Es sind 
Beamte. Es sind Staatsdiener. Wir brauchen ein bestimmtes Wertesystem. Wir 
brauchen die Sprache. Es sind Kinder und Jugendliche – das ist ein hohes Gut –, 
die unterrichtet werden. Da haben wir einen hohen Qualitätsanspruch, dem wir ge-
recht werden wollen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN sowie Abgeordneten der CSU)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Ich bitte 
Sie, am Rednerpult zu bleiben; denn es liegen mir noch drei Zwischenbemerkun-
gen vor. Die erste Intervention ist von Herrn Abgeordneten Fischbach. Bitte schön, 
Herr Fischbach.

Matthias Fischbach (FDP): Sehr geehrter Herr Staatsminister, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich versuche aufzuklären, was hierzu aus dem Bildungsausschuss 
kam. Auf Frage von Frau Regitz wurde von der Vertreterin des Ministeriums berich-
tet, dass das Erwerbsjahr der Qualifikation bei Drittstaatenanträgen eine ganz we-
sentliche Rolle spiele. Das heißt, wenn die ECTS-Punkte im Rahmen der Bologna-
Reform erworben worden sind, ist es möglich, diese relativ einfach anzuerkennen, 
geschah das vor der Reform, geht das jedoch nicht. Das ist bei älteren Lehrkräften, 
die hier mit geflohenen Kindern angekommen sind und eigentlich unterrichten 
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könnten, das Problem. Diese Lehrkräfte bekommen aber bisher nur Aushilfsverträ-
ge, wie Herr Piazolo ausgeführt hat. Das kann eben nur prekär und vorübergehend 
sein. Wir wollen mit diesem Gesetzentwurf eine Perspektive geben und deshalb 
Artikel 7 Absatz 4 des Lehrerbildungsgesetzes ausweiten.

Herr Staatsminister, deswegen wäre meine Frage an Sie: Ihre Kultusverwaltung ist 
doch in der Lage, Abschlüsse aus Rumänien, Bulgarien, der Slowakei und den Mit-
gliedstaaten anzuerkennen, einzuschätzen und Nachqualifizierungsmaßnahmen 
zu definieren. Ist die Verwaltung denn nicht in der Lage, auch Abschlüsse aus der 
Türkei oder der Ukraine einzuschätzen und entsprechende Maßnahmen zu definie-
ren? Die Sprache ist sowieso Grundvoraussetzung. Wo liegt also das konkrete 
Problem?

(Beifall bei der FDP)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Herr Staatsminister.

Staatsminister Prof. Dr. Michael Piazolo (Unterricht und Kultus): Es geht auch in 
diesem Fall um einen Gesetzentwurf. Es geht um kein Verwaltungsverfahren. 
Selbstverständlich sind in Gunzenhausen Experten, die nichts anderes machen, 
als ausländische Abschlüsse anzuerkennen. Das ist eine hoch spezialisierte Be-
hörde mit hoch spezialisierten Mitarbeitern, die weltweit ausländische Abschlüsse 
anerkennen. Das ist nicht leicht. Das wissen Sie wahrscheinlich auch. Aber es gibt 
nun einmal Unterschiede. Deshalb braucht man manchmal etwas Zeit. Um eines 
Ihrer Beispiele zu nehmen: Georgier sind Aufnahmekandidaten. Wenn man Studi-
enleistungen, die in den Achtzigerjahren des vergangenen Jahrtausends in Georgi-
en erbracht worden sind, bewertet, dann tut man das nicht an einem Tag, sondern 
man muss schon einmal in die Inhalte reinschauen. Das können die Mitarbeiter vor 
Ort. Aber das machen Sie jetzt durch einen Gesetzentwurf nicht besser. Ein Ge-
setz ist ganz nett. Das betrifft jetzt auch die Lehrkräfte aus Staaten wie Georgien, 
Kosovo und ein paar andere Staaten. Das wird jetzt den Bedarf an Lehrkräften bei 
uns nicht decken. Diejenigen, die inzwischen aus den Ländern zu uns kommen, 
haben konkrete Anerkennungsverfahren, vor allem durch die Mitarbeiter vor Ort, 
die sich da sehr gut auskennen und hoch qualifiziert sind.

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank. – Dann darf ich die nächste Inter-
vention von Herrn Vizepräsidenten Gehring aufrufen. Bitte schön.

Thomas Gehring (GRÜNE): Herr Minister Piazolo, ich habe den Bericht gelesen, 
den Ihr Haus im kulturpolitischen Ausschuss gegeben hat. Darin steht, was wir alle 
wissen, dass es im Schulgesetz drei Artikel gibt, in denen es um Lehrkräfte geht: 
Artikel 59 betreffend Lehrkräfte mit einem ersten und zweiten Staatsexamen, also 
das, was wir meistens meinen; Artikel 60 betreffend Förderlehrer und Artikel 60a 
betreffend Lehrer in Brückenklassen, also Lehrer für bestimmte Maßnahmen. Ges-
tern war in der "Augsburger Allgemeinen" ein Artikel über die schlechten Arbeitsbe-
dingungen dieser Lehrer zu lesen, die oft monatelang auf ihr Geld warten müssen. 
Darüber reden wir aber nicht – Sie schon. Es geht um Lehrkräfte, die dann tatsäch-
lich eingesetzt werden können. In Ihrem Bericht heißt es unter Punkt 5, für Lehr-
kräfte aus den sogenannten Drittländern, die ein Studium hätten, gebe es die Mög-
lichkeit eines Studiums in Bayern. Das heißt, dann wird geschaut, was vom alten 
Studium noch anerkannt werden kann. Sie müssen nach ihrem ersten Studium 
aber noch ein Studium machen. Diese Anerkennungen dauern oft sehr lange. Sie 
müssen noch ein Studium machen, dann eine erste Staatsprüfung ablegen und 
eine Vorbereitungszeit durchlaufen. Das heißt: Das ist keine Maßnahme, um gut 
qualifizierte Leute schnell in die Schule zu bekommen. Das ist keine Maßnahme, 
um die Kenntnisse von Leuten, die praktische Erfahrung im Unterricht haben, an-
zuerkennen. Das ist kein Verfahren, um Leute berufsbegleitend zu qualifizieren.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Bitte schön, Herr Staatsminister.

Staatsminister Prof. Dr. Michael Piazolo (Unterricht und Kultus): Die Leute, die 
Sie jetzt beschreiben, sind schon an unseren Schulen. Sie tun immer so, als ob 
diese alle warten würden und als ob es nur die Alternative geben würde: Entweder 
bin ich ein auf Lebenszeit verbeamteter Lehrer, oder ich bin gar nicht an der Schu-
le tätig. Dieser Unterschied wird immer aufgemacht. Es gibt aber wahnsinnig viele 
Lehrkräfte, die zwischen diesen Kategorien, die Sie gerade genannt haben, liegen.

Ich darf auf die ukrainischen Lehrkräfte zurückkommen. Diese sind an unseren 
Schulen. Es gibt auch aus anderen Ländern sehr, sehr viele Lehrkräfte, die an den 
Schulen eingestellt sind. Ich habe erst gestern wieder entsprechende Gespräche 
geführt, auch mit Mittelschulen. Sehr viele sind dort im Unterricht tätig. Diese Per-
sonen werden selbstverständlich auch weiter qualifiziert, und zwar in verschiede-
nen Phasen. Auch die Lehrerfortbildung lassen Sie einfach immer weg. Selbstver-
ständlich – darüber können wir uns jetzt gerne länger unterhalten – haben wir 
Quereinstiegsmöglichkeiten für Teamlehrkräfte, sich über Sondermaßnahmen wei-
terzuqualifizieren, um mit einem Quereinstieg in die Referendarzeit zu kommen.

Ich sage aber auch deutlich und wiederhole es: Wir brauchen – und ich will ihn 
auch – einen bestimmten Qualitätsmaßstab. Es geht um den Weg zum Beamten. 
Man ist schon als Referendar Beamter mit bestimmten Pflichten und Rechten und 
unterrichtet in Schulen. Auch wenn ich vor Lehrerausbildungen im Ausland große 
Hochachtung habe, so gibt es dennoch qualitativ sehr viele Unterschiede. Das 
sehen wir auch anhand entsprechender internationaler Tests. Der Wechsel in das 
deutsche Schulsystem und in Deutschland dann noch in das beste Schulsystem, 
das es in Deutschland gibt, nämlich das in Bayern, ist natürlich nicht leicht. Des-
halb führen wir Qualifikations- und Sondermaßnahmen durch. Im letzten Jahr 
haben wir schon eine dreistellige Zahl an Lehrkräften über Sondermaßnahmen in 
die Referendarzeit gebracht. Wir werden das in diesem Jahr forcieren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank. – Dann kommt noch die dritte In-
tervention, nämlich die des fraktionslosen Abgeordneten Bayerbach. Bitte schön.

Markus Bayerbach (fraktionslos): Herr Minister, die FDP oder die gesamte Ampel 
argumentiert immer mantramäßig: Zuwanderung ist das Allheilmittel. Eine Bekann-
te aus der Ukraine hat gesagt, sie findet es schäbig und unsolidarisch und einen 
Nationalegoismus, wenn wir jetzt versuchen, die Fachkräfte aus der Ukraine zu in-
tegrieren und dann dort nach Kriegsende Lücken reißen. Wie will die Bayerische 
Staatsregierung eigentlich mit den Lehrern umgehen, wenn der Krieg da unten vor-
bei ist? Ein Großteil der Flüchtlinge wird zurückkehren. Bei den Ukrainern ist, glau-
be ich, der Rückkehrwille sehr, sehr groß. Inwieweit wird man dann versuchen, 
diese hier zu halten, oder wird man sie unterstützen, wieder in der Ukraine zu ar-
beiten, damit in deren Schulsystem beim Aufbau nicht noch eine Riesenlücke ent-
steht?

Erster Vizepräsident Karl Freller: Bitte schön, Herr Staatsminister.

Staatsminister Prof. Dr. Michael Piazolo (Unterricht und Kultus): Herr Kollege, 
ich habe versucht, in meinen Antworten auf die Zwischenfragen das eine oder an-
dere klarzustellen. Das, was die FDP im Gesetzentwurf vorgelegt hat und was die 
Kollegen von der SPD und den GRÜNEN gesagt haben, ist der gut gemeinte Ver-
such, Dinge voranzubringen, wenn man sich überlegt: Wie können wir jetzt den 
Lehrerbedarf abdecken? Ich glaube, wir sind uns einig – die FDP hat das auch 

18260 Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Protokoll 18/131
vom 14.12.2022

http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000131.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000373.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000131.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000564.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000131.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000373.html


nicht behauptet, – dass mit diesem Gesetzentwurf nicht alles gelöst wird. Kollege 
Gotthardt hat vorher über verschiedene Rädchen, über verschiedene Maßnahmen 
gesprochen. Es wird nicht "die" Maßnahme geben. Der Gesetzentwurf, den wir 
jetzt auch ablehnen werden, ist kein Gesetzentwurf, der alles löst – so ist er auch 
nicht gedacht –, sondern darin geht es wie immer – da bin ich auch durchaus auf-
geschlossen – um verschiedene Möglichkeiten, Lehrerbedarfe zu decken.

Ich sage auch offen: Wenn Leute aus anderen Ländern mit entsprechenden Quali-
fikationen zu uns kommen und an unseren Schulen arbeiten wollen, dann sind sie 
erst einmal willkommen, und wir freuen uns, dass sie da sind. Dann versuchen wir, 
sie entsprechend einzusetzen. Ich habe schon gesagt, dass bei uns eine hohe 
Zahl von ausländischen Lehrkräften im Einsatz ist. Wir wollen sie auch weiterquali-
fizieren. Heute haben wir jetzt lediglich über verschiedene Wege diskutiert, wie 
dies bewerkstelligt werden kann.

In einer anderen Fraktion gibt es andere Überlegungen, die ich grundsätzlich ab-
lehne. In ihr sieht man jegliche Zuwanderung kritisch. Natürlich wird es gerade bei 
den ukrainischen Lehrkräften, die Sie angesprochen haben, welche geben, die zu-
rückkehren. Ich sage aber auch: Es schadet nicht, wenn man ein deutsches Schul-
system kennengelernt hat, wenn man die Sprache gelernt hat, wenn man sich aus-
kennt und dann wieder zurückgeht. Wir werden dies auch nicht aktiv verhindern – 
nein, überhaupt nicht. Gerade in der Ukraine besteht die Befürchtung eines Brain 
Drains. Es wird aber auch sehr, sehr viele geben, die bei uns bleiben, weil sie eine 
gute Unterkunft gefunden haben, weil sie einen guten Job gefunden haben und 
weil ihnen viele Menschen ans Herz gewachsen sind. Das begrüße ich.

Wir werden uns beide Entwicklungen ansehen. Wir werden beide Entwicklungen 
tatkräftig unterstützen. Wir werden insbesondere diejenigen unterstützen, die bei 
uns bleiben wollen. Ich will auch noch einmal deutlich sagen: Wir haben in Bayern 
eine Willkommenskultur, und wir sind offen für Menschen, die zu uns kommen und 
hier arbeiten wollen, die sich integrieren wollen und die unser Land voranbringen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Erster Vizepräsident Karl Freller: Vielen Dank, Herr Staatsminister. Ich sehe zu 
diesem Thema keine weiteren Wortmeldungen. Die Aussprache ist geschlossen. 
Wir kommen zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss für Bildung und Kul-
tus empfiehlt den Gesetzentwurf zur Ablehnung. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Gesetzentwurf der FDP-Fraktion auf 
Drucksache 18/23635 zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
die Fraktion der SPD, das ist der fraktionslose Abgeordnete Busch, und das ist die 
Fraktion der FDP. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das sind die Fraktionen 
der FREIEN WÄHLER und der CSU sowie der AfD und die drei fraktionslosen Ab-
geordneten Plenk, Klingen und Bayerbach. Stimmenthaltungen! – Das ist die Frak-
tion der GRÜNEN. Damit ist der Gesetzentwurf abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 14 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
über Zuständigkeiten und den Vollzug von Rechtsvorschriften im 
Bereich der Land- und Forstwirtschaft (Land- und 
forstwirtschaftliches Zuständigkeits- und Vollzugsgesetz - ZuVLFG) 
(Drs. 18/23815)
- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten
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Martin Schöffel, Dr. Gerhard Hopp, Tanja Schorer-Dremel u. a. und 
Fraktion (CSU),
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Dr. Leopold Herz u. a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER)
(Drs. 18/25122) 

und

Änderungsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig 
Hartmann, Gisela Sengl u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)
(Drs. 18/24524) 

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach der Festlegung im Ältestenrat 
32 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit 
der stärksten Fraktion. Die Verteilung ist: CSU 9 Minuten, GRÜNE 6 Minuten, 
FREIE WÄHLER 5 Minuten, AfD 4 Minuten, SPD 4 Minuten, FDP 4 Minuten und 
die Staatsregierung 9 Minuten. Die fraktionslosen Abgeordneten können jeweils 
2 Minuten sprechen.

Ich eröffne die Aussprache. Erster Redner ist der Abgeordnete Martin Schöffel. 
Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Martin Schöffel (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Das Zuständigkeits- und Vollzugsgesetz für die Landwirtschaft eignet sich 
nicht für einen Weihnachtskrach in diesem Jahr. Wir hatten dazu sehr konstruktive 
Beratungen im Landwirtschaftsausschuss. Ich möchte mich bei allen bedanken, 
die an der Vorbereitung und Durchführung beteiligt waren.

Ziel ist es, organisatorische Veränderungen, aber auch neue Ziele der Agrarpolitik 
im Bereich der Landwirtschaft in den entsprechenden Gesetzen nachzuvollziehen. 
Es geht um Fragen der Tierzucht, des Düngerechts, des Pflanzenschutzrechts und 
des Saatgutverkehrsrechts, um das Forstschäden-Ausgleichsgesetz, aber auch 
um unsere Landesanstalten und den neu gegründeten Staatsbetrieb Bayerische 
Staatsgüter als eigene Gesellschaft.

Wir haben darüber, wie gesagt, im Ausschuss sehr konstruktiv beraten. Zwei we-
sentliche Punkte haben wir noch eingefügt: Zum einen wollen wir eine Entlastung 
der Landwirte bei eventuellen Zinszahlungen erreichen, falls eine Rückzahlung von 
Fördermitteln notwendig sein sollte. Übertriebene, das heißt zu hohe oder zu lange 
Zinszahlungen sollen vermieden werden. Hierzu schaffen wir eine Stichtagsrege-
lung.

Zum anderen betonen wir im Bereich der Tierzucht die Bedeutung von Zweinut-
zungsrassen. Dieser Aspekt wird zwar in dem Änderungsantrag der GRÜNEN auf-
gegriffen, ist aber nicht neu. Wir haben miteinander gesagt, dass es wichtig ist, 
eine entsprechende Formulierung einzufügen, um auf die Bedeutung der Zweinut-
zungsrassen in der Zucht hinzuweisen.

Beim Geflügel wird das besonders deutlich. Die Vereinigung der Zuchtziele Eier 
und Fleisch in einer Rasse ist wesentlich besser, als wenn nur auf das eine oder 
nur auf das andere hin gezüchtet wird. Ich erinnere an das Thema "Bruderhähne".

Eines darf man immer wieder sagen: Wir in Bayern sind stolz auf unsere Rinder-
rasse Fleckvieh; sie eignet sich für die Milch- und die Fleischproduktion. Das be-
deutet – das sage ich aus aktuellem Anlass –, dass die männlichen und die weibli-
chen Tiere sehr wertvoll sind und zur weiteren Verwendung auch in Bayern 
gebraucht werden.
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Ich weise das zurück, was in der Fernsehsendung "3nach9" ein Schauspieler, der 
von Landwirtschaft keine Ahnung hat, Sky du Mont, behauptet hat. Es ging um die 
Frage, wie man mit männlichen Kälbern umgeht. Wir in Bayern machen es eben 
nicht so wie anderswo. Bei uns wird jedes Tier aufgezogen; denn jedes Tier ist 
wertvoll. Es ist eine Schande, dass solche Dinge in dieser Sendung behauptet wur-
den, noch dazu im öffentlich-rechtlichen Radio Bremen. Wenn gesagt wird, 
"3nach9" sei die Mutter der Talkshows, dann sage ich: Das, was dort behauptet 
wurde, ist der Gipfel der Unverschämtheit, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Wir sollten auch und gerade in diesen Zeiten unseren Tierhaltern Respekt, Wert-
schätzung und Anerkennung entgegenbringen. Sie kümmern sich 365 Tage im 
Jahr mit Liebe und mit Können um die Tiere und produzieren hochwertige Nah-
rungsmittel. Gerade die Wiederkäuer erhalten Futter, das für die menschliche Ver-
wertung eben nicht geeignet ist. Deswegen ist gerade auch die Rinderhaltung Ein-
satz für die Heimat. Wir alle wollen Grünland erhalten. Später behandeln wir ja 
noch einen Antrag zum Naturschutzrecht, der ebenfalls darauf zielt, Grünland zu 
erhalten bzw. einen Grünlandumbruch auf Ackerland zu verhindern. Dazu führen 
wir eine sehr kluge Stichtagsregelung ein.

Ich betone: Alle wollen Grünland erhalten. Grünland steht für CO2-Bindung und 
den Schutz seltener Arten. Die Wiederkäuer verwerten das Futter. Damit pflegen 
die Landwirte unsere Heimat, unsere Kulturlandschaft. Sie sorgen für sinnvolle 
Nährstoffkreisläufe und hochwertige Nahrungsmittel. Grundsätzlich geht es um we-
niger Auflagen und weniger Kontrollen; stattdessen brauchen wir mehr Eigenver-
antwortung und mehr Wertschätzung für die Bauern, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

Damit bin ich beim richtigen Thema: "grundsätzlich". In diesem Gesetzentwurf wird 
alles subsumiert. Wir waren gerade bei der Tierzucht und der Rinderhaltung. Ich 
darf noch einen Aspekt aufgreifen, die Bayerischen Staatsgüter. Diese werden 
durch den Beschluss des Kabinetts von dieser Woche zu echten Modellbetrieben 
in Sachen erneuerbare Energien:

Im Staatsgut Grub entsteht eine Agri-PV-Modellanlage mit mehreren Anlagenty-
pen. Dort kann man zeigen, wie Agri-PV in echt funktioniert, das heißt auch mit 
echter Bewirtschaftung der Flächen.

Neue PV-Anlagen entstehen in den Staatsgütern Kringell, Neuhof, Almesbach und 
Schwarzenau. Diese Anlagen bewegen sich von ihrer Fläche her in der Größen-
ordnung von 2,5 bis 4 Hektar und fügen sich vor Ort gut ein. – Auch die verstärkte 
Verpachtung von Flächen am Bürgerenergiegesellschaften ist geplant. – Natürlich 
ist mehr PV auf Dachflächen der Bayerischen Staatsgüter ein weiteres Ziel. – In 
Kringell und Achselschwang werden neue Biogasanlagen hinzukommen.

Sie alle wissen, dass die Bayerische Landesanstalt und die Bayerischen Staatsgü-
ter sehr innovative Einrichtungen sind, die weit vorausdenken – für die Landwirt-
schaft im Freistaat. Dieser Gesetzentwurf zeigt, wie vielfältig das Engagement des 
Freistaates Bayern für die Bäuerinnen und Bauern ist. Das macht in diesem Be-
reich kein anderes Bundesland. Dieser Gesetzentwurf steht für ein starkes Agrar-
ressort, das für die Bauern im Freistaat da ist, das für die Landwirtschaft der Zu-
kunft und den bayerischen Weg in die Zukunft einsteht.

Mit diesem Gesetzentwurf werden wichtige Änderungen vorgenommen, denen, 
glaube ich, alle zustimmen können. Ich möchte mich noch einmal für die guten, 
konstruktiven Beratungen im Ausschuss bedanken.
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(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Danke schön. – Nächste Rednerin ist 
Kollegin Gisela Sengl von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Gisela Sengl (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube, es war das erste Mal, dass wir von 
Martin Schöffel persönlich das Kompliment erhalten haben, in der Debatte kon-
struktiv zu sein. Aber so habe auch ich es tatsächlich erlebt. Es war wirklich eine 
intensive Aussprache. Aber warum? – Weil wir einen Änderungsantrag dazu ge-
stellt haben. Wir hatten gesagt, dass uns der Gesetzentwurf so, wie er vorliegt, 
nicht genügt. Dann haben wir über unseren Änderungsantrag ziemlich ausführlich 
diskutiert; das hat mich gefreut.

Ich glaube, wir haben es eigentlich den FREIEN WÄHLERN, insbesondere unse-
rem Ausschussvorsitzenden, zu verdanken, dass das Wort "Zweinutzungsrassen" 
noch hineingekommen ist. Damit hatte ich nämlich etwas angesprochen, was auch 
ihm sehr wichtig ist.

In das Gesetz sind andere Züchtungsziele aufgenommen worden. Die Züchtungs-
ziele in der Vergangenheit hatten ja dazu geführt, dass wir über die Frage, was mit 
männlichen Kälbern geschieht, oder über das Phänomen des Kükenschredderns 
reden mussten. Wir haben die Ära des Kükenschredderns hinter uns. Dieses Phä-
nomen war aus den Zuchtzielen der industriellen Tierhaltung entstanden. Die 
Zuchtziele waren nämlich einseitig auf Wirtschaftlichkeit ausgerichtet, und alles an-
dere wurde vergessen. Hier ist eine Veränderung passiert. Auch Langlebigkeit, Ro-
bustheit usw. sind als Zuchtziele aufgenommen worden.

Uns war es auch noch sehr wichtig, das Wort "Zweinutzungsrassen" hineinzubrin-
gen. Damit man eine Vorstellung davon hat: Wir haben in Bayern eine gute Situa-
tion, weil wir das Fleckvieh haben. Aber wer weiß, wie lange das noch so ist. Des-
halb müssen wir vorbauen. Politik ist vor allem dafür da, dass auch in die Zukunft 
geschaut und für die Zukunft das Richtige getan wird.

Das Fleckvieh ist nicht die einzige Zweinutzungsrasse. Es gibt auch das Gelbvieh, 
das Graurind, das Deutsche Schwarzbunte Niederungsrind, das Pinzgauer, das 
Vorderwälder, das Hinterwälder, das Murnau-Werdenfelser, das Limburger und das 
Rotbunte Rind. Fast alle diese Rassen kommen aber in der Landwirtschaft nicht 
mehr vor. Warum? – Weil die Züchtung in der Vergangenheit viel zu einseitig war.

Ich bin wirklich froh, dass es auch mit den GRÜNEN gelungen ist, dass mehr dar-
auf geschaut wird, was in der Gesellschaft passiert. Man möchte zurück zur bäuer-
lichen Landwirtschaft, weg von der stark industriell geprägten Tierhaltung. Es ist 
wichtig, dass da wirklich etwas Positives passiert. Insofern sind wir froh darüber – 
wir haben hart gerungen –, dass die Wörter "insbesondere der Zweinutzungsras-
sen" aufgenommen wurden.

Was leider nicht aufgenommen wurde – das betrifft den zweiten Teil unseres Ände-
rungsantrags –, war der Verzicht auf Totalherbizide. Die Koalitionsfraktionen haben 
in den Entwurf leider nur geschrieben, dass auf den vom Freistaat selbst bewirt-
schafteten Flächen darauf verzichtet wird. Wir wollen dieses Verbot auch auf ver-
pachtete Flächen ausdehnen. Ich sage Ihnen auch, warum: Der Staat Bayern hat 
Flächen, die ihm selbst gehören; aber die wenigsten davon bewirtschaftet er 
selbst. Die meisten Flächen werden verpachtet.

Ein Flächenvergleich: Die eigenbewirtschafteten Flächen umfassen gut 4.000 Hek-
tar, die verpachteten Flächen 14.000 Hektar. Daher wäre es sehr sinnvoll, in Pacht-
verträgen, die man neu abschließt – auch uns ist klar, dass wir in bestehende 
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Pachtverträge nicht eingreifen können –, einen Verzicht auf Totalherbizide vorzuse-
hen. Wir fordern das jedenfalls. Es wäre gut gewesen, wenn diese Forderung be-
rücksichtigt worden wäre. Damit hätten Sie von der CSU ein wichtiges Zeichen set-
zen können, dass Sie wirklich verstanden haben, welche Änderungen in der 
Landwirtschaft nötig sind, zumal diese Änderungen auch gesellschaftlich ge-
wünscht sind. Vor allem angesichts der Probleme, vor denen wir alle stehen und 
die angegangen werden müssen, wären auch diese Änderungen erforderlich ge-
wesen. Insofern stimmen wir, weil der Begriff der "Zweinutzungsrassen" jetzt hi-
neingekommen ist, dem Gesetzentwurf zu. Wir stimmen auch dem Änderungsan-
trag der CSU zu. Da geht es ja sozusagen ums Geld. Es ist klar, dass wir da 
zustimmen. Das war ein sinnvoller Antrag. Ich freue mich schon darauf, dass unse-
re Debatten weiterhin konstruktiv bleiben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Danke. – Der nächste Redner ist der 
Kollege Nikolaus Kraus von der Fraktion der FREIEN WÄHLER.

Nikolaus Kraus (FREIE WÄHLER): Wertes Präsidium, werte anwesende Kollegin-
nen und Kollegen! Meine zwei Vorredner haben sich ja schon sehr harmonisch mit-
einander ausgetauscht. Da möchte ich natürlich kein Wasser in den Wein gießen. 
Aber es ist gut herausgekommen, dass wir im Landwirtschaftsausschuss auch sehr 
lebhafte Debatten haben. Wir hatten hie und da schon Gäste aus verschiedenen 
Fraktionen, die auch als Vertreter für Kolleginnen und Kollegen da waren. Die 
meinten, dass es schon einen besonderen Charakter hat, wie wir da diskutieren. 
Aber wir diskutieren natürlich auch sehr sachlich und fachlich.

Zu den ganzen Vorgaben: Eigentlich waren wir schon überrascht, dass dieses 
Thema hier überhaupt noch mal behandelt werden muss, weil wir uns ja wirklich so 
einig waren. Man merkt auch, dass da sehr schnell reagiert worden ist. Zum Bei-
spiel war am 15. Juni 2021 die Vorgabe, und zwei Tage später, am 17., sind schon 
28 Verbände angeschrieben worden. Es sind noch nicht einmal alle auf der Liste, 
die ich kennen würde. Was mich ein bisschen überrascht hat, ist, dass es von den 
28 Verbänden bloß sieben Rückmeldungen gab. Das ist für mich ein Zeichen, dass 
wir bei dieser Vorlage eigentlich gar nicht so schlecht gearbeitet haben, denn sonst 
wären wir von den Betroffenen natürlich geschimpft worden.

Schön war, dass sich fünf Imkerverbände gemeldet haben. Ich mag jetzt gar nicht 
bis zum Volksbegehren Artenschutz "Rettet die Bienen" zurückgehen, aber Imker 
sind uns allen ganz wichtig. Ich weiß auch, dass einige Kollegen und Kolleginnen 
zum Beispiel schon auf Belegstellen waren und das mal angeschaut haben. Ich 
bekomme da Zustimmung. Das freut mich natürlich. Es ist wirklich sehr interessant, 
was man in diesem Job alles erlebt.

Ich möchte ganz kurz auf drei Punkte eingehen, auf das, was die Ministerin damals 
auch gesagt hat. Die Bayerischen Staatsgüter sind auch schon erwähnt worden. 
Wir finden die Ergebnisse gut. Allerdings möchte ich auch ein bisschen Kritik äu-
ßern: Über die Wege zur Gründung der Staatsgüter hätte ich mir schon ein biss-
chen mehr Informationen gewünscht. Aber das Ergebnis war dann ganz gut.

Was mich närrisch freut, ist, dass die Landwirtschaftsverwaltungen wieder zurück 
bei den Bezirksregierungen sind. Ich habe den Beruf ja auch mal gelernt, und das 
war damals so. Ich glaube, in München war das in der Karlstraße. Wenn man sich 
mit dem Beruf auseinandersetzt, hat man ja mit den Bezirksregierungen zu tun. Ich 
finde, das war sehr gut.

Was ich nicht so ganz optimal gefunden habe, war vor Kurzem die Ämterreform. 
Da ist uns natürlich nichts anderes übrig geblieben. Aber ich kann mir vorstellen, 
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dass es meinen Kollegen auch so geht. Wir haben draußen bei den Ämtern nach 
wie vor massive Personalprobleme. Mir tut es närrisch leid, weil ich ja auch ehren-
amtlich unterwegs bin, was mit den Ämtern in Verbindung gebracht worden ist: Da 
wird eigentlich von Ministeriumsseite her schon sehr der Rotstift angesetzt, für Ge-
schäftsführer, für gewisse Verbände, weil man da sparen muss. Da würde es viel-
leicht noch ein bisschen Handlungsbedarf und Gesprächsbedarf geben.

Die Tierzucht ist angesprochen worden, die Zweinutzungsrassen, der Bruderhahn 
usw. Leider reagiert der Markt nicht so gut auf das, was die Politik sich da vorstellt. 
So sind zumindest meine Rückmeldungen.

Aber Zweinutzungsrassen bei den Rindern sind sehr gut. Wenn jemand meine 
Joppe anschaut, sieht er da sogar ein Fleckvieh als Pin drauf, also kein bayeri-
sches Staatswappen, sondern meine Jacke ist wirklich eine gute alte Fleckvieh-
Jacke.

Bei den Pflanzenschutzmitteln war natürlich auch noch Handlungsbedarf; denn da 
ist in der Vergangenheit auch nicht alles gut gelaufen, besonders mit den FFH-Ge-
bieten. Da braucht man sich nicht wundern, wenn Politik nicht den besten Stellen-
wert in der Bevölkerung hat. Das gilt gerade bei den FFH-Gebieten. Wenn ich da 
an die 1990er-Jahre zurückdenke, in denen das eingeführt worden ist: Da hieß es 
immer, auch schriftlich, dass es keinerlei Nachteile gibt, weder für die Düngung 
noch für Pflanzenschutzmittel noch für die Bewirtschaftung. Irgendwann kam dann 
salamitaktikmäßig eines nach dem anderen heraus.

Ich bin sehr froh, dass es wirklich Ausnahmen gibt, die noch die Landwirtschafts-
behörden bewilligen können und nicht die Naturschutzbehörden. Dass natürlich 
Geräte zur Ausbringung von Pflanzenschutzmitteln überprüft und eine Prüfung 
beim TÜV gemacht werden muss, ist mittlerweile so selbstverständlich, wie ein 
Auto zum TÜV muss oder überwachungspflichtige Anlagen überprüft werden müs-
sen.

Zur Rede der Kollegin noch mal, zum Totalherbizid, das so ein Credo ist: Ich habe 
einige Bekannte, Spezln, die ganz wegkommen wollten von den Totalherbiziden 
und auf mechanische Bodenbearbeitung umgestellt haben. Bei den Dieselpreisen, 
die wir jetzt haben, kannst du dich gerne mal mit denen unterhalten. Die waren gar 
nicht so begeistert davon. Wenn einer den Beruf wirklich ordnungsgemäß ausübt 
und auch gelernt hat und vielleicht alle zehn Jahre mal ein bisschen von einem To-
talherbizid verwendet, ist mir das lieber, als wenn ich Unmengen Diesel verfahre, 
um das wirklich ordnungsgemäß zu bewirtschaften.

Aber ansonsten stimme ich natürlich zu – wie meine Kollegen schon gesagt haben 
–, Änderungsanträge werden behandelt wie angekündigt. – Danke für die Aufmerk-
samkeit und das Staade.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Nächster Redner ist der Abgeordnete 
Andreas Winhart von der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kolleginnen und 
Kollegen! Ja, wir haben in diesem Gesetzentwurf ein ganzes Themensammelsuri-
um. Man muss schon konstatieren, dass es kleine Randthemen sind und nicht die 
großen Würfe. Wir haben vor allem auch zu bemängeln, dass leider gerade das 
Thema Bürokratie nicht großartig behandelt wurde und dass es leider für die Bau-
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ern weiterhin ein großes Sammelsurium an Bürokratie gibt. Man hätte diese zahl-
reichen kleinen Änderungen ruhig mal nutzen können, entsprechend auszumisten.

Grundsätzlich sind auch positive Sachen enthalten. Das muss man ganz klar 
sagen. Deswegen werden wir uns bei der Abstimmung am Schluss enthalten.

Ich möchte noch auf ein paar Punkte eingehen, die mir persönlich am Herzen lie-
gen.

Das Thema Bienen ist gerade angesprochen worden. Ich weiß nicht, warum man 
hier an der Grenze von 50 Bienenvölkern bei der Zucht festhalten muss und eben 
diese Bürokratie schafft, dass man ab 50 Völkern entsprechende Meldeverfahren 
hat. Mit 50 Bienenvölkern mache ich das nicht hauptberuflich, meine Damen und 
Herren. Im Endeffekt sind wir da tatsächlich immer noch im Hobbybereich. Von 
dem her kann es eigentlich nicht sein, dass man hier auf der einen Seite schon so 
stark eingreift. Auf der anderen Seite ist es so: Wenn ich ein falsches Bienenvolk in 
ein Zuchtgebiet hineinbringe, zahle ich lediglich ein Ordnungsgeld von bis zu 
4.000 Euro – nicht 4.000 Euro, sondern bis zu 4.000 Euro. Der Schaden, den man 
damit anrichtet, ist aber um einiges größer.

Das steht in keinem Verhältnis, meine Damen und Herren. Deswegen verstehe ich 
nicht, warum man das bei der Bürokratie für die Imker oder die Bienenvolkzüchter 
– um das genauer zu sagen, weil es nicht um den Honig geht, sondern um die Bie-
nenvölker – so eng sieht, aber bei der Strafe, wenn jemand etwas Falsches ein-
bringt, so lax handelt und im Endeffekt bloß 4.000 Euro Ordnungsgeld in den 
Raum stellt.

Bei der Tierzucht haben wir das Thema Fleckviehhaltung. Sie wissen, wir haben 
neulich noch den einen oder anderen Antrag dazu im Ausschuss gehabt. Grund-
sätzlich hat es ja auch einen AfD-Antrag gebraucht, um die ganze Förderung die-
ser seltenen Nutztierrassen in die Gänge zu bringen. Ich habe heute noch mal un-
seren Antrag im letzten Landwirtschaftsausschuss angeschaut, in dem wir 
bemängelt haben, dass die Förderung für diese seltenen Nutztierrassen zumindest 
noch nicht auf der Website publiziert ist und an die Hobbyzüchter nicht kommuni-
ziert wird. Bis heute ist da nichts passiert. Das finde ich sehr schade, wenn man 
sich auf der anderen Seite hier damit rühmt, das im Gesetzentwurf stehen zu 
haben.

Beim Thema Kükenschreddern habe ich gemeint, meinen Ohren nicht trauen zu 
können. Meine Damen und Herren, ich kann mich erinnern, dass wir 2019 hier im 
Plenarsaal eine Diskussion zu einem Antrag der AfD hatten, mit dem wir das Kü-
kenschreddern verbieten wollten. Da haben die GRÜNEN und die SPD dagegen 
gewettert. Von der CSU haben wir gehört, das wäre grundgesetzwidrig, weil es in 
die Berufsfreiheit eingreift. Meine Damen und Herren, da können Sie sich jetzt mal 
an die eigene Nase fassen und sich vielleicht die Videos von damals noch mal an-
schauen, was Sie dazu gesagt haben. Ich finde es beschämend, dass Sie sich 
heute mit den Sachen rühmen, die Sie vor zwei Jahren, weil es ein AfD-Antrag 
war, abgelehnt haben. So läuft es hier nicht.

Wir haben noch ein paar andere Themen, die ich kurz anschneiden möchte. Beim 
Saatgutverkehrsrecht hätte man unserer Meinung nach ruhig ein bisschen Mon-
santo-feindlicher sein können. Das ist sehr freundlich denen gegenüber. Da hätte 
man ein bisschen restriktiver sein können.

Zu den Änderungsanträgen. Ja, das Vorgehen bei den Zinsen auf die Rückzahlun-
gen ist durchaus sinnvoll, wie man es jetzt wieder vorgeschlagen hat. Man hätte es 
aber auch noch landwirtschaftsfreundlicher machen können. Deswegen werden wir 
uns enthalten.
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Den Änderungsantrag der GRÜNEN lehnen wir ab, selbstverständlich nicht deswe-
gen, weil er von den GRÜNEN kommt, sondern weil es hier aus unserer Sicht sehr, 
sehr massive Gegenargumente gibt.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Abgeordneter, denken Sie an das 
Ende Ihrer Redezeit!

Andreas Winhart (AfD): Diese kann ich Ihnen jetzt leider nicht mehr mitteilen, weil 
Herr Gehring mir das Wort entzieht. Aber das macht nichts, alles gut.

(Zuruf)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ihre Redezeit ist zu Ende.

(Beifall bei der AfD)

Das Wort hat nun Herr Kollege Horst Arnold von der SPD-Fraktion.

(Andreas Winhart (AfD): Acht Sekunden!)

Horst Arnold (SPD): Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Vier Minu-
ten Redezeit bleiben uns als SPD, um heute dazu zu sprechen. Es geht immer 
noch um den Gesetzentwurf der Staatsregierung über Zuständigkeiten und den 
Vollzug von Rechtsvorschriften im Bereich des land- und forstwirtschaftlichen Zu-
ständigkeits- und Vollzugsgesetzes. An dieser Stelle sage ich: All das, was jetzt in-
haltlich besprochen und kritisiert worden ist, ist nur sinnvoll, wenn es auch in der 
Verwaltung ankommt und insoweit umgesetzt werden kann. Dies ist ein komplizier-
tes Regelwerk, das sogar das Landesstrafgesetz ändert und in das Polizeiaufga-
bengesetz eingreift. Hier kann man sich natürlich über Sky du Mont und Radio Bre-
men aufregen, und man kann einzelne Punkte herausziehen, aber das 
Entscheidende ist doch, dass die Verwaltung diese Änderung versteht und zügig 
und beherzt umsetzt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Landwirtschafts-
verwaltungen sind hier aus unserer Sicht viel zu wenig gefragt worden. Sie müssen 
par ordre du mufti Zuständigkeitsveränderungen ertragen und auch noch bürger-
freundlich ausführen. Hier fehlt es an der Konsequenz!

(Beifall bei der SPD)

Insbesondere durch die Zuständigkeitsverlagerung der Bereiche Versuche und Mo-
dellvorhaben sowie der Verwaltung der Versuchsgüter und der staatlichen Lehr- 
und Versuchsanstalten von der Landesanstalt für Landwirtschaft zum Staatsbetrieb 
Bayerische Staatsgüter werden komplexe Aufgaben übertragen, die in den bereits 
vorhandenen Behörden neben dem arbeitsintensiven Alltagsbetrieb neue Aufga-
benfelder eröffnen. Werden die Kolleginnen und Kollegen dort weitergebildet? Wie 
sieht es aus? Ist eine Zuständigkeit zur Ordnung oder eine Änderung dieses Ge-
setzes möglicherweise ein Argument dafür, im Alltagsbetrieb zu sagen, wir haben 
das Gesetz geändert und ich bin nicht mehr zuständig? – Damit ist der großartigen 
Leistung unserer Bauernschaft in keiner Weise Rechnung getragen. Man muss 
diese bei solchen Änderungen immer im Vorfeld mit ins Boot ziehen. Damit bin ich 
wieder beim Thema: Wer kann Ihnen zum Beispiel vom Bayerischen Bauernver-
band im Detail sagen, worin diese Änderung jetzt eigentlich besteht, wie sie ihre 
Leute beraten sollen und was in diesem Zusammenhang anders läuft? Sie vertrau-
en darauf, dass ein paar Überschriften geändert werden.

So viel zu den Änderungsanträgen. Wir stimmen für beide Änderungsanträge, aber 
im Grunde genommen bleibt das Dilemma in der verwaltungstäglichen Praxis. 
Richtig ist: Es fehlt an allen Ecken und Enden an kompetentem Personal. Das vor-
handene Personal erledigt seine Arbeit gut bis sehr gut, aber teilweise auch bis zur 
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Selbstaufgabe. Jetzt etwas an der Zuständigkeit zu ändern, ohne dies in den Per-
sonalkegel mitzunehmen, ist unverantwortlich und Sand in die Augen derjenigen 
gestreut, die es angeht, nämlich die, die mit der landwirtschaftlichen Verwaltung 
umgehen. Jawohl, Photovoltaikanlagen in den Staatsbetrieben! Für all dies braucht 
es aber Expertise. Dafür muss ich Fachleute heranziehen. Ob diese ihren Arbeits-
platz jetzt von da nach dort verlagern, ist auch eine Frage des individuellen Schick-
sals und des Respekts gegenüber der Arbeitskraft, die beim Freistaat arbeitet. 
Diese Punkte sind hier leider Gottes nicht angesprochen worden, müssen aber be-
achtet werden. Ich hoffe, Sie sind flexibel genug, diese wesentlichen Bestandteile 
unserer notwendigen Verwaltungsarbeit in den Haushaltsberatungen mit entspre-
chenden Planstellen zu berücksichtigen.

Insgesamt werden wir diesem Gesetz, so kompliziert, wie es ist, zustimmen, aber 
darauf achten, dass es angemessen und ordentlich vollzogen wird.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Nächster Redner ist Herr Kollege Sku-
tella von der FDP-Fraktion.

Christoph Skutella (FDP): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Den Anpas-
sungen der bayerischen Gesetzgebung an den geänderten umweltschutzrechtli-
chen Rahmen in den Bereichen Tierschutz, Weiderechte und Pflanzenschutz 
sowie den Anpassungen im Zusammenhang mit der Aufgabenverlagerung auf-
grund der Einrichtung der Bayerischen Staatsgüter stimmen auch wir als FDP-
Fraktion zu. Herr Kollege Schöffel hat schon ausgeführt, wir haben im Ausschuss 
über alles intensiv und konstruktiv diskutiert, auch über den Änderungsantrag der 
GRÜNEN in diesem Zusammenhang. Das Thema Zucht und Zweinutzungsrassen 
wurde heute schon thematisiert. Auch dieses fließt mit ein, was wir begrüßen.

Wir als FDP-Fraktion wollen einen nachhaltigen Einsatz von Pflanzenschutz- und 
Düngemitteln, aber wir setzen auf moderne Technologien und Züchtungsmethoden 
statt auf Verbote. Deswegen haben wir den zweiten Teil des Änderungsantrags der 
GRÜNEN abgelehnt. Ich muss ehrlich sagen: Wir haben 3,1 Millionen Hektar land-
wirtschaftliche Fläche, die in Bayern bewirtschaftet wird. Ich glaube nicht, dass wir 
für diese 14.000 Hektar, die von den GRÜNEN angesprochen wurden, eine Son-
derregelung brauchen.

(Gisela Sengl (GRÜNE): Dann brauchen wir sie für die anderen aber auch 
nicht!)

Das gilt auch für die Bereiche Tierzucht und Tierhaltung. Wir setzen hier auf Ent-
wicklung anstatt auf Verbote und Vorschriften. Uns geht es auch um die Verbesse-
rung der Tierhaltung und des Tierwohls im konventionellen und ökologischen Be-
reich. Die Änderungen, die formuliert wurden und über die wir diskutiert haben, 
unterstützen unsere Staatsgüter und deren gute Arbeit. Wir stehen zu unserer 
Landwirtschaft in ihrer Heterogenität. Wir wertschätzen die Arbeit unserer Landwir-
tinnen und Landwirte, egal ob konventionell oder ökologisch. Deshalb stimmen wir 
dem Gesetzentwurf zu.

(Beifall bei der FDP)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Es gibt eine Zwischenbemerkung der 
Kollegin Gisela Sengl. Frau Sengl, Sie haben das Wort.

Gisela Sengl (GRÜNE): Kollege Skutella, du hast gerade gesagt, du bist gegen 
Sonderregelungen. Bist du gegen ein Verbot von Totalherbiziden? Das ist der Arti-
kel 8. Wir haben nur eine Erweiterung gefordert. Ich bin jetzt ein bisschen erschüt-

Protokoll 18/131
vom 14.12.2022

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode 18269

http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000342.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000520.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000342.html
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000442.html


tert, muss ich ehrlich sagen. Bist du wirklich gegen ein Verbot von Totalherbiziden 
auf staatlichen Flächen?

Christoph Skutella (FDP): Ich gehöre nicht der landwirtschaftlichen Praxis an, 
aber du hast ja den Ausführungen des Kollegen Nikolaus Kraus lauschen dürfen, 
der in seiner Wortmeldung deutlich gemacht hat, wie es in der Praxis aussieht. Wir 
setzen auf Technologieoffenheit, Effizienz, Smart und Precision Farming, auf alles, 
was den Einsatz dieser Mittel reduziert und minimiert. Ich glaube aber, dass wir 
uns in einem so umfassenden Gesetzentwurf wie diesem nicht auf diese verpach-
teten Flächen, diese 14.000 Hektar, kaprizieren sollten. Wir bleiben dabei, dass wir 
dem zustimmen.

(Beifall bei der FDP)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ist das noch eine Wortmeldung?

(Martin Schöffel (CSU): Ja!)

– Es gibt eine Wortmeldung des Kollegen Schöffel. Bitte. Das Wort hat Herr Kolle-
ge Schöffel von der CSU-Fraktion.

Martin Schöffel (CSU): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn 
Herr Kollege Arnold hier sagt, es fehle in der bayerischen Landwirtschaftsverwal-
tung an allen Ecken und Enden an kompetentem Personal, weise ich das mit Ent-
schiedenheit zurück. Wir haben ausschließlich kompetentes Personal, Herr Kolle-
ge Arnold,

(Beifall bei der CSU)

für die verschiedensten Aufgaben. Dies so darzustellen, können wir auf keinen Fall 
akzeptieren. Die Frage ist immer, wo man das Personal einsetzt und welche Auf-
gaben man dem Personal zuteilt, aber dazu möchte ich Ihnen eines sagen: Die 
Menschen müssen nicht ihren Arbeitsplatz und damit ihren Wohnort verlagern, 
sondern können auch weiterhin an dem Arbeitsplatz eingesetzt werden, wo sie 
derzeit eingesetzt werden. Wir haben, wie gesagt, eine starke Landwirtschaftsver-
waltung mit ausschließlich kompetentem Personal. Jeder, der für unsere landwirt-
schaftliche Beratung tätig ist, hängt sich für die Bäuerinnen und Bauern richtig rein.

Ich will auch einen zweiten Aspekt betonen – ich habe es vorhin nicht angespro-
chen, aber Frau Kollegin Sengl legt Wert darauf –: Für uns kommt es nicht in 
Frage, dass man den Landwirten, Bäuerinnen und Bauern, die staatliche Flächen 
vom Freistaat Bayern gepachtet haben, verbietet, zugelassene Pflanzenschutzmit-
tel einzusetzen. Warum, liebe Kolleginnen und Kollegen? – Diese Pflanzenschutz-
mittel werden vor dem Einsatz auf ihre Umweltverträglichkeit getestet. Es ist die 
unternehmerische Entscheidung des Landwirts, wann er sie einsetzt. Wir machen 
es nicht mit, so einzugreifen, so zu regeln und so zu reglementieren. Das kommt 
überhaupt nicht infrage.

Wir weisen auch zurück, was da von Brüssel zum Einsatz von Pflanzenschutzmit-
teln in sensiblen Gebieten, zum Beispiel in FFH-Gebieten, kommt. Das geht viel zu 
weit. Ich möchte darauf hinweisen: Diese wertvollen Lebensräume für Tiere und 
Pflanzen sind nicht durch Zufall, sondern durch die Arbeit von Bäuerinnen und 
Bauern über Generationen entstanden. Wir sind ihnen schuldig, dass sie diese Flä-
chen auch in Zukunft bewirtschaften können.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Schöffel, es gibt eine Zwischenbe-
merkung. – Kollege Arnold, bitte.

Horst Arnold (SPD): Herr Kollege Schöffel, danke, dass Sie mir noch einmal Gele-
genheit dazu geben, das klarzustellen. Natürlich ist die Landwirtschaftsverwaltung 
kompetent. Aufgrund ihrer zahlenmäßigen Besetzung ist sie aber zunehmend hoff-
nungslos überfordert. Wenn Sie den Fachberatern sagen, da komme jetzt noch 
eine weitere Aufgabe auf sie zu, dann werden sie nicht begeistert sein, weil sie 
nämlich im Rahmen dessen, was sie leisten, schon so viele Dinge schultern, dass 
in der Tat an allen Ecken und Enden ein Bedürfnis besteht, mehr fachkompetente 
Kolleginnen und Kollegen zu haben.

Ihre weitere Ausführung, was Sie vorschlagen oder nicht vorschlagen, ist nicht 
ganz zutreffend. Wir haben schon vor vielleicht zehn Jahren auch bei bayerischen 
verpachteten Flächen ein Gentechnikverbot ausgesprochen. Das war damals sehr 
konsensual.

Ich möchte Sie jetzt einmal fragen, ob es in irgendeiner Weise einen sachlichen 
Grund gibt, das in dem Zusammenhang – gerade beim Totalherbizidverbot – nicht 
anzuwenden. Sie könnten, Sie wollen es in dem Fall aber nicht. Welche Interessen 
leiten Sie da? Das müssen Sie uns jetzt erklären.

Martin Schöffel (CSU): Lieber Kollege Arnold, ich kann nur noch einmal sagen: 
Wir haben zum einen kompetentes Personal. Es steht für die Bäuerinnen und Bau-
ern in der Fläche zur Verfügung. Die Standorte sind erhalten, und das Personal ist 
für die Bauern vor Ort ansprechbar.

Was zum anderen das Thema Totalherbizid anbelangt: Der Kollege Nik Kraus hat 
das, glaube ich, umfassend ausgeführt. Es gibt klare Regelungen, wann das einge-
setzt werden darf und wann nicht. Es gibt eben auch Situationen, in denen man ein 
Herbizid einsetzen soll. Das sind entsprechend geprüfte Mittel, die angewendet 
werden können. Sie aber schreiben den Bäuerinnen und Bauern immer mehr vor. 
Vorhin haben Sie das selbst kritisiert.

Ich würde deswegen sagen: Lieber etwas weniger Vorgaben, etwas weniger Kon-
trollen und wieder mehr auf eine gute fachliche Praxis setzen. Das ist richtig. Die 
Bauern wissen viel besser als Sie, als ein Richter und Jurist, wann sie ein Pflan-
zenschutzmittel einsetzen und wann nicht. Da gibt es entsprechende Vorgaben, an 
die sie sich halten müssen. Für den Einsatz von Pflanzenschutztechnik und Pflan-
zenschutzmitteln müssen Landwirte regelmäßig ihre Sachkunde nachweisen und 
Kurse zur Weiterbildung besuchen.

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Schöffel, Ihre Redezeit geht zu 
Ende.

Martin Schöffel (CSU): Um zu entscheiden, wann das eingesetzt werden darf, 
braucht es sicherlich nicht Sie.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Nun hat die Kollegin Gisela Sengl von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Gisela Sengl (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
So schön und konstruktiv die Aussprache war, Herr Kollege Schöffel schafft es 
dann doch immer wieder, dass ein bisschen Streit entsteht.

Erstens muss ich sagen: Ich finde es wirklich eine Wortverdreherei, wenn man dem 
Kollegen Arnold unterstellt, er hätte gesagt, dass es an den Ämtern inkompetente 
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Mitarbeiter gebe. – Er hat das mit keinem Wort gesagt. Er hat nur gesagt: Die sind 
überarbeitet. Ich glaube, das könnt nicht einmal ihr abstreiten.

Das Zweite ist: Ihr habt einfach nicht begriffen, was Totalherbizid bedeutet. Ihr habt 
auch das Volksbegehren, das ihr selber in ein Gesetz umgewandelt habt, nicht be-
griffen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich glaube, ihr bereut heute zutiefst, dass ihr das überhaupt gemacht habt. Anders 
kann man sich eure Vorgehensweise nicht erklären. Was das Verbot von Totalher-
biziden betrifft, ist das auf den eigenbewirtschafteten Flächen einfach lächerlich. 
Da tut es ja keinem weh. Da findet ihr das anscheinend gut. Auf anderen Flächen 
findet ihr das aber nicht gut.

Dann sagt es doch gleich: Ihr wollt, dass Glyphosat für immer und ewig auf allen 
bayerischen Flächen verteilt wird. Gift für unsere bayerischen Äcker – wenn das 
eure Meinung ist, dann gute Nacht Bayern.

(Beifall bei den GRÜNEN – Alexander König (CSU): So eine harmonische 
Aussprache!)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 
vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung.

Der Abstimmung zugrunde liegen der Gesetzentwurf der Staatsregierung auf der 
Drucksache 18/23815, der Änderungsantrag der CSU-Fraktion und der Fraktion 
FREIE WÄHLER auf der Drucksache 18/25122, der Änderungsantrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf der Drucksache 18/24524 und die Beschlussemp-
fehlung mit Bericht des federführenden Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten auf der Drucksache 18/25640. 

Vorab ist über den Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf 
der Drucksache 18/24524 abzustimmen. Der federführende Ausschuss für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten empfiehlt den Änderungsantrag zur Ablehnung. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die SPD-Fraktion. Bitte die Gegenstimmen 
anzeigen. – Das sind die FREIEN WÄHLER, die CSU, die FDP und die AfD sowie 
die fraktionslosen Abgeordneten Plenk, Klingen, Bayerbach. Stimmenthaltung? – 
Der fraktionslose Abgeordnete Busch. Damit ist der Änderungsantrag auf der 
Drucksache 18/24524 abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Gesetzentwurf der Staatsregierung 
über Zuständigkeiten und den Vollzug von Rechtsvorschriften im Bereich der Land- 
und Forstwirtschaft auf der Drucksache 18/23815. Der federführende Ausschuss 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten empfiehlt Zustimmung zum Gesetzent-
wurf mit der Maßgabe, dass mehrere Änderungen durchgeführt werden. Der end-
beratende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration hat 
einstimmig der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zuge-
stimmt mit der Maßgabe, dass weitere Änderungen durchgeführt werden. Im Ein-
zelnen verweise ich hierzu auf Drucksache 18/25640. Darüber hinaus wird vorge-
schlagen, die von den Ausschüssen empfohlene Ergänzung des Artikels 1 
Nummer 1 um die Wörter "insbesondere Zweinutzungsrassen" in Kommas zu set-
zen, das heißt also, vor dem Wort "insbesondere" und nach dem Wort "Zweinut-
zungsrassen" jeweils ein Komma einzufügen.
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Wer dem Gesetzentwurf mit den empfohlenen Änderungen zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die SPD, 
die FREIEN WÄHLER, die CSU, die FDP und die fraktionslosen Abgeordneten 
Bayerbach, Klingen, Plenk und Busch. Gegenstimmen bitte anzeigen! – Stimment-
haltungen bitte anzeigen! – Das ist die AfD-Fraktion. Dann ist das so beschlossen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der 
Geschäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in ein-
facher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich nicht.

Wer dem Gesetzentwurf in der soeben beschlossenen Fassung seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das sind BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, die SPD, die FREIEN WÄHLER, die CSU, die FDP und die frakti-
onslosen Abgeordneten Bayerbach, Klingen, Plenk und Busch. Gegenstimmen 
bitte ich auf die gleiche Weise anzuzeigen. – Ich sehe keine. Stimmenthaltungen 
bitte anzeigen. – Das ist die AfD-Fraktion. Das Gesetz ist damit angenommen. Es 
hat den Titel: "Gesetz über Zuständigkeiten und den Vollzug von Rechtsvorschrif-
ten im Bereich der Land- und Forstwirtschaft – Land- und forstwirtschaftliches Zu-
ständigkeits- und Vollzugsgesetz". 

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der soeben beschlossenen Fassung hat 
der Änderungsantrag auf der Drucksache 18/25122 seine Erledigung gefunden. 
Das Hohe Haus nimmt davon Kenntnis.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 15 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes (Drs. 18/24229)
- Zweite Lesung -

Wie vorab bekannt gegeben, haben sich die Fraktionen darauf verständigt, auf die 
Aussprache zu verzichten. Wir kommen daher sofort zur Abstimmung.

Der Abstimmung zugrunde liegen der Gesetzentwurf der Staatsregierung auf 
Drucksache 18/24229 sowie die Beschlussempfehlung mit Bericht des federfüh-
renden Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz auf Drucksa-
che 18/25638. Der federführende Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz 
empfiehlt einstimmig Zustimmung zum Gesetzentwurf auf der Drucksa-
che 18/24229. Der endberatende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfra-
gen und Integration empfiehlt ebenfalls einstimmig die Annahme des Gesetzent-
wurfs mit der Maßgabe, dass in § 2 als Datum des Inkrafttretens der 
"1. Januar 2023" eingefügt wird. Im Einzelnen verweise ich auf die Drucksa-
che 18/25638.

Wer dem Gesetzentwurf mit dieser Maßgabe zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen und die fraktionslosen Abgeordneten 
Bayerbach, Klingen, Plenk und Busch. Sehe ich irgendwelche Gegenstimmen? – 
Stimmenthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der 
Geschäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in ein-
facher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich nicht.

Wer dem Gesetzentwurf in der soeben beschlossenen Fassung seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das sind alle Fraktionen und 
die fraktionslosen Abgeordneten Busch, Plenk, Bayerbach und Klingen. Gegen-
stimmen? – Ich sehe keine. Stimmenthaltungen? – Sehe ich auch keine.
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Dann ist das Gesetz angenommen. Es hat den Titel: "Gesetz zur Änderung des 
Bayerischen Naturschutzgesetzes".

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 16 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Bayerischen Universitätsklinikagesetzes 
(Drs. 18/24230)
- Zweite Lesung -

Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach der Vereinbarung im Ältestenrat 
32 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit 
der stärksten Fraktion. – Ich erteile dem Kollegen Dr. Stephan Oetzinger von der 
CSU-Fraktion das Wort.

Dr. Stephan Oetzinger (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen 
und werte Kollegen, Herr Staatsminister! Wir beraten heute in Zweiter Lesung die 
Novelle des Bayerischen Universitätsklinikagesetzes. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, uns allen in diesem Hohen Haus ist dabei die hohe Qualität unserer baye-
rischen Universitätsklinika bewusst. Unsere Klinika in München, Erlangen, Regens-
burg, Würzburg und neu auch in Augsburg leisten hervorragende Arbeit. Sie 
stehen nicht nur für Spitzenforschung und Medizinerausbildung auf Spitzenniveau, 
sie bilden auch das Rückgrat der stationärmedizinischen Versorgung in Bayern. 
Darauf sind wir zu Recht stolz. Wir sagen an dieser Stelle Danke – Danke an all 
diejenigen, die Tag für Tag an dem Erfolg unserer bayerischen Uniklinika mitarbei-
ten, nicht nur in der Pandemie, sondern auch darüber hinaus.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Meine Damen und Herren, als Gesetzgeber schaffen wir einerseits die finanziellen 
Rahmenbedingungen für unsere bayerischen Uniklinika. Hierzu zählt der Ausbau 
der Uniklinika in Bayern mit Milliardeninvestitionen, beispielsweise hier in Mün-
chen-Großhadern, oder auch der Aufbau des Uniklinikums in Augsburg. Dazu zäh-
len natürlich auch die Kooperationen, die wir ins Leben gerufen haben, um insbe-
sondere auch den ländlichen Raum in Bayern mit dem Medizincampus 
Oberfranken und dem Medizincampus Niederbayern besser zu erschließen.

(Beifall bei der CSU)

Künftig stehen damit im Freistaat knapp 19.000 Studienplätze für Humanmedizin 
zur Verfügung. Damit ist der Freistaat hier Vorreiter. Das macht kein anderes Bun-
desland. Hier ist Bayern spitze, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Ich möchte an dieser Stelle auch ein herzliches Dankeschön an die Kolleginnen 
und Kollegen des Gesundheitsausschusses sagen, stellvertretend an den Vorsit-
zenden Bernhard Seidenath, der sich für dieses Thema schon seit vielen Jahren 
starkmacht, um damit die medizinische Versorgung in Bayern auch in Zukunft zu 
sichern.

Neben dem Rahmen, den wir finanziell schaffen, was die Gebäulichkeiten angeht, 
schaffen wir als Gesetzgeber andererseits auch die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen für eine positive Weiterentwicklung der bayerischen Universitätskliniken. Das 
Gesundheitssystem hat sich in den letzten zwanzig, dreißig Jahren gewandelt – 
durch den demografischen Wandel sowie durch den medizinischen, technologi-
schen und wissenschaftlichen Fortschritt. Meine Damen und Herren, wir wollen 
den bayerischen Uniklinika ein optimales Ökosystem und optimale Rahmenbedin-

18274 Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode Protokoll 18/131
vom 14.12.2022

https://www.bayern.landtag.de/webangebot2/webangebot/vorgangsanzeige?wp=18&drsnr=24230
https://www.bayern.landtag.de/webangebot2/webangebot/vorgangsanzeige?wp=18&drsnr=24230
http://www.bayern.landtag.de/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000557.html


gungen geben, um auch weiterhin im Bereich der Ausbildung, der Forschung und 
der medizinischen Versorgung Spitzenpositionen innezuhaben.

Gerade mit der nun vorgelegten Gesetzesnovelle gehen wir zahlreiche Herausfor-
derungen unserer Universitätsklinika an. Wir wollen im Bereich des Bauens an un-
seren Uniklinika neue Wege gehen. Wir erhöhen den Rahmen für Kleine Baumaß-
nahmen von 5 auf 10 Millionen Euro. Ebenso eröffnen wir den Uniklinika – analog 
zu den Universitäten und Hochschulen im Hochschulinnovationsgesetz – die Mög-
lichkeit, selbst die Bauherreneigenschaft zu übernehmen, sei es jetzt für einzelne 
Projekte oder generell. Wir gehen einen Schritt weiter als im Hochschulinnovati-
onsgesetz: Wir eröffnen die Möglichkeit, dass sich unsere bayerischen Universi-
tätskliniken im Bereich des Bauens am Kreditmarkt finanzieren, um damit noch 
mehr Agilität und Schnelligkeit, was den Bau im Bereich der Uniklinika angeht, zu 
erreichen.

Stichwort Translation: ein Thema, das wir mit dem neuen Gesetz ebenfalls ange-
hen. Meine Damen und Herren, wir wollen gerade in diesem Bereich das Zusam-
menspiel der Unikliniken, der Krankenhäuser, der niedergelassenen Ärzte und des 
öffentlichen Gesundheitsdienstes immer stärker vernetzen. Wie das Gesundheits-
wesen zum lernenden System wird, haben wir uns in der Corona-Pandemie aneig-
nen müssen. Hier hat sich aber auch deutlich gezeigt, dass sich das bayerische 
Gesundheitswesen bewährt hat. Wir sind spitze, was die wissenschaftlichen Er-
kenntnisse angeht, und davon sollen und müssen Patientinnen und Patienten noch 
schneller profitieren können. Daher, meine Damen und Herren, schaffen wir nun 
mit dem heutigen Beschluss eine gesetzliche Grundlage, die es ermöglicht, For-
schungsdaten im Gesundheitsbereich besser in die tägliche Arbeit von Wissen-
schaft und Ärzten zu integrieren; denn klar muss sein: Big Data hilft heilen.

Welche Fähigkeiten in der deutschen Wissenschafts-Community schlummern, hat 
ebenfalls die Corona-Pandemie gezeigt. Man braucht als ein Exempel nur die Ent-
wicklung des ersten Impfstoffs gegen das Coronavirus herauszugreifen. Dieses 
Know-how wollen wir auch bei uns schnellstmöglich umsetzen und möglichst 
schnell in die Anwendung bei Patientinnen und Patienten bringen. Dafür schaffen 
wir mit der vorliegenden Gesetzesnovelle die Grundlage, damit unsere Uniklinika 
leichter Unternehmen gründen und sich an Unternehmen beteiligen können. Dabei 
räumen wir auch selbstverständlich dem ORH ein ausreichendes Prüfrecht für die 
Kernaufgaben der Uniklinika und den Hochschulbau ein. Entsprechende Ände-
rungsanträge wurden von den Regierungsfraktionen, von CSU und FREIEN WÄH-
LERN, im Wissenschaftsausschuss und im Haushaltsausschuss eingebracht.

Die Novelle trifft zudem die notwendigen Regelungen, die aus der Umsatzsteuer-
problematik erwachsen, um auch hier zukunftsfest zu sein. Zwar hat das Bundes-
ministerium für Forschung angekündigt, dass die Regelung erst ab 01.01.2024 gel-
ten wird, wir werden aber damit jetzt schon die notwendigen Weichenstellungen 
vornehmen.

Abschließend möchte ich noch mal deutlich unterstreichen, dass unsere baye-
rischen Universitätskliniken hervorragende Arbeit im Bereich der Medizinerausbil-
dung und der Forschung, aber auch der Patientenversorgung leisten. Die Novelle 
des Universitätsklinikagesetzes stellt die Ergänzung des Hochschulinnovationsge-
setzes dar und schafft die Rahmenbedingungen dafür, dass unsere Uniklinika auch 
zukünftig in der Champions League der medizinischen Spitzenforschung spielen. 
Daher bitte ich um Ihre Zustimmung.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)
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Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Danke. – Das Wort hat nun die Kollegin 
Verena Osgyan von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Verena Osgyan (GRÜNE): Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen! Auch ich 
muss meinerseits die herausragende Rolle der Universitätskliniken in Bayern bei 
der Forschung, aber auch bei der Patientenversorgung betonen und mich ganz 
herzlich bei den Beschäftigten dort bedanken, bei den Forscher*innen, bei den 
Pflegenden, bei den Ärztinnen und Ärzten, die Herausragendes leisten und auch in 
der Pandemie einen sehr erheblichen Beitrag dazu geleistet haben, dass wir wei-
testgehend gut durch diese Zeit gekommen sind.

Die Universitätsklinika zu stärken und zukunftsfest aufzustellen, ist ein wichtiges 
Ziel. Wir waren ja mit Teilen unseres Wissenschaftsausschusses vor Kurzem in 
Boston und haben uns dort angesehen, wie es in den USA aussieht. Ich kann nur 
sagen: Ich habe schon mitgenommen, dass wir prinzipiell hier in Bayern alles 
haben, was uns befähigt, in der Zukunft mithalten zu können, auch wenn man na-
türlich an verschiedenen Stellschrauben noch drehen kann.

Über den vorliegenden Gesetzentwurf wurde bereits ziemlich ausführlich in Erster 
Lesung und in den Ausschüssen debattiert. Ich sehe ihn vor allem als eine Anpas-
sung an das Hochschulgesetz, das im Sommer in Kraft getreten ist. Über das 
Hochschulgesetz haben wir sehr ausführlich debattiert. Ich muss zwar sagen, dass 
es von unserer Seite viel Kritik gab, die nicht ausgeräumt wurde; aber zumindest 
wurde das Gesetz jetzt in einer Weise entschärft, dass man damit leben kann.

Das Universitätsklinikagesetz ist demnach eine folgerichtige Anpassung an die 
Normen im Hochschulinnovationsgesetz. Über Punkte wie die Bauherreneigen-
schaft kann man sich weiterhin trefflich streiten. Die Erleichterung von Ausgründun-
gen ist natürlich sinnvoll. Das gilt auch für den Transfer der Krankenversorgung in 
die berufliche Praxis, in Wirtschaft und Gesellschaft. Mir fehlt, dass noch Themen 
wie die Grundlagenforschung oder auch die anwendungsbezogene Forschung an 
seltenen Krankheiten stärker in den Fokus genommen werden. Zu diesen Themen 
hatten wir im Landtag Anhörungen. Das wird eine Aufgabe für die Zukunft bleiben.

In der Ersten Lesung haben wir im Wissenschaftsausschuss diesem Gesetzent-
wurf zugestimmt. Im Plenum hatten wir bereits angemerkt, dass wir bei der Redu-
zierung der Prüfungsmöglichkeiten für den ORH nicht mitgehen können. Die CSU-
Fraktion hat dazu einen Änderungsantrag eingebracht, der das Problem zumindest 
im Hinblick auf die Kernaufgaben der Universitätskliniken geheilt hat. Wir haben 
diesem Änderungsantrag zugestimmt. Bei der Debatte im Haushaltsausschuss 
haben wir jedoch gemerkt, dass der Teufel im Detail steckt. Der ORH hat diesbe-
züglich weitere Befugnisse gefordert. Die Debatte war, wie ich von meinen Kolle-
ginnen und Kollegen gehört habe und dem Protokoll entnehmen konnte, sehr lang.

Wir sind nicht mehr überzeugt, dass das Problem mit dem genannten Änderungs-
antrag geheilt ist. Gerade im Hinblick auf das Outsourcing einzelner Einheiten aus 
den Universitätsklinika und bezüglich der Bauherreneigenschaft erachten wir nach 
wie vor weitere Prüfungsmöglichkeiten des ORH für sinnvoll. Demzufolge werden 
wir uns zu diesem Gesetzentwurf enthalten. Dieser Gesetzentwurf ist zwar nicht 
der große Wurf, aber wir werden mit ihm auf absehbare Zeit leben können und 
müssen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Das Wort hat nun Herr Kollege Dr. Hu-
bert Faltermeier von der Fraktion der FREIEN WÄHLER.
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Dr. Hubert Faltermeier (FREIE WÄHLER): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehr-
ter Herr Minister, meine sehr geehrten Damen und Herren! Die bayerischen Univer-
sitäten sind gut, spitze und strahlen weit über ihren eigenen Wirkungsbereich in 
den ländlichen Bereich hinein. Ihre Attraktivität ist unbestritten. Mit über 
400.000 Studenten, vielen, vielen Erstsemestern und über 40.000 Stellen, darunter 
8.000 Professorenstellen, können sie sich sehen lassen. Unser Dank gilt den Klini-
ken, da sie in schwierigen Zeiten, zum Beispiel während der Corona-Pandemie 
und der Grippeepidemie, ihrem Auftrag der Ausbildung, Forschung, Lehre und Pa-
tientenbehandlung mehr als nachkommen.

Die Universitätsklinika wirken nicht nur in ihrem Elfenbeinturm, sondern strahlen 
auch auf das Land hinaus. Viele ländliche Krankenhäuser rekrutieren ihre Ärzte, 
Assistenten und Chefärzte aus den naheliegenden Universitätskliniken. Dazu trägt 
auch das Bayerische Landarztgesetz bei, das die Versorgung der ländlichen Re-
gionen sichert.

Für die Flächenwirkung sind die Medizincampus in Oberfranken und Niederbayern 
wichtig. Dieses Universitätsklinikagesetz ist eine Fortsetzung des Hochschulinno-
vationsgesetzes. Damit wird eine bessere Kooperation zwischen den Kliniken und 
den Universitäten, aber auch zwischen den einzelnen Kliniken untereinander er-
reicht. Das bringt uns weiter. Wir sind mit diesem Gesetz auf dem Weg zu einer 
besseren Zusammenarbeit. Die bessere Nutzung der Forschungs- und Wissen-
schaftsdaten wird zu einem Fortschritt führen.

Die Freiheiten bei den Finanzierungen setzt das Hochschulinnovationsgesetz bes-
ser um. Im Übrigen glaube ich, dass die Rechte des Obersten Rechnungshofs 
durch den Ergänzungsantrag gewahrt sind. Deshalb bitten wir, dem Gesetzentwurf 
zuzustimmen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Nun hat Herr Abgeordneter Ferdinand 
Mang von der Fraktion der AfD das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Ferdinand Mang (AfD): Sehr verehrter Herr Präsident, sehr verehrte Damen und 
Herren Kollegen! In dieser Debatte geht es um eine Novelle des Universitätsklini-
kagesetzes. Die Universitätskliniken sollen nun leichter mit Privatunternehmen zu-
sammenarbeiten können, sei es beispielsweise durch Beteiligung oder Unterneh-
mensgründungen.

Ich mache es kurz und schmerzhaft: Dieses Gesetz ist ebenso wie das Hochschu-
linnovationsgesetz verfassungswidrig. Der Oberste Rechnungshof, kurz ORH ge-
nannt, ist extra wegen dieses Gesetzes im Haushaltsausschuss vorstellig gewor-
den und hat ausdrücklich moniert, dass das verfassungsrechtlich geschützte 
Prüfungsrecht des ORH nicht ausreichend gewahrt ist.

Bemerkenswert ist, dass Sie angesichts all der vorangegangenen Skandale das 
Prüfungsrecht des ORH, wie dies beim Hochschulinnovationsgesetz der Fall gewe-
sen ist, gänzlich streichen wollten. Natürlich: Wo der ORH kein Auge darauf hat, da 
kann sich der schwarze Filz ungehindert ausbreiten.

(Robert Brannekämper (CSU): Was soll denn der Unsinn?)

Nun haben Sie dem ORH durch eine Tischvorlage ein eingeschränktes Prüfungs-
recht zugestanden. Aber auch das hat der ORH moniert. So soll der ORH lediglich 
im Kernbereich prüfen dürfen. Allerdings sind die Kernaufgaben sehr eng definiert 
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und beispielsweise Ausgründungen davon ausgenommen. So bleiben nach den 
Ausführungen des ORH immer noch "blinde Flecken", welche in der Zukunft Milliar-
dengröße annehmen können. Sehr viel Dünger für den schwarzen Filz.

Zudem kritisieren wir auch die damit einhergehende Verletzung der Wissenschafts-
freiheit. Lebendige wissenschaftliche Freiheit benötigt auch immer Rahmen, sonst 
versinkt die Freiheit in Anarchie, und der Skrupelloseste und Stärkste diktiert die 
Regeln. Die Mittel dürfen nicht unkontrolliert in privatrechtlichen Konstruktionen 
versickern. Es muss sichergestellt bleiben, dass die Gelder für Forschung und 
Lehre genutzt werden. Hierzu ist die uneingeschränkte Kontrolle durch den ORH 
notwendig und verfassungsrechtlich geboten.

Nun denn, dies alles wird Sie nicht abhalten. Wir werden daher, wie schon gegen 
das Hochschulinnovationsgesetz, auch gegen dieses Gesetz Klage einreichen. Die 
AfD legt damit Zeugnis ab, dass uns der Schutz der Verfassung und die Einhaltung 
von Recht und Ordnung eiserner Grundsatz sind und es die Regierung Söder ist, 
welche notorisch die Verfassung bricht und verletzt. Damit ende ich mit dem geflü-
gelten Wort meines Kollegen Peter Boehringer: "Wo ist der Verfassungsschutz, 
wenn man ihn braucht?"

(Robert Brannekämper (CSU): Der ist mit der AfD beschäftigt!)

Im Übrigen bin ich der Meinung, dass sämtliche Corona-Beschränkungen aufgeho-
ben werden müssen.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Abgeordneter, bleiben Sie am 
Rednerpult. Es gibt eine Intervention des Herrn Kollegen Dr. Stephan Oetzinger 
von der CSU-Fraktion. Bitte, Herr Dr. Oetzinger.

Dr. Stephan Oetzinger (CSU): Herr Kollege Mang, dass Sie mit dem Begriff Wis-
senschaftsfreiheit nichts anfangen können, sei Ihnen verziehen. Das war so zu er-
warten. Allerdings möchte ich schon auf die Antwort auf Ihre Anfrage bzw. die An-
frage Ihres Kollegen Singer an das Plenum verweisen, wonach im Rahmen des 
Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes keinerlei Veränderungen bezüglich 
des Prüfungsrechts des ORH vorgenommen worden sind. Was Sie hier erzählen, 
ist völliger Unsinn. Das hätte Ihnen schon als Mitglied des Haushaltsausschusses 
deutlich werden müssen.

(Beifall bei der CSU)

Ferdinand Mang (AfD): Ich kann hier nur den ORH zitieren. Im Haushaltsaus-
schuss wurde ja schon über das Hochschulinnovationsgesetz gesprochen. Damals 
hat der ORH moniert, dass ihm das Prüfungsrecht eingeschränkt wurde.

(Michael Hofmann (CSU): Der ORH hat am Ende damit kein Problem mehr 
gehabt!)

Jetzt geht es um das Universitätsklinikagesetz. Auch da hat der ORH das fehlende 
Prüfungsrecht moniert. Selbst die Tischvorlage, die Sie eingereicht haben, hat der 
ORH beanstandet: Diese sei nicht ausreichend. Wir werden ja sehen, wie die Kla-
gen ausgehen.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Der nächste Redner ist Herr Kollege 
Volkmar Halbleib von der SPD-Fraktion.
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Volkmar Halbleib (SPD): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr 
Staatsminister! Die SPD-Fraktion wird sich zu diesem Gesetzentwurf in Zweiter Le-
sung der Stimme enthalten. Ich sage es ganz ehrlich: Uns fällt selbst diese Enthal-
tung schwer, weil der Gesetzentwurf nicht das hält, was von Herrn Minister Blume 
in der Ersten Lesung hierzu mit großer Geste deklamiert wurde.

Natürlich hat dieses Gesetz Teile, die umgesetzt werden müssen. Wir haben uns 
an dieser Debatte konstruktiv beteiligt, mein Kollege Christian Flisek schon in der 
Ersten Lesung. Ich komme gleich zu der berechtigten Kritik an diesem Gesetzent-
wurf: Wir haben an den bayerischen Universitätskliniken Spitzenmedizin. Ich be-
danke mich im Namen der SPD-Fraktion an dieser Stelle ausdrücklich für die dort 
erbrachten ärztlichen und pflegerischen Leistungen, nicht nur, aber gerade wäh-
rend der letzten drei Jahre. Allerdings wird dieser Gesetzentwurf der Staatsregie-
rung zu den Uniklinika dieser Spitzenleistung der Klinika bei Weitem nicht gerecht, 
er kann da nicht mithalten. Dennoch hat Wissenschaftsminister Blume das Hohe 
Haus in seiner Einbringungsrede ermahnt, diesen Gesetzentwurf zügig zu beraten. 
Was mussten wir dann in den Beratungen feststellen? – Der Gesetzentwurf musste 
vom Parlament an sieben Stellen durch Änderungsanträge nachgebessert werden. 
Was mussten wir feststellen? – Die Prüfungsrechte des Bayerischen Obersten 
Rechnungshofs gemäß Artikel 104 Absatz 1 wurden vom Ministerium einfach he-
rausgestrichen. Diese empfindliche und nicht nachvollziehbare Lücke musste das 
Parlament erst schließen.

(Zuruf: Pfui!)

Die vorgeschlagene Regelung schließt diese Lücke nach unserer Überzeugung 
nur unzureichend.

Sehr geehrter Herr Staatsminister, die Beratungen in den Ausschüssen offenbaren 
eine desaströse Kooperation und Kommunikation des Wissenschaftsministeriums 
mit dem Bayerischen Obersten Rechnungshof. Ich habe in meinen vierzehneinhalb 
Parlamentsjahren schon viel erlebt; aber einen solchen Umgang mit dem Verfas-
sungsorgan ORH bei einem Gesetzentwurf der Staatsregierung habe ich noch 
nicht erlebt.

(Beifall bei der SPD)

Ich empfehle allen Kolleginnen und Kollegen, und zwar allen hier im Hohen Haus, 
die Ausführungen des Präsidenten des Obersten Rechnungshofes im Protokoll des 
Haushaltsausschusses vom 30.11.2022, Seite 21 bis 33, einmal genau nachzule-
sen. Herr Minister, für dieses Kooperations- und Kommunikationsdesaster tragen 
Sie die politische Verantwortung. Dieser Vorfall muss einmalig bleiben.

Des Weiteren verlagern Sie wichtige Grundsatzfragen bei dieser Novelle erstmals 
aus dem Gesetz heraus in Rechtsverordnungen. Das ist als solches ein Problem, 
das wir schon beim Hochschulinnovationsgesetz festgestellt haben, nämlich die 
Verlagerung der Regelungskompetenz vom Landtag auf die Staatsregierung. Aber 
was mussten wir während der Beratungen feststellen? – Sie waren als Haus, als 
Wissenschaftsministerium, bei der Gesetzesberatung noch nicht einmal in der 
Lage, einen Entwurf für diese Rechtsverordnungen vorzulegen, sodass es für uns 
als Gesetzgeber eine Blackbox war. Das ist ein inakzeptables Vorgehen.

(Beifall bei der SPD)

Nein, Herr Minister, mit diesem Gesetzentwurf haben Sie anders als die Unikliniken 
in Bayern keine Spitzenleistung erbracht, sondern mehr Fragen aufgeworfen als 
gelöst. Ganz maßgebliche Fragen gab es beispielsweise bei den Großen Baumaß-
nahmen. Wie ist denn jetzt das Verhältnis von Großen Baumaßnahmen, die durch 
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die Universitätsklinika künftig selbst verantwortet werden können, zu den Großen 
Baumaßnahmen, die wie bisher in der Verantwortung des Freistaats gebaut wer-
den? Welche Prioritäten und welche Regeln gelten hier? In welchem Umfang und 
nach welchen Grundsätzen können Klinika sich am Kapitalmarkt refinanzieren? 
Welche Absicherung der Kredite gewährt der Freistaat Bayern? Soll eine politische 
Freistellung von den Milliardenverpflichtungen des Freistaats erfolgen, die anders 
nicht zu erfüllen sind? Soll eine Ausnahme von der Ihnen sonst gepriesenen Schul-
denbremse durch die Hintertür erfolgen? Wie gewährleisten wir und auch Sie in 
Zukunft die notwendige Transparenz und Gesamtsteuerung bei der schnellen Be-
seitigung der dramatischen Unterfinanzierung bei den Baumaßnahmen für die Uni-
klinika?

Das sind Fragen über Fragen, aber keine verbindlich oder konsequent durchdach-
ten Antworten. Herr Minister, wir erwarten endlich handfeste und belastbare Kon-
zepte und Lösungen. Flotte Reden, mangelhafte Gesetzentwürfe, die nachkorri-
giert werden müssen, und fehlende Antworten auf Fragen reichen hier nicht aus. – 
Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Vor der Worterteilung für die nächsten 
Redner gebe ich bekannt, dass die AfD zum Tagesordnungspunkt 19 namentliche 
Abstimmung beantragt hat. – Wir fahren in der Rednerliste fort. Ich erteile dem Vi-
zepräsidenten Dr. Wolfgang Heubisch für die FDP-Fraktion das Wort.

Dr. Wolfgang Heubisch (FDP): Verehrter Herr Kollege Vizepräsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Das Bayerische Hochschulinnovationsgesetz und nun die 
Änderung des Bayerischen Universitätsklinikagesetzes machen eines deutlich: 
Auch hier ist der große Wurf ausgeblieben. Wie beim BayHIG ist auch die Ände-
rung des Universitätsklinikagesetzes im Grunde genommen nur eine Kompromiss-
lösung.

(Zuruf des Abgeordneten Robert Brannekämper (CSU))

Der kleinste gemeinsame Nenner wurde hineingeschrieben.

Ich möchte einige wesentliche Punkte hervorheben. Wir begrüßen es, dass die 
Staatsregierung zumindest unseren vehementen Forderungen nach einer Steige-
rung des Wissens- und Technologietransfers auch im Bereich der Uniklinika lang-
sam, aber gemächlich folgt.

(Beifall bei der FDP)

Es ist gut, dass die von uns eingebrachte Umsatzsteuerproblematik angegangen 
wurde, ansonsten wäre die Verantwortung für die führenden Personen in den Uni-
klinika unüberschaubar.

(Robert Brannekämper (CSU): Hier hat Lindner nichts gemacht!)

Gut ist auch, dass nun der Umgang mit den Forschungsdaten so angepasst wurde, 
dass diese sinnvoll verwendet werden können. Verehrte Damen und Herren, in die-
sem Zusammenhang empfehle ich Ihnen, sich das Interview mit der Vorsitzenden 
des Deutschen Ethikrates, Frau Alena Buyx von der TU München, in der Wochen-
endausgabe der "Süddeutschen Zeitung" über den modernen Umgang mit Daten 
durchzulesen. In diesem Interview wird deutlich: Daten retten Leben. Wir begrüßen 
ausdrücklich, dass man diesen Weg auch gegangen ist.

(Robert Brannekämper (CSU): Das ist keine Neuigkeit!)
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– Der Herr Brannekämper ist wie immer der Obergescheitling,

(Robert Brannekämper (CSU): Stimmt ja auch!)

aber wenn er im Ausschuss ist, sagt er nichts. Also, lieber Herr Kollege Branne-
kämper, Sie können sich zu einer Zwischenbemerkung melden, oder wir unterhal-
ten uns im Ausschuss, aber jetzt red i!

(Beifall bei der FDP – Robert Brannekämper (CSU): Da muss ich lachen! – 
Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Oberlehrer! Minister a. D.!)

Das Prüfungsrecht des Bayerischen Obersten Rechnungshofes habe ich genannt. 
Dass der Gesetzentwurf zunächst kein Prüfungsrecht des ORH vorsah und nach-
gebessert werden musste, wirft tatsächlich Fragen auf. Hatte die Staatsregierung 
vergessen, den ORH als Prüfinstanz zu nennen? – Das wäre allerdings handwerk-
lich blamabel. Oder hat sie die Prüfung bewusst weggelassen? – Dann wäre das 
bedenklich.

Nun gut, jetzt wurde die Prüfungsmöglichkeit aufgenommen, allerdings mit dem 
einschränkenden Zusatz, "soweit ein Rechtsgeschäft […] Kernaufgaben des Uni-
versitätsklinikums […] unmittelbar betrifft". Das nährt den Verdacht, dass die 
Staatsregierung es gar nicht so sehr möchte, dass der ORH hier ein umfassendes 
Prüfungsrecht hat, beispielsweise von Verträgen, Unternehmensbeteiligungen oder 
Aufträgen an Dritte.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, zur Bauherreneigenschaft: Es ist schön und 
gut zu sehen, dass die Staatsregierung unserem Vorschlag gefolgt ist, die Bauher-
reneigenschaft im HIG nun auch beim Universitätsklinikagesetz festzuschreiben.

(Lachen bei der CSU)

In erheblich größerem Umfang als – 5 statt 10 Millionen Euro – kann nun das Klini-
kum selbst Bauherr sein und wird in die Lage versetzt, selbst Kredite aufzuneh-
men. Allerdings ist aufgrund der Inflation diese Grenze von 10 Millionen Euro als 
realitätsfern zu bezeichnen. Mir wäre es lieber gewesen, wir hätten das Ganze ge-
strichen.

Genauso wichtig ist uns, dass die Staatsregierung endlich dafür sorgt, dass die 
beispielsweise im Rahmen der Hightech Agenda zur Verfügung gestellten Mittel 
schnellstmöglich abgerufen werden. Hier wird immer groß mit der Hightech Agenda 
gewedelt; aber die Umsetzung bleibt katastrophal hintan.

Durch das zögerliche Vorgehen drohen große Teile der veranschlagten Mittel an-
gesichts der horrenden Inflationslage zu verpuffen. Trotz allem ist es ein Weg in die 
richtige Richtung. Deshalb werden wir hier zustimmen.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abgeordneten Robert Brannekämper (CSU))

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Für die Staatsregierung erteile ich dem 
Staatsminister Markus Blume das Wort.

Staatsminister Markus Blume (Wissenschaft und Kunst): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Man merkt, wie schwer es der Opposition fällt, zuzuge-
stehen, dass wir es hier mit einem guten Gesetz zu tun haben. Wenigstens konnte 
der Kollege Heubisch deutlich machen, dass die FDP-Fraktion dem Gesetz auch 
zustimmen wird.

Meine Damen und Herren, wir ziehen für die Uniklinika etwas nach, was wir ge-
meinsam vor der Sommerpause für die Hochschulen in Bayern mit dem Hochschu-
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linnovationsgesetz gemacht haben. Ich kann Ihnen nur sagen – auch wenn ich 
jetzt Ihre Redebeiträge gehört habe –: Ich bin logischerweise extrem viel unter-
wegs bei den bayerischen Universitäten und Hochschulen. Selbstverständlich bin 
ich auch regelmäßig bei allen bayerischen Universitätskliniken. Ich kann Ihnen nur 
sagen: Dieser Entwurf für das Uniklinikagesetz – und davor das neue Bayerische 
Hochschulinnovationsgesetz – sorgt für so viel Rückenwind und so viel Zuspruch 
und auch für so viel Erleichterung draußen, dass man das Jahr 2022 in jedem Fall 
als gutes Jahr für den Wissenschaftsstandort Bayern benennen kann, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Unsere bayerischen Uniklinika sind absolut spitze. Das ist glücklicherweise schon 
von den anderen Rednern deutlich gemacht worden. Sie sind spitze, wenn es um 
Versorgung geht. Sie sind spitze, wenn es um Forschung geht. Sie sind auch spit-
ze, wenn es um die Ausbildung geht. Ich möchte jetzt unterstreichen, was der Kol-
lege Oetzinger gesagt hat: Wir bauen in Bayern massiv aus. Wir bauen aus in 
einem Feld, in dem andere sparen. Wir haben 2.700 neue Studienplätze in Augs-
burg, am Medizincampus Niederbayern und am Medizincampus Oberfranken.

Wir haben auch wissenschaftlich Erfolg. Ich will das an dieser Stelle ganz deutlich 
sagen. Wir als Bayern haben gerade bei den quasi deutschen Nobelpreisen abge-
sahnt. Drei von zehn Leibniz-Preisen sind nicht irgendwohin gegangen, sondern 
sie sind nach Bayern gegangen. Meine Damen und Herren, seit dem Jahr 2016 
sind zwanzig Leibniz-Preise nach Bayern gegangen – einige von ihnen auch im 
Medizinbereich. Das ist der beste Ausweis und der beste Beleg dafür, dass wir hier 
herausragend unterwegs sind.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Ich sage deswegen ganz deutlich und freue mich, dass alle das so formuliert 
haben: Wir können dankbar für und ehrlicherweise auch stolz auf das sein, was an 
unseren bayerischen Universitätskliniken von den Ärztinnen und Ärzten, von den 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, von den Pflegekräften und 
von allen anderen, die dort Dienst tun, geleistet wird. Dies gilt gerade auch für die 
Zeiten, in denen es sehr schwer ist.

Meine Damen und Herren, das heißt aber nicht, dass wir keine Aufgaben mehr 
hätten, ganz im Gegenteil. Natürlich mache auch ich mir Sorgen. Natürlich müssen 
wir Mittel und Wege finden, wie wir Themen adressieren, die über das Gesetzge-
bungsverfahren allein in keiner Weise zu lösen sind. Wie gehen wir mit den stei-
genden Energiekosten um? Wie gehen wir mit der Frage um, wie wir beim Bauen 
schneller zu Ergebnissen kommen können? Wie können wir dieses Pflegethema 
adressieren? Wir haben in Bayern nur einen Teil der Lösung zur Hand; aber jeden-
falls sorgen wir mit diesem Universitätsklinikagesetz für einen Rechtsrahmen, in 
dem sich dann die Universitätskliniken in Bayern zeitgemäß und neu aufstellen 
können, meine Damen und Herren.

Ich sage ganz deutlich: Wir lassen unsere Kliniken und Unikliniken gerade in die-
sen schweren Zeiten nicht allein. Das gilt sowohl für das Thema Energie als auch 
für die Frage, wie wir auch beim Bauen vorankommen können.

Ich darf zunächst einmal Danke sagen für die Beratungen hier in den Ausschüs-
sen. Für die zum Teil sehr leidenschaftliche Debatte danke ich insbesondere den 
drei Ausschussvorsitzenden Robert Brannekämper, Petra Guttenberger und Josef 
Zellmeier. Sie haben einen sehr guten Gesetzentwurf an einigen wenigen Stellen 
noch besser gemacht. Dafür bedanke ich mich herzlich.
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(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Das führt mich auch schon zu dem Punkt, wo ich einiges noch geraderücken 
möchte: Beispielsweise hat gerade der Kollege Halbleib sehr schneidig vorgetra-
gen, was der Kollege Mang schon ähnlich formuliert hat, dass das Prüfungsrecht 
des Obersten Rechnungshofs in grober Weise beschnitten werden sollte. Dem war 
natürlich nicht so. Das Prüfungsrecht des ORH hat immer bestanden und wird 
auch in Zukunft immer bestehen – überall da, wo Mittel des Staates zum Einsatz 
kommen. Das ist in der Bayerischen Haushaltsordnung so geregelt. Wir wollten nur 
sicherstellen, dass für die Uniklinika keine anderen Regelungen gelten als für die 
bayerischen Hochschulen.

Hier kommt es zu einem großen Missverständnis, das sich jetzt offensichtlich auf-
geklärt hat: Es war nicht so, dass wir gemeinsam im Gesetzgebungsverfahren für 
das Bayerische Hochschulinnovationsgesetz dort das Prüfungsrecht des ORH be-
schnitten hätten. Das ist zwar im Haushaltsausschuss so gesagt worden, ent-
spricht aber nicht der Realität. Ich darf berichten, dass mir gestern der Präsident 
des Obersten Rechnungshofs persönlich mitgeteilt hat, dass die Aussage, das Prü-
fungsrecht wäre durch den Bayerischen Landtag beschnitten worden, ein Fehler 
war, meine Damen und Herren. Der Oberste Rechnungshof prüfte in der Vergan-
genheit, und er wird auch in der Zukunft prüfen, meine Damen und Herren. Ich 
glaube, damit sind alle Unklarheiten an dieser Stelle beseitigt.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Etwas Schlimmeres allerdings hätte dem Obersten Rechnungshof nicht passieren 
können, als dass er plötzlich ganz neue Freunde wie die von der AfD findet. – Lie-
ber Herr Mang, Sie haben diesem ganzen Thema, glaube ich, einen echten Bären-
dienst erwiesen. Ich kann nur sagen: Schauen Sie sich das alles noch einmal an, 
was Sie da beim Verfassungsgericht zur Prüfung bringen wollen. Es ist völlig sub-
stanz- und faktenfrei, aber damit natürlich auch wieder in Übereinstimmung mit 
Ihrem politischen Handeln; denn Fakten spielen bei Ihnen auch sonst keine große 
Rolle.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Ich will noch ein zweites Thema benennen. Auch dieses Thema hat sich zum 
Glück geklärt und war der ursprüngliche Grund, warum wir mit dem Universitätskli-
nikagesetz Gas gegeben haben. Das war das Thema Umsatzsteuer. Dazu haben 
der Kollege Heubisch und auch andere gerade ausgeführt – Kollege Halbleib hat 
es auch gesagt –, dass man bei diesem Thema sehr knapp dran ist. Natürlich 
waren wir knapp dran. Alle in Deutschland waren knapp dran, weil wir bis zuletzt 
darauf gehofft hatten, dass der Bund endlich die Signale aus den Ländern, aus 
dem Wissenschaftsbereich hört, dass es ein Fehler ist, wenn dieser § 2b zum 
01.01. in Kraft tritt.

Jetzt muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen, Herr Halbleib und lieber Herr Kollege 
Heubisch: Ich verstehe nicht, warum es wirklich die allerletzte Kurve, die allerletzte 
Beratungsmöglichkeit im Deutschen Bundestag gebraucht hat, um mit quasi 
quietschenden Reifen im Jahressteuergesetz in einer Notoperation noch mal ein 
Umsetzungsmoratorium für den § 2b ins Werk zu setzen. Das hätte man schneller 
haben können, das hätte man mit weniger Aufregung haben können. Wenigstens 
ist es am Ende gemacht worden; aber dann bitte nicht der Staatsregierung oder 
uns in Bayern den Schwarzen Peter zuschieben; der liegt an dieser Stelle ganz 
klar in Berlin, weil es verabsäumt wurde, dieses 2b-Moratorium rechtzeitig auf den 
Weg zu bringen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CSU)
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Ich will abschließend noch kurz herausarbeiten, was eigentlich der wirkliche Ge-
winn mit diesem Universitätsklinikagesetz ist. Wir sorgen dafür, dass an unseren 
bayerischen Universitätskliniken die beste Behandlung, die beste wissenschaftli-
che Erkenntnis in die beste Patientenversorgung überführt werden kann. Wir konn-
ten gerade eine Schlagzeile lesen: "Durchbruch bei der Kernfusion". Ich würde mir 
wünschen, dass wir beispielsweise bald von unseren bayerischen Uniklinika lesen 
könnten: "Durchbruch bei der Krebsheilung". Nur wenn wir es schaffen, wissen-
schaftliche Erkenntnisse schneller in die Anwendung bei den Patienten zu bringen, 
können wir wirklich sagen, dass wir alles tun, um Leben zu retten und Menschen 
zu heilen.

(Beifall bei der CSU)

In diesem Feld sind mir zwei Stichworte noch wichtig: Kooperation und Innovation. 
Zu Kooperation ist schon gesagt worden, wir müssen mehr zusammenarbeiten. Ich 
will, dass wir zusammengenommen spitze sind. Das ist heute eine Frage von 
Teamleistung. Deswegen ist es klar, dass nicht mehr nur jeder sein eigenes Kran-
kenhaus betrachten kann, sondern dass wir auch die Plattformen schaffen müs-
sen, damit bayernweit und übergreifend wissenschaftliche Erkenntnis vorankom-
men kann.

Ich möchte auch, dass wir mit Gesundheitsdaten heilen und am Ende Leben retten 
können. Das ist vielleicht der größte Fortschritt, der mit diesem Gesetz geschaffen 
wird, dass wir es erlauben und einen rechtssicheren Rahmen schaffen, in dem mit 
Gesundheitsdaten gearbeitet werden kann.

Ich freue mich, dass der Bund jetzt auch langsam in die Pötte kommt. Lassen Sie 
mich das am Ende sagen: Es ist wichtig, dass der Bund anerkennt, dass Universi-
tätskliniken eine besondere Rolle haben. Deswegen kann ich nur hoffen, dass das, 
was man jetzt hört, dass es eine eigene Versorgungsstufe geben soll, am Ende 
wirklich gesetzgeberische Realität in Deutschland wird. Ich kann nur hoffen, dass 
der Bund endlich Klarheit schafft, dass auch energieseitig endlich diese Unsicher-
heit von allen Einrichtungen genommen wird, damit wir unbesorgt ins nächste Jahr 
gehen können.

Ich sage Danke für die Beratung und darf um Zustimmung zu diesem Gesetz bit-
ten.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Herr Minister, es gibt noch eine Zwi-
schenbemerkung des Abgeordneten Volkmar Halbleib von der SPD.

Volkmar Halbleib (SPD): Herr Minister, ich bedanke mich für die Bestätigung mei-
ner Aussage; mit der haben Sie sich nämlich gar nicht befasst. Es fehlen ein klares 
Konzept der Staatsregierung und Mittel für die Großen Baumaßnahmen, Prioritä-
ten, Verfahren gegenüber dem Landtag, was Große Baumaßnahmen in Verantwor-
tung der Universitätsklinika und des Landtags anbetrifft. Dazu haben Sie kein einzi-
ges Wort gesagt.

Dann noch einmal zurück zum ORH: Der Präsident hat recht. Der Landtag hat die 
Rechte nicht beschnitten. Die Staatsregierung wollte sie in ihrem Gesetzentwurf 
beschneiden. Der Bayerische Landtag hat hier eine Korrektur gegen den Willen 
der Staatsregierung herbeigeführt. Das ist doch der Sachverhalt.

(Beifall des Abgeordneten Harald Güller (SPD))
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Ich lese Ihnen einmal einige Sätze aus dem Protokoll des Haushaltsausschusses 
vor:

Präsident […] Hillenbrand […] schildert die Kommunikation zwischen dem 
ORH und dem Wissenschaftsministerium: Vier Wochen vor der Beratung des 
Gesetzentwurfs im federführenden Ausschuss habe der ORH aus seiner Sicht 
bestehende Problemfelder benannt. Darauf habe das Wissenschaftsministeri-
um nicht reagiert. Er, Hillenbrand, habe dies Herrn Staatsminister Blume er-
zählt, der davon nichts gewusst habe. Nachdem sich der ORH vier Wochen 
lang vergeblich um eine Antwort bemüht habe, habe sich er, Hillenbrand, an 
die Vorsitzenden der Fraktionen im Bayerischen Landtag gewandt. […] Die 
Kommunikation mit bestimmten Ressorts sei dringend verbesserungsbedürf-
tig.

Das schreibt der ORH Ihnen als Minister und Ihrem Haus ins Stammbuch.

(Beifall bei der SPD)

Staatsminister Markus Blume (Wissenschaft und Kunst): Herr Halbleib, einmal 
mehr schneidig vorgetragen, aber erneut nur die halbe Wahrheit, wenn ich das so 
sagen darf, lieber Herr Halbleib. Die halbe Wahrheit deswegen, weil unser Haus 
natürlich in einem intensiven Dialog mit dem ORH ist, weil gerade bei diesem Ge-
setz ich persönlich mit dem Präsidenten gesprochen habe.

Ich kann es nur noch mal sagen: Ich habe vorhin zum Hochschulinnovationsgesetz 
gesprochen.

Weil hier ausgeführt und das Protokoll zitiert wurde: Er hat mir gestern gesagt, das 
Protokoll ist von ihm nicht autorisiert,

(Widerspruch des Abgeordneten Harald Güller (SPD))

weil das, was zu dem Hochschulinnovationsgesetz dort ausgeführt ist, nicht richtig 
war.

Zum Thema Bauen – um auch das noch mal ganz deutlich zu benennen –: Natür-
lich haben wir da Themen. Aber es geht doch voran. Wir haben ein Projekt mit 
mehr als einer Milliarde für das Uniklinikum Würzburg vorangebracht. Der lang er-
sehnte Neubau kann endlich beginnen. An allen bayerischen Universitätsklinika-
Standorten laufen große Baumaßnahmen in unterschiedlichen Planungsstufen. 
Selbstverständlich wird das Parlament, wird der Haushaltsausschuss zu jedem 
Zeitpunkt auch befasst.

(Beifall bei der CSU)

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Die Aussprache ist geschlossen. Wir 
kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung zugrunde liegen der Gesetzentwurf 
der Staatsregierung auf der Drucksache 18/24230 und die Beschlussempfehlung 
mit Bericht des federführenden Ausschusses für Wissenschaft und Kunst auf der 
Drucksache 18/25645. Der federführende Ausschuss für Wissenschaft und Kunst 
empfiehlt den Gesetzentwurf auf der Drucksache 18/24230 zur Annahme mit der 
Maßgabe, dass verschiedene Änderungen durchgeführt werden, unter anderem 
die Einfügung eines neuen § 3 "Änderung des Bayerischen Hochschulinnovations-
gesetzes" und eines neuen § 4 "Änderung des Bayerischen Lehrerbildungsgeset-
zes".

Der mitberatende Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat der Be-
schlussempfehlung des federführenden Ausschusses zugestimmt mit der Maßga-
be, dass in § 2 Nummer 1 Buchstabe b der angefügte Satz 6 folgende Fassung er-
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hält: "Das Prüfungsrecht des Obersten Rechnungshofs gemäß Art. 104 Abs. 1 
Nr. 3 der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO) ist sicherzustellen, soweit die 
Beauftragung Dritter oder ein Rechtsgeschäft nach Satz 2 Kernaufgaben des Uni-
versitätsklinikums nach Abs. 1 Satz 1 einschließlich von Baufragen unmittelbar be-
trifft."

Der endberatende Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Inte-
gration empfiehlt Zustimmung zur Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 
für Staatshaushalt und Finanzfragen mit der Maßgabe, dass im neuen § 5 Satz 1 
als Datum des Inkrafttretens der "31. Dezember 2022" und im neuen § 5 Satz 2 als 
Datum des Inkrafttretens der "2. Januar 2023" eingefügt werden. Im Einzelnen ver-
weise ich auf die Drucksache 18/25645. 

Wer dem Gesetzentwurf mit den empfohlenen Änderungen zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der FREIEN WÄHLER, 
der CSU, der FDP und die fraktionslosen Abgeordneten Klingen, Plenk und Busch. 
Gegenstimmen anzeigen! – Das ist die AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen! – Das 
sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die SPD und der Abgeordnete Bayerbach (frakti-
onslos). Dann ist das so beschlossen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der 
Geschäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in ein-
facher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich nicht.

Wer dem Gesetzentwurf in der soeben beschlossenen Fassung seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das sind die Fraktionen 
FREIE WÄHLER, CSU, FDP und die fraktionslosen Abgeordneten Klingen, Bayer-
bach und Busch. Gegenstimmen bitte ich in der gleichen Weise anzuzeigen. – Das 
ist die AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen ebenso anzeigen! – Das sind BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, SPD und der Abgeordnete Bayerbach (fraktionslos). Das 
Gesetz ist damit angenommen. Es hat den Titel: "Gesetz zur Änderung des Baye-
rischen Universitätsklinikagesetzes und weiterer Rechtsvorschriften".

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des 
Betreuungsgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften (Drs. 18/24592)
- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten
Petra Guttenberger, Tobias Reiß, Dr. Stephan Oetzinger u. a. und 
Fraktion (CSU),
Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Dr. Hubert Faltermeier u. a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER)
(Drs. 18/25359) 

Einzelheiten können Sie der Tagesordnung entnehmen. Eine Aussprache hierzu 
findet nicht statt. Wir kommen damit gleich zur Abstimmung. Der Abstimmung zu-
grunde liegen der Gesetzentwurf der Staatsregierung auf Drucksache 18/24592, 
der Änderungsantrag der CSU-Fraktion und der Fraktion FREIE WÄHLER auf der 
Drucksache 18/25359 sowie die Beschlussempfehlung mit Bericht des federfüh-
renden Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration auf 
der Drucksache 18/25646.

Der federführende und zugleich endberatende Ausschuss für Verfassung, Recht, 
Parlamentsfragen und Integration empfiehlt Zustimmung zum Gesetzentwurf auf 
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der Drucksache 18/24592 mit der Maßgabe, dass mehrere Änderungen durchge-
führt werden, unter anderem die Einfügung eines neuen § 14 "Änderung des Ge-
setzes zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuchs". Im Einzelnen verweise ich 
auf die Drucksache 18/25646. 

Wer dem Gesetzentwurf mit den empfohlenen Änderungen zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, 
FREIE WÄHLER, CSU, FDP und die Abgeordneten Klingen (fraktionslos), Plenk 
(fraktionslos) und Busch (fraktionslos). – Die SPD hat doch nicht zugestimmt. 
Okay, das war alles ein bisschen zögerlich. Okay, die SPD also nicht. Gegenstim-
men! – Keine Gegenstimmen. Stimmenthaltungen! – Eine kraftvolle Enthaltung der 
SPD, der AfD sowie des Abgeordneten Bayerbach (fraktionslos). Dann ist das so 
beschlossen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der 
Geschäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in ein-
facher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich nicht.

Wer dem Gesetzentwurf in der soeben beschlossenen Fassung seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das sind die Fraktionen 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FREIE WÄHLER, CSU, FDP sowie die Abgeordneten 
Klingen (fraktionslos), Plenk (fraktionslos) und Busch (fraktionslos). Gegenstimmen 
bitte ebenfalls anzeigen! – Keine Gegenstimmen. Stimmenthaltungen bitte ebenso 
anzeigen! – Das sind die SPD-Fraktion und die AfD-Fraktion sowie der Abgeordne-
te Bayerbach (fraktionslos). Das Gesetz ist damit angenommen. Es hat den Titel: 
"Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Betreuungsgesetzes und 
weiterer Rechtsvorschriften". 

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der soeben beschlossenen Fassung hat 
der Änderungsantrag auf der Drucksache 18/25359 seine Erledigung gefunden. 
Das Hohe Haus nimmt davon Kenntnis.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Gerichtsverfassungsausführungsgesetzes und 
weiterer Rechtsvorschriften (Drs. 18/24952)
- Zweite Lesung -

Eine Aussprache hierzu findet nicht statt. Wir kommen damit gleich zur Abstim-
mung. Der Abstimmung zugrunde liegen der Gesetzentwurf der Staatsregierung 
auf der Drucksache 18/24952 sowie die Beschlussempfehlung mit Bericht des fe-
derführenden Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integra-
tion auf der Drucksache 18/25644.

Der federführende und zugleich endberatende Ausschuss für Verfassung, Recht, 
Parlamentsfragen und Integration empfiehlt Zustimmung zum Gesetzentwurf auf 
der Drucksache 18/24952 mit der Maßgabe, dass in § 1 Nummer 4 – dort im 
neuen Artikel 66 Absatz 6 Satz 1 – und in § 3 Absatz 1 als Datum des Inkrafttre-
tens jeweils der "1. Januar 2023" und in § 3 Absatz 2 als Datum des Außerkrafttre-
tens der "31. Dezember 2022" eingefügt werden. Im Einzelnen verweise ich auf die 
Drucksache 18/25644. Darüber hinaus wird vorgeschlagen, in § 1 Nummer 2 im 
neuen Artikel 59 Absatz 1 die Satznummerierung "1" zu entfernen, da dieser Ab-
satz nur aus einem Satz besteht und damit keine Satznummerierung notwendig ist. 

Wer dem Gesetzentwurf mit den empfohlenen Änderungen zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, 
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FREIE WÄHLER, CSU, FDP, AfD und die Abgeordneten Bayerbach (fraktionslos), 
Klingen (fraktionslos), Plenk (fraktionslos) und Busch (fraktionslos). Gegenstim-
men? – Sehe ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Dann ist das so be-
schlossen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der 
Geschäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in ein-
facher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich nicht.

Wer dem Gesetzentwurf in der soeben beschlossenen Fassung seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das ist das gesamte Hohe 
Haus. Gegenstimmen? – Gibt es keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Damit 
ist das Gesetz angenommen. Es hat den Titel: "Gesetz zur Änderung des Gerichts-
verfassungsausführungsgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften".

Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf:

Antrag der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Richard Graupner, 
Stefan Löw u. a. und Fraktion (AfD)
Cannabislegalisierung stoppen - Kinder schützen und Sicherheit der 
Bürger gewährleisten! (Drs. 18/23845)

Für diesen Tagesordnungspunkt ist namentliche Abstimmung beantragt worden. 
Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach der 
Geschäftsordnung 32 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich 
dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion. – Ich erteile dem Abgeordneten Ri-
chard Graupner von der AfD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Richard Graupner (AfD): Herr Vizepräsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir alle wissen: Der Gesetzgeber stellt den Besitz von Cannabis als nicht 
verkehrsfähige Substanz unter Strafe – und das zu Recht und aus gewichtigen 
Gründen.

Wir wissen aber auch, dass sich die Ampel-Regierung in ihrem Koalitionsvertrag 
auf eine gesetzliche Legalisierung verständigt hat. Wir von der AfD halten einen 
solchen Schritt für rechtlich fragwürdig und gesundheits- sowie sicherheitspolitisch 
untragbar.

Grundsätzlich ist eine Cannabislegalisierung schon nicht mit EU- und Völkerrecht 
vereinbar.

(Johannes Becher (GRÜNE): Das ist lächerlich!)

Aber auch als politisches Signal ist die geplante Freigabe nicht tragbar. Sie stellt 
eine schwere, dreifache Gefährdung dar: eine Gefährdung der Volksgesundheit, 
eine Gefährdung der inneren Sicherheit sowie eine Gefährdung des Jugendschut-
zes. Wenn ausgerechnet der Corona-Hysteriker Lauterbach die Legalisierungsplä-
ne auch noch mit einem angeblich besseren Schutz unserer Kinder und Jugendli-
chen begründet, dann ist das eine bodenlose Dreistigkeit.

(Beifall bei der AfD)

Genauso wenig, wie Sie legalen Alkohol von Jugendlichen fernhalten können, kön-
nen Sie legales Cannabis von Kindern fernhalten. Er stellt damit die Verhältnisse 
geradewegs auf den Kopf. Denn wie sehen die Fakten aus? – Cannabis ist unter 
Jugendlichen und Erwachsenen die beliebteste illegale Droge in Deutschland. 
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10 % der Unter-18-Jährigen haben schon mal Cannabis konsumiert. Diese Zahl 
hat sich in den letzten zehn Jahren verdoppelt.

Es gibt inzwischen einige belastbare Studien kanadischen und auch europäischen 
Ursprungs, welche die Folgen des Cannabiskonsums auf Physis und auch Psyche 
von Jugendlichen und jungen Erwachsenen untersucht haben. Die kommen zu ein-
deutigen, teils erschreckenden Ergebnissen: Cannabiskonsum kann gerade bei Ju-
gendlichen schwere Psychosen auslösen. Auch die Wahrscheinlichkeit, an einer 
Depression, Angststörung oder bipolaren Störung zu erkranken, ist bei regelmäßig 
hohem Cannabiskonsum im Jugendalter höher.

Zusammengefasst kann man sagen: Je häufiger der Konsum und je jünger die Kif-
fer, desto größer ist das Risiko. Ganz wichtig dabei: Das Frontalhirn ist erst mit 
Mitte 20 voll ausgereift. Das heißt, auch 18-, 19- oder 20-jährige Kiffer können ihr 
Gehirn noch nachhaltig schädigen.

Aber nicht nur Jugendliche, sondern auch Erwachsene gehen ein erhebliches Risi-
ko ein. Experten schätzen, dass weltweit etwa 10 % der Cannabiskonsumenten 
süchtig sind. Auch ein moderater Konsum erhöht bereits das Herzinfarktrisiko und 
beeinträchtigt die Lungenfunktion.

Der jüngste UN-Jahresbericht zum Drogenkonsum warnt sogar, durch den Konsum 
von Cannabis werde das gesamte Gesundheitswesen gefährdet. In Kanada hat 
sich der Einsatz von Notärzten wegen Cannabisvergiftungen verfünffacht.

Was den Sicherheitsaspekt anbelangt, zeigen ebenfalls die Erfahrungen aus Kana-
da, dass der illegale Markt weiterbesteht und dass sich zum Beispiel die Zahl der 
Verkehrsunfälle unter Cannabiseinfluss seit der Legalisierung verdoppelt hat.

Wir fordern deshalb mit unserem Antrag, dass sich die Staatsregierung dafür ein-
setzt, die bisher geltenden rechtlichen Vorschriften beizubehalten.

Zudem: Wenn schon eine Legalisierung, dann braucht es ein umfassendes Werbe-
verbot sowie eine weitere Verstärkung suchtpräventiver Maßnahmen.

Im Innenausschuss haben die Kollegen der CSU den Antrag mit der Begründung 
abgelehnt, seitens der Staatsregierung werde schon viel in die Prävention inves-
tiert. – Da stimmen wir grundsätzlich zu. Das ist richtig. Das ist auch gut so. Aber 
kann man denn im Umkehrschluss davon ausgehen, dass die Staatsregierung be-
züglich aller Dringlichkeitsanträge, welche die CSU-Fraktion stellt, zu wenig Ein-
satz zeigt? Das kann doch nicht Ihr Ernst sein! Immerhin wird die Staatsregierung 
auch von Ihnen regelmäßig zum Handeln im Sinne des jeweiligen Antrages aufge-
fordert.

Nein, bei einer so gefährlichen Droge kann es gar nicht zu viel Prävention geben. 
Heute erst hat der BR darüber berichtet, dass die Gesellschaft für Psychiatrie 
genau das moniert hat: Es gibt zu wenig Beratungsstellen in Bayern. Da müssen 
wir weiter ansetzen. Auf jeden Fall darf sich der Staat nicht zum Dealer degradie-
ren lassen. Springen Sie über Ihren Schatten – das ist alles in unserem gemeinsa-
men Sinn –, und stimmen Sie unserem Antrag zu!

(Beifall bei der AfD)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Vielen Dank. – Jetzt kommt der 
Kollege Lorenz, CSU-Fraktion. Bitte schön.

Andreas Lorenz (CSU): Sehr geehrte Damen und Herren, werte Kollegen! Die 
Bundestagswahl ist jetzt, glaube ich, knapp 15 Monate her, die Bildung der neuen 
Regierung ein gutes Jahr. Es ist daher etwas verwunderlich, dass die Ampel-Re-
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gierung, die bei vielen Themen nicht einer Meinung ist – da spreche ich jetzt von 
Energie und anderem –, bei einem Thema, bei dem sie sich absolut einig ist, trotz-
dem bisher keinen Gesetzentwurf vorgelegt hat. Trotz völliger inhaltlicher Überein-
stimmung der drei Ampel-Parteien ist es ihnen nach 12 respektive 15 Monaten 
immer noch nicht gelungen oder möglich gewesen, zu diesem Thema einen ent-
sprechenden Antrag vorzulegen. Das zeigt, dass das offensichtlich rechtlich gar 
nicht so leicht möglich ist.

(Tim Pargent (GRÜNE): Gründlichkeit vor Schnelligkeit!)

Der Vorredner hat darauf verwiesen, dass beispielsweise das EU-Recht dem ent-
gegensteht, ebenso entsprechende Vereinbarungen, die seitens der UN getroffen 
wurden. Es ist offenbar gar nicht so ohne Weiteres möglich, das zu machen. Sonst 
hätten Sie es längst gemacht. – So viel als allgemeine Vorrede zum Cannabispro-
jekt der Ampel-Regierung.

Jetzt zum konkreten Antrag der AfD: Ihr Antrag gliedert sich letztendlich in drei 
Teile. Der erste Punkt: Sie fordern die Staatsregierung auf, sich dafür einzusetzen, 
eine lizenzierte Abgabe von Cannabis nicht zu erlauben.

Der zweite Punkt: Für den Fall, dass die Legalisierung auf Bundesebene ermög-
licht wird, sollen im Rahmen der Landesgesetzgebung weitere Maßnahmen zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen sichergestellt werden, zum Beispiel der Kon-
sum nur in privaten Räumen zulässig sein.

Der dritte Punkt: Staatliche Programme zur Suchtprävention, insbesondere im 
Rahmen der schulischen Ausbildung, sind zu verstärken.

Ich gehe jetzt Ihren Antrag Punkt für Punkt durch. – Der erste Punkt: Die Staatsre-
gierung oder die sie tragenden Parteien werden aufgefordert, sich politisch zu posi-
tionieren. – Es gibt doch kein einziges politisches Thema – ich glaube, das würden 
auch die Kollegen von den Ampel-Fraktionen nicht behaupten –, wo sich die 
Staatsregierung und die die Staatsregierung tragenden Parteien, zum Beispiel die 
CSU, so eindeutig und inhaltlich positioniert haben wie bei der Cannabislegalisie-
rung. Wir haben das eindeutig abgelehnt. Wir lehnen da jegliche Orientierung an 
gesellschaftlichen Trends ab. Wir sind der Meinung, dass das ein Suchtmittel ist. 
Da möchten wir die rechtlichen Schutzwälle nicht aufbrechen. Wir möchten auch 
alles dafür tun, dass die Gesundheit und der Schutz des Lebens gewährleistet wer-
den.

(Beifall bei der CSU)

Wir sehen bei der Legalisierung von Cannabis ganz eindeutig die gesellschaftli-
chen Risiken und sind uns dessen voll bewusst. Die bayerische Suchtpolitik be-
steht ganz klar aus drei Säulen: Das sind Prävention, Repression und Hilfe. Was 
diese ablehnende Haltung Bayerns angeht, haben wir in den letzten Jahren oder in 
den letzten Jahrzehnten keinen Spielraum für Interpretation gelassen. Insofern ist 
der Punkt eins Ihres Antrags aus unserer Sicht vollumfänglich erledigt.

Punkt zwei mit der Aufforderung, landesgesetzgeberisch tätig zu werden. – Ihr An-
liegen ist schlicht juristisch nicht umsetzbar bei der Form, in der das Gesetz ver-
mutlich kommen wird. Ich sage das etwas hypothetisch, weil wir noch keinen kon-
kreten Gesetzentwurf vorliegen haben. Aber es ist doch zu erwarten, dass die 
Ampel-Fraktionen da einen vollumfänglichen Gesetzentwurf vorstellen. Wenn das 
so ist, dass der Bund das vollumfänglich geregelt hat, dann ist es nach den verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben – ich könnte jetzt zur konkurrierenden Gesetzgebung 
ausführen – schlichtweg nicht mehr möglich, dass das Land Bayern dazu noch an-
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dere Regelungen verfasst. Es darf sich nicht mal dazu äußern oder irgendwas be-
kräftigen. Wenn das abschließend geregelt ist, dann können wir nichts machen.

Sollte das nicht abschließend geregelt sein, dann kann ich Ihnen versichern, dass 
wir mit Sicherheit sämtliche Möglichkeiten suchen und auch finden werden, da eine 
ergänzende bayerische Regelung zu erlassen und den von Ihnen und uns ge-
wünschten Effekt, nämlich möglichst eine Cannabislegalisierung zu verhindern 
oder sie, so weit es geht, einzudämmen, veranlassen werden. Wenn das möglich 
sein sollte, sage ich jetzt mal im Konjunktiv, dann werden wir genau das, was Sie 
fordern, auch machen.

Der Punkt drei: Sie fordern weitere Maßnahmen zur Suchtprävention. – Ich darf 
darauf verweisen, was da alles gemacht wird. Beispielsweise gibt es das Angebot 
"Cannabis – quo vadis?" an bayerischen Schulen. Es gibt das Projekt "MOVE" zur 
Beobachtung eines riskanten Konsumverhaltens. Es gibt die Initiative "ELTERN-
TALK" als niedrigschwelligen Ansatz. Und es gibt das Projekt "Frühintervention bei 
erstauffälligen Drogenkonsumenten", das sich an Jugendliche und junge Erwach-
sene richtet. Die Fachexperten aus den jeweiligen Bereichen könnten da noch we-
sentlich mehr aufzählen.

Ich fasse jetzt also einmal zusammen: Zwei der drei geforderten Punkte machen 
wir. Der dritte Punkt ist mutmaßlich oder höchstwahrscheinlich aus juristischen 
Gründen einfach nicht möglich; ihm kann man also aus formalen Gründen nicht 
nachgeben. Ich komme zum Schluss: Insofern müssen wir diesen Antrag der AfD 
ablehnen. Ich bitte um Ablehnung dieses Antrags.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Danke schön. – Nächste Red-
nerin ist die Abgeordnete Kerstin Celina von der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN.

Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren! Statt Weihnachtsfrieden gibt es unnötige Anträge der AfD-Landtagsfraktion 
im Plenum, die schon im Ausschuss abgelehnt worden sind. Zu Beginn sollten Sie 
vielleicht Folgendes wissen: Der Konsum von Cannabis ist nicht strafbar.

Die bayerische Politik ist gescheitert, die die Menschen, die Cannabis verantwor-
tungsvoll konsumieren, durch massive Strafverfolgung kriminalisiert. Die baye-
rische Polizei und die Gerichte könnten sich viele Arbeitsstunden sparen, wenn die 
gescheiterte Drogenpolitik in Bayern endlich ein Ende hätte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bayern geht besonders hart gegen Kleinkonsumenten und -konsumentinnen von 
Cannabis vor. Wenn es um Marihuana geht, dann ist Wallung angesagt. Die Polizei 
muss verfolgen, die Justiz wird mit Verfahren beschäftigt, die nichts und absolut 
gar nichts bringen. Selbst Kleinkonsumenten und Minianbauer, die ihr eigenes 
Gras anpflanzen, werden hier in Bayern massiv verfolgt.

(Ulrich Singer (AfD): Weil sie es nicht dürfen!)

Wenn zum Beispiel mit einem teuren DNA-Gutachten bewiesen werden muss, 
dass ein junger Mann mindestens einmal an einem herumgereichten Joint gezo-
gen hat, damit er vor Gericht landet, dann zeigt das die strukturelle Überreaktion in 
Bayern. Das ist dann das Ergebnis der komplett gescheiterten CSU-Drogenpolitik, 
an die Sie von der AfD sich mit Ihrem Antrag anbiedern.

(Franz Bergmüller (AfD): Anbiedern, hey, hey!)
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Sie wollen mit Ihrem Antrag eine sinnvolle und wichtige Änderung in der Drogenpo-
litik verhindern. Sie wollen die CSU auf ihrem Dauerirrweg unterstützen, und am 
Ende werden Sie beide – die AfD und die CSU – Verlierer sein; denn die Prohibiti-
on von Cannabis ist ebenso gescheitert wie einst das Alkoholverbot in den USA.

(Beifall bei den GRÜNEN – Unruhe)

Die Bundesregierung geht zum Glück einen anderen Weg, einen neuen Weg,

(Petra Guttenberger (CSU): Skandalös!)

den viele unterstützen. Der Weg, den die Bundesregierung beschreiten wird, hat 
übrigens nicht viel mit dem gemein, was Sie in Ihrem Antrag beschreiben. Im Koali-
tionsvertrag steht, dass wir die kontrollierte Abgabe von Cannabis an Erwachsene 
zu Genusszwecken in lizenzierten Geschäften einführen. Dadurch wird die Qualität 
kontrolliert, die Weitergabe verunreinigter Substanzen verhindert

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

und der Jugendschutz gewährleistet. Es geht also um die kontrollierte Abgabe von 
zertifiziertem, sauberem und nicht gesundheitsschädlichem Cannabis nur an Er-
wachsene.

(Unruhe)

Es geht um die Reduzierung des blühenden Schwarzmarkthandels, und es geht 
darum, dass erwachsene Menschen einen Joint rauchen können, wenn sie das lie-
ber tun, als Bier oder Wein zu trinken.

(Zuruf von der CSU: Oh!)

Während das kollektive Besäufnis in Bayern legal ist und regelmäßig öffentlich ze-
lebriert und beworben wird, wird das gelegentliche Rauchen von Cannabis massiv 
verfolgt. Das ist absurd. Sie von der AfD haben sich offensichtlich noch nie mit den 
Zahlen und Fakten zu diesem Thema beschäftigt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Deswegen hier etwas Nachhilfe, auch für die Vertreter der CSU-Fraktion: In der Al-
tersgruppe von 18 bis 64 Jahren haben knapp 6 % der Menschen in den letzten 
zwölf Monaten Cannabis konsumiert; das sind etwa 476.000 Menschen und 70 % 
mehr als 2012. Damals waren es nur 280.000 erwachsene Menschen, die in den 
letzten zwölf Monaten Cannabis konsumiert haben, und circa 130.000, die es in 
den letzten 30 Tagen konsumiert haben. Beide Zahlen stammen aus unseren An-
fragen an die Bayerische Staatsregierung. Die Zahlen sind durchgehend gestie-
gen. Die bayerische Repressionspolitik hat nichts, aber auch gar nichts bewirkt und 
verfehlt das von ihr verfolgte Ziel, den Cannabiskonsum zu reduzieren, jedes Jahr 
in höherem Maße.

Fast eine halbe Million Menschen in Bayern ist deswegen aktuell potenziell gefähr-
det, kriminalisiert zu werden. Statistisch gesehen sind garantiert auch AfDler und 
CSUler darunter. Vor allem wenn man bedenkt, dass wesentlich mehr Männer als 
Frauen konsumieren, ist die Wahrscheinlichkeit in Ihren beiden Parteien relativ 
hoch.

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN)
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Wo sitzen sie denn? Finger hoch! – Ich vergaß: Der Cannabiskonsum nimmt mit 
steigendem Alter ab. Dann haben Sie als eher männliche Fraktion mit hohem Al-
tersdurchschnitt vielleicht doch nicht so viele hier sitzen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Das ist primitiv!)

Jedenfalls ist ein Cannabiskontrollgesetz der bessere Weg zu mehr Gesundheit 
und zu mehr Jugendschutz. Ich hoffe, Sie haben angesichts der Zahlen, die ich 
Ihnen genannt habe, nachvollziehen können, dass es absolut keinen Sinn hat, 
Ihren Antrag zu unterstützen. – Wir lehnen ihn ab und positionieren uns für ein 
besseres Cannabiskontrollgesetz.

(Beifall bei den GRÜNEN – Unruhe)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, ich darf bitten, auch bei den nun folgenden Rednern die notwendige Ruhe 
walten zu lassen. Das ist wahnsinnig schwierig und auch unfair gegenüber den 
Rednerinnen und Rednern, wenn sie hier am Pult permanent mit einer sehr hohen 
Geräuschkulisse zu kämpfen haben. – Nächste Rednerin ist die Abgeordnete Su-
sann Enders, FREIE-WÄHLER-Fraktion.

Susann Enders (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen 
und Herren!

(Anhaltende Unruhe)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Entschuldigung, ich muss noch 
einmal unterbrechen. – Darf ich die Kollegen von der FREIE-WÄHLER-Fraktion, 
aus meiner Sicht hinten etwas links, bitten, ihr Gerede entweder einzustellen oder 
rauszugehen?

(Zurufe)

– Genau das. Immer auf die anderen deuten, die schuld sind. Das kennen wir 
schon.

(Allgemeine Heiterkeit – Alexander König (CSU): Leute, jetzt macht doch mal 
fertig!)

Frau Enders, ich darf Ihnen jetzt das Wort erteilen. Ich glaube, es hat jetzt jeder 
verstanden.

Susann Enders (FREIE WÄHLER): Mei, immer die FREIEN WÄHLER. Wenn es 
was Gutes gibt, sind wir ganz vorn dran. Also, lassen wir es jetzt.

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Vorab möchte ich 
ganz klar feststellen, dass sich Bayern – und das aus guten Gründen – gegen die 
Legalisierung von Cannabis entschieden hat. Wie es vorhin auch mein CSU-Kolle-
ge sagte: Das gab es noch nie, dass sich in der Öffentlichkeit so deutlich zu einem 
Thema positioniert wurde. Auch wir FREIE WÄHLER haben uns gegen die Legali-
sierung von Cannabis positioniert. Das ist bekannt. Der Freistaat wird sich daher 
auf Bundesebene ganz massiv dafür einsetzen und alles in seinen Möglichkeiten 
Stehende tun, um dieses geplante Gesetz zu verhindern.

Meine Damen und Herren, zum Antrag der AfD kann ich nur feststellen, dass – ins-
besondere auch zum Schutz von Kindern und Jugendlichen – vor dem Hintergrund 
des geplanten Gesetzesvorhabens zur Cannabislegalisierung derzeit auf Basis des 
Ministerratsbeschlusses vom 13.09.2022 in einer gemeinsamen Initiative von Kul-
tus- und Gesundheitsministerium bereits Maßnahmen an Schulen erarbeitet wer-
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den. Ziel ist es, der Verharmlosung von Cannabis entgegenzuwirken – einer Ver-
harmlosung, die ich auch hier aus so manchem Redebeitrag herausgehört habe. 
Nur weil es viele tun, muss es noch lang nicht gut sein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Diese bewusste Risikowahrnehmung müssen wir gerade auch bei den Jugendli-
chen, bei den Schülerinnen und Schülern und auch bei so manchem, der das 18. 
Lebensjahr schon überschritten hat, stärken.

Mit dem Projekt soll zudem ein tragfähiges Präventionsnetzwerk gegen Cannabis 
in ganz Bayern aufgebaut werden. Das bayerische Suchthilfesystem ist flächende-
ckend und breit aufgestellt und auch bedarfsgerecht aktiv. Insbesondere bestehen 
vielfältige, etablierte Präventions- und Hilfsangebote, die sich spezifisch an Kinder 
und Jugendliche sowie auch an Angehörige richten. Wir wollen suchtpräventive 
Angebote, die sich ganz speziell an Kinder und Jugendliche richten, in Schulen 
und auch in der Suchthilfe weiterhin auf ganz hohem Niveau halten, sichern und 
ausbauen.

Was im Antrag den Passus "Konsum in privaten Räumlichkeiten" angeht, können 
wir die Frage, ob und wie im Rahmen der geplanten Legalisierung vorhandene Re-
gelungen angepasst werden müssen, beantworten, sobald diese Regelungen vor-
liegen. Aber heute im Voraus auf Vorrat ohne konkreten Bezug eine Planung vor-
zunehmen, das ist nicht zielführend und ziemlich dumm, weil es nichts bringt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Daher lehnen wir diesen Antrag der AfD ab.

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Frau Enders, wir haben noch 
eine Meldung zu einer Zwischenbemerkung von Herrn Kollegen Hagen vorliegen. 
Bitte schön, Herr Hagen.

Martin Hagen (FDP): 2021, also letztes Jahr, nämlich zur Bundestagswahl, haben 
die FREIEN WÄHLER auf eine Anfrage des Deutschen Hanfverbandes, wie sie zur 
Cannabispolitik stehen, geantwortet: Repression und Kriminalisierung von Drogen-
abhängigen hätten in der Vergangenheit nach ihrer Einschätzung nur sehr wenig 
zur Eindämmung von Drogenkonsum beigetragen. Sie führten im Gegenteil dazu, 
dass diese Menschen für eine Beratung und Behandlung schwieriger zugänglich 
seien.

Sie haben sich auch offen für Modellversuche zur legalen Abnahme von Cannabis 
gezeigt. Hat sich an der Haltung von 2021 etwas geändert, oder gibt es einen Dis-
sens zwischen der Haltung der Landtagsfraktion der FREIEN WÄHLER und dem 
Bundesverband der FREIEN WÄHLER?

Susann Enders (FREIE WÄHLER): Geschätzter Herr Kollege Hagen, wenn wir 
eine Partei wären, in der alle unsere Mitglieder genau die gleiche Meinung haben 
oder die gleiche Meinung haben müssen, wie das anderswo ist: Nein, danke, das 
wären nicht die FREIEN WÄHLER.

Ich kann aus gesundheitspolitischer Sicht ganz locker sagen: Wenn Sie Alkohol zu 
sich nehmen, dann wissen Sie irgendwann, oh, es wird zu viel, es kann gefährlich 
werden. Aber es ist bewiesen, dass bereits beim allerersten Konsum von Cannabis 
eine Psychose auftreten kann, die die Menschen in schwerste psychische Schwie-
rigkeiten bringt. Das heißt, unsere Landtagsfraktion der FREIEN WÄHLER vertritt 
hier ganz eindeutig die Meinung, die ich eben kundgetan habe.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Vielen Dank, Frau Enders. – 
Nächste Rednerin ist Frau Abgeordnete Margit Wild, SPD-Fraktion.

Margit Wild (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich gebe dem Antrag die Aufmerksamkeit, die er verdient, nämlich eine ganz 
geringe Aufmerksamkeit, und mache daher auch eine ganz kurze Ausführung. Es 
handelt sich dabei um einen Schaufensterantrag. Die Phrasen, die Sie dreschen, 
und die Ängste, die Sie schüren, können meine Fraktion und ich in keiner Weise 
nachvollziehen.

(Zuruf von der AfD)

Sie schüren Ängste. Das machen Populisten. Das ist bekannt und nicht neu. Sie 
wissen überhaupt noch nicht, wie der Gesetzentwurf aussieht. Wenn er uns vor-
liegt, können wir ernsthaft und sachlich darüber sprechen. Aber so, wie Sie das 
immer tun, ist, ehrlich gesagt, eigentlich alles gesprochen. Ich habe Sie, Kollegen 
von der rechten Seite, von mir aus gesehen, beobachtet – das konnte ich machen 
– und festgestellt: Sie haben gar nicht zugehört. Sie haben nicht einmal zugehört. 
Warum soll man dann lange Ausführungen machen?

Ich zitiere hier den Drogenbeauftragten der Bundesregierung, der klipp und klar 
sagt: Die Bundesregierung will einen Neuanfang, und zwar weg von der Strafver-
folgung und Kriminalisierung hin zu mehr Prävention und zum Jugend- und Ge-
sundheitsschutz. Damit ist vonseiten der SPD-Fraktion zu diesem Schaufensteran-
trag alles, aber wirklich auch alles gesagt.

(Beifall bei der SPD)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Vielen Dank, Frau Wild. – Als 
nächsten Redner rufe ich den Abgeordneten Dr. Dominik Spitzer, FDP-Fraktion, 
auf.

Dr. Dominik Spitzer (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kollegin-
nen, sehr geehrte Kollegen! Ich könnte mich jetzt der Kollegin Wild einfach an-
schließen und sagen: Man braucht es eigentlich nicht groß auszuführen. Aber ich 
sehe das etwas anders; denn die Fraktionen der CSU und der FREIEN WÄHLER 
haben etwas Aufklärungsbedarf. Das möchte ich Ihnen jetzt präsentieren.

Zuerst zu Herrn Graupner. Herr Graupner, wenn man sich die Daten der Studie der 
Jahre 2018 bis 2021 genau anschaut, stellt man fest: Nach der Legalisierung in 
Kanada ist die Anzahl der Verkehrstoten unter Drogeneinfluss von elf in 2017 auf 
drei im Jahr 2020 gesunken. Die Anzahl der Unfälle mit Verletzungsfolgen ist etwa 
gleich geblieben, nämlich tatsächlich von 34 auf 38 leicht gestiegen. Aber sieht 
man sich das Verantwortungsbewusstsein in der Bevölkerung an, stellt man fest, 
dass die Anzahl der Fahrten unter Drogeneinfluss von 39 % auf 18,2 % gesunken 
ist. Das heißt, in Kanada bricht der Schwarzmarkt ein. Das ist ein weiterer Fakt die-
ser Studie. Es ist also nicht so, dass aufgrund der geplanten Regelung ein 
Schwarzmarkt weiter prosperiert, sondern er nimmt kontinuierlich ab, und zwar auf 
nunmehr knapp 7 %.

Ein weiterer Punkt ist, dass, sieht man sich die genaueren Zahlen an, die Kon-
sumfreudigkeit – man höre und staune – vor allem bei den 16- bis 19-Jährigen 
deutlich abnimmt.

(Beifall bei der FDP)
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Das bedeutet, dass in Kanada der Cannabiskonsum seit der Legalisierung zurück-
gegangen ist, obwohl die Preise auf dem legalen Markt höher sind. Das ist auf der 
einen Seite bezeichnend. Auf der anderen Seite haben wir einen stabilen Trend 
weg vom Schwarzmarkt.

Kanada hat durch die Legalisierung in puncto Jugendschutz nachweislich Fort-
schritte gemacht. Das ist ein weiteres erstaunliches Ergebnis dieser Studie. Dar-
über hinaus konnte festgestellt werden, dass die Jugendlichen deutlich weniger 
konsumieren. Das hatte ich bereits gesagt.

Überträgt man dieses System auf Deutschland – denn Deutschland hat ein ähnli-
ches Konzept wie Kanada –, würde neben einer regelmäßigen Kontrolle in den Ge-
schäften natürlich auch dahin gehend kontrolliert, dass keine Abgabe an Jugendli-
che unter 18 Jahren erfolgt. Ferner hätten wir weder weitere potenzielle Kontakte 
mit dem kriminellen Milieu noch darüber hinausgehende Kontakte zu anderen Dro-
gen. Wir hätten – das erwarte ich – ein Werbeverbot. Wir hätten entsprechende 
Warnhinweise. Wir hätten eine verstärkte Prävention und Aufklärung in den Schu-
len.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist das Thema Psychosen, die nicht häufiger auftreten 
als bei Jugendlichen, die gleichzeitig Alkohol konsumieren. Auch das muss man 
bitte beachten.

Wir hätten vor allem Produktinformationen. Bei Medikamenten könnte man dies 
Beipackzettel nennen. Wir hätten eine sichere Lieferkette. Wir hätten keine Zusatz-
substanzen. Wir hätten keine verunreinigenden Giftstoffe oder Ähnliches wie 
Schimmel und Fungizide, sondern wir hätten eine reine, kontrollierte Abgabe. Das 
heißt für mich: Bitte dieses Thema sachlich und wissenschaftlich behandeln, aber 
nicht so, wie es die AfD-Partei gemacht hat, nämlich mit Populismus.

(Beifall bei der FDP sowie Abgeordneten der GRÜNEN)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Bleiben Sie bitte noch am Mik-
rofon. Wir haben noch eine Meldung zu einer Zwischenbemerkung des Kollegen 
Seidenath vorliegen. Herr Seidenath, bitte schön.

Bernhard Seidenath (CSU): Sehr geehrter Herr Kollege Dr. Spitzer, lieber Domi-
nik, erste Frage: Du bist Arzt. Kannst du als Arzt den Konsum von Cannabis zu 
Rauschzwecken gutheißen? Zweite Frage: Die Argumentation klang fast so, als 
müssten wir den Ladendiebstahl legalisieren, damit er zurückgeht. Heißt das: 
Wenn ich den Ladendiebstahl legalisiere, wird er zurückgehen? So habe ich die Ar-
gumentation gerade verstanden.

(Zuruf von der SPD: So ein Schmarrn!)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Bitte schön.

Dr. Dominik Spitzer (FDP): Auf den zweiten Teil gehe ich jetzt nicht ein, weil ich 
ihn nicht wirklich verstanden habe. Aber das können wir gerne klären. Ich habe die 
einen oder anderen Punkte aus der Studie aufgezählt. Wir werden nach der Legali-
sierung von Cannabis eine Evaluation der Bundesregierung haben. Das ist für 
mich ein wichtiger Punkt. Die Studieninhalte sind durchweg positiv. Daher verstehe 
ich nicht, wie man sich dem so verschließen kann. Wir beide können uns gerne auf 
den Weg machen, um diese Studie gemeinsam durchzugehen. Dann können wir 
vielleicht Schlüsse daraus ziehen, die uns beide bezüglich einer Legalisierung von 
Cannabis überzeugen werden. Ich glaube, die Daten sind klar. Von daher kann 
man das aus meiner Sicht auch medizinisch gut vertreten.
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(Beifall bei der FDP und den GRÜNEN)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Vielen Dank. – Es gibt keine 
weiteren Zwischenbemerkungen. Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 
Damit ist die Aussprache geschlossen. 

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung. Ich darf Sie bitten, Ihr Kästchen zur 
Hand zu nehmen. Die Abstimmungszeit beträgt drei Minuten. Ich eröffne die Ab-
stimmung jetzt.

(Namentliche Abstimmung von 18:00 bis 18:03 Uhr)

Hat jemand noch nicht abgestimmt? – Das sehe ich nicht. Damit schließe ich die 
Abstimmung. Das Ergebnis gebe ich nach Auszählung bekannt. – 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich gebe das Abstimmungsergebnis zum Antrag 
der AfD-Fraktion betreffend "Cannabislegalisierung stoppen – Kinder schützen und 
Sicherheit der Bürger gewährleisten!", Drucksache 18/23845, bekannt: Mit Ja 
haben 13 Abgeordnete gestimmt, mit Nein haben 134 Abgeordnete gestimmt, 
Stimmenthaltungen: null. Damit ist der Antrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Hiermit schließe ich die Sitzung. Bis morgen früh! 

(Schluss: 18:05 Uhr)
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